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Das verfaſſungsrecht des nationalen volksſtaats. 


Von Dr. Kurt v. Bohlen, Berlin. 


1 


Das Verfaſſungsrecht des nationalen Volksſtaats liegt 
heute in ſeinen Grundfeſten vor. Es baut ſich auf dem Geſetz 
zur Behebung der Not von Volk und Reich v. 24. März 1933 
(RGBl. I, 141), dem ſog. Ermächtigungsgeſetz auf. Dieſes 
entſpricht aber nicht dem Typus ſonſtiger Ermächtigungs⸗ 
geſetze. Es handelt ſich hier in Wahrheit um das nationale 
Grundgeſetz, um die vorläufige Verfaſſung der na⸗ 
tionalen Revolution!). Deren Aufgabe iſt es, die 
Schaffung des neuen, von dem bisherigen Verfaſſungsrecht ab⸗ 
weichenden Verfaſſungsrechts in nationalſozialiſtiſchem Geiſte 
zu ermöglichen. 

Der Verfaſſungsneubau konnte nicht durch das ſchwer⸗ 
fällige Geſetzgebungsverfahren der Weimarer Verfaſſung ge⸗ 
ſchehen. Deshalb wird zunächſt durch das nationale Grund⸗ 
geſetzein neuer Reichsgeſetzgeber geſchaffen: gemäß 
Art. 1 können Reichsgeſetze auch von der Reichsregierung be⸗ 
ſchloſſen werden. Dieſe tritt nunmehr als Reichsgeſetzgeber 
neben Reichstag (RT.) und Reichsvolk und neben dem 
Erſatzgeſetzgeber nach Art. 48 Abſ. 2 RVerf. Daher ſind die 
Geſetze der Reichsregierung (vereinfachte oder Regierungs⸗ 
geſetze genannt) ſog. Geſetze im formellen Sinne. Sie können 
jeden Geſetzesvorbehalt ausfüllen und daher auch ergehen, wo 
die RVerf. die Geſetzesform für nicht rechtſetzende Tätigkeit vor⸗ 
ſchreibt, 3. B. für die Feſtſtellung des Haushaltsplans nach 
Art. 85 Abſ. 2 Verf. und die Beſchaffung von Geldmitteln im 
Wege des Kredits gemäß Art. 87 RVerf. Um Zweifel auszu⸗ 
ſchalten, aber überflüſſigerweiſe?) wird die Zuläſſigkeit der 
Regierungsgeſetzgebung auf dieſen Gebieten der nur formellen 
Geſetzgebung in Art. 1 Satz 2 ausdrücklich beſtimmt. 

Die Regierungsgeſetze ſind aber nicht auf das Gebiet 
ber einfachen Reichsgeſetzgebung beſchränkt. Nach Art. 2 können 
die von der Reichsregierung beſchloſſenen Reichsgeſetze von 
der Verf. abweichen. Darunter iſt nicht nur die Befugnis zu 
verſtehen, verfaſſungsgeſetzliche Beſtimmungen im Einzelfall 
du durchbrechen s). Die Reichsregierung ſoll ja gerade neues, 
materielles Verfaſſungsrecht an die Stelle des bisherigen 
Wen. Sie ſoll nicht nur Reichsgeſetzgeber, ſondern auch 
eihöverfaffungsgefeßgeber ſein ). Das Reichsſtatt⸗ 
haltergeſetz 3. B. Schafft als formell- und materiellgültiges 

) Carl Schmitt, Das REIHÖ. (ergänzte Ausgabe) S. 9. 
garl eg llinek, Verfaſſungsneubau in: Reich u. Länder S. 131; 
Reich mitt, Das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und 

eich in DJ g. 1933, 455 f. 
So Jellinek a. a. O. S. 131. 
„So Carl Schmitt: DIE. a. a. O Sp. 456; a. A. 


Ausgabe er 1 Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich lergänzte 


Verfaſſungsgeſetz neues Verfaſſungsrecht und ſteht nicht nur 
als Durchbrechung oder Ausnahme neben der Weimarer 
Verf. 5). 

Als Reichsverfaſſungsgeſetzgeber ſind der Reichsregierung 
jedoch beſtimmte Grenzen geſetzt: Die inſtitutionelle Ga⸗ 
rantie des RT. und Reichsrats (RR.) ſoll gewahrt, die 
Rechte des Reichspräſidenten (RPräſ.) ſollen unberührt bleiben. 
Die Beſeitigung ſämtlicher verfaſſungsmäßiger Zuſtändigkeiten 
würde praktiſch die Beſeitigung der Einrichtung von RT. 
und RR. als ſolcher bedeuten s). Eine Anderung einzelner Zu⸗ 
ſtändigkeiten und der Zuſammenſetzung von RT. und RR. 
berührt indeſſen die inſtitutionelle Garantie nicht. Entſcheidend 
iſt, daß jedenfalls ſolche Beſtimmungen nicht unantaſtbar ſind, 
gegen die ſich gerade der Kampf der nationalen Revolution 
gerichtet hat“). Anderungen des Wahlrechts heben die Ein⸗ 
richtung des Reichstages als ſolche nicht auf. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Verhältniswahl, über das Wahlalter, die 
Unmittelbarkeit der Wahl und das Frauenwahlrecht z. B. ſind 
abänderbar. Die Einführung eines Mehrſtimmenrechts etwa 
für Kriegsteilnehmer oder Kinderreiches) wäre möglich. Die 
Vorſchriften über Mißtrauensvoten, insbeſ. über das Selbſt⸗ 
verſammlungsrecht des RT., über Unterſuchungs ausſchüſſe und 
Abgeordnetenimmunität, (bezüglich deren bereits eine einzelne 
Regelung im Geſetz über die Immunität der Abgeordneten 
v. 23. Juni 1933 [RGBl. I, 391] erfolgt iſt), können beſeitigt 
werden. Ausſchlaggebend iſt für alle Fragen, daß der Reichs ⸗ 
tag eine wirkliche Vertretung des geſamten Vol⸗ 
kes bleiben muß. Das Beſtehen politiſcher Parteien iſt dafür 
keineswegs Vorausſetzung, insbeſ. iſt auch ein Ausſchluß 
ſtaats⸗ und volksfeindlicher Parteien (Kommuniſten und So⸗ 
zialdemokraten) ohne weiteres möglich. 

Die inſtitutionelle Garantie des Reichs rates beſagt 
nur, daß zur Vertretung der deutſchen Länder bei Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung des Reichs ein RR. beſtehen muß. 
Der augenblickliche Beſtand der deutſchen Länder oder deren 
Rechtsnatur iſt damit nicht geſichert. 

Im Gegenſatz zum RT. und RR. iſt der RPräſ. nicht 
nur als Inſtitution, ſondern mit ſeinen geſamten Rechten 
geſchützt. Die Art 41 ff. RVerf. ſollen unberührt bleiben. 
Der RPräſ. behält alſo das Recht der Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Mitglieder der Reichsregierung. Er vertritt das 
Reich völkerrechtlich und übt die weiteren, ihm nach Art. 45 
RVerf. zuſtehenden Befugniſſe aus. Er ernennt und entläßt 


5) Carl Schmitt, REIHG. S. 22. 

6) Medicus, Programm der Reichsregierung und ErmächtG. 
S. 18. 

) Ule, Ermächtcß. und RT., R.⸗ u. PrVerwBl. 1933, 604 ff. 

) Nicolai, Grundlagen der kommenden Verfaſſung S. 65. 
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die Beamten, hat den Oberbefehl über die Armee, das Be⸗ 
gnadigungsrecht für das Reich und die Rechte aus Art. 48 
RVerf. Allerdings ſind nur die „Rechte des RPräſ.“ ge⸗ 
ſchützt, nicht etwa das geſamte Reichspräſidentenrecht. Ein 
Regierungsgeſetz kann deshalb die Stellvertretungsfrage ab⸗ 
weichend von Art. 51 RVerf. regeln“). 

Die von der Reichsregierung beſchloſſenen Reichsgeſetze 
werden vom Reichskanzler ausgefertigt und im RGBl. ver⸗ 
kündet. Eine Gegenzeichnung durch den RPräſ. nach Art. 50 
RVerf. erfordert das Geſetz nicht. Der federführende Miniſter 
zeichnet wie gewöhnlich das Geſetz mit. Die Art. 68 —77 Aerf. 
finden auf die Regierungsgeſetze keine Anwendung. Dieſe 
treten entgegen Art. 71 RVerf. mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. Ein Ausſetzungsverlangen einer 
Reichstagsminorität (Art. 72), die Anordnung eines Volks⸗ 
entſcheids (vgl. aber das Geſetz über Volksabſtimmung vom 
14. Juli 1933) oder ein Reichsratseinſpruch (Art. 74) iſt nicht 
möglich. 

Dieſe inhaltlich unbegrenzte Ermächtigung iſt auf die 
Dauer von vier Jahren begrenzt. Sie tritt gemäß Art. 5 mit 
dem 1. April 1937 außer Kraft. 2 

Träger der außerordentlichen Befugniſſe ift nach Art. 5 
nur die gegenwärtige Reichsregierung, ſolange ſie 
nicht durch eine andere abgelöſt wird. 

Ein Wechſel in der Perſon des Reichskanzlers hebt die 
Identität der gegenwärtigen Reichsregierung ohne weiteres 
auf. Perſonelle Einzelveränderungen dagegen bewirken noch 
keine Ablöſung der Regierung, folange dieſe „Ausdruck eines 
nationalen einheitlichen politiſchen Willens, der den ſtaats⸗ 
und verfaſſungsſtörenden Methoden des bisherigen Mehr⸗ 
parteienſtaats ein Ende macht“ (Carl Schmitt) 10) iſt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt aber bei der Perſönlichkeit des Führers als 
Reichskanzler ohne weiteres gewährleiſtet, ſo daß auch die 
Abberufung von Einzelperſönlichkeiten, die zunächſt an dem 
plebiſzitären Vertrauensvotum des 5. März 1933 teilge⸗ 
nommen haben, nicht die Identität der gegenwärtigen Re⸗ 
gierung aufhebt. 

Bei Außerkrafttreten der Ermächtigung des nationalen 
Grundgeſetzes bleiben die erlaſſenen Maßnahmen beſtehen. 


II. 

In Ausführung der auf die nationale Regierung über⸗ 
tragenen Befugniſſe iſt nun bedeutſames Verfaſſungsrecht ent⸗ 
ſtanden. An der Spitze ſteht das ſog. Reichsſtatthaltergeſetz, 
der Eckpfeiler der neuen Reichsgewalt. 

1. Zeitlich geht voraus das vorläufige Geſetz zur Gleich⸗ 
ſchaltung der Länder mit dem Reich (1. Gleichſchaltungs⸗ 
geſetz) v. 31. März 1933 (RGBl. I, 153). Dieſes gewähr⸗ 
leiſtet die Gleichſchaltung der Landesparlamente und der 
Selbſtverwaltungskörper der Länder. Es gliedert ſich in 
drei Hauptabſchnitte: Vereinfachung der Landesgeſetzgebung 
(88 1—3) und Gleichſchaltung der Volksvertretung der Länder 
(2. Abſchnitt, 88 4—11) und der gemeindlichen Selbſtverwal⸗ 
tungskörper (3. Abſchnitt, 88 12—17). 

a) Zunächſt wird auch für die Länder entſprechend der 
Regelung im Reich ein vereinfachter Geſetzgebungsweg ge⸗ 
ſchaffen. Bisher waren den Ländern für ihre Geſetzgebung 
folgende Möglichkeiten gegeben: Beſchlußfaſſung durch den 
Landtag entſprechend den einzelnen Landesverfaſſungen, fer⸗ 
ner Volksentſcheid und (als außerordentliche Maßnahmen) 
das Notverordnungsrecht der Landesregierungen nach Maß⸗ 
gabe der Landesverfaſſungen und das Notverordnungsrecht 
der Landesregierungen auf Grund der Dietramszeller Not BO. 
v. 24. Aug. 1931 (RGBl. I, 453). Dieſe Möglichkeiten bleiben 
beſtehen. Außerdem werden nunmehr aber die Landes⸗ 
regierungen gemäß 81 ermächtigt, Landesgeſetze zu be⸗ 
ſchließen. Die Landesregierung wird damit vollberechtigter 
Geſetzgeber. Die von jener zu beſchließenden Geſetze können 
alles erfaſſen, was Gegenſtand des in den Landesverfaſſungen 
vorgeſehenen Geſetzgebungsverfahren fein kann 11), auch Maß⸗ 
nahmen nicht rechtsſetzender Natur, die ein formelles Landes⸗ 
geſetz erfordern (Haushaltsplan, Kreditaufnahme uſw.). 


9) Zweifelnd Jellinek a. a. O. S. 133. 
100 Carl Schmitt: Dig. S. 458. 
11) Kaiſenberg, Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich S. 8. 


Die von der Landesregierung beſchloſſenen Landesgeſetze 
können auch von der Landesverfaſſung abweichen, 
jedoch nur inſoweit, als es zur Neuordnung des Aufbaus 
der Verwaltung einſchließlich der gemeindlichen Verwaltung 
und zur Neuregelung von Zuſtändigkeiten erforderlich iſt. 
Der verfaſſungsmäßige Neubau in den Ländern ſoll nicht 
Gegenſtand der vereinfachten Landesgeſetzgebung ſein. Vor⸗ 
ſorglich beſtimmt § 2 Abſ. 2, daß die Einrichtungen der ge⸗ 
Rn Körperſchaften als ſolche nicht berührt werden 
dürfen. 

Die den Landesregierungen erteilte Ermächtigung iſt 
alſo enger als die, die der Reichsregierung durch das na⸗ 
tionale Grundgeſetz gegeben iſt. Denn die Regierungsgeſetze 
des Reiches können allgemein von der RVerf. abweichen, ſoweit 
nicht die Einrichtung des RT. und des RR. als ſolche und 
die Rechte des RPräſ. berührt werden. Andererſeits ſtellt die 
vereinfachte Landesgeſetzgebung eine wirkſame Ergänzung der 
Ermächtigung auf Grund der Dietramszeller VO. dar. Dieſe 
iſt allerdings hinſichtlich des Reichsrechts weitergehend als 
die des 1. Gleichſchaltch. Auf Grund der Dietramszeller VO. 
find die Landesregierungen Diktaturgehilfen des RPraſ. 12) 
und können daher im Rahmen der ihnen vom RPräſ. er⸗ 
teilten Ermächtigung alles das tun, was dieſer ſelbſt auf 
Grund der Diktaturgewalt vornehmen darf. Sie ſind dabei 
an reichs rechtliche Vorſchriften nicht gebunden. Hinſicht⸗ 
lich der Befugnis zur Abweichung vom Landesrecht geht 
dagegen die Ermächtigung des 1. Gleichſchalt G. weiter, weil 
die Dietramszeller VO. beſtimmt, daß die Landesregierungen 
nur zum Ausgleich der Haushalte ihres Landes und der 
Gemeinden vom beſtehenden Landesrecht abweichen dürfen. 
Alle dieſe Möglichkeiten geben den Ländern Handhabe genug, 
ſo ſchnell als möglich die zum Neubau des Staates erforder⸗ 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

b) Die Landesparlamente und die gemeindlichen Körper⸗ 
ſchaften find inzwiſchen nach Maßgabe der 88 4ff. des 1. Gleich⸗ 
ſchalt. gebildet worden. Der Preuß. Landtag war bereits 
am 5. März 1933 gewählt, die preuß. gemeindlichen Körper⸗ 
ſchaften waren am 12. März 1933 geſchaffen worden. Grund⸗ 
lage für die den einzelnen Parteien zufallenden Sitze außer⸗ 
halb des ſchon gewählten Preuß. Landtages und der preuß. 
Selbſtverwaltungskörper war das Ergebnis der Reichstagswahl 
v. 5. März 1933 (84), wobei allerdings die Mitgliederzahl 
ſämtlicher Landesparlamente und gemeindlichen Selbſtver⸗ 
waltungskörper etwas vermindert wurden. Damit wurde 
gleichzeitig die alte Forderung nach Einſchränkung der geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften erfüllt. In den 88 5ff. des Geſetzes 
iſt das Verteilungsverfahren näher geregelt, das jetzt nicht 
mehr intereſſiert. Die auf Wahlvorſchläge der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei entfallenden Sitze wurden nicht zugeteilt (5 4 
Abſ. 2). Die Zuteilung von Sitzen auf Wahlvorſchläge der 
SPD. iſt gemäß der VO. zur Sicherung der Staatsführung 
v. 7. Juli 1933 (RGBl. I, 462) unwirkſam. 

Die auf Grund des 1. Gleichſchalt G. neu gebildeten Par⸗ 
lamente, der Preuß. Landtag und die gemeindlichen Selbſt⸗ 
verwaltungskörpet (auch in Preußen) gelten mit dem 5. März 
1933 als auf vier Jahre gewählt. Ein vorherige Auflöſung 
der Landesparlamente iſt gemäß 8 8 Satz 2 unzuläaſſig, 
während eine Auflöſung der Selbſtverwaltungskörperſchaften 
der Gemeinden durch die Staatsaufſichtsbehörden möglich iſt, 
da im 8 15 eine dem 8 8 Satz 2 entſprechende Vorſchrift 


lt. 

Eine Auflöſung des RT. bewirkt ohne weiteres die Auf⸗ 
löſung der Volksvertretungen der Länder. Dies gilt nicht 
nur für den gegenwärtigen RT. Jede Auflöſung eines RT. 
zieht zukünftig automatiſch die Auflöſung der Landesparla⸗ 
mente nach ſich. Für den RT., den Preuß. Landtag und die 
gemeindlichen Selbſtverwaltungskörperſchaften in Preußen, 
die infolge der Wahlen am 5. und 12. März 1933 die 
Gleichſchaltung nicht betraf, wird die Zuteilung auf Wahl⸗ 
vorſchlägen der Kommuniſtiſchen Partei beſonders für unwirk⸗ 
ſam erklärt (88 10, 17 Abſ. 2) und Entſprechendes für die 
Zuteilung von Sitzen auf Wahlvorſchläge der SPD. (im RT. 


12) Spangenberg, Die Bedeutung der Gleichſchaltungsgeſetze 
für die Geſetzgebung und die Finanzpolitik der Lander in: Reich und 
Länder S. 144. 
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auch der Staatspartei, da deren Abgeordnete auf Wahlvor⸗ 
ſchlägen der SPD. gewählt worden find) gemäß 88 1 u. 2 
der BD. zur Sicherung der Staatsführung beſtimmt. 

2. Damit iſt die Gleichſchaltung der Länder mit dem. 
Reich in parlamentariſcher Beziehung vollzogen. 
Dies reicht indeſſen, wie die Erfahrung vergangener Jahre 
gelehrt hat 18), nicht aus, um alle Schwierigkeiten im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Reich und Ländern auszuſchalten. 

Das zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit 
dem Reich ſtellt deshalb die einheitliche Politik im 
Reich und Ländern ſicher, ſchaltet alſo die Staatsführung des 
Reiches mit der der Länder gleich. 

Zu dieſem Zwecke werden in den deutſchen Ländern 
Reichsſtatthalter (NSLH.) als Organe des Reiches vom RPräſ. 
auf Vorſchlag des Kanzlers ernannt, wobei die kleineren 
Länder, deren jedes weniger als zwei Millionen Einwohner 
hat, einen gemeinſamen RStH. erhalten können. Für Preußen 
iſt eine Sonderregelung in Weiterbildung bismarckſcher Staats⸗ 
kunſt getroffen worden 1). 

Der NStH. darf nicht gleichzeitig Mitglied der Landes⸗ 
regierung fein (§ 2 Abſ. 1 Satz 1). Dieſe Inkompatibilität 
macht den RStH. gegenüber dem Lande unabhängig und 
ſichert die Unterſcheidung von Reich und Land. Der REtH. 
ſoll den Verhältniſſen des Landes, in dem er die Befugniſſe 
der Reichs⸗ und Landesgewalt ausübt, nahe ſtehen. Deshalb 
ſoll er dem Lande angehören, deſſen Staatsgewalt er ausübt. 
Der für mehrere Länder gemeinſame RStH. ſoll Angehöriger 
eines dieſer Länder ſein. Als Gegenmittel gegen etwaige „par⸗ 
tikulariſtiſche Verpflichtungen des RSt H. mit den territorialen 
Intereſſen feines Landes“ (Carl Schmittrs) iſt die Amts⸗ 
dauer des RStH. beſchränkt. Er wird für die Dauer einer 
Landtagsperiode ernannt. Einheitlichkeit für alle Länder iſt 
hier dadurch herbeigeführt, daß alle Landtage mit dem 
5. März 1933 auf vier Jahre gewählt ſind (8 8 Satz, 1. Gleich⸗ 
Ihalt®.), eine vorzeitige Auflöſung unzuläſſig iſt (8 8 Satz 2 
a. a. O.), und die Reichstagsauflöſung ohne weiteres Auf⸗ 
löſung der Landesparlamente zur Folge hat (§ 11 a. a. O.). 
Der RSLH. kann auch jederzeit abberufen werden (8 3 
Satz 2). Die Abberufung erfolgt (wie die Ernennung) auf 
Vorſchlag des Reichskanzlers durch den RPräſ. und bedarf 
gemäß Art. 50 RVerf. der Gegenzeichnung des Reichskanzlers. 
Im übrigen finden auf das Amt des RStH. die Vorſchriften 
des RMincg. v. 27. März 1930 ſinngemäße Anwendung. Das 
gilt insbeſ. auch hinſichtlich der den Reichsminiſtern in dieſem 
Geſetze auferlegten Pflichten. Die Einrichtung eines RStH. 


iſt unvereinbar mit der Einrichtung eines Staatspräſidenten 
in den Ländern. Soweit die Landesverfaſſungen das Amt 
eines Staatspräſidenten vorſehen, treten die Beſtimmungen 
mit der Ernennung eines RStH. außer Kraft (8 6). Die 
Einrichtung beſonderer Staatspräſidenten beſtand in den deut⸗ 
ſchen Ländern nicht. In Württemberg, Baden und Heſſen 
übte der Miniſterpräſident zugleich das Amt eines Staats⸗ 
präſidenten aus. In Württemberg hatte der Miniſterpräſident 
auf Grund der Landesverfaffung in ſeiner Stellung als 


— 


Staatspräſident noch beſondere Kompetenzen. 


Die Aufgaben des RSt H. find doppelter Art. 
Er hat für die Beobachtung der vom Reichskanzler auf⸗ 
geſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen (Allgemeine Gleich⸗ 
ſchaltungsaufgabe). Inſoweit übt er die Befugniſſe der 
Aeichsgewalt aus. Er kann Auskünfte verlangen, auch 
Hinweiſe geben, notfalls Warnungen erteilen und Streitig⸗ 
keiten ſchlichten 1s). Aber auch das Land erhält durch den 
RStß. eine neue wertvolle Verbindung zum Reich, die 
Kaas leicht noch einen beſſeren Weg als den Weg über den 
Präſ“ darſtellt, „um Anregungen bei der Reichsleitung 
anzubringen“ 17). 
übe Weitere Befugniſſe der Reichsgewalt find dem RSt H. 
ertragen worden durch das Geſetz über Titel, Orden, 
1 v. 7. April 1933 (RGBl. I, 180). 

ane ü i i 

. übt der RStH. beſtimmte Befugniſſe 


2 Treffend: E. R. Huber, Reichsgewalt und SCH. S. 30 ff. 
1% Bilfinger, Das REIH®. in DIL. 1933, 584. 
2 Carl Schmitt, RStHG. S. 16. 
1 Carl Schmitt, REtHE. S. 17. 
Bilfinger a. a. O. Sp. 586. 


der Landesgewalt aus. Auch bei Ausübung dieſer Be⸗ 
fugniſſe (beſondere Gleichſchaltung) ift er Reichsorgan und 
wird er namens und im Auftrage des Reiches tätig. Damit 
it der Grundſatz des Art. 5 Verf. durchbrochen, wonach 
die Staatsgewalt in Reichsangelegenheiten von Reichsorganen, 
in Landesangelegenheiten von Landesorganen ausgeübt wird. 
Es handelt ſich um ſechs beſondere Gruppen von Befugniſſen: 

1. Ernennung und Entlaſſung des Vorſitzenden und auf 
deſſen Vorſchlag der übrigen Mitglieder der Landes⸗ 
regierung. Politiſch iſt dies die wichtigſte Befugnis. 

2. Das Landtagsauflöſungsrecht, das allerdings zur Zeit 
ohne praktiſche Bedeutung iſt (vgl. 8 8 1. Gleichſchaltch.). 

3. Ausfertigung und Verkündung von Landesgeſetzen, und 
zwar ſowohl der ordentlichen Geſetzgebung wie der von 
der Landesregierung beſchloſſenen Geſetze. Ein Einſpruchs⸗ 
recht hat der RStH. nicht, ſondern nur die politiſche 
Möglichkeit 1s), innerhalb feiner Befugniffe in der Ver⸗ 
kündungsfriſt (Art. 70 RVerf.) ſeinen Einfluß gegen das 
Geſetz geltend zu machen. 

4. Ernennung und Entlaſſung von Landesbeamten, ſoweit 
ſie bisher durch die oberſte Landesbehörde erfolgte. 

5. Das Begnadigungsrecht, das nunmehr (auch wenn der 
RStH. feine Kompetenz in Einzelfällen auf das Juſtiz⸗ 
miniſterium des Landes delegiert) im Namen des Reichs 
ausgeübt werden muß. Die Zuläſſigkeit teilweiſer Delega⸗ 
tionen des Begnadigungsrechts (wie auch des Ernennungs⸗ 
und Entlaſſungsrechts von Landesbeamten [81 Abſ. 1 
Ziff. 4 u. 5] iſt zur Entlaſtung des RStH. durch And. 
v. 26. Mai 1933 ausdrücklich klargeſtellt. 

6. Der NStH. kann ſchließlich in den Sitzungen der Landes⸗ 
regierungen den Vorſitz übernehmen. 

Die Vertretung des Landes als ſolches ſteht dem NStH. 
nicht zu. Dieſe Befugnis haben allein die Mitglieder der 
Landesregierung. Dieſe behalten auch das Inſtruktionsrecht 
für die Bevollmächtigten zum Reichsrat. 

Preußen hat keinen Statthalter. In Preußen 
übt der Reichskanzler die Befugniſſe eines RStH. aus. Er 
kann die Ausübung der Befugniſſe bezüglich Ausfertigung 
und Verkündung von Landesgeſetzen, der Ernennung und 
Entlaſſung der Beamten und des Begnadigungsrechts (81 
Abſ. 1 Ziff. 3—5) auf den preuß. Miniſterpräſidenten dele⸗ 
gieren, was durch Erlaß v. 25. April 1933 (RGBl. I, 226) 
geſchehen iſt. Nach § 2 des Gef. über Titel, Orden und Ehren⸗ 
zeichen werden in Preußen Titel uſw. vom preuß. Miniſter⸗ 
präſidenten verliehen. 

Die Mitglieder der Reichsregierung können gleichzeitig 
Mitglieder der preuß. Landesregierung ſein. Die nicht durch⸗ 
geführte Perſonalunion zwiſchen Reichskanzler und preuß. 
Miniſterpräſidenten hätte alter bismarckſcher Staatspraxis 
entſprochen. Indeſſen iſt in der jetzigen Regelung infolge 
Übertragung einzelner Befugniſſe auf den preuß. Miniſter⸗ 
präſidenten praktiſch eine nicht ſo weſentliche Abweichung von 
der Staatspraxis Bismarcks zu ſehen, zumal der Reichs⸗ 
kanzler das Recht hat, den preuß. Miniſterpräſidenten zu 
ernennen und abzuberufen, und ſeine übrigen Befugniſſe als 
RSLH. ſich weitgehend mit den Befugniſſen eines Landes⸗ 
miniſterpräſidenten decken!?). Damit iſt das preußiſch⸗deutſche 
Problem in genialer Weiſe gelöſt. 

Gemäß 8 4 werden ſchließlich Mißtrauensbeſchlüſſe des 
Landtages gegen den Vorſitzenden oder Mitglieder der Lan⸗ 
desregierung für unzuläſſig erklärt. Art. 17 Abſ. 1 Satz 3 
RVerf., wonach die Landesregierungen des Vertrauens der 
Volksvertretung bedürfen, iſt damit aufgehoben. 

Die Frage nach der ſtaatsrechtlichen Stellung der Länder 
im Reich iſt mit dem RSt HG. wieder aktuell geworden. 
Niemals kann aber dieſes Problem jetzt dadurch praktiſche 
Bedeutung erlangen, daß die Länder in einem Konflikt mit 
dem Reich aus ihrer Staatenqualität Folgerungen ziehen 
und Vorteile auf Koſten des Reiches ſuchen. „Vom po⸗ 
litiſchen Konflikt aus geſehen, gibt es nur einen Staat, 
das Deutſche Reich“ (Carl Schmittee). Dann hat es 


15) Carl Schmitt, RStoG. S. 18. 

15) Medicus, Neuordnung von Reich und Ländern in: Reich 
und Länder S. 141. 

20) Carl Schmitt, RSthG. S. 12. 
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aber keinen vernünftigen Sinn mehr, die Staatenqualität 
der deutſchen Länder als ſtaatsrechtliches Problem zu be⸗ 
handeln. Die übliche Unterſuchung der Elemente des Staats⸗ 
begriffs (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt) in bezug auf 
die Glieder des Deutſchen Bundesſtaats vermag nicht mehr 
zu befriedigen, da ſie doch nur zu einem zweideutigen Einer⸗ 
ſeits⸗Andererſeits führt. Bezüglich der ſtaatsrechtlichen Stellung 
der Länder zum Reich kann heute nur noch etwas Negatives 
intereſſieren: Die Länder ſind nicht bloße Selbſtver⸗ 
waltungskörper. Die Bedeutung der Länder liegt nach 
den Worten des Führers nicht mehr auf ſtaats⸗ und macht⸗ 
politiſchem, ſondern auf ſtammes⸗ und kulturpolitiſchem Ge⸗ 
biete. Deshalb ſind die Länder auch heute noch mehr als 
höchftpotenzierte Selbſtverwaltungskörper. Dem trägt auch 
das RStHG. Rechnung. Die Länder haben, gerade weil fie 
etwas anderes als Selbſtverwaltungskörper ſind 21), einen 
NStH. (von der Sonderlöſung in Preußen abgeſehen). Die 
Befugniſſe des RStH. find genau abgegrenzt, fie dienen 
nur der politiſchen Führung der Landesgewalt durch das 
Reich, im übrigen übt das Land ſeine Befugniſſe nach Maß⸗ 
gabe der RVerf. und ſeiner Landesverfaſſung ſelbſt aus. 

3. Überraſchend ſchnell hat ſich auch der weitere Ver⸗ 
faſſungsneubau vollzogen. Es ſeien hier innerhalb der Be⸗ 
trachtung des neuen deutſchen Verfaſſungsrechts nicht 
weiter erörtert die vielen einſchneidenden Geſetze auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts, die die Verwaltung be⸗ 
treffen: die Maßnahmen zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums v. 7. April 1933, das Geſ. über den Widerruf 
von Einbürgerungen und Aberkennung der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit v. 14. Juli 1933, das Gef. über die Verfaſſung 
der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom gleichen Tage, das 
Geſetz über die Entziehung des kommuniſtiſchen Vermögens 
v. 26. Mai 1933 uſw., Geſetze, die teilweiſe noch ſpäterer 
Betrachtung vorbehalten bleiben müſſen. 

Hier ſeien nur noch erwähnt die Geſetze auf dem engeren 
Gebiete des Verfaſſungsrechts, die Bauſteine zum Verfaſſungs⸗ 
neubau des deutſchen Volksſtaats ſind. 

Die VO. über die vorläufige Regelung der Flaggen⸗ 
führung v. 31. März 1933 und die zweite VO. v. 22. April 
1933 (RGGBl. I, 179 u. 217) regeln das Recht der Flagge, 
das Symbol der Staatsgewalt nach innen und außen. Vereint 
ſind die Flaggen der ruhmreichen Vergangenheit und der 
kraftvollen Wiedergeburt der deutſchen Nation. 

Durch das Gef. über Titel, Orden und Ehrenzeichen v. 
7. April 1933 (RGBl. I, 180) werden Titel, Orden und 
Ehrenzeichen wieder eingeführt. Die entgegenſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen der RVerf. Art. 109 Abſ. 3—6 find damit auf⸗ 
gehoben. Die Abſchaffung der Titel, Orden und Ehrenzeichen 
war eine völlig verfehlte, insbeſ. auch im Verhältnis zum 
Ausland ſchädliche Maßnahme geweſen. Die Regierungen 


21) Carl Schmitt, R Sto. S. 20. 


des P. .cienbundesftaat3 hatten auch ſchon ſeit langem die 
Anderung des Art. 109 ins Auge gefaßt, ſich aber zu einer 
Neuregelung nicht aufraffen können. 

Die RPräſVoO. über die Verleihung von Auszeichnungen 
für die Errettung von Menſchen aus Lebensgefahr (Rettungs⸗ 
medaille) v. 22. Juni 1933 (RGBl. I, 411) regelt die 
Verleihung der Rettungsmedaille nunmehr in Anlehnung 
an das preuß. Vorbild von Reichs wegen. 

Durch das Geſ. v. 10. April 1933 (RGBl. I, 191) über 
die Einführung eines Feiertages der nationalen Arbeit wird 
der 1. Mai zu dieſem Feiertag beſtimmt. 

Das Gel. zum Schutze der nationalen Symbole v. 
19. Mai 1933 (RGBl. I, 285) wendet ſich gegen die miß⸗ 
bräuchliche Benutzung der Symbole der deutſchen Geſchichte, 
des deutſchen Staats und der nationalen Erhebung. Miß⸗ 
bräuchlich iſt die öffentliche Benutzung, wenn dieſe geeignet iſt, 
das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu verletzen. 

Das Geſ. über die Immunität der Abgeordneten v. 
23. Juni 1933 (RGBl. I, 391) trägt der längeren Vertagung 
des Reichstages und der Landtage Rechnung. Die nach Art. 37 
Abſ. 1 u. 2 RVerf. erforderliche Genehmigung des Hauſes 
kann durch einen Ausſchuß erteilt werden. Bis zur Bildung 
des Ausſchuſſes kann der Reichstagspräſident die Einleitung 
des Strafverfahrens genehmigen. Die Rechte nach Art. 37 
Abſ. 3 Verf. ſtehen dem Ausſchuß allein zu. 

Das Gef. über die Neubildung der Parteien v. 14. Juli 
1933 (RGBl. I, 479) enthält den hier verfaſſungsrechtlich 
intereſſierenden Satz: „In Deutſchland beſteht als einzige 
politiſche Partei die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter⸗ 
partei“ (§ 1 des Gef.). 

Das Gef. über Volksabſtimmung v. 14. Juli 1933 
(RGBl. I, 479) bietet einen neuen Weg zur Volksbefragung 
in Anlehnung an alte germaniſche Rechtsformen 22). Die 
Reichsregierung kann das Volk befragen, ob es einer von 
der Reichsregierung beabſichtigten Maßnahme zuſtimmt oder 
nicht. Die Maßnahme kann auch ein Geſetz ſein (8 1). In 
dieſem Fall iſt die Antwort des Volkes Rechtsſetzungsakt. Das 
Volk in ſeiner Geſamtheit wird zum Geſetzgeber. Die Volks⸗ 
befragung iſt aber nicht auf Geſetze beſchränkt. Auch bei 
politiſch bedeutſamen Fragen kann das Volk angerufen wer⸗ 
den. Stets entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Dies auch dann, wenn die Abſtimmung ein Geſetz betrifft, 
das verfaſſungsändernde Vorſchriften enthält. Die Maßnahme, 
der das Volk zugeſtimmt hat, wird vom Reichskanzler aus⸗ 
gefertigt und im Reichsgeſetzblatt verkündet (8 3). Das Geſetz 
ſtellt die Verbindung zwiſchen der nationalen Volksregierung 
und dem nationalen Volksganzen unter Ausſchaltung parla⸗ 
mentariſcher Ideen her s). 


22) Vgl. Kaiſenberg, Die Volksbefragung, R.⸗ u. PrVerwöl. 
1933, 581. 5 

2% Medicus bei Pfundtner⸗Neubert, Das neue deutſche 
Reichsrecht, Anm. 1 zu 8 1 des Geſetzes. 


Die Ausbürgerung. 


Geſetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutſchen Staatsangehörigkeit 
vom 14. Juli 1933 (RG Bl. I, 480). 


Von Rechtsanwalt Dr. Heinz Meilicke, Berlin⸗Charlottenburg. 


Das deutſche Staatsbürgerrecht, das im R.⸗ u. St An⸗ 
geh. v. 22. Juli 1913 kodifiziert iſt, ift zwanzig Jahre lang 
nahezu unberührt geblieben. Es war in ganz beſonderem 
Maße auf dem Gedanken der Staatsgemeinſchaft als einer 
Wehrgemeinſchaft aufgebaut. Als mit dem Inkrafttreten des 
Verſailler Friedensvertrages die wichtigſte mit der deutſchen 
Staatsangehörigkeit verbundene Pflicht, die Wehrpflicht, weg⸗ 
fiel, war die deutſche Staatsbürgerſchaft zu einem mit faſt 
keinen Pflichten verbundenen, aber mit zahlreichen Vorteilen 
ausgeſtatteten Status geworden, zumal auch die Steuerpflicht 
nicht mehr an die deutſche Staatsangehörigkeit, ſondern an 
wirtſchaftliche Momente anknüpfte. Es nimmt ſomit nicht 
wunder, daß nach dem Kriege ganz beſonders viele Ein⸗ 
bürgerungen in Deutſchland erſtrebt wurden, zumal nach deut⸗ 


ſchem Recht nicht, wie nach dem Recht vieler anderer Länder, 
z. B. Englands, ein mehrjähriger Wohnſitz in Deutſchland als 
Vorausſetzung der Einbürgerung verlangt wird. Die auf dieſe 
Weiſe vorgenommenen Einbürgerungen, ſoweit ſie unerwünſcht 
ſind, insbeſ. die Einbürgerung von Oſtjuden, durch einen 
Widerruf der Einbürgerung wieder rückgängig zu 
machen, iſt das Geſ. v. 14. Juli 1933 beſtimmt. Zugleich 
aber ſoll die mit der Staatsbürgerſchaft verbundene Treu⸗ 
pflicht, die früher insbeſ. in der Wehrpflicht ihren Aus⸗ 
druck fand, dem Staatsbürger wieder leibhaftig vor Augen 
geführt werden, und Verletzung dieſer Treupflicht wird jetzt 
mit Aberkennung der deutſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit geahndet. Da beide Rechtsinſtitute in ihrer recht⸗ 
lichen Wirkung nahezu gleich ſind, nämlich den Verluſt der 
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deutſchen Staatsangehörigkeit für die Zukunft herbeiführen, 
faſſe ich beide Inſtitute unter der Bezeichnung „Ausbür⸗ 
gerung“ zuſammen. 


A. Der Widerruf der Einbürgerung. 
I. Geſchichtliches. 

Der Widerruf von Einbürgerungen (Denaturalifation) 
iſt eine keineswegs ungewöhnliche Inſtitution. Während des 
Krieges eröffnete Frankreich durch ein Geſ. v. 7. April 1915 
die Reihe der Staaten, die Eingebürgerten feindlicher Ab⸗ 
ſtammung unter gewiſſen Umſtänden die Staatsangehörigkeit 
entzogen. Andere Staaten, insbeſ. auch Großbritannien, folg- 
ten (vgl. Guſtav Schwartz, „Das Recht der Staatsange⸗ 
hörigkeit in Deutſchland und im Ausland ſeit 1914“, Berlin 
1925, Seite 19 ff., 61 ff., 89 ff., 191 ff. u. a. m.). Groß⸗ 
britannien kennt noch heute einen Widerruf des Naturali⸗ 
ſationszertifikates, insbeſ. wenn dieſes erſchlichen ift (section 7 
Abf. 1 der British Nationality and Status of Aliens 
Acts, 1914, 1918, and 1922 [4 & 5 Geo. 5, c. 17; 8 K 9 
Geo. 5, C. 38; 12 & 13 Geo. 5, c. 44), während in Deutſch⸗ 
land nach der Rechtſprechung des PrO VG. nicht einmal eine 
erſchlichene Einbürgerung widerrufen werden konnte (sgl. 
Entſch. des OVG. Bd. 13 S. 408 ff.; vgl. auch Volk⸗ 
mann, Irrtum und Erſchleichung bei der Einbürgerung, 
Diſſ. Marburg 1931). 


II. Vorausſetzungen des Widerrufs. 


1. Nach 81 des Gef, können Einbürgerungen, die zwi⸗ 
ſchen dem 9. Nov. 1918 und dem 30. Jan. 1933 erfolgt 
ſind, widerrufen werden, wenn ſie nicht als erwünſcht an⸗ 
zuſehen ſind. Es bedarf alſo keiner Gründe, aus denen die 
Einbürgerung unerwünſcht wäre, vielmehr genügt zum Wi⸗ 
derruf ſchon das Fehlen poſitiver Anhaltspunkte dafür, daß 
der Eingebürgerte willkommen iſt. Nur Einbürgerungen kön⸗ 
nen widerrufen werden. Hat jemand durch Geburt oder An⸗ 
ſtellung im Reichsdienſt oder Staatsdienſt eines Landes nach 
§8 14, 15 StAngeh®. die deutſche Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben, ſo iſt ein Widerruf nicht möglich (wohl aber mög⸗ 
licherweiſe eine Aberkennung der Staatsangehörigkeit, ſiehe 
unten B; außerdem kann der Widerruf mittelbar Geburts⸗ 
deutfchen die Staatsangehörigkeit nehmen, unten III 3). Außer 
Tatſachen aus der Zeit vor der Einbürgerung ſind vor allem 
auch Umſtände zu berückſichtigen, die in die Zeit nach der 
Einbürgerung fallen. Das Geſetz ſchafft alſo nicht nachträglich 
eine Art Anfechtungstatbeſtand, ſondern will ſämtliche Ein⸗ 
bürgerungen in der Zeit v. 9. Nov. 1918 bis 30. Jan. 1933 
noch einmal einer Nachprüfung unterziehen (vgl. Hering: 
R- u. PrVerwrl. 1933, 623). Auch Tatumſtände aus der 
Zeit nach Inkrafttreten des Geſetzes (16. Juli 1933) dürften 
zu berückſichtigen ſein. 

„2. Die Entſcheidung ſoll nach völkiſch⸗nationalen Grund⸗ 
ſätzen erfolgen (VO. zur Durchf. des Gef. über den Wider⸗ 
ruf von Einbürgerungen und die Aberkennung deutſcher 
Staatsangehörigkeit v. 26. Juli 1933 RGBl. 1933, 538 
zu 81 Ziff. I]). Im Vordergrund ſtehen die raſſiſchen ſtaats⸗ 
dürgerlichen und kulturellen Geſichtspunkte für eine den Be⸗ 
langen von Reich und Volk zuträgliche Vermehrung der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung durch Einbürgerung. Die DurchfVO. zählt 
zwei Perſonengruppen auf, die für die Ausbürgerung „ins⸗ 
deſondere“ in Betracht kommen, bei denen alſo die Frage, ob 
le Einbürgerung erwünſcht iſt, regelmäßig verneint werden 
ſoll. Dieſe Gruppen ſind: 
. a) Oſtjuden, es ſei denn, daß fie auf deutſcher Seite 
an Weltkriege an der Front gekämpft haben (alſo auch als 
Soldaten der Verbündeten Deutſchlands) oder ſich um die 
zutſchen Belange beſonders verdient gemacht haben. Der 
Vegriff der Oftjuben dürfte raſſiſch, nicht nach der Zugehörig⸗ 
elt zur jüdiſchen Religion zu faſſen fein. Zu den Oſt⸗ 
Innen rechnen insbeſ. die aus Rußland und den ruſſiſchen 
un Dolgeſtaaten ſowie den Nachfolgeſtaaten der öſterreich⸗ 
e chen Monarchie leinſchließlich Rumäniens) ſtammen⸗ 
dern Juden. Aber auch Juden, die zunächſt in anderen Län⸗ 
ed etwa Holland oder Dänemark, ihren Wohnſitz begründet 
e dann nach Deutſchland gekommen ſind, dürften zu 
Da Oſtjuden im Sinne dieſer Beſtimmung zu rechnen ſein. 
gegen wird man die Nachkömmlinge von Oſtjuden, die ihr 


ganzes Leben außerhalb des Bezirkes des Oſtjudentums ver⸗ 
bracht haben, alſo in England geborene Kinder, von nach dort 
eingewanderten Oſtjuden nicht mehr als Oſtjuden bezeichnen 
können. Ihre Einbürgerung kann aber gleichwohl als nicht 
erwünſcht widerrufen werden. 

b) Verbrecher und Volksfeinde, nämlich Perſonen, die ſich 
eines ſchweren Vergehens oder ſchweren Verbrechens ſchuldig 
gemacht oder ſich ſonſtwie in einer dem Wohl von Staat und 
Volk abträglichen Weiſe verhalten haben (vgl. DurchfVO. zu 
$1 Ziff. 1 Abſ. 2 b). Auf Grund dieſer Beſtimmung wird man 
ſich insbeſ. ſolcher Perſonen entledigen können, die ſich ſeit 
ihrer Einbürgerung haben etwas zuſchulden kommen laſſen. 

3. Gewiſſe Perſonengruppen gelten nach den Durchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen als erwünſcht, und ihnen gegenüber ſoll 
deshalb, falls nicht beſondere Umſtände einen Widerruf der 
Einbürgerung angezeigt erſcheinen laſſen, ein Widerruf nicht 
ausgeſprochen werden. Es ſind dies 

a) Perſonen, die vor dem 9. Nov. 1918 Deutſche waren, 
ihre Staatsangehörigkeit aber auf Grund des Friedensver⸗ 
trages ohne ihr Zutun verloren haben, alſo die Bewohner 
der abgetretenen Gebiete (ſiehe Art. 36, 91, 112 u. a. m. BB.); 

b) Inhaber eines Einbürgerungsanſpruches nach dem 
StAngeh®. (des ſog. Reklamationsrechts), vgl. 88 10—12, 
30, 31, 34 StAngeh®. 

Wird aus befonderen Gründen die Einbürgerung von 
Perſonen, die einen Einbürgerungsanſpruch haben, wider⸗ 
rufen, ſo wird man annehmen dürfen, daß dieſe Perſonen 
nun nicht mehr auf Grund ihres nach dem StAngeh®. ge- 
gegebenen Einbürgerungsanſpruches erneut ihre Einbürgerung 
betreiben können; dieſer iſt vielmehr verbraucht. 

Zweifelhaft iſt es, wie es mit den Juden, die bei Inkraft⸗ 
treten des Friedensvertrages im abgetretenen Poſen und 
Weſtpreußen ſowie Oberſchleſien anſäſſig waren und fpäter 
noch eingebürgert worden ſind, gehandhabt werden ſoll. So⸗ 
weit dieſe bei Inkrafttreten des Friedensvertrages Deutſche 
waren, dürfte ein Widerruf der Einbürgerung regelmäßig 
nicht in Frage kommen. 


III. Wirkungen des Widerrufs. 


1. Durch den Widerruf verliert der Betroffene die deut⸗ 
ſche Reichs⸗ und jede Landesangehörigkeit, auch wenn er 
mach ſeiner Einbürgerung in einem Land gemäß 87 
St AngehGG. aufgenommen worden iſt. Iſt der Betreffende nach 
feiner Einbürgerung im Reichsdienſt oder Staatsdienſt an⸗ 
geſtellt geweſen, ſo ſchließt dies den Verluſt der Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeit des betreffenden Landes nicht aus; denn 
nicht durch die Anſtellung im Reichs⸗ oder Staatsdienſt, 
ſondern durch die Einbürgerung iſt er deutſcher Staats⸗ 
angehöriger geworden. 

Der Widerruf wirkt ex nunc, nicht ex 
tune in dem Sinne, daß der Ausgebürgerte fo zu behandeln 
iſt, als wäre er nie Deutſcher geweſen (ebenſo Hering: 
R. u. PrVerwBl. 1933, 623). Dieſe Anſicht iſt zwar nicht 
auf 81 Abſ. 2 des Geſetzes zu ſtützen, wonach der Widerruf 
mit der Zuſtellung der Verfügung oder mit ihrer Veröffent⸗ 
lichung im Kunz wirkſam wird; denn dieſe Vorſchrift be⸗ 
handelt nur den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Widerrufs⸗ 
verfügung und nicht deren Tragweite, wohl aber ſprechen 
mehrere Gründe für die ex nunc-Wirkung, obwohl im aus⸗ 
ländiſchen Recht, z. B. im engliſchen Recht (sect. 7 Abſ. 6 
der British Nationality and Status of Aliens Acts 1914 to 
1922) unter Umſtänden eine Rückwirkung der Widerrufs⸗ 
verfügung vorgeſehen iſt. 

Die Verleihung des deutſchen Staatsbürgerrechts ge⸗ 
ſchieht durch Verwaltungsakt, der nach deutſcher Rechts⸗ 
anſchauung grundſätzlich nur ex nune und nicht ex tune 
widerrufen wird (vgl. Walter Jellinek: Verwaltungsrecht, 
1928, S. 278, § 11 Ziff. 3d). Auch im Zivilrecht bezeichnet 
das Wort „Widerruf“ eine Willenserklärung, die zum Er⸗ 
löſchen des Rechtsverhältniſſes ex nunc und nicht ex tune 
führt (ſtreitig, wie hier Staudinger⸗Werner, II 2 vor 
§ 346 BOB.; v. Tuhr, Allgemeiner Teil Bd. I S. 201). 
Endlich würde eine Rückwirkung der Widerrufsverfügung zu 
ſehr unerwünſchten Folgerungen führen. Der Betroffene würde 
deutſcher Staatsangehöriger bleiben, wenn er nach ſeiner 
Einbürgerung im Reichs⸗ oder Staatsdienſt angeſtellt geweſen 
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iſt, weil er jetzt ſo zu behandeln wäre, als wäre er bei ſeiner 
Anſtellung Ausländer geweſen. Er brauchte, wenn er vor 
dem 31. März 1931 eingebürgert iſt, bei Aufgabe des in⸗ 
ländiſchen Wohnſitzes keine Reichsfluchtſteuer zu zahlen, und 
eine bereits entſtandene Reichsfluchtſteuer würde nachträglich 
wegfallen. Er könnte gemäß § 4 StGB. im Inland wegen 
der im Ausland als Deutſcher begangenen Straftaten nicht 
verfolgt werden. Praktiſch würde alſo der Betreffende zwar 
die Vorteile der deutſchen Staatsangehörigkeit genoſſen haben, 
ihrer Nachteile aber jetzt infolge der rückwirkenden Kraft der 
Widerrufsverfügung verluſtig gehen. 

3. Die Familienmitglieder der betroffenen 
Perſonen. Durch den Widerruf verlieren außer dem Einge⸗ 
bürgerten ſelbſt auch diejenigen Perſonen die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit, die ſie ohne die Einbürgerung nicht erworben 
hätten (§S 1 Abſ. 2 des Geſ.). Infolgedeſſen verlieren die 
Ehefrau, die bei Einbürgerung des Betroffenen nach § 16 
Abt. 2 StUngehG. die Staatsangehörigkeit erworben hatte, 
ſowie die bei der Einbürgerung vorhandenen Kinder, deren 
geſetzliche Vertretung dem Eingebürgerten kraft elterlicher Ge⸗ 
walt damals zuſtand, die Reichsangehörigkeit, aber auch die 
ſeit der Einbürgerung geborenen Kinder des Betroffenen ſo⸗ 
wie die ſeit der Einbürgerung ihm angetraute Ehefrau, die 
bis zu ihrer Heirat Ausländerin war, verlieren mit dem 
Widerruf die Staatsangehörigkeit, weil ſie ohne die Ein⸗ 
bürgerung des Betroffenen die deutſche Reichsangehörigkeit 
nicht erworben hätten (vgl. SS 4, 5, 6, 16 Abſ. 2 StAngeh®.). 
Die Beſtimmung kann unter Umſtänden zu Härten führen: 
Eine Tochter des Betroffenen hat einen Deutſchen geheiratet. 
Sie wird jetzt wieder Ausländerin, obwohl ſie, wenn die Ein⸗ 
bürgerung micht erfolgt wäre, durch die Heirat nach § 6 
St AngehcG. deutſche Staatsangehörige geworden wäre. 

Gegen die vorgenannten Familienmitglieder kann nach 
DurchfVO. zu § 1 Ziff. III der Widerruf auch ſelbſtändig 
erfolgen, wenn der Eingebürgerte ſelbſt verſtorben iſt oder 
ſeine Staatsangehörigkeit wieder verloren hat. 

4. Ob der Betroffene eine nichtdeutſche Staatsangehörig⸗ 
keit durch den Widerruf der deutſchen Einbürgerung erhält 
oder behält, richtet ſich nach außerdeutſchem Staatsrecht. Da 
die meiſten Länder aber den Grundſatz kennen, daß jemand 
durch Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit die eigene 
Staatsangehörigkeit verliert, dürften die in Deutſchland ein⸗ 
gebürgerten Perſonen, deren Einbürgerung jetzt widerrufen 
wird, durch die Einbürgerung ihre urſprüngliche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren haben. Durch den Widerruf der Ein⸗ 
bürgerung erwerben fie, da dieſer ex nunc wirkt, ihre alte 
Staatsangehörigkeit nicht zurück, ſondern ſie werden ſtaa⸗ 
tenlos. 


IV. Verfahren. 


1. Zuſtändig ſind für den Widerruf nach § 1 Abſ. 4 des 
Geſetzes die Landesbehörden, bei unmittelbarer Reichsange⸗ 
hörigkeit der zuſtändige Reichsminiſter, d. h. der Reichs⸗ 
miniſter des Innern. Es iſt anzunehmen, daß die Länder 
dieſelben Behörden mit dem Widerruf von Einbürgerungen 
betrauen werden, die für die Einbürgerung zuſtändig ſind. 
In Preußen iſt dies der Regierungspräſident (§ 155 Zuft®.), 
in Berlin der Polizeipräſident. 

2. In der Widerrufsverfügung ſind diejenigen Per⸗ 
ſonen namentlich aufzuführen, auf die ſich der Widerruf er⸗ 
ſtreckt, und ſoweit von dem Widerruf mitbetroffene Perſonen 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, ſoll ihnen eine beſondere 
Widerrufsverfügung zugeſtellt werden (DurchfVO. zu 81 
Ziff. V Abſ. 2 u. 3). Beide Vorſchriften enthalten indeſſen 
Ordnungsvorſchriften. Das Wirkſamwerden der Wi⸗ 
derrufsverfügung gegen den Eingebürgerten iſt 
genügend und erforderlich, um die mitbetroffenen 
Familienmitglieder der deutſchen Staatsangehörigkeit zu be⸗ 
rauben (dgl. § 1 Abſ. 2 des Geſ.). 

3. Die Widerrufsverfügung wird zugeſtellt und mangels 
Zuſtellung im Reichsanzeiger veröffentlicht. Im einzelnen 
vgl. DurchfVO. zu § 1 Ziff. V Abſ. 3. 

4. Die Gründe für den Widerruf werden nicht mitgeteilt, 
und der Widerruf kann nicht mit Rechtsmitteln angefochten 
werden. Iſt ein Widerruf zu Unrecht erfolgt, ſo bleibt nur 


die Möglichkeit, den Ausgebürgerten erneut wieder einzu⸗ 
bürgern. 
V. Zeitliche Begrenzung. 

Der Widerruf iſt nur bis zum Ablauf von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten des Geſetzes, alſo bis zum 16. Juli 1935 
möglich. Es iſt anzunehmen, daß in dieſer Zeit ſämtliche 
nachrevolutionären Einbürgerungen einer angemeſſenen Nach⸗ 
prüfung unterzogen worden ſind. 


B. Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit. 
J. Geſchichtliches. 

Die Verletzung der ſtaatlichen Treupflicht wird nament⸗ 
lich in Sowjetrußland mit dem Verluſt der Staatsangehörig⸗ 
keit beſtraft. Nach dem ruſſiſchen Dekret v. 15. Dez. 1921 
verloren u. a. Perſonen, die nach dem 7. Nov. 1917 ohne 
Erlaubnis der Regierung Rußland verlaſſen hatten (Emi⸗ 
granten) und ſolche, die ſich gegenrevolutionär betätigt hatten, 
die ruſſiſche Staatsangehörigkeit. Ein weiteres Dekret vom 
19. Nov. 1920 erklärt „alle bewegliche Habe“ der Flüchtlinge 
für Staatseigentum (Wortlaut der Dekrete bei H. Freund, 
Das Zivilrecht Sowjetrußlands, 1924, S. 110, 308). Aber 
auch Deutſchland kannte ſchon bisher in gewiſſem Maße den 
Verluſt der Staatsangehörigkeit als Folge der Verletzung der 
dem Staate geſchuldeten Treupflicht. Die Verletzung der 
Wehrpflicht hatte ſchon nach bisherigem Recht (vgl. SS 26, 27 
St AngehG.) den Verluſt der deutſchen Staatsangehörigkeit unter 
gewiſſen Umſtänden zur Folge. Insbeſondere kann nach § 27 
St AngehGG. ein Deutſcher, der ſich im Ausland aufhält, ſeiner 
Staatsangehörigkeit durch Beſchluß der Zentralbehörde ſeines 
Heimatſtaates verluſtig erklärt werden, wenn er im Falle 
eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer vom Kaiſer an⸗ 
geordneten Aufforderung zur Rückkehr keine Folge leiſtet. 
Wegen Verletzung der ſteuerlichen Pflichten konn⸗ 
ten nach § 23 StFluchtc. v. 26. Juli 1918 diejenigen, die 
rechtskräftig verurteilt waren, der Staatsangehörigkeit für 
verluſtig erklärt werden. An dieſe Beſtimmungen knüpft die 
jetzt vorgeſehene Aberkennung der Staatsangehörigkeit an, die 
in der Zwiſchenzeit von Deutſch-Oſterreich nachgeahmt wor⸗ 
den iſt. 


II. Vorausſetzungen der Aberkennung der 
Staatsangehörigkeit. 

Nach § 2 des Gef. können Reichsangehörige, die ſich im 
Ausland aufhalten oder in der Zeit nach dem 30. Jan. 1933 
ihren Aufenthalt nach dem Saargebiet verlegt haben, der 
Staatsangehörigkeit für verluſtig erklärt werden, wenn ſie 

a) durch ein Verhalten im Inlande oder im Auslande, 
das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk ver⸗ 
ſtößt, die deutſchen Belange geſchädigt haben. Gemeint ſind 
hiermit nach DurchfVO. zu § 2 Ziff. I insbeſ. diejenigen, 
die der deutſchfeindlichen Propaganda Vorſchub geleiſtet oder 
das Anſehen oder die Maßnahmen der nationalen Regierung 
herabzuwürdigen geſucht haben. 

b) einer Rückkehraufforderung nicht Folge geleiſtet haben, 
die der RInnM. unter Hinweis auf § 2 des Gef. an fie 
gerichtet hat. Dieſe Rückkehraufforderung iſt offenbar der 
früher vom Kaiſer im Falle eines Krieges oder einer Kriegs⸗ 
gefahr angeordneten Aufforderung zur Rückkehr nachgebildet. 

Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit iſt eine Strafe 
für ein treuwidriges Verhalten eines Reichsangehörigen, es 
wird deshalb ſtets ein ſchuldhaftes Verhalten des Reichs⸗ 
angehörigen gefordert werden müſſen. Hat der Reichsange⸗ 
hörige von der Rücklehraufforderung nachweislich keine Kennt⸗ 
nis erhalten, ſo darf m. E. die Staatsangehörigkeit ihm nicht 
aberkannt werden. 


III. Wirkungen der Aberkennung der 
Staatsangehörigkeit. 

Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit hat den Ver⸗ 
luſt der deutſchen Reichs⸗ und ſämtlicher Länderſtaatsange⸗ 
hörigkeiten zur Folge, mögen dieſe durch Geburt, durch An⸗ 
ſtellung im Reichs⸗ oder Staatsdienſt oder durch Einbürge⸗ 
rung oder ſonſtwie erworben ſein. Im Gegenſatz zum Wider⸗ 
ruf erſtreckt ſich die Aberkennung nicht ohne weiteres auf 
Familienmitglieder, ſondern nur, wenn der RInnM. im 
einzelnen Fall im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
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Auswärtigen die Erſtreckung auf Ehegatten und Kinder be⸗ 
ſtimmt (§ 2 Abſ. 4 des Geſ.). 


IV. Vermögenseinziehung und Vormögens⸗ 
beſchlagnahme. 


Iſt die Staatsangehörigkeit aberkannt, ſo kann das Ver⸗ 
mögen des Betroffenen (nicht aber das Vermögen ſeiner Ehe⸗ 
frau und ſeiner Kinder!) als dem Reiche verfallen erklärt 
werden. Dieſer Verfallerklärung ſteht nicht entgegen, daß 
ſchon vorher 14 des Vermögens nach den Beſtimmungen der 
ReichsfluchtſteuerO. wegen Aufgabe des inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes weggeſteuert worden iſt. 

Zur Sicherung der Einziehung dient eine Vermögens⸗ 
beſchlagnahme, die bei Einleitung des Aberkennungsverfahrens 
oder bei Erlaß der Rückkehraufforderung erfolgen kann und 
ſpäteſtens mit dem Ablauf von zwei Jahren endigt, wenn 
nicht vorher das Vermögen als dem Reiche verfallen erklärt 
worden iſt. In Erwartung der Vermögensbeſchlagnahme oder 
Vermögenseinziehung getroffene Verfügungen können nach 
den Beſtimmungen des AnfG. m. E. nicht angefochten werden. 

Die Durchführung von Beſchlagnahme und Einziehung 
erfolgt durch ein vom RF M. zu beſtimmendes Fin A. Die 
Anordnung der Beſchlagnahme kann im Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. (Im übrigen vgl. § 380 Abſ. 2—4 RAbgd.) 

Grundſtücke und Schuldbuchforderungen werden, wenn 
fie dem Reiche verfallen ſind, auf Antrag des Fin A. aus⸗ 
lagen⸗ und gebührenfrei auf den Namen des Reiches um⸗ 
geſchrieben. 

Hat der Betreffende noch eine weitere Staatsangehörig⸗ 
keit, jo ſchließt dies u. E. eine Vermögenseinziehung nicht aus. 
Auch von der Liquidation deutſchen Eigentums ſind nach dem 
Kriege ſolche Deutſchen betroffen worden, die neben der deut⸗ 
ſchen noch eine Staatsangehörigkeit einer der alliierten oder 
aſſoziierten Mächte oder eines neutralen Landes beſaßen (vgl. 
3. B. für England: Kramer v. Attorney-General Law Re- 
ports Appeal Cases 1923 p. 528 House of Lords). Die nicht⸗ 
deutſche Staatsangehörigkeit iſt vom Standpunkt des deut⸗ 
1 5 Rechts aus gleichgültig (vgl. auch RG.: JW. 1924, 
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V. Verfahren. 


1. Zuſtändig für die Aberkennung der Staatsangehörig⸗ 
keit, die Vermögensbeſchlagnahme und die Vermögensein⸗ 
ziehung iſt der RInn M., der im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Auswärtigen und in der Regel nach An⸗ 
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hörung der Regierungen der beteiligten Länder entſcheidet; 
als beteiligt gelten die Länder, dem der Reichsangehörige an⸗ 
gehört, und diejenigen Länder, in denen er innerhalb der 
letzten Jahre ſeine dauernde Niederlaſſung gehabt hat. 

2. Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit und ebenſo 
die Vermögensbeſchlagnahme und die Vermögenseinziehung 
werden mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung im Reichs⸗ 
anzeiger wirkſam (8 2 Abſ. 5 des Geſ., DurchfVO. zu § 2 
Ziff. II Abf. 1). 

3. Rechtsmittel ſind gegen die Anordnungen nicht ge⸗ 
geben, obgleich ſämtliche im Ausland lebende Reichsdeutſche 
(auch lange vor dem 30. Jan. 1933 Ausgewanderte) unter 
die neuen Beſtimmungen fallen. Auch die Anhörung iſt nicht 
erforderlich. Bei der Neufaſſung des Staatsangehörigkeits⸗ 
rechts ſollte die Handhabung dieſer empfindlichſten Strafe, die 
das Deutſche Reich über einen feiner Angehörigen im Aus⸗ 
lande zu verhängen hat, einem Verwaltungsgericht in die 
Hand gelegt werden. 

C. Rechtswirkungen der Ausbürgerung. 


Die Ausbürgerung hat die mannigfachſten Folgen, der 
Ausgebürgerte kann des Reichsgebiets verwieſen werden und 
braucht in das Reichsgebiet nicht mehr hineingelaſſen zu 
werden. Zur Ausübung einer Beſchäftigung als Arbeitnehmer 
bedarf er einer beſonderen Arbeitserlaubnis (VO. v. 23. Jan. 
1933 [RGBl. 26). Bei Zivilprozeſſen muß er als Kläger, 
wenn er ſtaatenlos geworden iſt, Sicherheit leiſten (§ 110 
ZPO.). Ob Ausgebürgerten und dadurch ſtaatenlos gewor⸗ 
denen das Armenrecht zu gewähren iſt, iſt zweifelhaft (vgl. 
RG.: JW. 1930, 13913), aber wohl zu verneinen. 

Da die Ausgebürgerten am 31. März 1931 die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſeſſen haben, haben ſie bei Aufgabe des 
inländiſchen Wohnſitzes in der Zeit bis 1. Jan. 1935 Reichs⸗ 
fluchtſteuer zu entrichten. Zweifelhaft iſt es, ob eine ſolche 
Pflicht zur Entrichtung von Reichsfluchtſteuer auch aus dem 
Reichsgebiet ausgewieſene Ausgebürgerte, insbeſ. ſolche, bei 
denen die Einbürgerung widerrufen iſt, trifft. M. E. dürfte 
die Frage zu verneinen fein, denn § 1 Reichsfluchtſteuer O. 
(Teil 7 Kap. III Abſchn. 1 NotVO. v. 8. Dez. 1931 [RG⸗ 
Bl. I, 731]) ſetzt die freiwillige Aufgabe des inländiſchen 
Wohnſitzes zur Begründung der Reichsfluchtſteuerpflicht vor⸗ 
aus. Sollte man dem nicht folgen, ſo wird man annehmen 
müſſen, daß die Aufgabe des inländiſchen Wohnſitzes durch 
ausgewieſene ausgebürgerte Perſonen im deutſchen Intereſſe 
liegt und deshalb nach § 2 Ziff. 3 Reichsfluchtſteuer VO. eine 
Reichsfluchtſteuer entfällt. 


Das neue preußiſche Strafvollſtreckungs⸗ und Gnadenrecht v. 1. Aug. 1933 
(pr S. 203). 


Von Amtsgerichtsrat Dr. K. Schäfer, Berlin. 


J. Der grundſätzliche Wandel, den der Nationalſozialis⸗ 
mus auf dem Gebiete des ſtrafrechtlichen Denkens gebracht 
hat, wird am anſchaulichſten durch eine bereits zum Schlag⸗ 
wort gewordene Formel bezeichnet: es iſt der Übergang vom 
liberalen zum autoritären Strafrecht 1). An die Stelle der 
liberaliſtiſchen, materiellen Auffaſſung vom Staat als einer 
Intereſſengemeinſchaft der einzelnen Staatsbürger iſt der 

aube an den Staat als ein über den einzelnen Volks⸗ 
enoſſen ſtehendes Weſen mit ſtarkem Eigenleben und ſtrenger 
beſtengeſezlichteit eine Verkörperung der blut⸗ und kultur⸗ 
beſtimmten Volksgemeinſchaft getreten. Das Intereſſe des 
Individuums, die Rückſichtnahme auf den einzelnen muß zu⸗ 
rücktreten, wenn und ſoweit es die Belange der Allgemeinheit 
etlordern. Auf das Gebiet des Strafrechts übertragen, er⸗ 
BE ſich als notwendige Folgerung aus dieſer Bewertung 
+ Individuums im Verhältnis zum Staat, daß bei der 
5 Take der Strafgewalt der Blick nicht in erſter Linie 
—rvechtsbrechende Individuum gerichtet ſein darf in 


1 
häufig 
oder au 
min 9 
497 ff 


) Vgl. dazu die bei der Erörterung folder Gedankengänge 
zitierte Schrift von Dahm und Schaffſtein, Liberales 
toritäres Strafrecht? (Hamburg 1933); ſ. auch Frhr. v. Gem⸗ 
en, Liberales oder autoritäres Strafrecht in 3fRPhiloſ. 26, 


dem Beſtreben, alle nur denkbaren Milderungsgründe er⸗ 
ſchöpfend zu berückſichtigen; Ausgangspunkt bei der Ge⸗ 
ſtaltung der Strafnorm durch den Geſetzgeber wie bei der 
Bemeſſung der Strafe durch den Richter im Einzelfall muß 
vielmehr die Frage ſein, welche Reaktion erforderlich iſt, um 
die Belange der Allgemeinheit demjenigen gegenüber mit 
allem Nachdruck durchzuſetzen, der ſich durch den Bruch des 
Rechtsfriedens außerhalb der Gemeinſchaft geſtellt hat. Von 
dieſem Standpunkt aus iſt bei der Strafzumeſſung auf die 
generalprävenierende Wirkung der Strafe ausſchlag⸗ 
gebendes Gewicht zu legen. Im Strafvollzug muß an Stelle 
des bisher einſeitig betonten Erziehungsgedankens entſchei⸗ 
dend zum Ausdruck kommen, daß der Verurteilte ſeine Ver⸗ 
fehlung ſühnen ſoll. Praktiſch geſprochen bedeutet das, daß 
die Neigung der Strafrichter, ſich bei Bemeſſung der Strafe 
mehr und mehr dem geſetzlichen Mindeſtmaß zu nähern e), 
mit den veränderten Anſchauungen von Weſen und Zweck 
der Strafe nicht verträglich iſt, daß vielmehr in den Fällen, 
die weder beſonders ſchwer noch beſonders milde liegen, eine 
Strafe ausgeſprochen werden muß, die ſich erheblich von der 
für die leichteſten Fälle gedachten unteren Grenze des Straf⸗ 


2) Vgl. dazu Exner, Studien über die Strafzumeſſungspraxis 
bei den deutſchen Gerichten, 1931. 
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rahmens entfernt. Und im Strafvollzug muß die vom 
Richter feſtgeſetzte Strafe im Rahmen der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften als ein jo empfindliches Übel ausgeſtaltet werden, 
daß demjenigen, der es einmal erlitten hat, die Luſt ver⸗ 
geht, erneut ſtraffällig zu werden. Das iſt aber nur möglich, 
wenn die geſamte Lebenshaltung des Strafgefangenen unter 
der des ſchuldlos aus dem Erwerbsleben geriſſenen Volks⸗ 
genoſſen liegt und das Leben, das ein Arbeitsloſer mit ſeiner 
geringen Unterſtützung in der Freiheit führt, ihm auch, was 
Eſſen, Kleidung und Wohnung anlangt, ſelbſt im Winter be⸗ 
gehrenswerter erſcheinen muß, als das Daſein eines Straf⸗ 
gefangenen. Um dies Ziel zu erreichen, iſt es notwendig, daß 
die Strafvollſtreckungsbehörden die anerkannte Strafe als⸗ 
bald nach Rechtskraft des Urteils vollſtrecken, weil erfahrungs⸗ 
gemäß die abſchreckende Wirkung der Strafe am nachhaltigſten 
iſt, wenn die Strafe der Tat auf dem Fuße folgt. Und 
weiterhin iſt es unumgänglich, daß nur noch in ganz be⸗ 
ſonders liegenden Ausnahmefällen die vom Richter feſt⸗ 
geſetzte Strafe nachträglich im Wege der Gnade gemil⸗ 
dert wird. Es darf nicht ſo ſein, daß der Rechtsbrecher ſich 
zwar vor dem Vollzug der Strafe fürchtet, ſich aber mit der 
Hoffnung tröſtet, das Strafübel werde ihm ſchon gnaden⸗ 
halber abgenommen oder gemildert werden. 

Solchen Gedanken die geſetzliche Form zu geben, iſt, ſoweit 
es ſich um die Geſtaltung der Strafnorm und die Feſtſtellung 
der Grundſätze für die Strafzumeſſung handelt, Sache des 
Reichsgeſetzgebers. Die Arbeiten zur Neugeſtaltung des Reichs⸗ 
ſtrafrechts ſind bekanntlich in vollem Gange. Die Ausgeſtal⸗ 
tung des Strafvollzuges dagegen iſt, ſolange und ſoweit das 
Reichsrecht den Gegenſtand nicht geregelt hat (Art. 7 Ziff. 3, 
Art. 12 NVerf.), Sache der Länder. Ebenſo find die 
Länder befugt, zur Ausführung der Reichsſtrafprozeßordnung 
und im Rahmen dieſes Geſetzes Vorſchriften über die Straf⸗ 
vollſtreckung (im engeren Sinne)?) zu erlaſſen. Endlich it 
es, nachdem der Reichskanzler das ihm in Preußen zuſtehende 
Begnadigungsrecht⸗) auf den preußiſchen Miniſterpräſidenten 
zur Ausübung übertragen hat) mit der Ermächtigung, ſeine 
Befugniſſe weiter zu übertragen, auch Sachen Preußens, 
Grundſätze für die Handhabung der Gnadenbefugniſſe auf⸗ 
zuſtellen und das Verfahren in Gnadenſachen zu beſtimmen. 
Dieſe Materien waren bisher nur im Verwaltungswege ge- 
regelt. Richtlinien für die Strafvollſtreckungsbehörden ſind 
bisher vereinzelt durch den Juſtizminiſter als den oberſten 
Leiter der Staatsanwaltſchaften (8 451 StPO., § 147 Ziff. 2 
GVG.) aufgeſtellt worden. Auf dem Gebiete des Strafvoll⸗ 
zuges galt bisher die gleichfalls vom Juſtizminiſter als dem 
Chef der Juſtizverwaltung erlaſſene Dienſt⸗ und Vollzugs⸗ 
ordnung v. 1. Aug. 1923, die auf den von den Ländern verein⸗ 
barten „Grundſätzen für den Vollzug von Freiheitsſtrafen“ 
(RGBl. 1923 IL, 263) aufbaute. Die Zuſtändigkeit und das Ver⸗ 
fahren in Gnadenſachen ſchließlich waren teils durch Erlaſſe 
des nach Art. 54 PrVerf. früher zur Ausübung des Gnaden⸗ 
rechts berufenen Staatsminiſteriums, im übrigen durch eine 
Reihe von Verwaltungsbeſtimmungen der zuſtändigen Fach⸗ 
miniſter geregelt. Nunmehr ſind die wichtigſten Grundſätze 
des in Preußen geltenden Strafvollſtreckungs⸗ und Gnaden⸗ 
rechts in dem vorliegenden Geſetz v. 1. Aug. 1933 zuſammen⸗ 
gefaßt s) :). Die Geſetzesform iſt einmal gewählt, um dem 

3) Das vorl. Geſetz umfaßt mit dem Ausdruck „Strafvoll⸗ 
ſtreckung“ die Strafvollſtreckung im engeren Sinne (d. h. die Zuführung 
des Verurteilten zum Vollzug) und den Vollzug der Strafe ſelbſt. 

4) 81 Abſ. 1 Ziff. 5 i. Verb. m. 8 5 Reichsſtatthalter G. v. 7. April 
1933 (RG Bl. I, 173). 

5) Erlaß v. 25. April 1933 (RGBl. 1, 226). F 

6) In dem Geſetz find u.a. auch Beſtimmungen über Punkte 
getroffen worden, deren Regelung die StPO. der Landesjuſtizverwal⸗ 
tung — alſo nicht dem Landesgeſetzgeber — zuweiſt (vgl. z. B. den 
82 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſ., wo die Zuſtändigkeit der Amtsrichter zur 
Strafvollſtreckung behandelt ift — eine Materie, über die nach 8451 
Abs. 3 PO. die Landesjuſtizverwaltung zu befinden hat —) Hier 
ift eine Bindung des JuſtMin. durch das Geſetz, die mit dem Reichs⸗ 
recht in Widerſpruch ſtehen könnte, in der Weiſe vermieden worden, 
daß nach § 73 des Geſ. der JuſtMin. zur Abänderung und Er⸗ 
gänzung des Geſetzes ermächtigt iſt. 

7) Daraus, daß der Miniſterpräſident bei der Handhabung der 
Gnade die Befugniſſe des Reichskanzlers, eines Reichsorganes, ausübt 
und demzufolge ſelbſt inſoweit Reichsorgan geworden iſt, ergibt ſich 


Staatsbürger in ebenſo eindringlicher wie feierlicher Form 
die Grundſätze vor Augen zu führen, die in Preußen von 
nun ab für die Durchführung rechtskräftiger Strafurteile 
maßgebend ſein ſollen. Das Geſetz erfüllt aber auch die alte 
rechtsſtaatliche Forderung, daß das Maß der Eingriffe in 
die Freiheit des Strafgefangenen, die im Strafvollzug zu⸗ 
läſſig ſind, geſetzlich umgrenzt werden müſſe. 

Da ſich das Geſetz in erſter Linie an den Staatsbürger 
unmittelbar wendet, mußte es von allen die Offentlichkeit 
nicht intereſſierenden Einzelheiten frei gehalten und in volks⸗ 
tümlicher, allgemein verſtändlicher Sprache abgefaßt werden. 
Um ein geſteigertes Verſtändnis zu erwecken, iſt — in Ab⸗ 
weichung von der bisherigen Geſetzestechnik — an mehr als 
einer Stelle im Geſetze ſelbſt eine Begründung dafür gegeben, 
warum eine beſtimmte Regelung ſo und nicht anders ge⸗ 
troffen iſt. Alle Vorſchriften auf dem Gebiete der Straf⸗ 
vollſtreckung und des Gnadenrechts, die Dinge von nicht 
grundſätzlicher Bedeutung, insbeſondere techniſche Einzelheiten 
regeln, ſind in die zu dem Geſetz erlaſſene Ausf VO. des 
JuſtMin. v. 1. Aug. 19338) verwieſen worden. Die neue 
Dienſt⸗ und Vollzugsordnung für die Gefangenenanſtalten 
v. 1. Aug. 1933 (DO.) iſt ein Beſtandteil der AusfVoO. 
(vgl. die AusfVO. zu 88 6— 33), der aber aus techniſchen 
Gründen beſonders veröffentlicht wurde. 


Neben dem Geſetz und der AusfVO. leinſchließlich der 
DO.) iſt unter dem gleichen Datum die VO. des Juſt⸗ 
Min. über die Durchführung der Unterſuchungshaft (V DU.) 
ergangen. Es handelt ſich dabei ebenſo wie bei der „Aus⸗ 
führungsverordnung“ um eine Verwaltungsvorſchrift, die 
im Rahmen der reichsgeſetzlichen Vorſchriften über die Durch⸗ 
führung der vom Richter verhängten Unterſuchungshaft (8 116 
StPO.) die einer Normierung im Verwaltungswege zugäng⸗ 
lichen und bedürftigen Punkte regelt. Dieſe Regelung iſt mit 
voller Abſicht nicht wie bisher in der DO., ſondern in 
einer beſonderen VO. erfolgt, um ſchon dadurch zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß ſich die Rechtsſtellung des Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen ), der, ſolange er nicht rechtskräftig ver⸗ 
urteilt iſt, auch nicht als Schuldiger behandelt werden darf, 
grundſätzlich von der des Strafgefangenen unterſcheidet. In 
den 22 Paragraphen, die die VO. umfaßt, ſind insbeſondere 
die Unterbringung (84), die Entlohnung bei freiwilliger 
Arbeit (85), die Beköſtigung und Bekleidung der Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen (8 6, 7), die Zuläſſigkeit von Beſuchen 
(8 13), der Schriftverkehr mit der Außenwelt ($ 15), die 
Beſchäftigung mit Büchern und Zeitſchriften (8 12) und die 
Behandlung derjenigen Unterſuchungsgefangenen geregelt, 
gegen die in anderer Sache eine Freiheitsſtrafe vollſtreckt 
wird (8 19). 

II. Das vorliegende Geſetz mit ſeinen 74 Paragraphen 
zerfällt in drei Abſchnitte, von denen Abſchnitt A (588 1—40) 
die Strafvollſtreckung regelt, Abſchnitt 8 (88 41—70) die 
gnadenrechtlichen Vorſchriften enthält und Abſchnitt C (88 71 
bis 74) die Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften bringt. Die 
Befugnis zur Gewährung des ſog. Strafausſtands, d. h. 
von Aufſchub und Unterbrechung bei Freiheitsſtrafen, von 
Stundung und Ratenzahlungen bei Geldſtrafen, iſt zwar, ſo⸗ 
weit fie nicht reichsgeſetzlich den Gerichten (§S 28 StGB.) 
oder als Beſtandteil der Strafvollſtreckung den Vollſtrek⸗ 
kungsbehörden übertragen worden iſt (88 454—456 a StPO.), 
ebenfalls ein Ausfluß der Gnade; mit Rückſicht auf den engen 
Zuſammenhang mit der Geſtaltung der Strafvollſtreckung 
iſt aber die ganze Materie des Strafausſtandes im Ab⸗ 
ſchnitt B (S8 37—40) geregelt. 


aus dem Grundſatz des Art. 13 Verf., „Reichsrecht bricht Landes⸗ 
recht“, ohne weiteres, daß die in dieſem Geſetz getroffenen gnaden⸗ 
rechtlichen Vorſchriften ihre Bedeutung verlieren, wenn der Miniſter⸗ 
präſident in Ausübung ſeiner Gnadenbefugniſſe den Gegenſtand ab⸗ 
weichend regelt. 

8) Die amtliche Ausgabe iſt als Sonderdruck herausgegeben. 
Eine Textausgabe des Geſetzes und der AusfVO., mit Einleitung, Sach⸗ 
regiſter und ergänzenden Verwaltungsbeſtimmungen, iſt im Induſtrie⸗ 
verlag Spaeth & Linde, Berlin, erſchienen. 

9 Die VO. bezeichnet ihn als „Häftling“, während die DO. 
vom „Strafgefangenen“ ſpricht. 
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A. Strafvollſtreckung. 


I. Die 88 1-3, 5, 34—36 behandeln die Strafvoll⸗ 
ſtreckung im engeren Sinn. An die Spitze des Geſetzes iſt der 
Satz geſtellt, daß die Vollſtreckung der Strafe im Intereſſe 
der Wirkſamkeit der Verbrechensbekämpfung wie des An⸗ 
ſehens der Rechtspflege grundſätzlich dem Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils auf dem Fuße folgen muß (§ 1). Die 88 2 
und 3 regeln die ſachliche Zuſtändigkeit der preuß. Voll⸗ 
ſtreckungsbehörden. Hier iſt im weſentlichen das bisherige 
Recht beibehalten: der Amtsrichter iſt Vollſtreckungsbehörde, 
wenn er im erſten Rechtsgang erkannt hat; im übrigen ob⸗ 
liegt die Vollſtreckung in der Regel der Staatsanwaltſchaft 
bei dem LG. Auch darin, daß die Wahrnehmung von Straf⸗ 
vollſtreckungsgeſchäften in weitem Umfang Rechtspflegern 
übertragen worden iſt (8 2 Abſ. 2 i. Verb. m. der Ausf. 
unter II zu 8 2) folgt das Geſetz dem bisherigen Recht 10). 

II. Die 88 4 und 6 bis 36 befaſſen ſich mit dem Voll⸗ 
zug der einzelnen Strafarten. 

1. 8 4 ſchreibt vor, daß, ſoweit 11) die Todesſtrafe 
durch Enthaupten zu vollziehen iſt (813 StGB.), dies durch 
das Beil geſchieht. Die Enthauptungswerkzeuge waren früher 
in Preußen geſetzlich vorgeſchrieben, und zwar für Altpreußen 
und einige der neuerworbenen Gebietsteile das Beil (Kgl. 
Befehl v. 19. Juni 1811 [GS. 199]), für die Rheinprovinz 
das Fallbeil (KabOrd. v. 17. Aug. 1818) und für das ehe- 
malige Königreich Hannover das Fallſchwert (Geſ. vom 
31. Dez. 1859 [HannGS. 953). Diefe Vorſchriften waren im 
Laufe des vorigen Jahres förmlich außer Kraft geſetzt 12) 
und damit die Beſtimmung der im Einzelfalle anzuwenden⸗ 
den Enthauptungsart in die Hand der Juſtizverwaltung ge⸗ 
legt worden. Nunmehr iſt in ganz Preußen nur noch das Beil 
als Enthauptungswerkzeug zuläſſig. 

2. Freiheitsſtrafen (88 6-33). 

a) Hier iſt zunächſt eine weſentliche Anderung auf dem 
Gebiete der Strafanſtaltsverwaltung zu erwähnen: die Auf⸗ 
hebung der durch BO. v. 8. Dez. 1922 (JM Bl. 560) ins 
Leben gerufenen Strafvollzugsämter, denen die Aufſicht über 
die Gefangenenanſtalten oblag. Mit dem Inkrafttreten des 
Geſetzes wird die Aufſicht über den Strafvollzug entſprechend 


10) Aus der Ausf®D. mögen zwei Vorſchr. von allgemeinerer 
Bedeutung hervorgehoben werden. 5 

a) Bekanntlich beſtehen Zweifel, wie zu verfahren iſt, wenn 
auf eine Geldſtrafe Teilzahlungen in ſolcher Höhe geleiſtet worden 
ſind, daß der geſchuldete Reſtbetrag nach dem Maß der feſtgeſetzten 
Erſatzfreiheitsſtrafe weniger als 24 Stunden, oder daß er zwar mehr 
eträgt, aber nicht einem Zeitraum von ganzen Tagen entſpricht 
(ogl. dazu etwa Löwe⸗Rofenberg (18) Anm. 4 zu § 459). Aus 
ber Vorſchr. des § 29 Abſ. 2 StGB., daß das Mindeſtmaß der 
Erſatzfreiheitsſtrafe ein Tag iſt, und daß die Erſatzſtrafe nur nach 
ollen Tagen bemeſſen werden darf, hat ein Teil der Schriftſteller 
gefolgert, daß ein Strafreſt von weniger als einem Tag nicht voll⸗ 
ſtreckt werden könne. In der AusfVO. unter III zu 8 35 find die 
Vollſtreckungsbehörden angewieſen, dieſer Auffaſſung nicht zu fol- 
gen, ſondern — vorbehaltlich einer abweichenden gerichtlichen Entſch. 
am Einzelfalle — die Erſatzfreiheitsſtrafe in vollem Umfang zu voll⸗ 
ecken. Maßgebend dafür war offenbar die Erwägung, daß 8 29 
Abs. 2 SGB. nur für die Straffeſtſetzung, nicht für die Strafvoll⸗ 
ſtreckung gelte. 

b) Unter A 1 zu $ 36 hat die Ausf VO. zu der Frage Stellung 
genommen, ob in den Fällen, in denen einem Verurteilten die Frei⸗ 
Heitsſtrafe nach Ablauf einer Bewährungsfriſt erlaſſen worden ift, die 
Dauer der Bewährungsfriſt auf die Dauer des Verluſtes der bürger⸗ 
ichen Ehrenrechte, der Amtsunfähigkeit oder der Zuläſſigkeit von 
Folizetaufficht anzurechnen iſt. Das RG. (RGSSt. 63, 177) hat dies 
1 den Fall des bedingten Straferlaſſes bejaht. Ob das gleiche auch 
15 den Fall der bedingten Ausſetzung der Strafvollſtreckung zu 
"a habe, war bislang nicht ganz unſtreitig (vgl. im einzelnen 
weit n Schäfer, Preuß. Gnadenrecht S. 340 ff). Die Ausf. 
985 5 nunmehr die Strafvollſtreckungsbehörden an, die Frage in Über⸗ 

ſtimmung mit der h. M. zu bejahen. I 
9 Die Einſchränkung trägt der Vorſchrift des § 2 Geſ. über 
1510 mung und Vollzug der Todesſtrafe v. 29. März 1933 (RG Bl. I, 

„mung, wonach die Todesſtrafe auch durch Erhängen vollzogen 
werden kann. 

1 gl, die auf Grund des 8 2 Gef. über die Aufhebung ver- 
Nag Polizei. und Strafgeſetze v. 23. März 1931 (GS. 33) erlaſſenen 
1932 ( 5, Okt 1932 (GS. 326) Ziff. 10 und 14 und v. 23 Dez. 

(GS. 376) Ziff. 2. 


dem früheren Rechtszuſtand wieder in die Hand der General⸗ 
ſtaatsanwälte gelegt (§§ 7, 71). 

In den Strafanſtalten felbft iſt der Führergedanke durch⸗ 
geführt. Die Entſcheidungen trifft der Vorſteher mit alleini⸗ 
ger Verantwortung ($ 38 DO.). Die Beamtenkonferenz 
hat im Gegenſatz zum bisherigen Recht 13) nur noch beratende, 
keine beſchließende Stimme. 

b) Die Verſchärfung des Strafvollzuges iſt vor einiger 
Zeit durch den Wegfall der Sonderbehandlung der ſog. Über⸗ 
zeugungstäter, des Stufenurlaubs und der Spaziergänge der 
Strafgefangenen außerhalb der Strafanſtalt eingeleitet wor⸗ 
den 14). Das Geſetz bringt nunmehr die endgültige Regelung. 

Über die Aufgaben des Strafvollzugs beſagt § 6, der 
den neuen Geiſt am prägnanteſten erkennen läßt, und deshalb 
wörtlich wiedergegeben ſein mag: 

„Durch den Vollzug der Strafe ſoll dem Strafgefangenen 
nachhaltig zum ernſten Bewußtſein gebracht werden, daß er ſein 
Freveln gegen die Rechtsordnung des Staates durch die als emp⸗ 
findliches Übel auszugeſtaltende Freiheitsentziehung zu ſühnen hat. 
Die Scheu davor, nach erneuter Straffälligkeit das Übel des Straf⸗ 
vollzugs abermals über ſich ergehen laſſen zu müſſen, ſoll in ihm 
durch die Art des Strafvollzugs ſo lebendig gemacht werden, daß 
ſie auch bei dem einer inneren Erziehung nicht zugänglichen Ver⸗ 
brecher ein Hemmnis gegenüber der Verſuchung zur Begehung neuer 
Straftaten darſtellt. Dazu iſt die zielbewußte Aufrechterhaltung von 
Zucht und Ordnung, Gewöhnung an Arbeit und Pflichterfüllung 
und der Verſuch religiöſer und geiſtiger Beeinfluſſung erforderlich. 

Dieſe Ziele ſind mit Ernſt und unerbittlicher, gerechter Strenge 
zu verfolgen.“ 

Sühne und Spezialprävention ſind alſo die Hauptziele 
des neuen Strafvollzugs. Daneben iſt aber der Erziehungs⸗ 
gedanke keineswegs aufgegeben, wie ſich ohne weiteres dar⸗ 
aus ergibt, daß der Stufenſtrafvollzug, der ja auf dem 
Erziehungsgedanken beruht, beibehalten worden iſt (vgl. 
näheres unten). Über die Möglichkeit erzieheriſcher Beein⸗ 
fluſſung von Zuchthausgefangenen und erheblich vorbeſtraften 
Gefängnisgefangenen denkt der Geſetzgeber freilich ſkeptiſch; 
er hat ſie deshalb vom Stufenſtrafvollzug ausgenommen. 
Dagegen iſt bei jungen Strafgefangenen (d. h. Jugendlichen 
und Minderjährigen) nach § 32 beſonderer Wert gerade auf 
ihre Erziehung und Fortbildung zu legen. Der Schulunter⸗ 
richt in der Anſtalt ſoll ſie für Volk und Staat gewinnen 
($ 32 Abſ. 2), in der Berufsausbildung, die ihnen in Lehr⸗ 
werkſtätten und land⸗ und gartenwirtſchaftlichen Betrieben 
zuteil wird, ſind fie zu pflichttreuer Arbeit zu erziehen (8 32 
Abſ. 3). Junge Strafgefangene, die ſich erzieheriſch nicht be⸗ 
einfluſſen laſſen oder eine ſchwere Gefährdung für die Er⸗ 
ziehung der übrigen Strafgefangenen bedeuten, ſind einer An⸗ 
ſtalt für Erwachſene zu überweiſen (§ 31). 

Für alle Strafgefangene iſt vorgeſchrieben, daß ihre 
Lebenshaltung unter derjenigen der ſchuldlos aus dem Ar⸗ 
beit3- und Erwerbsleben herausgeriſſenen erwerbsloſen Volks⸗ 
genoſſen liegen ſoll, und deshalb auf das einfachſte zu halten 
iſt (8 17), ohne daß ſelbſtverſtändlich der Geſundheitszuſtand 
darunter leiden darf (§ 18). 

Was den Vollzug der einzelnen Straftaten anlangt, ſo 
ſchreibt $ 24 programmatiſch vor, daß Zuchthaus als die 
ſchwerſte Freiheitsſtrafe ſich deutlich im Vollzug von der Ge⸗ 
fängnisſtrafe unterſcheiden ſolle. Das Geſetz will alſo mit dem 
„Etikettenſchwindel“, wie man ſcherzhaft die verhältnismäßig 
weitgehende Angleichung des Vollzugs der Zuchthausſtrafe an 
den der Gefängnisſtrafe charakteriſiert hat, Schluß machen. 
Zuchthausgefangene müſſen, um das weſentlichſte hervorzu⸗ 
heben, länger arbeiten als die übrigen Strafgefangenen. 
Selbſtbeköſtigung iſt ihnen nicht geſtattet. Der Strafvollzug 
in Stufen findet auf fie keine Anwendung 18). Es find 
ſtrengere Diſziplinarſtrafen zuläſſig (8 32). Ferner dürfen fie 
Beſuche nicht ſo häufig empfangen, Briefe nicht ſo oft 

13) Vgl. Abſchn. V Ziff. 4 der VO. über den Strafvollzug in 
Stufen v. 7. Juni 1929. 

14) Vgl. Allg Vfg. des ZuftPein. v. 2. Mai und 27. Juni 1933 
(JM Bl. 139 und 205). 

15) Jedoch können ihnen ausnahmsweiſe — früheſtens nach Ver⸗ 
büßung von einem Jahr — Vergünſtigungen gewährt werden, die 
das Maß der Vergünſtigungen nicht überſchreiten dürfen, die ein 
Gefängnisgefangener in Stufe II im Stufenſtrafvollzug erhält (8 23 
des Geſ.; 8s 42, 145 Dienſt⸗ und Vollzugs O.). 
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ſchreiben und empfangen wie andere Gefangene ($ 19). Da⸗ 
gegen wird in der Beköſtigung kein Unterſchied gemacht (§ 17), 
was ſich ohne weiteres daraus erklärt, daß ja die Lebens⸗ 
haltung aller Gefangenen aufs Einfachſte zu halten iſt. 

Bei den Gefängnisgefangenen werden die er⸗ 
heblich Vorbeſtraften 6) von den anderen, die noch nicht oder 
nur unerheblich beſtraft find, geſondert (8 9). Die letzteren 
werden beſonderen Anſtalten oder Abteilungen für Nicht⸗ 
vorbeſtrafte zugeführt, es ſei denn, daß die Vollſtreckungs⸗ 
behörde mit Rückſicht auf die ſich aus dem Strafurteil er⸗ 
gebende beſonders verbrecheriſche Perſönlichkeit des Ver⸗ 
urteilten ein abweichendes Erſuchen ſtellt. Ein in die Anſtalt 
für Nichtvorbeſtrafte aufgenommener Strafgefangener kann 
nachträglich in die Anſtalt für Vorbeſtrafte verlegt werden, 
wenn er einen ſchädigenden Einfluß auf die Mitgefangenen 
ausübt; umgekehrt kann ein erheblich Vorbeſtrafter bei Nicht⸗ 
vorbeſtraften untergebracht werden, wenn er trotz ſeines Vor⸗ 
lebens durch ſein Geſamtverhalten den ernſtlichen Willen zu 
geordneter Lebenshaltung nachhaltig betätigt. Dies gilt nicht 
für Berufs⸗ und Gewohnheitsverbrecher, die ſich erfahrungs⸗ 
gemäß im Strafvollzug meiſt gut führen, weil ſie erkannt 
haben, daß ſie auf dieſe Art am billigſten davonkommen, bei 
denen aber eine innere Umkehr meiſt nicht in Frage kommt. 

Die praktiſche Bedeutung der Sonderung zeigt ſich darin, 
daß nur die Inſaſſen der Anſtalten für Nichtvorbeſtrafte in 
den Stufenſtrafvollzug aufgenommen werden können 1). Vor⸗ 
ausſetzung für die Aufnahme in den Stufenſtrafvollzug iſt 
eine Mindeſtſtrafdauer von neun Monaten. Das Aufrücken aus 
Stufe I, der Normalſtufe, in die Stufe II (früheſtens nach 
Verbüßung von ½ der Strafe und nicht vor ſechs Monaten 
feit Strafbeginn) ſetzt voraus, daß der Verurteilte — mit 
den Worten des Geſetzes (822) — „durch Fleiß und tüch⸗ 
tige Arbeitsleiſtungen, durch anſtändiges und ſelbſtbeherrſchtes 
Geſamtverhalten den Willen zeigt, ſich zuſammenzureißen zu 
geordneter Führung“. Wer ſich in Stufe II bewährt, kann 
(nach Verbüßung von mindeſtens der Hälfte der Strafzeit 
und nicht vor Ablauf von ſechs Monaten nach der Aufnahme 
in Stufe II) in die dritte und letzte Stufe aufſteigen. Die 
Gefangenen der Stufe II erhalten beſtimmte Hafterleichte⸗ 
rungen, die 8127 DO. im einzelnen aufzählt (z. B. die 
Erlaubnis, ein Bild anzubringen, Blumen zu pflegen uſw.). 
Die Gefangenen der Stufe III erhalten weitere Erleichterun⸗ 
gen, u. a. die Erlaubnis, ſich bei der Bewegung im Freien 
zu zweit zu unterhalten, länger (bis 21½ Uhr) Licht zu 
brennen, aus eigenen Mitteln eine Tageszeitung zu hal⸗ 
ten uſw. Wichtig iſt, hervorzuheben, daß Genußmittel (ins⸗ 
beſondere geiſtige Getränke und Tabakrauchen) auch den in 
Stufe III befindlichen Gefangenen grundſätzlich nicht geſtattet 
find (8 72 Ziff. 2 DO.; daſelbſt Ausnahmen); auch als 
Vergünſtigungen (8 23 des Gef.) können ſie nicht gewährt 
werden (Abſ. 2 letzter Satz). 

Von den übrigen, den Vollzug regelnden Vorſchriften 
bedarf noch der Erwähnung die Vorſchrift des § 21 über 
das Beſchwerderecht. Der Gefangene kann ſich grundſätzlich 
über Maßnahmen des Vollzugs, durch die er betroffen wird, 
beſchweren, jedoch früheſtens 24 Stunden nach der betreffen⸗ 
den Maßnahme. Gemeinſame Beſchwerden find unzuläſſig; 
ungehörige Beſchwerden werden nicht weitergegeben. 

c) Iſt die Strafe verbüßt, fo iſt die Tat geſühnt. Da⸗ 
mit iſt die Zeit der ſtaatlichen Reaktionen gegen den Rechts⸗ 
brecher beendet. Will dieſer jetzt ein geſetzmäßiges Leben 
führen, ſo darf ihm der Staat hierbei nicht nur keine Hin⸗ 
derniſſe bereiten, er muß ihn vielmehr in ſeinem Beſtreben 
nach Kräften unterſtützen. § 33 erklärt daher die Ge⸗ 
fangenenfürſorge für eine gemeinſame Angelegenheit von 
Volk und Staat und verpflichtet die Behörden, bereits wäh⸗ 
rend der Strafzeit im Zuſammenwirken mit der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspflege die erforderlichen Maßnahmen 


16) Erheblich vorbeſtraft in dieſem Sinne iſt, wer wegen eines 
Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens in den letzten fünf Jahren 
mit Fretheitsſtrafe von mehr als ſechs Monaten oder mehrmalig mit 
Freiheitsſtrafe beſtraft iſt. 

17) Solchen Gefängnisgefangenen, für die Stufenſtrafvollzug nicht 
in Betracht kommt, ſei es, weil ihre Strafe weniger als neun Monate 
beträgt, ſei es, weil ſie erheblich vorbeſtraft ſind, können jedoch aus⸗ 
nahmsweiſe Vergünſtigungen zuteil werden (vgl. Anm. 15). 
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vorzubereiten. Dabei ift aber ausdrücklich betont — ein Ge⸗ 
danke, der in anderem Zuſammenhang wieder aufgenommen 
wird (vgl. unten bzgl. der „ſozialen Gerichtshilfe“) —, daß 
die freie Wohlfahrtspflege eine andere Aufgabe, insbeſondere 
vor Rechtskraft des Urteils nicht hat. 

3. Bei der Beitreibung von Geldſtrafen iſt nach 
8 35, der den in § 28 Abſ. 1 StGB. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatz auf das Vollſtreckungsſtadium überträgt, auf die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe des Verurteilten Rückſicht zu nehmen, 
ſoweit es mit dem Intereſſe an einer wirkſamen Verbrechens⸗ 
bekämpfung vereinbar iſt. Überſteigt die alsbaldige Zahlung 
der ganzen Strafe die wirtſchaftliche Kraft des Verurteilten, 
fo darf nicht ohne weiteres die Erſatzfreiheitsſtrafe vollſtreckt 
werden, denn das würde dazu führen, daß eine Freiheits⸗ 
ſtrafe verhängt wird, während der Richter eine ſolche ge- 
rade nicht hat verhängen wollen und deshalb, auf Geldſtrafe 
erkannt hat. Der ſozialiſtiſche Gedanke bricht in der weiteren 
Vorſchrift des Geſetzes (8 35 S. 4) durch, es ſei nicht an⸗ 
gängig, daß die Vollſtreckungsbehörden „bei gleicher Straf⸗ 
würdigkeit den wirtſchaftlich Schwachen nur deshalb, weil 
ihm die Mittel zur Bezahlung der Strafe nicht zur Verfügung 
ſtehen, ſchärfer angreifen als denjenigen, dem ſeine wirt⸗ 
ſchaftliche Lage es geſtattet, die Geldſtrafe ohne Schwierig⸗ 
keit abzutragen“. Stundung, Gewährung von Ratenzahlung, 
bedingte Ausſetzung der Geldſtrafe und die Anordnung, daß 
die Erſatzfreiheitsſtrafe nicht zu vollſtrecken ſei (8 29 Abſ. 6 
StGB.) find, worauf das Geſetz hinweiſt, die Mittel, um 
Unbilligkeiten und unangebrachte Härten zu vermeiden. 

III. Strafausſtand darf nur in beſtimmten Aus⸗ 
nahmefällen aus dringlicher Veranlaſſung gewährt werden. 
Gnadengeſuche ſollen grundſätzlich die Vollſtreckung nicht hem⸗ 
men (§ 37). Die Gewährung von Ausſtand liegt — un⸗ 
beſchadet der geſetzlichen Befugniſſe des Richters, noch im 
Vollſtreckungsſtadium Stundung und Teilzahlung bei Geld⸗ 
ſtrafen zu gewähren ($ 28 StGB.) — in der Hand der 
Vollſtreckungsbehörde ($ 38). Über Beſchwerden gegen 
die Ablehnung entſcheidet der Oberſtaatsanwalt, wenn 
der Amtsrichter Vollſtreckungsbehörde iſt, ſonſt der General⸗ 
ſtaatsanwalt (840). Eine Beſchwerde an den Juſt Min. iſt 
im Geſetz nicht vorgeſehen. Selbſtverſtändlich bleibt es dem 
Geſuchſteller unbenommen, den Juſt Min. dennoch beſchwerde⸗ 
führend um Strafausſtand anzugehen. Der Miniſter braucht 
aber in eine ſachliche Prüfung einer ſolchen Beſchwerde nicht 
einzutreten, er kann fie z. B. dem Ober⸗ oder Generalſtaats⸗ 
anwalt zur Prüfung zufertigen, ob ſie dieſem zur Anderung 
ſeiner Entſcheidung Veranlaſſung gibt. 

B. Gnadenrecht. 


I. Um die auf dem Gebiete des Gnadenrechts ein⸗ 
getretenen Anderungen würdigen zu können, bedarf es zunächſt 
eines kurzen Überblicks über den bisherigen Rechtszuſtand. 

Die Ausübung des Gnadenrechts lag in Preußen in 
der Hand des Staatsminiſteriums (Art. 54 PrVerf.). Dieſes 
hatte ſeine Befugniſſe in einigen Fällen den zuſtändigen 
Fachminiſtern übertragen; entſprechende Delegationen, die 
früher der König als Träger des Gnadenrechts ausgeſprochen 
hatte, waren aufrechterhalten geblieben 1s). Soweit eine ſolche 
Delegation nicht ſtattgefunden hatte, übte jeder Fachminiſter 
innerhalb ſeines Verwaltungsbereichs die Befugniſſe des 
Staatsminiſteriums in deſſen Namen aus. Dem JuſtMin. 
oblag demgemäß die Bearbeitung und die Entſcheidung in 
den Gnadenſachen, die gerichtlich erkannte Strafen betrafen, 
ſoweit nicht die Ausübung des Gnadenrechts (wie z. B. bei 
Steuerdelikten, Forſtkontraventionen und beſtimmten Ver⸗ 
gehen gegen das Gaſtſtättengeſetz! einzelnen Fachminiſtern 
übertragen war. Der JuſtMin. hatte durch die Allg fg. 
v. 19. Juni 1919 (JM Bl. 341) zu feiner Unterſtützung bei 
der Bearbeitung von Gnadenſachen die Beauftragten für 
Gnadenſachen geſchaffen; es waren dies Richter, die in 
jedem Landgerichtsbezirk beſtellt wurden, die aber nicht als 
Richter, ſondern als Verwaltungsorgane tätig wurden. Dieſe 
hatten, wenn Gnadengeſuche bei ihnen eingereicht oder ihnen 
vom JuſtMin. zur Bearbeitung zugefertigt wurden, die er⸗ 
forderlichen Ermittlungen über die Gnadenwürdigkeit des 


18) Dieſe Delegationen find auch jetzt noch bei Beſtand (vgl. die 
Überſicht in § 45 des Geſ.). 
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Geſuchſtellers anzuſtellen und dabei den Oberſtaatsanwalt, 
einen Vertreter der Rechtsanwaltſchaft, ferner, wenn der 
Verurteilte in Strafhaft war, die Strafanſtalt und unter 
Umſtänden auch das erkennende Gericht zu hören. Bei den 
Ermittlungen nahmen ſie in weitem Umfang die Mitwirkung 
der Sozialen Gerichtshilfe in Anſpruch, die meiſt von der 
freien Wohlfahrtspflege ausgeübt wurde. Nach Abſchluß der 
Ermittlungen berichteten ſie dem Juſt Min., der die Ent⸗ 
ſcheidung traf. Eine ſelbſtändige Entſcheidungsbefugnis hatten 
die Gnadenbeauftragten urſprünglich nicht. Später wurde 
ihnen in beſchränktem Umfang die Ermächtigung zur Ab⸗ 
lehnung von Gnadengeſuchen erteilt. Dieſe wurde in neuerer 
Zeit auf alle Fälle erſtreckt, in denen weder der Beauftragte 
ſelbſt noch eine der zu hörenden Gnadenſtellen einen Gnaden⸗ 
erweis befürwortete. Gnadenerweiſe (Erlaß oder Milderung 
der erkannten Strafe) konnte, von der bedingten Strafaus⸗ 
ſetzung abgeſehen, nur der Miniſter bewilligen; jedoch waren 
die Gnadenbeauftragten befugt, die Strafvollſtreckung bis zur 
Entſcheidung über ein eingereichtes Gnadengeſuch auszuſetzen. 

Die Befugnis, Freiheitsſtrafen mit Bewährungs⸗ 
friſt auszuſetzen, hatte der Juſt Min. im Jahre 1920 kraft 
Ermächtigung durch das Staatsminiſterium den Gerichten 
übertragen (Allg Vfg. v. 19. Okt. 1920 [JM Bl. 565], in der 
Folgezeit vielfach geändert), und zwar konnten die Gerichte 
Haft, Feſtungshaft und Gefängnisſtrafe ohne zeitliche Be⸗ 
ſchränkung, bei Zuchthausſtrafen dagegen nur Reſtſtrafen bis 
zu ſechs Monaten, ausſetzen. Geldſtrafen waren nicht aus⸗ 
ſetzungsfähig; hier gab es nur Ausſetzung der Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe unter Stundung der Geldſtrafe. 

Nachdem durch den oben erwähnten Erlaß des Reichs⸗ 
kanzlers v. 25. April 1933 der preußiſche Miniſterpräſident 
zur Ausübung des Gnadenrechts ermächtigt worden war, hat 
dieſer durch Erlaß v. 26. Mai 1933 (JM Bl. S. 189) ſich die 
Entſcheidung bei Todesurteilen vorbehalten, die früher er⸗ 
folgten Delegationen aufrechterhalten und im übrigen, ſoweit 
es ſich um gerichtlich erkannte Strafen handelt, ſeine Befug⸗ 
niſſe auf den Juſt Min. übertragen. 

II. In dem vorliegenden Geſetz ſind die Beauftragten für 
Gnadenſachen beſeitigt; Organe des Juſtizminiſters ſind wie⸗ 
der wie vor der Einführung der Gnadenbeauftragten die Ober⸗ 
ſtaatsanwälte. Die Anhörung eines Rechtsanwalts findet nicht 
mehr ſtatt. Die Ermächtigung der Gerichte zur Gewährung be⸗ 
dingter Strafausſetzung iſt zurückgenommen und den Vollſtrek⸗ 
kungsbehörden übertragen worden. Die Inanſpruchnahme der 
Sozialen Gerichtshilfe im Gnadenverfahren iſt unzuläſſig. 

Die Gründe, die dafür maßgebend waren, die Staats⸗ 
anwaltſchaften und Vollſtreckungsbehörden ſtatt der richter⸗ 
ichen Beamten und der Gerichte !?) mit Gnadenaufgaben zu 
betrauen, ſind im Geſetz ſelbſt dargelegt. § 42 führt aus: 

„Die ſtraffe Zuſammenfaſſung und klare Abgrenzung der 
Behörden des autoritären Staates erfordert, daß der Staat ſich bei 
der Ausübung ſeines Gnadenrechts derjenigen Juſtizorgane bedient, 
deren eigentliche Aufgabe es iſt, die ſtaatlichen Anſprüche auf dem 
Gebiete des Strafrechts geltend zu machen und zu verwirklichen. 
Ebenſo erfordert die klare Abgrenzung der Behördenaufgaben, daß 
die Strafgerichte, deren Aufgabe und hohes Amt es iſt, im Staate 
unabhängig Recht zu ſprechen und den ſtaatlichen Strafanſpruch 
endgültig feſtzuſtellen, nicht mit Aufgaben belaſtet werden, die ſich 
als reine Verwaltungstätigkeit darſtellen.“ 

Im einzelnen iſt ergänzend zu bemerken: 

1. Formelles Gnaden recht. 

ii a) Gnadengeſuche um Erlaß oder Milderung einer gericht» 
lich erkannten Strafe (mit Ausnahme der Geſuche um bedingte 
Strafausſetzung) in den Sachen, in denen die Ausübung des 
nadenrechts dem JuſtMin. zufteht, ſind dem örtlich zuftändi- 
Ern Oberſtaatsanwalt zuzuleiten. Dieſer ſtellt die erforderlichen 
eichtefteungen an. Eine Inanſpruchnahme der Sozialen Ge⸗ 
10 Shilfe dabei ift, wie ſchon hervorgehoben, unzuläſſig, weil es 
bee wie die Ausf®D. zu 860 darlegt, mit dem Gedanken des 
beforitären Staates nicht vereinbaren läßt, daß die Juſtiz⸗ 
behörden, die für ihre Entſcheidungen erforderlichen Ermittelun⸗ 
9) Es it, worauf DEN. 9 n: Kölngtg. v. 5. A 
on . iſt, worauf OStA. Hagemann: 5 . v. 5. Aug. 
Zu hinweiſt, nicht ohne Interesse, daß ſchon 5 in bet 
Fußnote en Dartellung merkwürdiger 1 Bd. 1 S. 497 
egnadigungsgemı i als mi i = 
amt unberträglich 9225 1 der Gerichte mit dem Richter 


gen durch private oder nur halbamtliche Einrichtungen vor⸗ 
nehmen darf; dieſe haben nur noch Aufgaben auf dem Ge⸗ 
biete der Gefangenenfürſorge ($ 33 des Geſ.). Der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt hört nach 8 47 das Gericht des erſten Rechts⸗ 
zuges, und wenn etwa im zweiten Rechtszug ein Urteil er⸗ 
gangen iſt, das in der rechtlichen Würdigung oder im Straf⸗ 
maß ganz oder teilweiſe vom erſten Urteil abweicht, auch 
den Vorſitzenden des Gerichtes des zweiten Rechtszuges. Be⸗ 
findet oder befand ſich der Verurteilte in Haft, ſo iſt außer⸗ 
dem die Strafanſtalt zu hören. Sprechen ſich Gericht und 
Strafanſtalt gegen einen Gnadenerweis aus und hält auch 
der Oberſtaatsanwalt einen ſolchen nicht für angebracht, ſo 
lehnt er das Geſuch im Namen des Juſt Min. ab. Befürwortet 
auch nur eine der beiden Stellen einen Gnadenerweis oder 
ſcheint dem Oberſtaatsanwalt trotz ihrer ablehnenden Stel⸗ 
lungnahme ein ſolcher geboten, ſo führt er die Entſcheidung 
des Juſt Min. herbei. Das Recht, ſelbſtändig Gnadenerweiſe zu 
erteilen, iſt ihm — von der ſogleich zu erörternden Befugnis 
zur Gewährung von Strafausſetzung abzuſehen — nicht ver⸗ 
liehen. Gegen die Ablehnung iſt — anders als bei der be⸗ 
dingten Strafausſetzung (ſ. unten) und beim Strafausſtand 
(ſ. oben) — eine förmliche Beſchwerde nicht vorgeſehen. Der 
Verurteilte kann beim JuſtMin. Abhilfe nachſuchen; dieſer 
befindet dann darüber, ob er in eine ſachliche Prüfung ein⸗ 
treten oder das Geſuch dem Oberſtaatsanwalt zur Prüfung 
und weiteren Veranlaſſung abgeben will. Letzterenfalls ver⸗ 
fährt dieſer mit dem Geſuch nach den ſoeben dargeſtellten 
Grundſätzen. 

Geſuche, die bei dem Juſt Min. eingehen, fertigt dieſer dem 
Oberſtaatsanwalt entweder zum Bericht oder zur Prüfung 
und weiteren Veranlaſſung zu (§ 49). Die letzteren behandelt 
der Oberſtaatsanwalt wie die unmittelbar bei ihm eingehen⸗ 
den Geſuche. Iſt Bericht erfordert, jo entſcheidet der JuſtMin. 
in jedem Fall ſelbſt. 

b) Bedingte Ausſetzung können die Vollſtreckungs⸗ 
behörden (alſo der Amtsrichter, wenn er im erſten Rechtszug 
erkannt hat, ſonſt in der Regel die Staatsanwaltſchaft bei dem 
OG.) in den Sachen, in denen die Ausübung des Gnaden⸗ 
rechts dem JuſtMin. zuſteht, gewähren, 

a) für die ganze Freiheitsſtrafe, wenn dieſe ſechs Monate 
nicht überſteigt, 

b) für Reſtfreiheitsſtrafen (einſchließlich der Zuchthaus⸗ 
ſtrafen) bis zu ſechs Monaten, 

c) für Geldſtrafen ohne Beſchränkung. 

Die Ausſetzung längerer Freiheits⸗ und Reſtfreiheits⸗ 
ſtrafen iſt Sache des Juſt Min. 

Die bedingte Ausſetzung, über die bisher möglichſt ſchon 
in der Hauptverhandlung von Amts wegen entſchieden werden 
ſollte, kann jetzt ſtets erſt nach Urteilsrechtskraft gewährt 
werden; jedoch ſoll mit der Aufklärung der für die Frage 
der Ausſetzung bedeutungsvollen Umſtände ſchon im Vor⸗ 
verfahren begonnen werden (§ 60 des Geſ.). Die Entſcheidung 
erfolgt auch hier nach Anhörung des Gerichts und der 
Strafanſtalt. Iſt der Amtsrichter Vollſtreckungsbehörde, ſo 
kommt, abgeſehen von der Beteiligung der Strafanſtalt, 
lediglich eine Anhörung des Vorſitzenden des zweiten Rechts⸗ 
zuges in Betracht, wenn das zweite Urteil vom erſten ab⸗ 
weicht. Gegen die Stellungnahme des Gerichts oder der 
Strafanſtalt ſoll bedingte Ausſetzung nicht gewährt werden, 
die Vollſtreckungsbehörde kann ſie aber bewilligen, wenn ſie 
dies ausnahmsweiſe aus ganz beſonderen Gründen für an⸗ 
gebracht hält. Befürworten Gericht und Strafanſtalt, ſo 
hat der Oberſtaatsanwalt, wenn er Ablehnung für angebracht 
hält, oder wenn die Ausſetzung ſeine Zuſtändigkeit über⸗ 
ſchreiten würde, dem Juſtizminiſter zu berichten. Ebenſo muß, 
obwohl dies im Geſetz nicht ausdrücklich geſagt iſt, der Amts⸗ 
richter als Vollſtreckungsbehörde die Entſcheidung des Mi⸗ 
niſters einholen, wenn er entgegen der Stellungnahme der 
Strafanſtalt keine Bewährungsfriſt erteilen will. 

Die Prüfung, ob Bewährungsfriſt in Betracht kommt, 
erfolgt von Amts wegen oder auf Gnadengeſuch hin. Be⸗ 
reits bei Überſendung der Akten an die Staatsanwaltſchaft 
als Vollſtreckungsbehörde haben die Gerichte von Amts wegen 
zur Frage der bedingten Ausſetzung Stellung zu nehmen. 
Gegen die Ablehnung eines Geſuches um Bewährungsfriſt 
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kann ſich der Geſuchſteller, wenn der Amtsrichter Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde iſt, beim Oberſtaatsanwalt, ſonſt beim 
Generalſtaatsanwalt beſchweren (§ 70). Wegen des Rech⸗ 
tes des Verurteilten, ſich weiterhin an den Juſtizminiſter zu 
wenden, gilt das, was oben über die Beſchwerde gegen die 
Ablehnung von Strafausſtandsgeſuchen ausgeführt iſt. 

Hat ſich der Verurteilte während der Bewährungsfriſt, die 
im allgemeinen drei Jahre beträgt (§ 61), gut geführt, jo er⸗ 
läßt die Vollſtreckungsbehörde die Strafe; bei ſchlechter Füh⸗ 
rung widerruft fie (88 65—67). Erlaß und Widerruf ob⸗ 
liegen der Vollſtreckungsbehörde auch, wenn der Juſtizminiſter 
die Ausſetzung bewilligt hat, und zwar ohne Rückſicht auf die 
Dauer der erkannten oder der ausgeſetzten Strafe. Eine 
Mitwirkung der ſozialen Gerichtshilfe bei den Feſtſtellungen 
über die Führung des Verurteilten iſt auch hier ausgeſchloſſen. 

Das vorſtehend geſchilderte Gnadenverfahren unterſcheidet 
ſich von dem bisherigen nicht zum wenigſten dadurch, daß die 
Zahl der beteiligten Gnadenſtellen erheblich vermindert iſt. 
Der Beauftragte für Gnadenſachen und der Gnadenanwalt 
ſind weggefallen, und eine Anhörung des Amtsanwalts, wie 
ſie bisher bei der bedingten Ausſetzung für die Fälle vor⸗ 
geſchrieben war, in denen der Amtsrichter im erſten Rechts⸗ 
zug erkannt hatte (§ 6 AllgVerfg. v. 19. Okt. 1920), findet 
nicht mehr ſtatt. Darüber hinaus iſt auch eine Gnaden⸗ 
inſtanz weggefallen: Die bis vor kurzem noch mögliche An⸗ 
rufung des Rechtsausſchuſſes des preuß. Landtages gegen 
eine ablehnende Entſcheidung des Juſtizminiſters kommt nicht 
mehr in Betracht, ſeitdem das Gnadenrecht in Preußen 
auf den Reichskanzler übergegangen iſt. Der preuß. Miniſter⸗ 
präſident und die von ihm ermächtigten preuß. Stellen 
nehmen, wenn ſie in Gnadenſachen tätig werden, lediglich 
die Befugniſſe eines Reichsorgans wahr. Die Entſchließungen, 
die ſie in dieſer Eigenſchaft treffen, unterliegen daher nicht 
der Erörterung durch ein Landesparlament. 

2. Materielles Gnadenrecht. 

Was die Grundſätze anlangt, nach denen ſich die Gna⸗ 
denbehörden bei der Handhabung der ihnen übertragenen 
Befugniſſe richten ſollen, ſo iſt an die Spitze des Abſchnittes B 
der Grundſatz geſtellt, daß Gnadenerweiſe nur ausnahms⸗ 
weiſe in beſonderen Fällen gewährt werden dürfen. § 41 
beſtimmt bündig: 


„Es entſpricht nicht dem Geiſte und Anſehen der Rechtspflege 
des autoritären Staates, Strafen, die ſeine Gerichte nach reiflicher 
Abwägung aller in Betracht kommenden Umſtände erkannt haben, 
ſpäter im Wege des Gnadenverfahrens zu beſeitigen oder zu mil⸗ 
dern. Insbeſondere kann es nicht Aufgabe des Gnadenverfahrens 
ſein, rechtskräftig abgeſchloſſene Strafverfahren auf die Richtigkeit 
und Zweckmäßigkeit ihrer Entſcheidungen nachzuprüfen. Die Achtung 
vor den Strafgerichten des autoritären Staates, die eine Grund⸗ 
bedingung jeder volksverbundenen Rechtspflege iſt, verlangt viel⸗ 
mehr grundſätzlich eine unnachſichtige und rückſichtsloſe Vollſtreckung 
der von dieſen Gerichten verhängten Strafen.“ 

In folgerichtiger Fortführung dieſes Gedankens weiſt 
8 51 die Vollſtreckungsbehörden an, dafür zu ſorgen, daß 
durch das Gnadenverfahren die Vollſtreckung nicht verzögert 
werde; es ſei untragbar, daß Verurteilte durch fortgeſetzte 
Gnadengeſuche den Zeitpunkt des Strafantrittes verſchleppten. 
Auch Bewährungsfriſten dürfen nur ausnahmsweiſe bewilligt 
werden, und zwar nur „wenn trotz dieſes Gnadenerweiſes 
die Erreichung des vom Geſetzgeber mit der Aufſtellung der 
Strafbeſtimmung verfolgten Zweckes in keiner Hinſicht be⸗ 
einträchtigt oder in Frage geſtellt wird“ (8 57). Ergänzend 
ſchreibt die AusfVD. (I zu § 57) vor, daß Vorbeſtraften 
Bewährungsfriſt grundſätzlich nicht erteilt werden ſoll und 
daß bei Vorſtrafen von insgeſamt mehr als drei Monaten 
Freiheitsſtrafen es ganz beſonderer, aktenkundig zu machender 
Umſtände bedarf, die eine ſolche Vergünſtigung tragbar und 
geboten erſcheinen laſſen. Es liegt auf der Hand, daß bei 
Anwendung dieſer Grundſätze die Zahl der bedingten Aus⸗ 
ſetzungen, die in den letzten Jahren ſtark in die Höhe ge⸗ 
gangen iſt (1929: 34399; 1930: 37498; 1931: 46175; 
1932: 57 695), ganz erheblich zurückgehen muß. 

Im übrigen iſt an der Einrichtung der bedingten Straf⸗ 
ausſetzung, die ſich ja als Einrichtung bewährt hat, gegen⸗ 
über dem bisherigen Recht wenig geändert. Hervorhebung 
verdient 8 59 Abſ. 3, wonach einem Verurteilten, der einen 
Dritten durch ſeine Straftat geſchädigt hat, Bewährungsfriſt 
nur mit der Auflage gewährt werden ſoll, daß er den an⸗ 
gerichteten Schaden nach beſten Kräften wieder gut macht. 

Das Geſetz tritt nach 8 74 eine Woche nach dem Tage 
der Verkündung der AusfVO. in Kraft. Dieſe, die inzwiſchen 
im Druck erſchienen iſt, gilt nach III zu § 74 als am 8. Sept. 
verkündet. Das Geſetz tritt daher am 16. Sept. in Kraft. 


Der vollſtreckungstitel im Verwaltungszwangsverfahren 
der außerpreußiſchen Länder). 


Von Miniſterialrat Dr. Riewald, Berlin. 


I. In dem Aufſatz „Vollſtreckungstitel und Leiſtungs⸗ 
gebot im Verwaltungszwangsverfahren“ habe ich für das 
Verwaltungsrecht des Reichs und Preußens die Frage unter⸗ 
ſucht, ob das Verwaltungszwangsverfahren ebenſo wie die 
gerichtliche Zwangsvollſtreckung einen „vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel“ kennt. Ich habe die Frage verneint und, da nun doch 
einmal in verſchiedenen Formulierungen der Geſetze ein „Voll⸗ 
ſtreckungstitel“ vorausgeſetzt wird, weiter geprüft, was im 
Verwaltungszwangsverfahren an die Stelle des Vollſtreckungs⸗ 
titels tritt. 

Die von der Schriftleitung erbetene vergleichende Dar⸗ 
ſtellung der Rechtslage auch in den übrigen Ländern muß 


1) Die Schriftleitung der ZW. hatte verſchiedene Kenner des Ver⸗ 
waltungsrechts außerpreußiſcher Länder gebeten, zu den Rechtsfragen, 
die in dem Aufſatz des Verfaſſers „Vollſtreckungstitel und Leiſtungs⸗ 
gebot im Verwaltungszwangsverfahren“ (JW. 1932, 3225) für das 
Verwaltungsrecht des Reichs und Preußens behandelt worden ſind, 
für das Verwaltungsrecht ihres Landes Stellung zu nehmen. Darauf⸗ 
hin ſind der Schriftleitung eingehende Darſtellungen von folgenden 
Autoren zugegangen: für Bayern: Notar Dr. Beyer, Deidesheim, 
für Sachſen: JR. Prof. Dr. Wünſchmann, Leipzig, für Württem⸗ 
berg: Direktor Dr. Geier, Stuttgart, für Thüringen und Auhalt: 
IR. Dr. Karl Friedrichs, Ilmenau, für Heſſen: RA. Er nſt 
Langenbach, Darmſtadt, für Braunſchweig: Aſſeſſor Dr. R. Heine⸗ 
mann, Vechelde, für Hamburg: RA. Joh. Robin ow, Hamburg. 
Dieſe Außerungen liegen der nachfolgenden zuſammenfaſſenden Ab⸗ 
handlung zugrunde. 


darauf abgeſtellt ſein, Geſichtspunkte für die weitere, der 
Rechtseinheit zuſtrebende Rechtsentwicklung in den einzelnen 
Ländern beizubringen. Es muß deshalb zugleich mit der 
bloßen Darſtellung des Rechts auch unterſucht werden, aus 
welchem Grunde in einzelnen Länderrechten ein „Vollſtreckungs⸗ 
titel“ oder ein Erſatz für ihn in das Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren eingeführt wird und welche innere Berechtigung dem 
zukommt. — Hierüber zunächſt einige allgemeine Bemer⸗ 
kungen. 

Vollſtrecken kann man eine Entſcheidung, einen Befehl, 
eine Verfügung. „Vollſtrecken“ heißt: zwangsweiſe den Zu⸗ 
ſtand herſtellen, der nach der Entſcheidung oder Verfügung 
hergeſtellt werden ſoll. Zur Vollſtreckung kommen im gericht⸗ 
lichen Verfahren die Urteile, die Zahlungsbefehle, die einſt⸗ 
weiligen Verfügungen uſw. Ganz ähnliche Entſcheidungen und 
Verfügungen gibt es auch in der Verwaltung und auch ſie 
werden „evollſtreckt“, z. B. verwaltungsgerichtliche Entſchei⸗ 
dungen, polizeiliche Verfügungen, Steuerbeſcheide. Da in der 
gerichtlichen Verfügung das Urteil, der Zahlungsbefehl (mit 
Vollſtreckungsbefehl), die einſtweilige Verfügung den „Voll⸗ 
ſtreckungstitel“ abgeben, ſo liegt der Gedanke nahe, daß auch 
die von den Verwaltungsbehörden erlaſſenen Entſcheidungen 
und Verfügungen Vollſtreckungstitel für das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren ſeien. 

Aber der Gedanke iſt doch nicht zutreffend, denn die Ent⸗ 
wicklung des Zwangsvollſtreckungsweſens iſt weit über den 
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Wortſinn der „Vollſtreckung“ hinausgegangen. Im Verfahren 
nach der Zivilprozeßordnung können auch Forderungen 
vollſtreckt werden, über die kein Urteil oder Zahlungsbefehl 
ergangen iſt. Hier iſt eigentlich nichts mehr zu „vollſtrecken“. 
„Zwangsvollſtreckung“ bedeutet jetzt: Anwendung der Staats⸗ 
gewalt mit dem Ziele, die Erfüllung einer Verpflichtung zu 
erzwingen. Vorausſetzung für die gerichtliche Zwangsanwen⸗ 
dung in dieſen weiteren Fällen iſt aber, daß die Verpflichtung 
zur Zahlung in einer Urkunde anerkannt iſt, ſei es in einer 
„vollſtreckbaren Urkunde“, ſei es in einem „gerichtlichen Ver⸗ 
gleich“. Urteil, Verfügung, freiwilliges Anerkenntnis bilden 
nur dann die Grundlage für eine Zwangsvollſtreckung, wenn 
der Private, der die Einſetzung der Staatsgewalt verlangt, 
ſein Recht hierauf durch eine formelle öffentliche Urkunde 
dartun kann, die das Recht auf Zwangsanwendung ſelbſtändig 
verbrieft, ganz allein trägt. 

Auch das Verwaltungszwangs verfahren kann 
ſich nicht mit der eigentlichen „Vollſtreckung“ von Entſchei⸗ 
dungen und Verfügungen begnügen. Die Notwendigkeit einer 
einfachen Verwaltungshandhabung bringt es vielfach mit ſich, 
daß Zahlungsverpflichtungen zwangsweiſe durchgeſetzt werden 
müſſen, die nicht in einer an den Schuldner gerichteten indivi⸗ 
duellen Verfügung auferlegt worden ſind, ſondern für den 
Schuldner — zum mindeſten ihrer Höhe nach — nur aus 
dem allgemeinen Geſetz oder einem Umlagebeſchluß zu ent⸗ 
nehmen ſind. Bei der Grundſteuer z. B. kann es ſo gemacht 
werden, daß lediglich der feſtgeſtellte Wert des Grundſtücks 
dem einzelnen durch Beſcheid mitgeteilt wird. Welchen Betrag 
er in den verſchiedenen Jahren zu zahlen hat, hat ſich der 
Schuldner aus dem ortsüblich bekanntgemachten Gemeinde⸗ 
beſchluß auszurechnen, wonach die Jahresſteuer z. B. 80% 
vom feſtgeſtellten Grundſtückswert beträgt. Ob der einzelne 
beizutreibende Anſpruch beſteht, entnimmt die Vollſtreckungs⸗ 
behörde aus ihren Akten und Liſten, aus den Reichs⸗ und 
Staatsgeſetzen und den öffentlich bekanntgemachten Beſchlüſſen. 
Da dieſe Unterlagen ſämtlich bei der Behörde ſelbſt oder im 
Geſchäftsverkehr mit anderen Behörden entſtanden, alſo als 
zuverläſſig zu betrachten ſind, beſteht kein Anlaß, zu ver⸗ 
langen, daß der einzelne Anſpruch wie im gerichtlichen Ver⸗ 
ahren in einer in ſich abgeſchloſſenen Urkunde verbrieft ſein 
müſſe, die für ſich allein genügt, um das Recht zur Zwangs⸗ 
anwendung nachzuweiſen. (Auch 8801 3 O. nötigt hierzu 
nicht. 8801 ZRO. beſagt nur, daß den Gerichten durch das 
andesrecht auch Geſchäfte der Zwangsvollſtreckung in Ange⸗ 
legenheiten übertragen werden dürfen, für die kein Voll⸗ 
ſtreckungstitel der ZPO. vorliegt. Wie hierbei die Voraus⸗ 
ſetzungen für das Tätigwerden des Gerichts beſtimmt werden, 
iſt dem Reichsrecht gleichgültig. Nicht etwa wird vom Reichs⸗ 
recht ein vollſtreckbarer Schuldtitel im Sinne einer formellen 
Urkunde mit „Vollſtreckungsklauſel“ gefordert.) 

Daß der beizutreibende Anſpruch weder in einer indivi⸗ 
duellen Verfügung der Behörde noch in einer über ihn aus⸗ 
geſtellten Urkunde feſtgelegt zu ſein braucht, hat gewiſſe Be⸗ 
denken vom Standpunkt des Schuldners aus. Die Rückſicht⸗ 
nahme gegenüber dem durch die Anſprüche der öffentlichen 
Hand in ſehr zahlreiche Verpflichtungen eingeſpannten Schuld⸗ 
ner erfordert es jedenfalls, daß nach Möglichkeit gegen 
niemand ein Zwang zur Bewirkung einer Zahlung ausgeübt 
wird, dem nicht vorher die Leiſtung — durch ein „Leiſtungs⸗ 
gebot“ — individuell aufgegeben worden iſt. Allerdings läßt 
ſich dieſe Rückſichtnahme nicht überall durchführen. Z. B. nicht 
& dem oben angeführten Beiſpiel der Grundſteuererhebung. 
achließlich iſt das aber auch erträglich, da das Verwaltungs⸗ 
srangsberfahren immerhin erſt mit der, wenn auch gebühren- 
wird tigen Mahnung beginnt, bevor zur Pfändung geſchritten 
2 II. Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich die Problematik, 
mit der ſich die verſchiedenen Rechtsordnungen, wenn fie die 

orausſetzungen des Verwaltungszwangsverfahrens normieren, 
22 oder weniger bewußt auseinanderzuſetzen verſuchen. Es 
mn ſich kurz zuſammengefaßt um zwei Punkte: 
er gerichtlichen Zwangsvollſtreckung liegt als Voll⸗ 
„ eine Urkunde zugrunde. Das legt den Ge⸗ 
n, nahe, auch im Verwaltungszwangsverfahren als 
orausſetzung für die Zwangsanwendung eine Urkunde zu 


verlangen („Gedanke der Urkunde“). In der Regel iſt aber 
über die beizutreibende Forderung keine Urkunde ausgeſtellt 
und braucht aus praktiſchen Gründen auch keine ausgeſtellt 
zu werden, weil der Vollſtreckungsbehörde andere zweifels⸗ 
freie Unterlagen als Nachweis zur Verfügung ſtehen. 


„Vollſtrecken“ kann man eigentlich nur eine Entſchei⸗ 
dung oder Verfügung. Außerdem verlangt die Rück⸗ 
ſicht auf den Schuldner, daß ihm vor der Einleitung des 
Verwaltungszwangsverfahrens (vor der gebührenpflichtigen 
Mahnung) nach Möglichkeit die Zahlung individuell aufge⸗ 
geben wird. Das legt den Gedanken nahe, als Voraus⸗ 
ſetzung für die Zwangsanwendung eine an den Schuldner 
gerichtete Verfügung zu verlangen. („Gedanke des Leiſtungs⸗ 
gebots.“) Die Notwendigkeit einer einfachen Verwaltungs⸗ 
handhabung nötigt aber oft dazu, das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren auch ohne vorgängige individuelle Verfügung ein⸗ 
zuleiten. 

Bei der folgenden Einzeldarſtellung ſoll zunächſt gezeigt 
werden, wie ſich die verſchiedenen Rechtsordnungen mit dieſer 
Problematik abfinden. 


III. 1. Das preußiſche Recht iſt JW. 1932, 3325 dar⸗ 
geſtellt worden. Grundlage für das Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren iſt die Feſtſtellung der Vollſtreckungsbehörde, daß ein 
vollſtreckbarer Anſpruch beſteht. Das heißt, daß der 
Schuldner zur Zahlung verpflichtet iſt, und daß der Anſpruch 
zu denjenigen gehört, die der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren unterliegen. (Über ein weiteres Tatbeſtands⸗ 
merkmal des vollſtreckbaren Anſpruchs ſogleich.) Weder eine 
Urkunde noch eine Verfügung reichen als Grundlage für das 
Verwaltungszwangsverfahren aus und werden auch nicht 
grundſätzlich gefordert. Allerdings iſt meiſt Vorausſetzung für 
das Beſtehen einer Zahlungsverpflichtung, je nach der Rege⸗ 
lung der einzelnen Rechtsmaterie in verſchiedener Weiſe, daß 
gewiſſe Verfügungen ergangen ſind. Aber der eigentliche Ge⸗ 
danke des „Leiſtungsgebots“, d. h. der Gedanke, daß 
trotz Beſtehens der Zahlungspflicht gegen den Schuldner nur 
dann zwangsweiſe vorgegangen werden kann, wenn eine indi⸗ 
viduelle, die Höhe des zu zahlenden Betrages angebende Ver⸗ 
fügung gegen den Schuldner ergangen iſt, iſt dem preußiſchen 
Verwaltungszwangsverfahren fremd. 

Dagegen iſt in der preußiſchen Praxis der Gedanke der 
„Inanſpruchnahme“ entwickelt worden: dem Schuldner 
muß vor der Einleitung eines Verwaltungszwangsverfahrens 
bekanntgegeben worden ſein, daß, wieviel und wann er zahlen 
ſoll. Dabei wird es in weitem Umfange als ausreichend ange⸗ 
ſehen, daß dem Schuldner die Grundlagen ſeiner Zahlungs⸗ 
pflicht (3. B. der Grundſtückswert) mitgeteilt worden find und 
er wegen der Höhe des zu zahlenden Betrages auf eine öffent⸗ 
liche Bekanntmachung und eigene Ausrechnung verwieſen iſt; 
ja es iſt möglich, daß das Geſetz Zahlungsleiſtung auf Grund 
bloßer öffentlicher Bekanntmachung verlangt. In allen dieſen 
Fällen iſt der Notwendigkeit der „Inanſpruchnahme“ des 
Schuldners ſchon durch die Form der Begründung der Zah⸗ 
lungspflicht genügt. Wenn jedoch z. B. mehrere Miteigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks geſamtſchuldneriſch für die Steuer 
haften, die Steuerbehörde aber immer nur mit einem von 
ihnen verkehrt hat und jetzt, da dieſer nicht mehr zahlt, gegen 
einen anderen Miteigentümer vorgehen will, dann hat ſie 


D 


dieſen zunächſt zur Zahlung aufzufordern, ihn alſo durch be⸗ 


ſondere Verfügung auf die Leiſtung „in Anſpruch zu nehmen“. 

Die Vollſtreckungsbehörde muß in Preußen, ehe ſie zur 
Zwangsanwendung ſchreitet, das Vorliegen aller Voraus⸗ 
ſetzungen eines vollſtreckbaren Anſpruchs prüfen. Eine dieſer 
Vorausſetzungen iſt nach den in der Praxis entwickelten An⸗ 
ſchauungen die vorgängige Inanſpruchnahme des Schuldners. 
Einen Schuldtitel gibt es nicht. 

Die Vorſtellung von dem Wortſinn des Wortes „voll⸗ 
ſtrecken“ klang übrigens noch in der bisherigen grundlegenden 
geſetzlichen Beſtimmung an (85 AG3Z PO. v. 6. Okt. 1899 — 
GS. 388), wo die Pfändung im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren als „Pfändung auf Grund einer Entſcheidung oder 
Anordnung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde, eines Ver⸗ 
waltungsgerichts ...“ bezeichnet wird. Die Praxis iſt über 
dieſe zu enge Ausdrucksweiſe längſt hinweggegangen. Sie iſt 
nunmehr durch eine allgemeinere Faſſung erſetzt worden. (8 2 
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des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsver⸗ 
fahrens und ſonſtige finanzielle Zwangsbefugniſſe v. 12. Juli 
1933 [GS. 252). 

2. Auch das Reichsrecht hat in der RAbgO. von vorn⸗ 
herein eine Urkunde als Grundlage oder Vorausſetzung der 
„Beitreibung“ abgelehnt. §S 326 Abſ. 1 RAbgoO. beſtimmt: 
„Leiſtungen, die nach den Steuergeſetzen geſchuldet werden, 
können im Verwaltungsweg erzwungen werden.“ Die Beitrd. 
betont aber ſtark die Notwendigkeit der vorgängigen indivi⸗ 
duellen Verfügung, wenn fie in §9 unter Anlehnung an 8 326 
Abſ. 4 RAbgO. grundſätzlich „eine Verfügung der Steuer⸗ 
behörde, durch die der Vollſtreckungsſchuldner zur Bewirkung 
der Leiſtung angewieſen wird (Leiſtungsgebot)“ als „Grund⸗ 
lage der Zwangsvollſtreckung“ bezeichnet. Damit macht die 
BeitrO. eine an den Schuldner gerichtete individuelle Ver⸗ 
fügung zur Vorausſetzung für die Zwangsanwendung. 

Das Reichsrecht unterſcheidet ſich vom preußiſchen Recht 
praktiſch nur dadurch, daß es als Form für die Inanſpruch⸗ 
nahme des Schuldners eine individuelle Verfügung, ein „Lei⸗ 
ſtungsgebot“, grundſätzlich zwingend vorſchreibt. Übrigens hat 
ſich das im Reichsrecht nicht immer durchhalten laſſen, z. B. 
nicht bei der Reichsfluchtſteuer (NotVO. v. 8. Dez. 1931, 
Teil 7 Kap. III § 8 Abſ. 5 [RESULT 696, 734). 
§ 9 BeitrO. bezeichnet für dieſe Ausnahmefälle den „in dem 
Geſetz enthaltenen Leiſtungsbefehl“ als „Grundlage der Zwangs⸗ 
vollſtreckung“. — In dem erſten Aufſatz iſt bereits dargelegt, 
daß tatſächlich auch im Reichsrecht das Leiſtungsgebot nicht 
Grundlage, ſondern nur Vorausſetzung für die Zwangsanwen⸗ 
dung iſt — und auch das nur im Regelfall —, da das Fin A. 
außer dem Vorliegen des Leiſtungsgebots auch das Vorliegen 
aller anderen Vorausſetzungen für das Beſtehen des voll⸗ 
ſtreckbaren Anſpruchs prüfen muß. Eine dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen iſt, ſofern das Geſetz nichts anderes beſtimmt hat, ein 
gegen den Schuldner ergangenes Leiſtungsgebot. Auch das 
Leiſtungsgebot iſt kein „Titel“. . 

3. Ganz anders das bayeriſche Recht. Hier befinden 
ſich die geſetzlichen Beſtimmungen in Art. 4 bis 8 des Ausf. 
der ZPO. und der KO., i. d. Faſſ. d. Bek. v. 26. Juni 1899 
(GVBl. 401). Nach Art. 6 ſind Grundlage für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung „Beſchlüſſe und Urkunden derjenigen Verwal⸗ 
tungsbehörden, welchen das Vollſtreckungsrecht zuſteht oder 
welchen das Geſetz die Befugnis zur Ausfertigung vollſtreck⸗ 
barer Urkunden einräumt“. Die Urkunde muß mit einer im 
Geſetz wörtlich feſtgelegten Vollſtreckungsklauſel verſehen wer⸗ 
den; erſt dadurch „wird ſie vollſtreckbar“. Die Urkunde iſt als 
Erſatz für den Vollſtreckungstitel der ZPO. gedacht. Trotzdem 
ſteht ſie einem Vollſtreckungstitel nicht gleich; ſie trägt nicht 
das Recht zur Zwangsanwendung. Die Behörde, die beitreiben 
will, ſtellt ſich ſelbſt die Urkunde aus; ſie muß, wenn ſie er⸗ 
kennt, daß der Anſpruch noch nicht vollſtreckungsreif iſt, die 
Urkunde alſo zu Unrecht ausgeſtellt iſt, ohne weiteres die Bei⸗ 
treibung unterlaſſen. 

Auch in Bayern muß alſo die Behörde, ehe ſie vollſtreckt, 
prüfen, ob alle Vorausſetzungen für das Vorliegen eines 
vollſtreckbaren Anſpruchs gegeben ſind. Eine der Voraus⸗ 
ſetzungen iſt in Bayern die Ausſtellung einer „vollſtreckbaren 
Urkunde“ über den beizutreibenden Anſpruch. Sie iſt aber 
kein „Titel“. 

Durch die Notwendigkeit, vor Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung eine „vollſtreckbare Urkunde“ auszuſtellen, wird, wie 
anzunehmen iſt, erreicht, daß die Behörde, die vollſtrecken 
will, die Vorausſetzungen hierfür beſonders ſorgfältig prüft. 
Aber das iſt offenbar nicht der einzige Zweck dieſer Urkunde. 
In Bayern haben ſich die Vollſtreckungsbehörden bei ihren 
Vollſtreckungen in beſonders weitem Umfange der Gerichte 
zu bedienen. Art. 7 Abſ. 1 a. a. O. beſtimmt: 

„Bei den auf Grund des Art. 6 ſtattfindenden Zwangs⸗ 
vollſtreckungen ſind die Beſtimmungen der ZPO. maßgebend. 
Die Verwaltungsbehörden können die Zwangsvollſtreckung, 
ſoweit ſie nicht den Gerichten zugewieſen iſt, ſowohl 
durch die ihnen zu Gebote ſtehenden beſonderen Vollzugs⸗ 
organe als auch durch Gerichtsvollzieher bewirken laſſen.“ 

Soweit die Tätigkeit der Gerichte in Anſpruch genommen 
wird, genügt in Bayern nicht, wie im Reich und in Preußen, 
ein Antrag der Vollſtreckungsbehörde, um das Gericht zu der 


vorzunehmenden Vollſtreckungshandlung zu ermächtigen und 
zu verpflichten, ſondern es muß eine Urkunde vorgelegt wer⸗ 
den, aus der ſich für das Gericht ohne weitere Prüfung das 
Recht und die Pflicht zur Vornahme der beantragten gericht⸗ 
lichen Zwangsvollſtreckungsmaßnahme ergibt. Alſo doch ein 
echter vollſtreckbarer Schuldtitel? Bevor man dieſe Frage be⸗ 
antwortet, muß man ſich klarmachen, daß es im Reich und 
in Preußen ja eigentlich nicht anders iſt. Dort ergibt ſich aus 
dem von der Vollſtreckungsbehörde vorgelegten Antrag für 
das Gericht ohne weitere Prüfung das Recht und die Pflicht 
zur Vornahme der beantragten Zwangsvollſtreckungsmaßnah⸗ 
men. Die in Bayern geforderte „Urkunde“ wird von der Be⸗ 
hörde, die ſie vorlegt, ſelbſt ausgeſtellt. Sie iſt tatſächlich nichts 
weiter als eine ſolenne Form des von der Behörde an das 
Gericht zu ſtellenden Antrags, genauer geſagt: eine ſolenne 
Form für die Feſtſtellung der Vollſtreckungsbehörde, daß der 
beizutreibende Anſpruch beſteht, eine Feſtſtellung, die im Reich 
und in Preußen — unausgeſprochen oder auch formlos aus⸗ 
geſprochen — mit der Stellung des Antrags getroffen wird 
und für das Gericht den vollſtreckbaren Schuldtitel erſetzt. 
Entſprechendes gilt in Bayern für die Beauftragung der 
Gerichtsvollzieher. 

Die Urkunde trägt, wie oben dargelegt, nicht — wie ein 
vollſtreckbarer Schuldtitel — das Recht zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung überhaupt; ſie iſt nur Vorausſetzung für gewiſſe, 
nämlich gerichtliche Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen. Es kann 
geſagt werden, daß nach den in anderen Ländern gemachten 
Erfahrungen die Behörden mit der Ausſtellung einer ſolchen 
formellen Urkunde nicht belaſtet zu werden brauchen, ſondern 
daß ein einfacher Antrag genügt. Das bahyeriſche Recht iſt, 
wie es ſcheint, über die Problematik des „Gedankens der Ur⸗ 
kunde“ (oben II, 1) nicht recht hinweggekommen. 

4. Kein anderes Landesrecht gibt fo wie das bayerische 
dem Gedanken Raum, daß dem Verwaltungszwangsverfahren 
ebenſo wie der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung eine Ur⸗ 
kunde als „Vollſtreckungstitel“ zugrunde liegen müſſe. Da⸗ 
gegen kehrt in verſchiedener Weiſe der mit dem „Leiſtungs⸗ 
gebot“ auch in die BeitrO. aufgenommene Gedanke wieder, 
daß dem Verwaltungszwangsverfahren eine Verfügung, 
die vollſtreckt wird, als Grundlage zu dienen habe. 

Das trifft vor allem für das württembergiſche Recht 
zu, das in dem Geſetz v. 18. Aug. 1879 (Reg Bl. 202), betr. 
die Zwangsvollſtreckung wegen öffentlich⸗rechtlicher Anſprüche, 
i. d. Faſſ. der Gef. v. 20. Juli 1921 (Reg Bl. 357) und 
v. 6. Sept. 1927 (Regel. 291), ſowie von § 3 Ziff. 3 der 
BD. des Staatsmin. v. 26. März 1924 (RegBl. 173) ent⸗ 
halten iſt. Allerdings finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
(im folgenden mit ZuVollſtrG. bezeichnet) keine Anwendung 
auf die Zwangsvollſtreckung wegen Landes⸗ und Gemeinde⸗ 
abgaben, genauer: wegen aller öffentlich⸗rechtlichen Geldlei⸗ 
ſtungen, deren Beitreibung nach Art. 3, 7 LandesStd., Art. 8 
GemStG. unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften der 
RAbgdO. erfolgt. Das Anwendungsgebiet des ZwVollſtrGG. um⸗ 
faßt z. B. noch die ſtaatlichen Gebühren, die im Verwaltungs⸗ 
ſtrafverfahren verhängten polizeilichen Geldſtrafen, die Unge⸗ 
horſamsſtrafen, die Koſten des Erſatzvollzugs uſw. 

Bezeichnend dafür, daß das ZwVollſtrG. die Voll⸗ 
ſtreckung im Verwaltungswege im echten Wortſinn als eine 
„Vollſtreckung“ von Entſcheidungen und Verfügungen auffaßt, 
iſt, daß es zunächſt, in den Art. 1—6, von der Vollſtreckung 
verwaltungsgerichtlicher Urteile handelt (über dieſe nach⸗ 
her) und dann anſchließend alle anderen im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren erfolgenden Beitreibungen unter den Begriff 
„Vollſtreckung von Entſcheidungen (Verfügungen, Auflagen) 
von Verwaltungsbehörden“ bringt. Unter den letzteren ſind 
auch die im Wege der öffentlichen Bekanntmachung erlaſſenen 
nicht individuellen Verfügungen zu verſtehen. Art. 12 Abſ. 1 
Satz 1 ZuVollſtrG. weiſt die Vollſtreckung einer Verfügung 
grundſätzlich derjenigen Behörde zu, die ſie erlaſſen hat. 
Grundlage der Zwangsvollſtreckung iſt für fie jedoch nicht die 
Verfügung allein, ſondern die durch die Verfügung begründete 
Zahlungspflicht; beſteht dieſe nicht, ſo darf die — dann eben 
unwirkſame — Verfügung nicht vollſtreckt werden. 

In Württemberg muß alſo ebenfalls, bevor die Zwangs⸗ 
vollſtreckung eingeleitet wird, feſtgeſtellt werden, ob alle Vor⸗ 
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ausſetzungen eines vollſtreckbaren Anſpruchs gegeben ſind. Der 
Erlaß einer in Art. 10 ZuVollſtrG. bezeichneten Entſcheidung 
oder Verfügung iſt nur eine dieſer Vorausſetzungen, ſtellt 
aber nicht einen „Titel“ dar. 

Der Gedanke, daß die Rückſicht auf den Schuldner es 
notwendig macht, ihm nach Möglichkeit vor Beginn der 
Zwangsvollſtreckung die Zahlung in einer individuellen Ver⸗ 
fügung aufzugeben, hat in Württemberg zu einer beſonderen 
Konſtruktion geführt, die auch durch die Syſtematik der Rechts⸗ 
mittelregelung mitbedingt iſt. Wenn nämlich das Vorliegen 
einer Zahlungsverpflichtung, eines vollſtreckbaren Anſpruchs, 
feſtgeſtellt iſt, ſo wird, wenn es ſich nicht um die Voll⸗ 
ſtreckung eines verwaltungsgerichtlichen Urteils handelt, nach 
Art. 11 ZwVollſtrh. dem Schuldner von der Behörde, welche 
die Entſcheidung erlaſſen hat, ein Zahlungsbefehl mit ange⸗ 
meſſener Zahlungsfriſt unter der Auflage zugeſtellt, innerhalb 
dieſer Friſt entweder die erfolgte Bezahlung oder, ſofern gegen 
die Entſcheidung eine Beſchwerde nach den beſtehenden Geſetzen 
auf dem Verwaltungsweg zuläſſig iſt, die Erhebung einer an 
die zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde gerichteten, die Auf⸗ 
hebung der betr. Entſcheidung bezweckenden Beſchwerde nach⸗ 
zuweiſen. Läuft die Zahlungsfriſt ab, ohne daß „Borgfriſt⸗ 
erteilung“, Befriedigung des Gläubigers oder Beſchwerde⸗ 
erhebung vom Schuldner nachgewieſen wird, ſo wird ſofort 
nach Ablauf der Zahlungsfriſt die Zwangsvollſtreckung verfügt 
und ausgeführt. Dieſer „Zahlungsbefehl“ darf nicht mit dem 
„Leiſtungsgebot“ der BeitrO. verwechſelt werden. Ein „Lei⸗ 
ſtungsgebot“ liegt meiſt ſchon in der Verfügung, die die 
Zahlungspflicht begründet; es braucht nach der BeitrO. nicht, 
wenn die Zwangsvollſtreckung beginnen ſoll, nochmals erlaſſen 
zu werden. Der württembergiſche „Zahlungsbefehl“ muß aber 
auf jeden Fall unmittelbar vor Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zu deren Einleitung ergehen. Er ſteht an der Stelle 
der im Reich und in Preußen vorgeſchriebenen Mahnung 
und unterſcheidet ſich von dieſer einmal dadurch, daß er nicht 
durch Soll⸗, ſondern durch Mußvorſchrift angeordnet iſt, alſo 
eine Vorausſetzung für die Rechtmäßigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung bildet, ferner dadurch, daß ihm eine hier nicht weiter 
0 et Bedeutung für das Rechtsmittelverfahren bei⸗ 
gelegt iſt. 

Handelt es ſich um die Vollſtreckung eines verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Urteils, ſo kommt der Erlaß eines „Zahlungs⸗ 
befehls“ nicht in Betracht. Vielmehr wird ſofort die Zwangs⸗ 
vollſtreckung durch den Vorſitzenden des Gerichts angeordnet, 
und zwar durch Erlaß einer „Vollſtreckungsverfügung“, die 
dem Schuldner „vor oder bei der Zwangsvollſtreckung zu er⸗ 
öffnen“ iſt. (Art. 4 Abſ. 1 a. a. O.) Hier klingt der Gedanke 
des 8750 ZPO. an, wonach der Vollſtreckungstitel dem 
Schuldner vor oder bei Beginn der Zwangsvollſtreckung zuzu⸗ 
ſtellen iſt. Das würde aber doch nur die Forderung rechtfer⸗ 
tigen können, daß das Urteil vor Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dem Betroffenen mitgeteilt wird. Weshalb — im 
Gegenſatz zu dem Recht aller anderen Länder — die Voll⸗ 
ſtreckungsverfügung eröffnet werden muß, iſt nicht erſichtlich. 
Einen „Titel“ gibt es auch hier nicht. Vielmehr ſtellt der 
Vorſitzende aus den Akten feſt, ob der Schuldner verurteilt 
iſt und verfügt dann die Vollſtreckung. 

Der im Jahre 1933 aufgeſtellte und veröffentlichte Ent⸗ 
wurf eines Verwaltungsverfahrensgeſetzes (Abſchnitt 6) hält 
bezüglich der hier behandelten Fragen im weſentlichen die bis⸗ 
herige Rechtslage aufrecht. . 

5. In Sachſen iſt in den hier zunächſt intereſſieren⸗ 
den grundſätzlichen Beziehungen die Rechtslage derjenigen in 
Preußen völlig gleich. Das Verfahren iſt geregelt in dem 
Geſetz über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldleiſtungen in 
Verwaltungsſachen“ v. 18. Juli 1902 (CS. 294). § 1 Abſ. 1 
daſelbſt beſtimmt: 

„„Die Verwaltungsbehörden, denen bei Geldleiſtungen 
in Verwaltungsſachen die Anordnung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zuſteht (Vollſtreckungsbehörden), haben die An⸗ 
ordnung nur auf Antrag des Gläubigers zu erlaſſen. Von 
Amts wegen erfolgt die Anordnung, wenn die Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde den Gläubiger bei der Einziehung zu 
vertreten hat.“ 


Wie in Preußen wird weder eine Urkunde noch eine 


Verfügung als Vorausſetzung der Vollſtreckung erwähnt. Es 
gilt eben als ſelbſtverſtändlich, daß die Zwangsvollſtreckung 
vorgenommen werden darf, wenn eine Zahlungspflicht beſteht 


und die Forderung fällig iſt, alſo ein vollſtreckbarer Anſpruch 


gegeben iſt. Die Vollſtreckungsbehörden, deren Zuſtändigkeit 
die 88 1 u. 2 a. a. O. regeln, kreffen hierüber die erforder⸗ 
lichen Feſtſtellungen. 

6. Das thüringiſche Recht knüpft ähnlich wie das 
württembergiſche an die Verfügung an, die zu vollſtrecken 
iſt. Die geſetzlichen Beſtimmungen find in den SS 146 a, 147ff. 
LVerwO. i. d. Faſſ. v. 22. Juli 1930 (GS. 123) enthalten. 
§ 147 beſtimmt in Abſ. 1: 


„Verfügungen der Behörden ſind im Verwaltungswege 
vollſtreckbar.“ 


Hierunter werden auch die verwaltungsgerichtlichen Urteile 
begriffen. Abſ. 2 behandelt dann die hier allein inter⸗ 
eſſierenden Geldforderungen und betont für ſie ſchon ſtark den 
materiellen Gegenſtand der beizutreibenden Forderung: 


„Soweit die Verfügungen ... Leiftungen von Geld. 
zum Gegenſtande haben, beſchränkt ſich die Vollſtreckbarkeit 
auf die Beitreibung 

Lb. 

2. der öffentlichen Abgaben aller Art ...“ uſw. 

Abſ. 3 endlich ſieht die Möglichkeit vor, daß auch geſchul⸗ 
dete Leiſtungen beigetrieben werden, über die keine „Verfü⸗ 
gung“ ergangen iſt: 


„Die Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege findet 
ferner ſtatt zur Beitreibung ... derjenigen Leiſtungen von 
Geld ..., für die es durch geſetzliche Vorſchrift ausdrücklich 
zugelaſſen iſt.“ 


Die Syſtematik des 8147 a. a. O. beruht offenſichtlich 
auf Nichtüberwindung des oben unter I und II, 2 dargelegten 
„Gedankens des Leiſtungsgebots“. Im fachlichen Inhalt 
iſt dieſer Gedanke jedoch bereits überwunden. § 139 läßt denn 
auch die „Verfügung“ ganz aus dem Spiel und ſagt: „Lei⸗ 
ſtungen nach § 147 II und III treibt zwangsweiſe die Be⸗ 
hörde bei, die ſie einzunehmen hat.“ 

Auch für Thüringen gilt, daß der Erlaß der Verfügung 
allein die Behörde nicht zur Zwangsvollſtreckung ermächtigt, 
keinen „Titel“ darſtellt. Die Behörde muß vielmehr prüfen, 
ob ein vollſtreckbarer Anſpruch beſteht. Eine Vorausſetzung 
hierfür iſt unter Umſtänden, nicht immer, der Erlaß einer 
Verfügung. 

7. Für Hamburg befindet ſich die grundlegende Be⸗ 
ſtimmung im 817 Abſ. 1 des Geſetzes betr. das Verhältnis 
der Verwaltung zur Rechtspflege v. 23. April 1879: Die zur 
Einziehung von Steuern und Gefällen zuſtändigen Behörden 
beſtimmen in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze, von wem und 
in welchem Maße die betreffenden Zahlungen zu leiſten ſind, 
und verfügen die Vollſtreckung. Die Vorſchrift ſpricht deutlich 
aus, daß die für die Einziehung zuſtändigen Stellen die Feſt⸗ 
ſtellung treffen („in Gemäßheit der Geſetze beſtimmen“), ob 
die Leiſtung geſchuldet wird, und daß ſie auf Grund dieſer 
Feſtſtellung zur Vornahme der Zwangsvollſtreckung berechtigt 
ſind. In Hamburg iſt niemals der Gedanke aufgetaucht, daß 
der Verfügung, durch die der Schuldner zur Leiſtung ange⸗ 
wieſen wird, oder einer Urkunde, in der der Zahlungs⸗ 
anſpruch feſtgeſtellt iſt, die Bedeutung des vollſtreckbaren 
Schuldtitels zukommt. Jedoch hat einmal das OLG. Hamburg 
(Hanſch Z. 1904 B Nr. 152) die Anſicht vertreten, in der von 
§ 17 erwähnten Verfügung, durch die die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung angeordnet wird, ſei „der vollſtreckbare Titel 
gegeben, welcher der einzuleitenden Zwangsvollſtreckung zu⸗ 
grunde liegen muß“ und auf deſſen Grundlage das Offen⸗ 
barungseidsverfahren betrieben werden könne. Jedoch hat ſich 
dieſe Anſicht nicht durchgeſetzt. Das LG. Hamburg hat in 
einer zwei Jahre ſpäter ergangenen Entſcheidung: Hanj®2. 
1906 B Nr. 130 ausgeſprochen, daß das Erfordernis des voll⸗ 
ſtreckbaren Titels dem hamburgiſchen (ebenſo wie dem preußi⸗ 
ſchen) Verwaltungszwangsverfahren fremd ſei. Dieſer Mei⸗ 
nung hat ſich der Kommentar von Wulff (Hamburg. Geſetze 


1928 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


u. Verordnungen, 3. Aufl., 1930, Bd. I S. 247, Note 15 
zu § 17 Verh.) mit Recht angeſchloſſen. 

Das Erfordernis eines Leiſtungsgebots kennt das ham⸗ 
burgiſche Recht nur in einzelnen Steuergeſetzen, die auf die 
Beſtimmungen der RAbgO. in ihrer jeweils geltenden Faſſung 
und damit auf den § 326 Abſ. 4 verweiſen (z. B. 8 24 GewStG. 
v. 10. März 1926). 

8. Die heſſiſche VO. v. 7. März 1894, das 
Verfahren der Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege be⸗ 
treffend (Reg Bl. 63), iſt eine Nachbildung der preußiſchen 
Verordnung. Für Heſſen gilt daher dasſelbe wie für Preußen. 
Zwar ſagt das grundlegende heſſiſche Geſetz v. 30. Sept. 1893, 
das Verfahren der Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege 
betreffend (Reg Bl. 265), in Art. 4: 

„Die Vollſtreckbarkeitserklärungen, Beſchlüſſe und Ver⸗ 
fügungen der Gerichte, Adminiſtrativ⸗ und Finanzbehörden 
. . bilden für die gerichtliche Zwangsvollſtreckung die voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitel.“ 
Aber indem dasſelbe Geſetz in Art. 5 Abſ. 7 beſtimmt, daß 
es bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
der Vorlegung dieſes „Schuldtitels“ nicht bedürfe, läßt es er⸗ 
kennen, daß das Wort „Schuldtitel“ nicht im eigentlichen 
Sinne gemeint iſt, ſondern daß es nur — aus den unter I 
dargelegten Gründen — an der ſyſtematiſchen Klarheit fehlt. 

Eine Darſtellung der heſſiſchen Beſtimmungen findet ſich 
in dem von RA. Wolf und zwei Mitarbeitern heraus⸗ 
gegebenen heſſiſchen Landesprivatrecht, dem VII. Erg Bd. zu 
Dernburg, 1910, S. 42 — 44, 75 f. 

9. In Anhalt gilt die VO. v. 10. Dez. 1899, betr. das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld⸗ 
beträgen (Nr. 1069; Heinze, Samml. Anhalt. Geſetze und 
Verordnungen I, 672). Die BD. iſt eine ſinngetreue Nach⸗ 
bildung der PrVO. v. 15. Nov. 1899. Für Anhalt gilt daher 
auch hinſichtlich der Grundlagen des Verwaltungszwangsver⸗ 
fahrens dasſelbe wie für Preußen. 

10. In Braunſchweig gilt für Steuern im weſent⸗ 
lichen die RAbgO., für andere im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren beizutreibende Forderungen das inzwiſchen wiederholt 
geänderte und daher etwas unüberſichtlich gewordene Geſetz 
v. 9. April 1888, betr. das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen. Das Geſetz unterſcheidet 
innerhalb des Verwaltungszwangsverfahrens drei Behörden, 
deren Funktionen allerdings in einer Hand vereinigt ſein 
können: die Hebeſtelle, die Überweiſungs⸗ und die Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde. Jede Vollſtreckung ſetzt voraus, daß die 
beizutreibende Forderung der Vollſtreckungsbehörde ſchriftlich 
zur Beitreibung durch eine Überweiſungsbehörde überwieſen 
iſt. Dieſe Überweiſung wiederum muß ebenfalls ſchriftlich bei 
der Überweiſungsbehörde von der Hebeſtelle bzw. Veran⸗ 
lagungsbehörde, falls ſie nicht ſelbſt zugleich Überweiſungs⸗ 
behörde iſt, beantragt werden (8 2). Dieſe ganzen Beſtimmun⸗ 
gen dienen jedoch lediglich dem inneren Dienſtbetrieb und dem 
Rechtsſchutze der Schuldner, die vor unbegründeten Voll⸗ 
ſtreckungen bewahrt werden ſollen. Jede der beteiligten Stellen 
iſt verpflichtet nachzuprüfen, ob tatſächlich ein Anſpruch be⸗ 
ſteht, in gewiſſem Umfange jedoch an die Feſtſtellungen der 
vorhergehenden Stelle gebunden. § 40 a. a. O. beſtimmt, daß 
für die den Gerichten übertragene Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen als vollſtreckbarer Schuldtitel die Ur⸗ 
kunde zu gelten hat, durch welche der Geldbetrag zur zwangs⸗ 
weiſen Beitreibung überwieſen iſt. 

Das braunſchweigiſche Recht bietet manche intereſſante 
Einzelheit, auf die hier jedoch nicht näher eingegangen werden 
kann. Aus allem ergibt ſich jedenfalls der Eindruck, daß die 
Einführung der „Überweiſungsbehörde“ nicht nur auf der Ab⸗ 
ſicht beruht, vor der Zwangsanwendung eine möglichſt zuver⸗ 
läſſige Rechtskontrolle einzuführen, ſondern auch weſentlich von 
dem Gedanken beſtimmt iſt, daß eine von der Vollſtreckungs⸗ 
behörde unabhängige Stelle die Urkunde ausſtellen müſſe, auf 
Grund deren dann die Vollſtreckungsbehörde die Beitreibung 
vornimmt; alſo doch wohl auch ein Hängenbleiben in der 
Problematik des „Gedankens der Urkunde“. Für die Beurtei⸗ 
lung des braunſchweigiſchen Rechts gilt deshalb im weſent⸗ 
lichen das zum bayeriſchen Recht Geſagte. 


IV. Wenn im vorſtehenden gezeigt werden konnte, wie 


das Recht des Verwaltungszwangsverfahrens im Reich und 


in den einzelnen Ländern eigentlich in der Grundanlage über⸗ 
all gleich iſt und die Verſchiedenheiten nur darauf zurückzu⸗ 
führen ſind, daß man den aus der gerichtlichen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung übernommenen „Gedanken der Urkunde“ oder den 
„Gedanken des Leiſtungsgebots“ zu einem weſentlichen 
Gedanken des Verwaltungszwangsverfahrens zu machen ver⸗ 
ſucht hat, ſo kann und ſoll das als ein Verſuch aufgefaßt 
werden, der weiteren auf die Rechtseinheit gerichteten Entwick⸗ 
lung in den einzelnen Ländern die Wege zu ebnen. Für die 
Auslegung des geltenden poſitiven Rechts muß jedoch aner⸗ 
kannt werden, daß durch die Herausſtellung der einheitlichen 
Grundlage die Verſchiedenheiten noch nicht ausgeräumt ſind. 


1. Genügt es im Reich und in Preußen für die Einleitung 
der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen, daß dem Gericht — an Stelle des bei einem Pri⸗ 
vaten verlangten vollſtreckbaren Titels — von der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde die Erklärung vorgelegt wird, daß der zu 
vollſtreckende Anſpruch beſteht, ſo wird in Bayern die Vor⸗ 
legung der darüber ausgeſtellten „vollſtreckbaren Urkunde“ ver⸗ 
langt, in Braunſchweig die Vorlegung der „Überweiſungsver⸗ 
fügung“; in Württemberg verlangt die Praxis, daß dem Ge⸗ 
richt der fruchtloſe Erlaß des Zahlungsbefehls bzw. die Er⸗ 
öffnung der „Vollſtreckungsverfügung“ nachgewieſen wird. In 
allen anderen Ländern iſt die Rechtslage wie im Reich und in 
Preußen, d. h. es genügt ein Antrag der Vollſtreckungs⸗ 
behörde an das Gericht (in Sachſen und Thüringen bezeich⸗ 
nenderweiſe „Erſuchen“ genannt; SächſzzwVollſtrß. § 72, 
ThürL VO. SS 183, 185). 


Für § 14 GBD., wonach die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs auf Grund eines „vollſtreckbaren Titels“ verlangt wer⸗ 
den kann, wird im Verwaltungszwangsverfahren der vollſtreck⸗ 
bare Schuldtitel in der gleichen Weiſe wie bei der Beantragung 
der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erſetzt. 


2. Etwas anders iſt die poſitiv⸗rechtliche Regelung hinſicht⸗ 
lich der Frage, was im Sinne des 8 866 Abſ. 3 ZPO. bei der 
Eintragung einer Zwangshypothek als der „eine“ vollſtreck⸗ 
bare Schuldtitel anzuſehen iſt, der den Betrag von 500 AM 
überſteigen muß. In Preußen kommt es darauf an, ob die in 
einen Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek zu⸗ 
ſammengefaßten Forderungen 500 3%M überfteigen. (So im 
praktiſchen Ergebnis auch das KG., ſiehe JW. 1932, 3225 
unter IV.) In Thüringen, Heſſen, Hamburg und Anhalt be⸗ 
ſteht keine abweichende Rechtſprechung oder geſetzliche Rege⸗ 
lung, ſo daß ſich die Praxis in dieſen Ländern der Recht⸗ 
ſprechung des KG. anſchließen dürfte. Für Sachſen iſt die 
Frage gegenſtandslos, da in Sachſen die Eintragung einer 
Zwangshypothek im Verwaltungszwangsverfahren ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Höhe der Forderung zuläſſig iſt. (Darüber, daß 
das Landesrecht dies beſtimmen kann, ſiehe Stein⸗Jonas 
III 2 und V zu 8 866 3PO.) Auch in Braunſchweig hat 
die Frage keine Bedeutung, da hier die Eintragung einer 
Zwangshypothek als Zwangsvollſtreckungsmaßnahme über⸗ 
haupt nicht bekannt ift. Die in 8 32 GKG. vorgeſehene Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek nach Art. 91 Ech BGB., 
839 GBO. iſt keine Zwangsvollſtreckungsmaßnahme. In 
Bayern muß, da das Geſetz in der vollſtreckbaren Urkunde 
offenſichtlich einen Erſatz für den „Vollſtreckungstitel“ der 
ZPO. ſchaffen will, der durch die einzelne Urkunde ausge⸗ 
wieſene Betrag 500 AM überſteigen. Für Württemberg muß 
berückſichtigt werden, daß das Geſetz die Beitreibungen im 
Verwaltungszwangsverfahren, wie oben unter III 4 dargelegt, 
als Vollſtreckung von Entſcheidungen und Verfügungen auf⸗ 
faßt. Dies hat anſcheinend zu der Praxis geführt, die Wert⸗ 
grenze des 8866 Abſ. 3 ZPO. auf die einzelne zu voll⸗ 
ſtreckende Entſcheidung oder Verfügung abzuſtellen. Das würde 
zu praktiſchen Schwierigkeiten nur dann führen, wenn die 
Frage, ob „eine“ oder „mehrere“ Verfügungen vorliegen, 
unter Umſtänden nicht feſtſtellbar wäre. Bei den verhältnis⸗ 
mäßig wenigen Gruppen von Forderungen, die dem württem⸗ 
bergiſchen Verwaltungszwangsverfahren unterliegen, ſcheinen 
in dieſer Beziehung keine Zweifel entſtanden zu ſein. 
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Die verpflichtungsgeſchäfte von Kommunalverbänden. 


Von Fakultätsaſſiſtent Gerd Voß, Berlin. 


Die Beſtimmungen des 8 56 Ziff. 8 StädteO. für die 
ſechs öſtlichen Provinzen (Städte O.) v. 30. Mai 1853, 8137 
III PrͤtreisO. v. 13. Dez. 1872, SI PrProvinzial O. v. 
29. Juni 1875, 888 IV Ziff. 7 Prem O. v. 3. Juli 1891, 
859 IV Ziff. 7 2&emd. für die Prov. Heſſen⸗Naſſau v. 
4. Aug. 1897, 8 19 PrGeſ. über die Vermögensverwaltung 
in katholiſchen Kirchengemeinden v. 20. Juni 1875 ſchreiben 
für den Abſchluß von Rechtsgeſchäften, durch welche der Ver⸗ 
band Verpflichtungen übernimmt, die Einhaltung beſtimmter 
Formen vor. Da die Nichtbeachtung der Vorſchriften die Un⸗ 
wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte zur Folge hat, und derartige 
Rechtsgeſchäfte beſonders häufig vorkommen, ſo iſt die Deu⸗ 
tung der Beſtimmungen Gegenſtand zahlreicher Unterſuchun⸗ 
gen in Rechtſprechung und im Schrifttum. Hierbei ſind Streit⸗ 
fragen entſtanden, die auch durch die höchſtrichterliche Recht⸗ 
ſprechung noch nicht geklärt ſind, die aber im Intereſſe der 
Rechtssicherheit dringend — gegebenenfalls durch den Geſetz⸗ 
geber — der eindeutigen Klärung bedürfen. 

Es handelt ſich zunächſt um die grundſätzliche Deutung 
der Beſtimmungen und ſodann darum, welche Ausnahmen 
von dem gewonnenen Grandjab zugelaſſen werden dürfen. 

Die grundfäßliche Deutung iſt in zwei Richtungen mög⸗ 
lich: entweder: Jedes Rechtsgeſchäft, durch das ſich der 
Verband verpflichtet, bedarf der vorgeſchriebenen Form, oder: 
nur wenn das Rechtsgeſchäft, ſei es nach dem Willen der 
Parteien, ſei es nach geſetzlicher Vorſchrift in urkundlicher 
Form aufgenommen wird, bedarf es der Form. 

Das Reichsgericht vertritt den erſten Standpunkt, 
und zwar in ſtändiger Rechtſprechung aller Senate (vgl. 
RG. 139, 61). Ihm hat ſich angeſchloſſen das RArbc f. und 
der 3. Senat des Obergerichts Danzig. Der in RG. 139, 61 
angeführten Rechtſprechung iſt aus neuerer Zeit noch hinzu⸗ 
zufügen: SW. 1927, 1251 [1471]; RG. 121, 14 [18]?); 
JW. 1929, 364; 1929, 1132 RG. 122, 175; 1931, 1699; 
RArbGG.: ZW. 1929, 3409; Ober. Danzig: JW. 1932, 
2461 [3. Senat)). 

Für die zweite Deutung ſprechen ſich aus das OVG. : 
OVG. 70, 263, der 2. Senat des ObGer. Danzig: IW. 1931, 
3223 und der überwiegende Teil der Rechtslehre, insbeſ. 
Helfritz, „Die Vertretung der Städte und Landgemeinden 
nach außen“, 1916, bei v. Brauchitſch Bd. VII zu 8 56 
Städte. S. 384 u. 385 (19. Aufl. 1930) und JW. 1925, 
2439 (Anm.). Mit der Gegenanſicht ſetzt ſich das RG. in JW. 
1922, 392 auseinander. 

Der Anſicht des RG. iſt m. E. zu folgen. Der Wortlaut 
der Beſtimmungen ſpricht zwar nicht dafür, aber das RG. 
geht mit Recht von dem Zweck aus, den die Vorſchriften ver⸗ 
folgen, nämlich einerſeits die Verbände vor einem Mißbrauch 
der Vertretungsmacht ihrer Organe zu ſichern und anderer⸗ 
ſeits den Erklärungsgegnern die Gewißheit zu geben, daß bei 
Einhaltung der Formen die Erklärungen der Verbandsver⸗ 
treter rechtswirkſam ſeien. Im übrigen wäre es in der Tat 
nicht verſtändlich, warum der Geſetzgeber den Verbands⸗ 
vertretern in den Fällen des mündlichen Abſchluſſes von 
Verträgen völlige Freiheit laſſen ſollte, dagegen bei ſchrift⸗ 
lichem Abſchluß ihnen eine Beſchränkung auferlegen ſollte. 

ie Gründe der Gegner ſind auch nicht überzeugend. Wenn 
3 B. Helfritz bei Brauchitſch a. a. O. S. 385 meint, 
der Unterſchied in den Auffaſſungen von RG. und OVG. 
erkläre ſich daraus, daß das NG. von der Stellvertretung, 
das OVG. aber von der Organlehre ausgehe, ſo iſt dies in 
doppelter Hinſicht unrichtig. Erſtens, weil das RG. bereits 
in den erſten Entſcheidungen von den Organen der Verbands⸗ 
perſonen ſpricht, zweitens, weil — wie in OVG. 70, 263 
mit Recht geſagt wird — dieſer Unterſchied unerheblich wäre, 
da ebenſo wie die Vertretungsmacht auch die Organmacht 
durch Geſetz geregelt werden kann. 
— 


) JW. 1933, 15286. 2) JW. 1928, 1937. 


II. Das RG. läßt von dem Grundſatz der Formbedürf⸗ 
tigkeit drei Ausnahmen zu: 

1. Für Geſchäfte der laufenden Verwaltung. Vgl. 
JW. 1912, 96 == Warn. 1912, 157 — Gruch. 56, 623; JW. 
1912, 925 = Warn. 1912, 157 = PrVerw Bl. 34, 263; RG. 
94, 254; 104, 205; 115, 3113); 116, 2470; 121, 165); 
139, 63 5). 

Die Zulaſſung dieſer Ausnahme „beſeitigt zwar die Be⸗ 
denken, die gegen die Zweckmäßigkeit und tatſächliche Durch⸗ 
führbarkeit des vom RG. aufgeſtellten Grundſatzes erhoben 
worden find“ (fo: JW. 1912, 925), iſt aber rechtlich kaum 
haltbar. Eine Begründung für ſeine Auffaſſung gibt das 
RG. nicht. In der erſten Entſcheidung, welche die Frage be⸗ 
handelt, heißt es: „Unter Rechtsgeſchäften dieſes Inhaltes 
(d. i. welche die Gemeinde gegen Dritte verbinden ſollen) ſind 
die zu verſtehen, durch welche die Gemeinde — über den 
Kreis der dem Vorſteher zugewieſenen, keines Gemeinde⸗ 
beſchluſſes bedürftigen Geſchäfte der laufenden Verwaltung 
hinaus — eine Verpflichtung übernimmt“ (JW. 1912, 96). 
Das RG. ſtellt hier für die Landgemeinden einen Rechtsſatz 
auf, dem m. E. die geſetzliche Grundlage fehlt. Nach § 88 J 
LGemO. führt der Gemeindevorſteher die Verwaltung der 
Landgemeinde. Nach § 88 IV Ziff. 3 LGemO. hat er die 
Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung zur Ausführung zu 
bringen und demgemäß die laufende Verwaltung bezüglich 
des Vermögens und der Einkünfte der Gemeinde zu führen. 
Nur hier iſt der Ausdruck „laufende Verwaltung“ gebraucht, 
aber aus dem Wort „demgemäß“ ergibt ſich, daß auch dieſe 
laufende Verwaltung nicht allein dem Vorſteher überlaſſen 
bleibt, ſondern die grundlegende Willensbildung auch hier bei 
der Gemeindeverſammlung liegt, und der Vorſteher nur „aus⸗ 
zuführen“ hat. (So auch: Helfritz bei Brauchitſch S. 220 
zu § 88 Anm. 5.) 

Auch in der Kreisordnung, die in RG. 116, 2477) be⸗ 
handelt wird, iſt von „laufenden Geſchäften“ die Rede. Nach 
§ 1371 führt der Landrat die laufenden Geſchäfte der dem 
Kreisausſchuß übertragenen Verwaltung. Der Umfang der 
dem Kreisausſchuß übertragenen Verwaltung ergibt ſich aus 
§ 134 Ziff. 1—3 (hier intereſſiert nur die Kommunalverwal⸗ 
tung). Daraus geht hervor, daß die Verwaltung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes ſich nach den Beſchlüſſen des Kreistages zu richten 
hat. Demnach kann auch der Landrat, da er nur die laufen⸗ 
den Geſchäfte der dem Kreisausſchuß übertragenen Verwal⸗ 
tung führen darf, dieſe Geſchäfte mittelbar nicht ohne Kreis⸗ 
tagsbeſchlüſſe führen. 

Noch weniger als für Landgemeinde und Kreis läßt ſich 
für die Stadtgemeinde die Ausnahme aus dem Geſetz her⸗ 
leiten. Hiervon handelt RG. 104, 205. Es wird dort davon 
ausgegangen, daß die bloße Unterſchrift des Bürgermeiſters 
genüge, wenn ein Geſchäft der laufenden Verwaltung vor⸗ 
liege. Dieſe Auffaſſung, übertragen auf den in JW. 1912, 96 
aufgeſtellten Grundſatz des RG., ergäbe: „Unter rechtsver⸗ 
pflichtenden Geſchäften ſind die zu verſtehen, durch welche die 
Stadtgemeinde — über den Kreis der dem Bürgermeiſter zu⸗ 
gewieſenen, keines Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung oder des Magiſtrats bedürftigen Geſchäfte der laufen⸗ 
den Verwaltung hinaus — eine Verpflichtung übernimmt. 
Bereits dieſe Einfügung zeigt die Unhaltbarkeit der Anwen⸗ 
dung der Ausnahme auf die Geſchäfte der Stadtgemeinde. 
Denn im Gegenſatz zum Gemeindevorſteher ($ 88 IV Ziff. 7 
2Gemd.) und dem Landrat (8 137 II KO.) iſt der Bürger⸗ 
meiſter nicht Vertreter der Stadtgemeinde oder des Magi⸗ 
ſtrats ($ 58 II Städte O. bleibt hierbei außer Betracht). Die 
Stadtgemeinde wird vielmehr durch den Magiſtrat vertreten 
(8 56 Ziff. 8 Städte O.). Eine Vorſchrift über Geſchäfte der 
laufenden Verwaltung gibt es in der StädteO. nicht. Der 
Bürgermeiſter hat nach $ 581 StädteO. zwar den ganzen Ge⸗ 


2) JW. 1927, 779. 
5) JW. 1928, 1937. 
) JW. 1927, 2215. 


) JW. 1927, 2215. 
6) IWW. 1933, 1526. 
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ſchäftsgang der ſtädtiſchen Verwaltung zu leiten und zu be⸗ 
aufſichtigen, aber die Verwaltung ſelbſt ſteht nach § 56 Ziff. 3, 
4 und 5 Städte O. dem Magiſtrat (unter Berückſichtigung der 
Stadtverordnetenverſammlung nach § 49 Städte.) zu. Hier⸗ 
von iſt auch für die „laufende“ Verwaltung keine Ausnahme 
gemacht. Im Gegenſatz zu einer Andeutung in RG.: JW. 
1922, 393 (a. E.) ergibt ſich gerade aus dem abweichenden 
Inhalt der StädteO. gegenüber der KO. und LGemd. für 
die Anwendung der aus „Zweckmäßigkeitserwägungen“ zu⸗ 
gelaſſenen Ausnahme auf die Stadtgemeinde nur Negatives. 

M. E. iſt demnach eine Ausnahme von dem Grundſatz 
der Formbedürftigkeit für die Geſchäfte der laufenden Ver⸗ 
waltung de lege lata nicht anzuerkennen (vgl. auch ObGer. 
Danzig: JW. 1932, 2461, wonach „ein logiſcher Zwang für 
dieſes Zugeſtändnis aus dem Text der Geſetze nicht zu ent⸗ 
nehmen iſt“, und Friedrichs: JW. 1922, 392 Anm., 
wonach „eine Anderung der geltenden Rechte nur durch Geſetz 
zu erreichen iſt“). 

2. Nach Anſicht des RG. bedarf es nicht der Form des 
8 56 Ziff. 8 Städte O. und § 137 III KO., wenn der Magi⸗ 
ſtrat oder der Kreistag das rechtsverpflichtende Geſchäft ſelbſt 
unmittelbar „in corpore“ vornimmt. So: RG. 89, 441; 
116, 252/48); JW. 1925, 2439; RG. 123, 358°). Gegen 
die Zulaſſung dieſer Ausnahme richten ſich — allerdings nicht 
ausdrücklich — die Ausführungen in RG. 139, 64, wonach 
der Beurkundung auch deshalb Bedeutung zukomme, weil bei 
formgerechter Erklärung ſich die Verbände nicht auf et⸗ 
waige Mängel der Beſchlußfaſſung dem Gegner gegenüber 
berufen könnten. 

3. Die die Rechtsverpflichtung erzeugende Erklärung be⸗ 
darf nach der Auffaſſung des RG. dann nicht der Form des 
8 56 Ziff. 8 StädteO., wenn der Magiſtrat den Beſchluß ge⸗ 
faßt hat und dann der Bürgermeiſter oder ein Dezernent 
mit Wiſſen und Willen des Magiſtrats den Beſchluß dem 
Vertragsgegner zur Kenntnis bringt. So: RG.: Gruch. 47, 
1149; RG. : 23. 1923, 567; RG.: JW. 1925, 2440; RG. : 
23. 1926, 1341. Auch dieſe Ausnahme iſt m. E. rechtlich nicht 
haltbar. Das RG. verkennt zwar nicht, wie Helfritz in 
feiner Anm. zu JW. 1925, 2439 meint, den Unterſchied 
zwiſchen Willensbildung (die durch den Beſchluß geſchieht) 
und Willenserklärung (die durch die mit Wiſſen und Willen 
deſſen, der den Willen gebildet hat, geſchehene Mitteilung 
des gebildeten Willens erfolgt), ſondern betont immer wieder, 
daß es auch noch der Erklärung des Beſchluſſes an den Geg⸗ 
ner bedürfe. Aber das RG. verkennt, daß die Ausnahme nicht 
vereinbar iſt mit ſeiner Auffaſſung von der Bedeutung der 
Vorſchriften als Beſchränkung der Vertretungsmacht. Kraft 


6) JW. 1927, 2215. 
o) JW. 1929, 1591. 


Geſetzes, ſo hat das RG. die Beſtimmungen gedeutet, kann 
die Stadtgemeinde bei verpflichtenden Erklärungen nur in 
den beſtimmten Formen vertreten, d. h. in ihren Er⸗ 
klärungen nach außen wirkſam werden. Die Vorſchriften ver⸗ 
langen dagegen nicht, daß die Willensbildung in beſtimmten 
Formen geſchehe. Zu Unrecht wird daher in den genannten 
Entſcheidungen darauf abgeſtellt, daß es genüge, wenn die 
Beſchlüſſe formgerecht ſeien. Dieſer innere Vorgang inter⸗ 
eſſiert nicht. Mit Recht weiſt ſchon RG. 31, 322 auf die 
Bedeutung des Wortes „Ausfertigungen“, d. h. Erklärungen 
nach außen, hin. Ebenſo wird in RG. 121, 17 dieſes Wort 
hervorgehoben. 

Eine Umgehung der Frage bedeutet es, wenn das Ober. 
Danzig: ZW. 1932, 2461 den Gemeindevorſteher nicht mehr 
als Vertreter, ſondern als Boten aufgefaßt haben will, der 
„das fertige Angebot, das von der Gemeindeverſammlung 
formuliert iſt, nur weiterleiten“ ſoll. Die Gemeinde als 
juriſtiſche Perſon bedarf, um nach außen aufzutreten, eines 
Vertreters und nicht eines Boten. Dieſer Vertreter iſt nach 
§ 88 IV Ziff. 7 der Gemeindevorſteher, der auf Grund des 
Beſchluſſes der Gemeindeverſammlung das Geſchäft namens 
der Gemeinde abſchließt. Es iſt nicht angängig, um Vor⸗ 
ſchriften über die Vertretungsmacht auszuſchließen, einfach 
das Beſtehen einer Vertretung zu verneinen. 

Die Unrichtigkeit der die Ausnahme zulaſſenden Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. rührt von ihrem Ausgangspunkt her. 
Alle Entſcheidungen fußen auf dem angeführten Urteil bei 
Gruch. 47, 1119. Dort heißt es: „Beim obligatoriſch ſchrift⸗ 
lichen Vertragsſchluß iſt dem Formzwang ſchon durch die 
Niederſchrift und Unterzeichnung des Vereinbarten genügt, 
und der Akt der Bekanntgabe des Schriftinhaltes an den 
anderen Vertragsteil, womit ſich die Bindung des Erklären⸗ 
den an ſeine ſchriftliche Willensäußerung vollzieht, liegt 
außerhalb des Bereichs der für die Erklärung geltenden Form⸗ 
vorſchriften.“ Das Urteil entnimmt dieſen Rechtsſatz und ſeine 
Begründung aus einer Entſcheidung des gleichen Senats vom 
31. März 1900: RG. 46, 241, wo (für das ALR.) feſt⸗ 
geſtellt wird, daß für die Gültigkeit eines Schenkungsver⸗ 
ſprechens die Aushändigung der Schenkungsurkunde an den 
Beſchenkten nicht erforderlich ſei, es vielmehr genüge, wenn 
der Schenker dem Beſchenkten von dem Inhalt der Urkunde 
Mitteilung mache. Beim Schenkungsverſprechen handelt es 
ſich aber um eine bloße Form vorſchrift. Und die Entſcheidung 
bei Gruch. 47, 1119 konnte ſich nur deshalb auf jene Rechts⸗ 
ſätze berufen, weil in ihr die Vorſchriften des § 56 Ziff. 8 
Städte. gleichfalls als bloße Formvorſchriften aufgefaßt 
werden. Damit, daß das RG. dieſe Auffaſſung in ſtändiger 
Rechtſprechung abgelehnt hat, iſt auch die Vorausſetzung für 
die rechtliche Möglichkeit der Zulaſſung der in Rede ſtehenden 
Ausnahme entfallen. 
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Das Reichskonkordat und die deutſchen Minderheiten. 


Die in dem Reichskonkordat in Art. 29 durch das Reich 
gegenüber dem Heiligen Stuhl übernommene Verpflichtung des 
Schutzes der katholiſchen fremdvölkiſchen Minderheiten löſt im 
Schlußprotokoll zu Art. 29 eine Gegenleiſtung der Kirche aus, 
deren Wichtigkeit für den Kampf des deutſchen Volkstums im Aus⸗ 
lande noch nicht abzuſehen iſt. 

Art. 29 lautet: „Die innerhalb des Deutſchen Reiches wohn⸗ 
haften katholiſchen Angehörigen einer nichtdeutſchen völkiſchen Min⸗ 
derheit werden bzgl. der Berückſichtigung ihrer Mutterſprache in 
Gottesdienſt, Religionsunterricht und kirchlichem Vereinsweſen 
nicht weniger günſtig geſtellt werden, als der rechtlichen und tat⸗ 
ſächlichen Lage der Angehörigen deutſcher Abſtammung und 
Sprache innerhalb des Gebietes des entſprechenden fremden Staa⸗ 
tes entſpricht.“ 

Hierzu das Schlußprotokoll zu Art. 29: „Nachdem die deutſche 
Reichsregierung ſich zu dem Entgegenkommen in bezug auf nicht⸗ 
deutſche Minderheiten bereit gefunden hat, erklärt der Heilige 
Stuhl, in Bekräftigung feiner ſtets vertretenen Grundſätze bzgl. 
des Rechtes der Mutterſprache in der Seelſorge, im Religions⸗ 
unterricht und im katholiſchen Vereinsleben, bei künftigen konkor⸗ 
datären Abmachungen mit anderen Ländern auf die Aufnahme 
einer gleichwertigen, die Rechte der deutſchen Minderheiten ſchützen⸗ 
den Beſtimmung Bedacht nehmen zu wollen.“ 


Die Stellung des Reiches in der Minderheitenfrage iſt all⸗ 
gemein bekannt. Weniger bekannt dürfte ſein, daß auch die Kirche 
ſeit früheſter Zeit eine Schützerin jeden Volkstums und damit auch 
nationaler Minderheiten in fremdnationaler Umgebung iſt !). 

Die erſte Erwähnung des kirchlichen Gebrauches der Mutter⸗ 
ſprache findet ſich in den päpſtlichen Kanzleiregeln, die von Jo⸗ 
hannes XXII. (1316—34) zuerſt ſchriftlich feſtgelegt, von den nach⸗ 
folgenden Päpſten verſchiedentlich ergänzt und ſeit Klemens XI. 
(1700-—21) bis auf Pius X. unverändert geblieben ſind, als Nr. 20: 
„Ferner beſtimmt er (der Papſt), daß die Verleihung eines Pfarr⸗ 
beneftziums oder irgend eines anderen Seelſorgeamtes ſowohl in⸗ 
nerhalb wie außerhalb der Kurie an jemanden, der die am Ort 
der Kirche oder des Benefiziums übliche Sprache nicht verſteht 
und verſtändlich ſpricht, ungültig iſt.“ 

Martin V. erließ am 14. Jan. 1426 eine Bulle für die Erm⸗ 
ländiſche Diözeſe, in der damals noch Deutſche und Altpreußen 
(Slaven) nebenemanderwohnten. Er beſtimmte, daß Pfarreien, 
in denen deutſch und preußiſch geſprochen wurde, wenn auch eine 
der beiden Sprachen bloß den kleineren Teil der Gemeinde für 
ſich hatte, nur ſolchen Geiſtlichen verliehen werden dürften, die in 


1) Eine ausführliche Zuſammenſtellung der kirchlichen Beſtim⸗ 
mungen bei: Grentrup, Religion und Mutterſprache, Mün⸗ 
ſter i. W. 1932. 
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beiden Sprachen vollkommen bewandert wären. Dieſe Bulle iſt 
deswegen von Bedeutung, weil ſie zeigt, daß der Begriff „Orts⸗ 
ſprache“ in den Kanzleiregeln nicht nur die Sprache der zufällig 
zahlenmäßigen ſprachlichen Mehrheit umfaßt, ſondern jede Sprache, 
die in den einzelnen Gemeinden der herrſchenden Landesſprache 
wenigſtens gleichkommt. Auf das Minderheitenrecht angewandt, 
verbürgen die Kanzleiregeln den Gemeinden mit einer geſchloſſe⸗ 
nen, vorherrſchenden oder gleichſtarken minderheitlichen Bevölke⸗ 
rung im Hauptamt einen Seelſorger ihrer Sprache. 

Gegen die deutſchen Intereſſen iſt dieſe Stellungnahme 
Roms nur einmal ausgeſchlagen, als Pius IX. dem Erzbiſchof 
von Poſen⸗Gneſen Ledöchowſki ſeine volle Zuſtimmung zu den 
Maßnahmen ausſprach, die dieſer durch ſeinen Runderlaß v. 
23. Febr. 1873 zur Sicherung des mutterſprachlichen Religionsun⸗ 
a in den Gebieten mit polniſcher Minderheit getroffen 
hatte. 

Papſt Pius X. griff in Canada zugunſten der franzoſiſchen 
Katholiken ein, für die er Predigt und Religionsunterricht in 
franzöſiſcher Sprache durchſetzte. 

Der Codex juris canonici, das geltende kirchliche Geſetzbuch, 
das nur die allgemeinen kirchlichen Verhältniſſe regelt, ent⸗ 
hält keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, in welcher Sprache 
der Religionsunterricht und die übrige Seelſorge vollzogen wer⸗ 
den ſoll. Wohl aber läßt ſich die Stellung der Kirche aus folgendem 
einwandfrei erkennen: 

Gemäß canon 461 Abſ. 1 hat der Pfarrer die amtliche 
Pflicht, für al le Gemeindemitglieder die Seelſorge auszuüben. 

Der Religionsunterricht muß nach canon 1381 von den 
Biſchöfen überwacht werden. Sie haben dafür zu ſorgen, daß 
dieſer Unterricht die größtmöglichſte Wirkung ausübt. Nach an⸗ 
erkannten pädagogiſchen und pſychologiſchen Grundſätzen iſt dies 
nur in der Mutterſprache der Kinder möglich. Für die kirchlichen 
Schulen iſt die Rechtslage klar. Für die ne Schulen ergibt 
ſich die Schwierigkeit, daß der Biſchof nach den geltenden kirchlichen 
Beſtimmungen wohl das Recht der Forderung des Religionsun⸗ 
terrichtes (ius ad rem) in der Mutterſprache, nicht aber das Recht 
des unmittelbaren Eingriffes (ius in re) hat. Die genaue Kom⸗ 
petenzabgrenzung bleibt der Einzelregelung überlaſſen. 

Gemäß canon 892 81 hat jeder Seelſorger die Rechtspflicht 
(gravi iustitiae obligatione tenentur), die Beichte ſeiner Pfarr⸗ 
angehörigen, die nur eine beſtimmte Sprache beherrſchen, in dieſer 
Sprache anzuhören, ſelbſtverſtändlich, ſofern er dieſe Sprache — 
— was die Regel ſein muß — verſteht. Noch klarer iſt die Parti⸗ 
kulargeſetzgebung: In der Inſtruktion der Propagandakongrega⸗ 
tion v. 6. Jan. 1920 an die Miſſionare heißt es u. a.: „Den Glau⸗ 
bensboten iſt es ſtreng unterſagt, die Fremden irgendwie zu ver⸗ 
anlaſſen, daß ſie in einer anderen Sprache als ihrer Mutterſprache 
die Beichte ablegen.“ Im Dekret der Pönitentiarien vom Dezem⸗ 
ber 1928 an die katalaniſchen Biſchöfe wird es als ſakrilegiſcher 
Mißbrauch bezeichnet, wenn ein Prieſter den Beichtenden daran 
hindert, in ſeiner eigenen Mutterſprache (die auch der Prieſter 
verſteht) zu beichten. . 

Die Außerungen der kirchlichen Zentralgewalt über den Ge⸗ 
brauch der Mutterſprache werden ergänzt durch Beſchlüſſe der Kon⸗ 
zilien, ſo insbeſondere des 4. Lateranenſiſchen Konzils (1215) und 
des Tridentiniſchen Konzils. 

Wenn Art 29 des Konkordates der Kirche mit dem Reich 
die Sorge der Kirche für die im Reich wohnenden volksfremden 
Katholiken mit der Sorge der im Ausland lebenden deutſchen 
Katholiken verbindet, ſo bewegt ſich die Stellungnahme nach dem 
obigen in den bisherigen kirchlichen Gedankengängen. 

Albzuſehen iſt bei dieſer Betrachtung von den außereuro⸗ 
päifchen Ländern, da hier eine äußere Gefahr für die deutſchen 

inderheiten in dem Sinne, daß ſie ihr Volkstum verlieren könn⸗ 
ten, kaum beſteht. Wenn die deutſchen Auswanderer ihr Volkstum 
dort aufgegeben, ſo hat das innere Gründe. Von außen bedroht 
ſind die Auslanddeutſchen in Europa. 

Von beſonderer Bedeutung ſind die erwähnten Beſtimmungen 
des Konkordates für Staaten mit deutſcher Minderheit, mit denen 
noch keine Konkordate abgeſchloſſen ſind. Es ſind dies hauptſächlich 
Jugoſlawien (900 000 Deutſche), mit welchen lange — z. 3. an⸗ 
cheinend wenig ausſichtsreiche — Konkordatsverhandlungen ſchwe⸗ 
ben, und Ungarn (550 000 Deutſche). 

Die Konkordate mit Lettland (30. Mai 1922), Frankreich 
(15. Juli 1801) — nach Auffaſſung der g Regierung 
auch anwendbar auf Elſaß⸗Lothringen (Elſaß⸗Lothringiſche Heimat⸗ 
ſtimmen, Berlin, 3. Jahrg. (1925), Februarheft S. 92) — Belgien 
(1801, Eupen⸗Malmedy gehört ſeit dem 15. April 1925 zur alt⸗ 
belgiſchen Diözeſe Lüttich) enthalten keine Minderheitenſchutzbe⸗ 
ſtimmungen. 

Derartige Vorſchriften ſind bereits vorhanden in den Kon⸗ 
kordaten mit: 

Litauen (27. Sept. 1927): Art. 21: „Die Bifhöfe wachen dar⸗ 
1 daß alle Gläubigen nach den kirchlichen Regeln die ſeelſorg⸗ 
iche Betreuung in ihrer Mutterſprache empfangen.“ 


Polen (10. Febr. 1925): Art. 23: „In den Didzejen des latei⸗ 
niſchen Ritus iſt ohne eine beſondere Erlaubnis von ſeiten der Bi⸗ 
ſchofskonferenz des lateiniſchen Ritus eine Anderung der bei den 
Preoigten, den anſchließenden Gebeten und den Kurſen verwen⸗ 
deten Sprache nicht ſtatthaft.“ 

Rumänien (10. Mai 1927): Die Kirche erhält das Recht, aus 


eigenen Kräften Primär⸗ und Sekundärſchulen, abhängig vom Or⸗ 


dinariat und unter Kontrolle des Unterrichtsminiſteriums, zu un⸗ 
terhalten (Art. 19), und in den öffentlichen und privaten Schulen 
den Religionsunterricht in der Mutterſprache zu erteilen (Art. 20). 

Italien (11. Febr. 1929): Art. 22 beſtimmt, daß nur italie⸗ 
niſche Staatsbürger kirchliche Benefizien erlangen können und daß 
die Biſchöfe und Pfarrer der italieniſchen Sprache mächtig ſein 
müſſen. „Wenn es notwendig iſt, ſollen ſie (die Pfarrer, welche der 
deutſchen Sprache nicht mächtig ſind) Hilfskräfte erhalten, die außer 
der italieniſchen auch die lokale Sprache verſtehen und ſprechen zu 
dem Zweck, die geiſtliche Seelſorge in der Sprache der Gläubigen 
auszuüben gemäß den Regeln der Kirche.“ 

Wo die Minderheitenfrage angeſchnitten wird, hat die Kirche 
— das zeigt dieſe kurze Zuſammenſtellung —, entſprechend ihrer 
grundſätzlichen Anſicht, ſtets auch im Einzelfall den Schutz der 
Mutterſprache im Auge. Die Intereſſen des deutſchen Volkstums 
und der Kirche laufen in dieſem Punkte alſo durchaus parallel, 
und es iſt zu begrüßen, daß dies von beiden Teilen in feierlicher 
Form feſtgelegt iſt. So können die Konkordatsbeſtimmungen den 
deutſchen Minderheiten ſowohl innerhalb der kirchlichen Organi⸗ 
ſation ſelbſt als auch gegenüber volkstumsfeindlichen Beſtrebungen 
des Gaſtvolkes eine große Stütze fein. Ihr moraliſches Gewicht 
wird auch da wirken, wo in abſehbarer Zeit kein neues Konkordat 
zu erwarten iſt. 


GerAſſ. Dr. Frhr. von Türcke, Berlin. 


Stillſchweigender 1 und Schweigen als 
erwaltungs . 


Die Durchſicht der verwaltungsrechtlichen Literatur wie 
Rechtſprechung auf dem Gebiete der ee LEN Frage führt 
zu keinen greifbaren Ergebniſſen. Die Ausleſe iſt gering (Kor⸗ 
mann, Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staatsafte S. 175 ff.). Im 
preußiſchen Recht iſt das Problem der ſtillſchweigenden Verwal⸗ 
tungsakte noch nicht erkannt und anerkannt worden (ſo Fran⸗ 
zen, Lehrkomm. z. PolVerwG. 1932, § 14 S. 200). In dieſer 
Allgemeinheit iſt dieſe Behauptung indeſſen nicht zutreffend. 

Der Verwaltungsakt iſt eine „hoheitliche Willensäußerung“, 
ein „obrigkeitlicher Ausſpruch“. Um rechtsverbindlich zu ſein, 
muß er in der Form gewiſſen Erforderniſſen entſprechen. Fraglich 
iſt, welche Erklärungsmittel zur Verfügung ſtehen. Im 
Gebiete der bürgerlich⸗ rechtlichen Willenserklärung unterſchefden 
wir zwiſchen ausdrücklicher und ſtillſchweigender Erklärung. Nach 
der herrſchenden objektiven Theorie iſt eine Erklärung ausduück⸗ 
lich, wenn ſie durch verkehrsübliche Erklärungszeichen erfolgt, die 
ohne Rückſicht auf die Umſtände oder doch angeſichts der Um⸗ 
ſtände offenbar nur die in Frage ſtehende Bedeutung haben kön⸗ 
nen (ſo Lehmann, Allgem. Teil, § 30 II 2). Von ſtillſchwei⸗ 
gender Erklärung ſpricht man bei einem ſonſtigen Verhalten, das 
ſchlüſſig wird zuſammen mit den Umſtänden des einzelnen Falles 
(konkludente Handlungen). Scharf hiervon iſt zu unterſcheiden 
ein rein negatives Verhalten — das ſchlichte Schweigen als Ver⸗ 
waltungsakt. 

Die Rechtsgrundſätze über ausdrüdlishe und ſtillſchweigende 
Willenserklärung dürfen als Allgemeingut unſerer Rechtsordnung 
auch im öffentlichen Recht zur Anwendung gebracht werden, ſo⸗ 
weit nicht poſitive Beſtimmungen des öffentlichen Rechtes ent⸗ 
gegenſtehen. Dieſer Gedanke hat denn auch im öffentlichen Recht 
Eingang gefunden. So iſt es anerkannten Rechtes, daß das publi⸗ 
ziſtiſche Rechtsgeſchäft der Widmung bei öffentlichen Wegen 
auch ſtillſchweigend vollzogen werden kann (OVG. 72, 329; 76, 
364; RG.: Gruch. 57, 186; DIZ. 1911, 1222). Erforderlich iſt 
aber ein nach der Verkehrsſitte ſchlüſſiges Verhalten. Es müſſen 
für den vorliegenden Fall Tatſachen vorhanden ſein, die er⸗ 
geben, daß der Eigentümer ſich ſeiner Verfügungsmacht dauernd 
begeben will. 

Nach dem PrTumsSchcg. v. 11. März 1850 hatte die ge⸗ 
richtliche Geltendmachung des Schadens binnen vier Wochen nach 
dem Tage zu erfolgen, an dem der Beſcheid des Gemeindevorſtan⸗ 
des dem Beteiligten zugegangen war. Nach RG. 105, 122 war 
die Klage auch dann zuläſſig, „wenn der Wille des Gemeindevor⸗ 
ſtandes, dem erhobenen Anſpruche nicht zu genügen, aus der 
geſamten Sachlage hervorging“. Es finden ſich alſo in 
der Rechtſprechung immerhin Anſätze zur Anerkennung eines 
ſtillſchweigenden Verwaltungsaktes. Das Übereinſtimmende bei 
allen Fällen liegt grundſätzlich darin, daß es ſich um begün⸗ 
ſtigende Verwaltungsakte handelt, die entweder die Welt der 
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Rechte und Privilegien vermehren oder das Gebiet der natür⸗ 
lichen Freiheit des Staatsbürgers erweitern. Nur mit dieſer Ein⸗ 
ſchränkung iſt auch der ſchwälern Verwaltungsakt anzuerken⸗ 
nen. Die Rechtsſphäre ſchmälernde und belaſtende Ver⸗ 
waltungsakte — etwa die Entziehung einer gewerblichen Kon⸗ 
zeffion — können nur durch ausdrückliche Willensäußerung er⸗ 
folgen. Die verſchiedene Beurteilung erſcheint deshalb gerecht⸗ 
fertigt, weil nach einer Entziehung von Erlaubniſſen Zuwider⸗ 
handlungen meiſtens mit Strafe bedroht ſind oder ſonſt Nachteile 
zur Folge haben. Hier muß unbedingt Klarheit herrſchen. Der 
ſtillſchweigende, ſchmälernde Verwaltungsakt ſchafft ſie nicht. Iſt 
endlich die Erweiterung der Rechtsſphäre durch ausdrücklichen 
Willensſchluß erfolgt, ſo muß auch die einſchränkende oder auf⸗ 
hebende Verfügung dieſen Weg wieder wählen. Anderenfalls 
würde auch hier eine ſtete Quelle für Zweifel und Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten entſtehen. 

Was die Frage des Schweigens als Verwaltungsakt an⸗ 
geht, ſo ſind hier enge Grenzen zu ziehen. Schon der gemein⸗ 
rechtliche Satz: „Qui tacet, consentire videtur, si loqui de- 
buisset ac potuisset“ war mit Vorſicht zu gebrauchen und hat 
viel Verwirrung angerichtet. Für das öffentliche Recht iſt die 
Forderung zu erheben, daß Schweigen nur dann als ein 
Verwaltungsakt angeſehen werden kann, wenn das Geſetz dies 
beſtimmt. Jellinek (Verwaltungsrecht § 11 II 3) weiſt auf 
ein franzöſiſches Geſetz v. 17. Juli 1900 hin, wonach ein vier⸗ 
monatiges Schweigen einem ablehnenden Beſcheid gleichzuſtellen 
iſt. Nach dem hamburgiſchen Verwaltungsrecht iſt 14 tägiges 
Schweigen des Hamburger Baupflegeamtes auf einen mit den 
erforderlichen Unterlagen verſehenen Antrag auf Erteilung eines 
Baukonſenſes als Genehmigung anzuſehen (Franzen a. a. O. 
S. 201). Daß eine ſolche Regelung im Intereſſe einer beſchleu⸗ 
nigten Erledigung von Anträgen und Geſuchen im Verwaltungs⸗ 
recht erſtrebenswert erſcheint, wird nicht geleugnet werden kön⸗ 
nen. Ohne geſetzliche Anordnung hat aber ein negatives Verhal⸗ 
kr einer Behörde niemals die Bedeutung eines Verwaltungs⸗ 
aktes. 

RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 


Zur Frage der Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges 
gegenüber Beſoldungs regelungen auf Grund der 
Prgparflot hc. vom 12. Sept. 1931. 


Die PrSparNotVO. v. 12. Sept. 1931 (GS. 179) ſchreibt in 
Teil 4 Kap. II $1 die Gleichſtellung der Bezüge der Kommunal⸗ 
beamten mit den Bezügen gleichzubewertender Staatsbeamten vor 
und gibt im $3 der Aufſichtsbehörde die Befugnis, Beſoldungs⸗ 
regelungen, die dieſem Grundſatze nicht entſprechen, zu ändern. 
Gegen die Feſtſetzung einer Anderung durch die Aufſichtsbehörde 
kann das Verwaltungsorgan der Gemeinde die Entſcheidung des 
beim PrOVc. gebildeten Schiedsgerichts anrufen, deſſen Spruch 
mit unmittelbarer Wirkung örtliches Beſoldungsrecht ſchafft. An⸗ 
dererſeits eröffnet Art. 129 ABerf. den Beamten für die Verfol⸗ 
gung vermögensrechtlicher Anſprüche den Rechtsweg, und zwar 
den Kommunalbeamten gemäß §7 BrKommBeamtG., der durch 
Art. 129 RVerf. nicht berührt worden iſt (RG. 99, 262; 106, 40; 
108, 146), nach vorheriger Anrufung des Bezirksausſchuſſes. Dieſe 
Regelung führt zu der Zweifelsfrage, ob die Anrufung des 
Schiedsgerichts durch das Verwaltungsorgan der Gemeinde und 
die Einzelklage des betroffenen Beamten nebeneinander zuläſſig 
ſind, oder ob ihr Anwendungsbereich derart gegeneinander abzu⸗ 
grenzen iſt, daß ſie ſich gegenſeitig ausſchließen. Die Prüfung der 
höchſtrichterlichen Rſpr. führt zu dem letzteren Ergebnis. Das beim 
Pro. gebildete Schiedsgericht hat fi in ſtändiger Rechtſpre⸗ 
chung auf den Standpunkt geſtellt, daß die Frage der wohlerwor⸗ 
benen Rechte der gegenwärtigen Stelleninhaber nicht zu ſeiner 
Zuſtändigkeit gehöre. Andererſeits ſteht die höchſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung auf dem Standpunkt, daß wohlerworbene Rechte nur 
inſoweit entſtehen können, als die Grundſätze der PrSparNotVO. 
nicht verletzt ſind. Nach RG. 132, 125; 134, 8; 137 Anh. S. 40, 
waren die Gemeinden ſchon auf Grund des § 3 PrGeſ. v. 8. Juli 
1920 betr. vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Ge⸗ 
meindebeamtenrechts (GS. 383) und auf Grund des § 43 Pr⸗ 
BeſoldGG. v. 17. Dez. 1927 (GS. 223) verpflichtet, die Bezüge ihrer 
Beamten ſo zu regeln, daß ſie den vom Staate aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen entſprachen. Hiernach ſtand die anfängliche Bewilligung der 
Bezüge von Hauſe aus und von Geſetzeswegen unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß fie nicht nachträglich von der Aufſichtsbehörde bean⸗ 
ſtandet wurde. An Bezügen, die ein Anſtellungsverband einem 
geſetzlichen Verbot zuwider bewilligte, konnte ein wohlerworbenes 
Recht zumal dann nicht entſtehen, wenn dieſes Verbot dem Emp⸗ 
fänger der Bezüge bekannt war, wie dies hinſichtlich des Verbots 
der Bewilligung die Bezüge gleichzubewertender Staatsbeamten 
überſteigender Beſoldungen bei den betroffenen Beamten als Regel 


angenommen werden darf und auch vom RG. angenommen wor⸗ 
den iſt. Kommt demnach die Aufſichtsbehörde zu dem Ergebnis, 
daß die Bezüge eines Beamten den vom Staate aufgeſtellten 
Grundſätzen nicht entſprechen, ſo kann der Beamte dieſe Entſchei⸗ 
dung im ordentlichen Rechtswege nur angreifen, wenn es ſich um 
eine geſetzlich überhaupt nicht zu rechtfertigende Maßnahme han⸗ 
delt, wenn alſo die Herabſetzung der Bezüge offenbar willkürlich 
erfolgt iſt (RG. 130, 292). Danach ſchließt die Feſtſetzung einer 
Anderung der Beſoldungsregelung durch die Aufſichtsbehörde auf 
Grund des SI Teil 4 Kap. II PrSparNotVO. die Anrufung der 
ordentlichen Gerichte durch den betroffenen Beamten mit der Be⸗ 
gründung, daß dieſe Feſtſetzung unrichtig ſei, abgeſehen von dem 
Fall offenbarer Willkür, regelmäßig aus, ſo daß in dieſem Falle 
lediglich das Verwaltungsorgan der Gemeinde zur Anrufung des 
beim OVG. gebildeten Schiedsgerichts berechtigt und auf Grund 
der ihm den Beamten gegenüber obliegenden Fürſorgepflicht auch 
verpflichtet iſt. Die betroffenen Beamten können demnach im Wege 
der Einzelklage, abgeſehen von dem Fall offenbarer Willkür, nur 
geltend machen, daß ihr Aufgabenkreis mit dem keines unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten unmittelbar vergleichbar iſt (RG. 137, 
Anh. S. 41) — denn in dieſem Falle findet auf ſie die PrSpar⸗ 
NotVO. keine Anwendung — oder daß ihnen eine von den vom 
Staate aufgeſtellten Grundſätzen abweichende Beſoldungsregelung 
in rechtsverbindlicher Form zugeſichert iſt, etwa um einen Be⸗ 
amten für die Verwaltung zu gewinnen oder ihr zu erhalten — 
denn in dieſem Falle begründet die Zuſicherung nach der höchſt⸗ 
richterlichen Rechtſprechung den Erwerb eines wohlerworbenen 
Rechts. Dabei iſt aber zu beachten, daß ſich die Gemeinden nach 
der höchſtrichterlichen Rechtſprechung überhaupt nicht anders als 
in der in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen vorgeſchriebenen ur⸗ 
kundlichen Form Dritten gegenüber verpflichten können (RG. 121, 
18), fo daß es insbeſ. bei Stadtgemeinden im Geltungsbereich der 
öſtlichen Städteordnung einer mit den Unterſchriften des Magi⸗ 
ſtratsdirigenten oder ſeines Stellvertreters und eines weiteren Ma⸗ 
giſtratsmitgliedes verſehenen Urkunde oder einer körperſchaftlichen 
Willenserklärung des Magiſtratskollegiums bedarf, für deren Mit⸗ 
teilung eine beſondere Form nicht vorgeſchrieben iſt (RG. 89, 441; 
123, 358; BenshSamml. 15, 532; 17, 143). 


Stadtrat Dr. Geyer, Königsberg. 


Gilt der Grundſatz „Volenti non fit iniuria“ auch im 
Verwaltungsrecht? 


Der Grundſatz „Volenti non fit iniuria“ zieht ſich wie ein 
roter Faden durch unſere Rechtsordnung. Im bürgerlichen wie im 
Strafrecht hat er als Rechtfertigungsgrund im weiteſten Sinne 
Geltung erlangt. Das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften v. 26. Mai 1933 erkennt ihn als Rechtfertigungsgrund bei 
der Körperverletzung endgültig an (§ 226 a StGB.). Umſtrittener 
iſt die Frage für das Gebiet des Verwaltungsrechtes (Schoen⸗ 
5 905 n, Studien zur Lehre vom Verzicht im öffentlichen Recht, 

1 

Sie muß jedoch auch hier grundſätzlich bejaht werden. Der 
Ausgangspunkt der bisherigen Begründungen, die ſich für eine 
Bejahung einſetzten, muß indeſſen nach der erfolgreichen Kampf⸗ 
anſage an den Liberalismus als unrichtig bezeichnet werden. Aus⸗ 
gehend von einem überſteigerten Individualismus lehrte man, die 
geſetzliche Umgrenzung der ſtaatsbürgerlichen Pflichten diene dem 
Schutz des Staatsbürgers gegen willkürliche Eingriffe des Staates 
in Freiheit und Eigentum. Auf Grund der Geſetze ſuchte man 
einen Anſpruch des Staatsbürgers auf Zurückhaltung des 
Staates zu begründen (ſtaatsfreie Sphäre). Im Belieben des 
Staatsbürgers ſtehe es, auf dieſen Anſpruch dem Staate gegenüber 
zu verzichten. So könne er die in ſeinem Intereſſe aufgeſtellten 
Schranken beſeitigen. 

Auf dieſem Untergrunde kann die Lehre von der rechtlichen 
Bedeutung des Grundſatzes „Volenti non fit iniuria“ nicht mehr 
aufgebaut werden. Dieſe Untermauerung war bisher auch ſchon 
für das Zivil⸗ und Strafrecht nicht erforderlich. Der dahinge⸗ 
ſchiedene liberaliſtiſche und pluraliſtiſche Parteienſtaat bot auf dem 
Gebiete des Staats⸗ und Verwaltungsrechtes indeſſen alles auf, 
damit nur das Individuum feine liberale Überlegenheit nicht ver⸗ 
lor (vgl. Carl Schmitt, Der nee Politiſchen, S. 23). 
Im Dritten Reich aber ſteht der Staatsbürger mit beiden Füßen 
im Staat. Die dem liberalen Staate eigene Freiheitsſphäre des 
einzelnen im alten liberaliſtiſchen Sinn iſt beſeitigt. 

Der einzelne kann im Verwaltungsrecht ſeinen Pflichtenkreis 
erweitern, indem er auf Rechte und Befugniſſe verzichtet. Ein 
ſolcher Verzicht iſt aber nur möglich, wenn dem Verfügenden die 
Verfügungsmacht über das Recht zuſteht und der Verzicht 
ſich nicht als ſtrafbar, geſetz⸗ oder ſittenwidrig dar⸗ 
ſtellt. Die Übernahme von Pflichten gegenüber dem Staat auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes ſetzt die Annahme einer Zwei⸗ 
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gliedrigkeit von Staat und Individuum und die Errichtung von 
Barrieren für ſtaatliche Betätigung keinesfalls voraus. Nur ein 
überſteigerter Individualismus muß, um den Grundſatz volenti 
non fit iniuria auch für das Verwaltungsrecht anzuerkennen, erſt 
in der Umgrenzung der ſtaatsbürgerlichen Pflichten einen Schutz⸗ 
wall gegen den Staat ſehen und ihn durch den Staats⸗ 
bürger abtragen laſſen. 

Schranken ergeben ſich durch Geſetz und gute Sitte. Eine ge⸗ 
ſetzlich feſtgeſetzte Steuer, Gebühr, Freiheitsſtrafe kann nicht über 
das Geſetz hinaus erweitert werden. Auch hier iſt nicht der Schutz⸗ 
gedanke entſcheidend. Maßgebend iſt allein, daß auch der Staat 
dem Geſetz unterſteht. Daher iſt es unrichtig, wenn Jellinek 
(Verwaltungsrecht, 87, S. 117) hierzu bemerkt: „Gewiſſe Schran⸗ 
ken ſind als zum Schutze des einzelnen unbedingt aufgerichtet zu 
verſtehen, jeder Verſuch des Staates, ſeine überragende Stellung 
zu mißbrauchen, um vom einzelnen Zugeſtändniſſe zu erpreſſen (!), 
wäre unſtatthaft.“ Ein Beamter kann nicht nach verkraglichen Kün⸗ 
digungsfriſten entlaſſen werden, weil das Geſetz die Anſtellung 
auf Lebenszeit dem Staat vorſchreibt. 

In den dargelegten Grenzen gilt ſomit auch volenti non fit 
iniuria im Verwaltungsrecht. Zu rechtfertigen iſt dies einzig und 
allein damit, daß jeder ſeinen Pflichtenkreis erweitern, bzw. auf 
Rechte verzichten kann, ſoweit ſich nicht aus der Natur des Rechtes 
etwas anderes ergibt. Nicht mehr kann nach dem geiſtigen Um⸗ 
bruch der Nation eine ſogenannte ſtaatsfreie Sphäre des Staats⸗ 
bürgers hierbei Sprungbrett ſein. 

RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 


Das Statut der im Saargebiet angeſtellten Richter, 
Staatsanwälte, Notare und Gerichtsaſfeſſoren. 


Die Regierungskommiſſion des Saargebiets (RK.) hat das 
vorgenannte Statut am 8. Juni 1933 in Kraft geſetzt ). 

Nach Art. 1 regelt ſich die Stellung der im Statut genannten 
Beamten nach den bisher in Kraft befindlichen Geſetzen und 
Verordnungen, ſoweit ſich nicht aus den Beſtimmungen des Sta⸗ 
tuts Abweichungen ergeben. 

Die Art. 2 und 3 regeln die Vereidigung. 

Den weſentlichſten Inhalt des Statuts bilden die dienſtſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, die in den Art. 4 bis 12 enthalten ſind. 

Nach Art. 4 haben künftig in Anſehung des Diſziplinar⸗ 
verfahrens und der unfreiwilligen Verſetzung der Richter, Staats⸗ 
anwälte und Notare in den Ruheſtand im ganzen Saargebiet 
Anwendung zu finden die Beſtimmungen der Pr DiſzGG. v. 7. Mai 
1851 (R Diss.), v. 21. Juli 1852 (BDißzc.) und das Gef. v. 
9. April 1879, betr. die Abänderung der Beſtimmungen der DiſzG. 
ſowie daß Pre. 4 

Bisher fanden diefe Beſtimmungen nur im ſaarpreußiſchen 
Teil des Saargebiets Anwendung, während die aus dem bayriſchen 
Richterdienſt hervorgegangenen richterlichen Beamten dem Bay⸗ 
DiſzGG. v. 26. März 1881 i. d. Fall. der Bek. v. 5. Dez. 1908, die 
im bayriſchen Teil des Saargebiets amtierenden Notare dem Bay⸗ 
NotarG. v. 9. Juni 1899 unterſtanden. 

An die Stelle der in den Geſ. v. 7. Mai 1851, 21. Juli 1852 
und 9. April 1879 vorgeſehenen Diſziplinargerichte tritt der beim 
120 8 5 Gerichtshof in Saarlouis zu bildende Diſziplinarſenat 

Tt. 5). 

Ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen dieſes Diſziplinar⸗ 
ſenats findet nicht ſtatt (Art. 60. 

Der Diſziplinarſenat entſcheidet in der Beſetzung mit ſieben 
Mitgliedern. Die Entſcheidungen erfolgen nach der abſoluten 
Mehrheit der Stimmen (Art. 7). 

Mitglieder des Diſziplinarſenates ſind: 

a) 3 Mitglieder des Oberſten Gerichtshofes in Saarlouis, 

b) der Präſident des LG. Saarbrücken, 

e) die 3 dienſtälteſten Landgerichtsdirektoren (Art. 8). 

An die Stelle des dienſtjüngſten Landgerichtsdirektors tritt 
der Oberſtaatsanwalt oder ein Notar, wenn das Diſziplinarver⸗ 
fahren ſich gegen einen Staatsanwalt oder Notar richtet (Art. 9). 

Für die Ausſchließung und Ablehnung von Gerichtsperſonen 
ſowie für die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten die Beſtim⸗ 
mungen der StPO. (Art. 10 und 12). 

Die in den Geſ. v. 7. Mai 1851, 21. Juli 1852 und 9. April 
1879 der Staatsanwaltſchaft zugewieſenen Amtshandlungen und 
Befugniſſe werden von dem Generalſtaatsanwalt bei dem Oberſten 
Gerichtshof in Saarlouis wahrgenommen (Art. 11). 

In Art. 34 des von der RK. i. J. 1920 kurz nach der Über⸗ 
nahme der Regierungsgeſchäfte erlaſſenen allgemeinen Beamten⸗ 
Hatutz ) ift ausgeführt, daß feine Beſtimmungen keine Anwen⸗ 
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dung finden auf die richterlichen Beamten, die Beamten 
der Zentralverwaltung und die Landräte. Für dieſe Beamtenklaſſen 
iſt die Ausarbeitung eines beſonderen Statuts in Ausſicht geſtellt 
worden. Dieſe Abſicht iſt, ſoweit die Beamten der Zentralverwal⸗ 
tung, die Landräte und die Mitglieder des Oberſten Gerichtshofes 
in Saarlouis in Frage kommen, bereits in den Jahren 1920 und 
1921 verwirklicht worden. 

Mit dem Erlaß des Statuts für die nicht beim Oberſten Ge⸗ 
richtshof angeſtellten richterlichen Beamten ließ ſich die RK. Zeit. 
Wenn ſie es jetzt, verhältnismäßig kurze Zeit vor Beendigung 
ihrer Amtstätigkeit doch noch in Kraft geſetzt hat, muß ſie be⸗ 
ſondere Gründe dafür gehabt haben. Vielleicht glaubt ſie, daß das 
Übergreifen der nationalen Welle vom Reich auf das Saargebiet 
zu Konflikten führen könne und aus dieſem Grunde vorbereitende 
Maßnahmen getroffen werden müßten. 

Das neue Statut zeugt von wenig Wohlwollen gegenüber 
den davon betroffenen Beamten. 

Die RK. hat den Beamten wiederholt mit aller Beſtimmtheit 
verſichert, daß ſie während ihrer Dienſtzeit im Saargebiet im 
Genuß aller Rechte und Vergünſtigungen bleiben ſollen, die ihnen 
auf Grund der am 11. Nov. 1918 in Kraft befindlichen Geſetze und 
Verordnungen zuſtanden; ſie ſollten in keiner Hinſicht ſchlechter ge⸗ 
ſtellt ſein als die vergleichbaren Beamten im Reich. Zu dieſem 
Zwecke ſollten alle Verbeſſerungen auf dem Gebiete des Beamten⸗ 
rechts, die im Reich beſchloſſen würden, daraufhin geprüft werden, 
ob die gleichen Vergünſtigungen den Beamten des Saargebiets 
zuteil werden können. 

Wie ſteht es nun mit der Einhaltung dieſer ara 

Das Statut bedeutet auf jeden Fall eine Shledter- 
ftellung für jene Beamte, die bisher den bayriſchen Geſetzen 
unterworfen waren und nunmehr den PrDiſzG. unterſtellt find. 
Eine erſchöpfende Aufzählung aller Einzelheiten, in denen ſich das 
Bay DiſzG. vorteilhaft von den älteren PrDiſzG. unterſcheidet, iſt 
im Rahmen dieſes Aufſatzes nicht möglich. Es ſeien daher nur 
einige weſentliche Unterſchiede hervorgehoben: Die PrDiſzG. ſehen 
weder die Erſatzleiſtung für den durch die Strafvollſtreckung er⸗ 
wachſenen Vermögensſchaden vor, wenn im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren die Unſchuld feſtgeſtellt wird, noch die Verjährung der 
Strafverfolgung von Dienſtvergehen oder die Belaſſung des An⸗ 
ſpruches auf Hinterbliebenenverſorgung, während das BayDii;b. 
entſprechende Vorſchriften enthält. Nach dem BaydiſzGG. iſt zu 
einer jeden dem Angeſchuldigten nachteiligen, die Schuldfrage oder 
die Verurteilung zur Strafe der Dienſtentlaſſung betreffenden 
Entſcheidung eine Mehrheit von ¼ der Stimmen erforderlich, 
während nach dem PrDDifzéG. die einfache Mehrheit genügt. Nach 
den PrDifz®. behält der Beamte während der Amtsſuspenſion nur 
die Hälfte, nach dem Bay DiſzcG. dagegen ?/s feines Dienſteinkom⸗ 
mens. Die in den PrDiſzcG. enthaltenen Beſtimmungen, daß bei 
jeder Freiheitsſtrafe von längerer als einjähriger Dauer der Amts⸗ 
verluſt kraft Geſetzes einzutreten hat und die Dienſtentlaſſung ver⸗ 
wirkt iſt, wenn die unerlaubte Entfernung vom Amt länger als 
acht Wochen gedauert hat, kennt das Bay DiſzG. nicht. 

Glaubte die RK., daß die aus der Herkunft der richterlichen 
Beamten herrührende Verſchiedenheit in ihrer rechtlichen Stellung 
nicht länger aufrechterhalten werden könne und eine einheitliche 
Grundlage geſchaffen werden müſſe, ſo hätte wohl erwartet wer⸗ 
den können, daß fie die PrDienſtStO. v. 27. Jan. 1932, min⸗ 
deſtens aber das Bay DiſzG. zur Grundlage der Vereinheitlichung 
machen werde. Dieſe Annahme erſchien um ſo eher berechtigt, als 
die RK. in ihrer VO. v. 25. Jan. 1933 5), mit der fie das Dienſt⸗ 
ſtrafrecht der dem allgemeinen Beamtenſtatut v. 29. Juli 1920 un⸗ 
terworfenen nichtrichterlichen Beamten mit Wirkung vom 1. Febr. 
1933 ab geändert hat, die Beſtimmungen der PrBeamtDienſtStO. 
v. 27. Jan. 1932 weitgehend berückſichtigt hat, ſoweit das mate⸗ 
rielle Dienſtſtrafrecht in Frage kommt. Dadurch, daß in Anſehung 
der richterlichen Beamten die Neuerungen der PrDienſtStd. faſt 
völlig unberückſichtigt geblieben ſind, erfahren nicht nur die bisher 
dem BayDifz®. unterſtellten Beamten eine Verſchlechterung ihres 
Dienſtrechtsverhältniſſes, es bleibt auch die Verworrenheit, die auf 
dem Gebiete des ſaarländiſchen Dienſtſtrafrechts herrſcht, weiterhin 
beſtehen. 

Dieſe Verworrenheit tritt am auffallendſten in die Erſchei⸗ 
nung, wenn man die Straffolgen betrachtet, welche die Dienſtent⸗ 
laſſung für die Angehörigen der den verſchiedenen Beamtenord⸗ 
1 und Statuten unterſtellten Beamtenklaſſen nach ſich ziehen 
kann ): 

1. Gegen die unmittelbaren nichtrichterlichen, bei den Lo⸗ 
kalverwaltungen angeſtellten Beamten, die Volksſchul⸗ 
lehrer und die dem Beamtenſtatut v. 29. Juli 1920 unterſtellten 
mittelbaren Beamten kann im förmlichen Dienſtſtrafverfahren 
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) Vgl. Dr. Mathieu, „Das Beamtendienſtſtrafrecht im 
Saargebiet“, Saarbrücken 3, Leſſingſtr. 54. 
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auf Dienſtentlaſſung unter Belaſſung des Titels und des 
Ruhegehaltsanſpruchs oder 

auf Dienſtentlaſſung mit allen geſetzlichen Nebenwirkungen 

erkannt werden. 

Während im letzteren Falle nach der früheren Faſſung des 
Beamtenſtatuts die Bewilligung eines Unterhaltszuſchuſſes aus⸗ 
geſchloſſen war, kann nunmehr ſeit 1. Febr. 1933, wenn beſondere 
Umſtände eine mildere Beurteilung zulaſſen, in ähnlicher Weiſe, 
wie es die PrBDienſtStO. v. 27. Jan. 1932 und der Entwurf einer 
Reichsdienſtſtrafordnung vorſehen, dem entlaſſenen Beamten, ſei⸗ 
nen Familienangehörigen oder Hinterbliebenen ein Unterhalts⸗ 
zuſchuß bewilligt werden, und zwar auch dann, wenn der Verluſt 
des bekleideten Amtes als Rechtsfolge einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
urteilung kraft Geſetzes eingetreten iſt. 

2. Gegen die deutſchen Beamten im Dienſte der Zen⸗ 
tralverwaltung kann auf die gleichen Strafen erkannt 
werden, ohne daß jedoch die Möglichkeit vorgeſehen iſt, im Falle 
der Dienſtentlaſſung mit allen geſetzlichen Nebenwirkungen dem 
Beamten ſelbſt, ſeinen Familienangehörigen oder Hinterbliebenen 
einen Unterhaltszuſchuß zu bewilligen. 

3. Die Verordnungen, in denen die Dienſtrechtsverhältniſſe 

a) der leitenden Beamten der Zentralverwaltung (Direk⸗ 
toven uſw.), 

b) der nichtdeutſchen Beamten im Dienſte der Zen⸗ 
tralverwaltung, 

e) der Landräte und der höheren Beamten der Landrats⸗ 
und Bezirksämter geregelt find, kennen als förmliche Diſziplinar⸗ 
ſtrafe nur die Dienſtentlaſſung. Die Belaſſung des Titels und 
Ruhegehaltsanſpruchs ſowie die Möglichkeit der Bewilligung eines 
Unterhaltszuſchuſſes ſind nicht vorgeſehen. Die Dienſtentlaſſung 
wird daher bei den genannten Beamten die mit dieſer Strafe 


ſonſt regelmäßig verbundenen Folgen, alſo Verluſt des Titels, 
der Dienſtabzeichen, des Dienſteinkommens ſowie des Anſpruchs 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung nach ſich ziehen. 

4. Nach der Verordnung betr. die Rechtsverhältniſſe des Ober⸗ 
ſten Gerichtshofes und ſeiner Mitglieder zieht die Verurteilung 
zur Entfernung vom Amt den Verluſt des Titels und des Pen⸗ 
ſionsanſpruchs nach ſich. Aus Billigkeitsgründen kann im Urteil 
beſtimmt werden, daß dem Verurteilten ein Bruchteil von höch⸗ 
ſtens ä einem Drittel der Penſion zu belaſſen iſt, die ihm zu⸗ 
käme, wenn er am Tage des Urteils wegen Dienſtunfähigkeit in 
den Ruheſtand träte. 

5. Den übrigen richterlichen Beamten kann ebenſo wie den 
nicht unter das Beamtenſtatut v. 29. Juli 1920 fallenden mittel⸗ 
baren Beamten im preußiſchen Teil des Saargebiets ein Teil des 
geſetzlichen Penſionsbetrages auf Lebenszeit oder auf gewiſſe Jahre 
belaſſen werden, wenn beſondere Umſtände eine mildere Beurtei⸗ 
lung zulaſſen. Dasſelbe trifft zu bei den mittelbaren Beamten 
im bayeriſchen Teil des Saargebietes, ſoweit auf ſie das im 
BayBeamtG. v. 16. Aug. 1908 geregelte Dienſtſtrafrecht anzu⸗ 
wenden iſt und ihre Ernennung der Beſtätigung der RK. nicht 
bedarf. Darüber hinaus kann den Hinterbliebenen dieſer Beamten 
der Anſpruch auf Verſorgung ganz oder teilweiſe, mit oder ohne 
Zeitbeſchränkung vorbehalten bleiben. 

Aus dieſen kurzen Ausführungen möge erſehen werden, wie 
wenig Wert die RK. darauf legt, die Dienſtrechtsverhältniſſe der 
ihr unterſtellten Beamten nach einheitlichen Geſichtspunkten zu 
regeln, und wie wenig ſie ſich an die Zuſage gebunden hält, daß 
die Beamten während ihrer Dienſtleiſtung im Saargebiet in kei⸗ 
ner Hinſicht ſchlechter geſtellt fein ſollen, als es die Beamten in 
gleichwertigen Stellungen im Reich find. 

Ref. Dr. Helmut Mathieu, Saarbrücken. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


Dr. Ludwig Schecher: Deutſches Außenſtaatsrecht. Berlin 1933. 
Junker und Dünnhaupt. Preis broſch. 5.50 Kl. 


„Einen Beitrag zum geiſtigen Unterbau einer Reform der 
Rechtsordnung zwiſchenſtaatlicher Beziehungen zu liefern, iſt der 
Zweck der vorliegenden Schrift“; (S. 139) mit dieſem Schlußſatz 
des Buches tut der Verfaſſer ſeine Abſicht kund. Wenn man jedoch 
in dem Werke gedankliche Ausführungen über einen Neubau des 
Völkerrechts vom Geſichtspunkt des Staatsrechts aus erwartet, ſo 
ſieht man ſich enttäuſcht. Auch der Titel des Buches: Außenſtaats⸗ 
recht erweckt inſoweit unberechtigte Erwartungen. Die zwieſpältige 
Anlage dieſes Buches, welches unter theoretiſchen Auſpizien einen 
praktiſchen Grundriß des geltenden Völkerrechts bietet, hat ihre 
Urfache wohl darin, daß es „eine auf die Grundzüge beſchränkte 
und auf den neueſten Stand der Geſetzgebung gebrachte kürzere 
Faſſung einer umfaſſenden Darſtellung ... iſt, die gegen Ende des 
vergangenen Jahres im Manufkript fertiggeſtellt war, aber nicht 
gedruckt wurde“ (Vorwort). Es begreift ſich, daß die Umſchmelzun 
dieſes ungedruckten Werkes Unebenheiten ſchuf, die unvermeidlich 
ſchienen. Der Verfaſſer betrachtet es als ſeine Hauptaufgabe, „die⸗ 
jenigen Normen mit auswärtigen Tatbeſtänden, welche dem eigent⸗ 
lichen öffentlichen Recht angehören, die alſo die Ordnung und 
Bindung der Staatsgewalt jelbft oder die Ordnung von ſolchen 
Lebensverhältniſſen bezwecken, bei denen die Einzelperſonen dem 
Staat im Verhältnis der Unter⸗ und Überordnung gegenüber⸗ 
ſtehen“ (S. 15), darzuſtellen. „Dieſe Normengruppe bilde in ihrer 
Geſamtheit das Außenſtaatsrecht.“ Hierbei überſieht der Verfaſſer 
ſchon gleich die verſchiedenen Betrachtungsweiſen ſeines Gegen⸗ 
ſtandes, die er anwendet. Er ſtellt eine „durch eine internationale 
Rechtsordnung relativierte Staatsrechtsordnung“ zwar in Abrede, 
erkennt aber doch „die Ordnung und Bindung der Staatsgewalt“ 
ſelbſt an. Dieſer Widerſpruch wird noch erhöht durch die Vor⸗ 
ſtellung, daß der Staat die Quelle des Rechts ſelbſt ſei und außer 
ihm Recht undenkbar ſei. Daß die Bindung des Staates nur ſoweit 
währe, weil und ſolange die Vereinbarungen Beſtandteile ſeiner 
Rechtsordnung ſeien (S. 136), ändert am Grundſätzlichen nichts. 
Abgeſehen davon, daß die rechtliche Begrenzung des Gegenſtandes, 
wie ſie oben aus S. 15 des Werkes angeführt iſt, unzulänglich iſt, 
enthält fie den gleichen Widerſpruch, der auch ſonſt die Betrach⸗ 
tungsweiſe ftört. Er dürfte ſich aus der Umarbeitung des Werkes 
erklären. Es fehlt ihm am theoretiſchen Unterbau. Der Grund⸗ 
gedanke des mit Hegel ſogenannten „äußeren Staatsrechts“ iſt 
gegenüber der Rechtslogik der Wiener Neuſcholaſtik richtig gefaßt. 
Gleichwohl verkennt der Verfaſſer auch in ſeiner Billigung dieſer 


überheblichen, aber hohlen Rechtslehre den wahren Sinn der 
Rechtsordnungen, welche ſich weder rational als Zwangsordnung 
(man denke bloß ans uralte Erbrecht!) noch überhaupt als bloß 
rationale Gebilde verſtehen laſſen, daß vielmehr für ſie zutrifft, 
was der von ihm zitierte Verfaſſer vom Kriege meint, daß ſie 
eine „Reſultante rationaler und irrationaler Faktoren“ ſind. Das 
geſchichtliche Verdienſt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung be⸗ 
ſteht gerade in der Aufdeckung der Gefahr rationaliſtiſcher Zer⸗ 
ſtörung von Volk und Rechtsverſchiedenheit zugunſten eines jüdi⸗ 
ſchen Internationalismus, für den in der Wiener Schule beſte 
Vorarbeit geleiſtet wurde. g 

Im materiellrechtlichen und weſentlichen Teil ſeines Werkes 
trägt der Verfaſſer die Rechtsſätze vor, welche der Staat für Ord⸗ 
nung internationaler Belange in ſeine Rechtsordnung aufgenom⸗ 
men hat. Dabei berückſichtigt der Verfaſſer, allerdings ohne Nach⸗ 
weiſe, die neueren wiſſenſchaftlichen Anſichten über die bedeutend⸗ 
ſten auftretenden Rechtsfragen, ſo über die Rechtsnatur der Kon⸗ 
kordate. Beſonderen Raum nimmt das Recht des Verſailler Diktats 
und die Rechtsaufgaben Deutſchlands im Völkerbund ein. Die 
Minderheitenfrage und ihre Behandlung (oder richtiger Mißhand⸗ 
lung) vor dem Völkerbund iſt klar und durchſichtig behandelt. Auf 
die Frage der Stromfreiheit und die Geltung des Art. 364 II VV. 
wird erſchöpfend eingegangen. Mit Recht wird an Stelle der ver⸗ 
alteten Staatsangehörigkeit (als Landesangehörigkeit) eine Volksan⸗ 
gehörigkeit gefordert (S. 129 Zeile 11 iſt ein ſinnſtörender Druck⸗ 
fehler: der ftatt er). Auch ſonſt hat der Verf. treffliche Gedanken: er 
fordert ein Reichseinwanderungsamt und reichs rechtliche Vorſchriften 
über die Zulaſſung von Einwanderern. Allerdings iſt er damit nicht 
der erſte. Vortrefflich meint der Verfaſſer: „. daß es unter der 
Herrſchaft der Fiktion vom überſtaatlichen Raug des Völkerrechts. 
nicht gelungen ſei, die Welt auch nur einen Schritt weiter der 
Befriedung entgegenzuführen und ... daß das, was man Recht 
nannte, ſich immer weiter von dem, was Recht iſt, entfernte“ 
(S. 137). Weil eben, wie man hier mit Bismarck, Gedanken und 
Erinnerungen II 91 jagen könnte, „die völkerrechtliche Politik nicht 
nach privatrechtlichen Grundſätzen beurteilt werden kann“. 

Indem der Verfaſſer den oben berührten theoretiſchen ſchwa⸗ 
chen Punkt ſeiner Abhandlung fühlt, ſagt er: „die Verankerung 
der auswärtigen Bindung eines Staates in ſeiner Rechtsordnung 
bedeutet jedenfalls für den Volksſtaat, in dem die Ehre als Höchſt⸗ 
wert des Staatsgefüges anerkannt wird, die überhaupt größt⸗ 
mögliche Bindung nach außen“ (S. 137). „Wohl aber wird ſich 
unter den vom Internationalismus befreiten Volksſtaaten auf der 
Grundlage wahrer Achtung und Ritterlichkeit eine Ordnung aus⸗ 
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wärtiger Beziehungen nach den Grundſätzen und nach Maßgabe 
der Gegenſeitigkeit bilden können, die eine beſſere Gewähr für den 
Frieden bieten wird als der Internationalismus mit ſeinen Fik⸗ 
tionen und Theorien.“ Für dieſes Grenzgebiet des Rechts und der 
Politik gilt eben das Wort Bismarcks: „Internationale Streitig⸗ 
keiten, die nur durch den Volkskrieg erledigt werden können, habe 
ich niemals aus dem Geſichtspunkt des Göttinger Komments und 
der Privatmenſurenehre aufgefaßt, ſondern ſtets nur in Abwägung 
ihrer Rückwirkung auf den Anſpruch des deutſchen Volks in Gleich⸗ 
berechtigung mit den anderen großen Mächten Europas ein auto⸗ 
nomes polikiſches Leben zu führen, wie es auf der Baſis der uns 
eigentümlichen nationalen Leiſtungsfähigkeit möglich iſt“ (Gedanken 
und Erinnerungen II 296). 
RA. Dr. R. Bechert, München. 


Die Rechtſprechung des Staatsgerichtshofs für das Deutſche 
Reich und des Reichsgerichts auf Grund Art. 13 Abſ. 2 
RVerf. Mit Anhang: Entſcheidungen des Reichsfinanzhofs 
auf Grund Art. 13 Abſ. 2 RVerf. Entſcheidungen der 
Staatsgerichtshöfe der Länder. Herausgegeben von Dr. 
Hans⸗Heiurich Lammers, Staatsſekr. in der Reichskanzlei, 
und Prof. D. Dr. Walter Simons, RGPräſ. i. R. Bd. V 
(Entſcheidungen aus der Zeit v. 1. Okt. 193 1 bis 30. Sept. 
1932 einſchl. der Entſcheidung v. 25. Okt. 1932). Berlin 
1933. Verlag von Georg Stilke. 


Der 5. Band der zuletzt JW. 1932, 2788 beſprochenen Samm⸗ 
lung bringt die Entſcheidungen aus der Zeit v. 1. Okt. 1931 bis 
30. Sept. 1932 ſowie die Entſcheidung des StGH. für das Deutſche 
Reich v. 25. Okt. 1932 in dem Verfaſſungsſtreit über die Ein⸗ 
ſetzung eines Reichskommiſſars für Preußen. 

Seit der Drucklegung des Bandes iſt durch die Gleichſchal⸗ 
tung der Länder ein Hauptgegenſtand für die Tätigkeit des StÖL. 
weggefallen. Prozeſſe zwiſchen den Ländern oder zwiſchen einem 
der Länder und dem Reich ſind in der bisherigen Form und Zahl 
nicht mehr zu erwarten. Trotzdem behält die vorltegende Sammlung 
ihre große Bedeutung. Der StGGH. hatte ja nicht nur die in die 
äußere Form eines Rechtsſtreits gepreßten politiſchen Fragen der 
letzten Jahre zu entfcheiden, wobei er notwendig verſagen mußte, 
weil die Weimarer Verfaſſung ihn vor unlösbare Aufgaben ge⸗ 
ſtellt hatte; er wurde ja auch zur Entſcheidung angerufen über 
zahlreiche andere Streitfragen öffentlich⸗rechtlicher Art, bei denen 
die politiſchen Geſichtspunkte mehr im Hintergrund ſtanden. Hier⸗ 
bei hat der St&9. häufig die Gelegenheit genommen, um allgemein 
gültige Rechtsgrundſätze aufzuſtellen, die auch jetzt ihre maßgebende 
Bedeutung noch nicht verloren haben. 

Die Rechtſprechung des StCH. bleibt infolgedeſſen auch unter 
den veränderten Verhältniſſen eine Fundgrube wichtiger Normen 
für das öffentliche Leben des deutſchen Volkes. 5 

. S. 


Dr. Martin Grunau, Oberlandesgerichtsrat: Die Amtspflicht⸗ 
verletzung in der neueren Rechtſprechung. Berlin 1933. 
Verlag von Franz Vahlen. Preis 3,60 K. 


Das Buch ſoll, wie der Verfaſſer in dem Vorworte hervor⸗ 
hebt, eine Ergänzung der bisherigen Werke über dasſelbe Rechts⸗ 
gebiet der Amtshaftung, von denen die jüngſte Auflage bereits im 
Frühjahr 1929 abſchließt, an Hand der neueren Rechtſprechung 
der höchſten Gerichtshöfe bilden. Dieſen Zweck hat es reſtlos er⸗ 
füllt, Es wäre jedoch verfehlt, anzunehmen, das Werk ſei nur ein 
Anhängſel der bisherigen Lehrbücher über die Frage der Amts⸗ 
haftung. Vielmehr bildet es in ſeinen vier Teilen: Haftpflicht des 
Staates bei privatrechtlichen Verpflichtungen, Haftpflicht des 
Staates bei Betätigung der öffentlichen Gewalt, Haftpflicht des 
Beamten ſelbſt und das Verfahren ein in ſich abgeſchloſſenes, ſelb⸗ 
ſtändiges Ganzes, welches in ſyſtematiſchem Aufbau zu allen 
Fragen der Haftpflicht unter Verarbeitung der neueren, aber auch 
der älteren Rechtſprechung Stellung nimmt. In einem als Teil V 
bezeichneten Anhang bringt der Verfaſſer die in Frage kommenden 
A Aetzesbeſimmungen der RVerf., des PrStaatshaftG., des 
MaAmtshaftc. des BGB., der GBO., des AL R., des GVG., der 
5O., des PrPolVerwch., um dem Benutzer das läſtige Nach⸗ 
(lagen in den Geſetzbüchern zu erſparen. Vielleicht wäre es hier 
zweckmäßig, in einer Fußnote zu 87 PrStaatshaftG. und des 
Nitwt Shaft. darauf binzuweiſen, daß die Gegenſeitigkeit mit den 
(Kc landen (RGBl. 1928, I, 414; PrS. 1929, 1) und Danzig 
(RGBl. 1930, I, 29; PrGGS. 1930, 27) verbürgt iſt, da dies, 
ſoweit erſichtlich, aus den bisherigen Lehrbüchern nicht hervorgeht. 
5 m übrigen gibt das Werk, wie bereits betont, den Stand 
bene iechtſprechung fo vollſtändig wieder, daß es als zu beſcheiden 
met werden muß, wenn der Verfaſſer die Hoffnung aus- 

richt, das Büchlein werde auch denjenigen Berufsgenoſſen, die 


den Rechtsſtoff der Amtspflichtverletzung nicht dauernd zu be⸗ 
arbeiten haben, und denjenigen Beamten, gegen die ein Haft⸗ 
pflichtanſpruch erhoben wird, es ermöglichen, einen erſten Ein⸗ 
blick in den geſamten Rechtsſtoff zu erlangen. 

KGR. von Bonin, Potsdam. 


Edgar Tatarin⸗Tarnheyden, Prof. d. Staats⸗ u. Völkerrechts 
an der Univerſität Roſtock: Die Enteignung des deutſchen 
Doms zu Riga. Ergänzungsheft zu Bd. XVI der Ztſchr. 
f. Völkerrecht. 1932. 

Der evangeliſche Dom in Riga iſt nach 700 jährigem Beſitz den 
baltiſchen Deutſchen infolge der lettiſchen NotVO. v. 29. Sept. 1931 
verloren gegangen. Noch am 23. März desſelben Jahres hatte das 
lettländiſche Parlament einen Geſetzentwurf zur Enteignung des 
Doms abgelehnt, und ein Volksentſcheid vom 5. und 6. Sept. brachte 
dasſelbe Ergebnis. Drei Wochen ſpäter ſprach die NotVO. ihr 
Machtwort. 

Tatarin⸗Tarnheyden tritt nun unaufgefordert, 
lediglich der Gerechtigkeit zu liebe, als Verteidiger der deutſchen 
evangeliſchen Domgemeinde in Riga auf den Plan. Er bringt zu⸗ 
nächſt die Tatſachen, prüft dann die kirchenrechtlichen Grundlagen, 
erörtert weiter die ſtaats⸗ und verwaltungsrechtliche Seite des 
Problems, und ſchließt mit der völkerrechtlichen Würdigung ab. 

Im Tatſachenteil (I) ſchilderte der Verfaſſer die Haupt⸗ 
etappen des Kampfes um die Rigaer Domkirche. Während es ſich 
in dem Geſetzentwurf und Volksentſcheid um eine glatte Ent⸗ 
eignung zugunſten des Staates handelte, ging das Ziel der Not BO. 
dahin, die deutſche Domgemeinde aus Beſitz und Verwaltung ſo⸗ 
zuſagen hinauszuekeln. Intereſſiert zeigten ſich an dem Dom außer 
der deutſchen Domgemeinde die lettiſche Friedensgemeinde und die 
lettiſche Garniſonsgemeinde. Die deutſche Domgemeinde erklärte 
ſich bereit, die erſtere in den Dom aufzunehmen und ihr ſogar 
die Hälfte des Beſitzes abzutreten, während der Garniſonsgemeinde 
volles Gaſtrecht angeboten wurde. Aber die letztere machte ein 
Recht auf die Domkirche geltend, weil die lettiſche Armee das 
Land befreit und folglich auch den Dom erobert habe. Das hoch⸗ 
herzige Angebot wurde von beiden Teilen in der Hoffnung auf 
Mehr zurückgewieſen. Dann erging die NotVO. Sie erhob die 
Domkirche zur Kathedrale des Biſchofs der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche Lettlands, was dieſer als Mann von Charakter ſofort mit 
Amtsniederlegung beantwortete. Das Eigentum verblieb der juri⸗ 
ſtiſchen Perſon der Domkkrche, aber die Nutzung und Verwaltung, 
welche bis dahin der deutſchen Domgemeinde allein zuſtand, wurde 
einer neugebildeten Domkirchenverwaltung übertragen, die abge⸗ 
ſehen von einem Vertreter des lettiſchen Biſchofs und einem ſolchen 
des Kriegsminiſters als Mitglieder aufweiſt: je drei Vertreter der 
Garniſonsgemeinde, der Friedensgemeinde, jetzt lettiſche Domge⸗ 
meinde genannt, und der deutſchen Domgemeinde. Im voraus 
feſtgelegten Mehrheitsentſcheidungen gegenüberſtehend, hatte jetzt 
die deutſche Domgemeinde die Herrſchaft im eigenen Haus ver⸗ 
loren und, um nicht den Kampf in die Kirche ſelbſt zu verlegen, 
hat ſie unter Rechtsverwahrung ihr altangeſtammtes Gotteshaus 
verlaſſen. Bloß hinſichtlich der Nebengebäude erklärte ſie, nur der 
Gewalt weichen zu wollen. Die deutſche Abteilung des evangeliſch⸗ 
e Oberkirchenrates in Lettland hat dieſen Schritt ge⸗ 

illigt. 

Im kirchenrechtlichen Teil (II) handelt es ſich um die 
Frage, wer bis jetzt Eigentümer und Verwalter des Rigaer Doms 
geweſen iſt. Der Verfaſſer ſtellt feſt: der Dom war niemals Eigen⸗ 
tum des Staates oder der Stadt, ſondern beſaß als kirchliche An⸗ 
ſtalt eigene Rechtsperſönlichkeit; im Grundbuch war er eingetragen 
auf die juriſtiſche Perſon der „Domkirche“. Nutzung und Ver⸗ 
waltung gebührte der deutſchen evangeliſchen Domgemeinde. Dieſe 
Konſtruktion iſt in der Tat im Kirchenrecht feſt verankert und wird 
vom Verfaſſer gegen Einwendungen der Ganiſonsgemeinde erfolg⸗ 
reich verteidigt. 

Im ſtaats⸗ und verwaltungs rechtlichen Teil 
(III) wird folgendes ausgeführt: Die lettiſche NotVO. von 1931 
regelt allerdings nur die Verwaltung und Nutzung, und damit 
auch Verfügung und Beſitz, aber inhaltlich liegt doch nach der 
Begriffserweiterung der Neuzeit Enteignung vor (S. 33). Konnte 
nun aber eine Enteignung durch Geſetz bzw. NotVO. erfolgen? 
Der Verfaſſer kommt nach eingehender Unterſuchung zur Ver⸗ 
neinung. Eine Enteignung kann zum Wohl der Geſamtheit auf 
geſetzlicher Grundlage nur durch einen Verwaltungsakt vor⸗ 
genommen werden. Die Teilung der Gewalten muß beachtet wer⸗ 
den. Der Verfaſſer hält daher die NotB O. für rechtsunwirkſam 
und möchte in Bejahung des richterlichen Prüfungsrechts die 
Frage der Rechtswirkſamkeit der NotB O. wohl vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten Lettlands aufgerollt ſehen; doch verſpricht er ſich 
davon nicht viel und ſucht deshalb einen anderen Ausweg. 

Die völkerrechtliche Seite der Rigaer Domenteignung 
(I) weiſt in das Minderheitenſchutzrecht, und da kommt die letti⸗ 
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ſche Minoritätenerklärung in Betracht, die am 7. Juli 1923 behufs 
Aufnahme in den Völkerbund vor dem Völkerbundsrat abgegeben 
wurde. Dem Völkerbund gegenüber abgegeben ſtellt dieſe Erklärung 
eine völkerrechtlich verbindliche normenſetzende Vereinbarung dar. 
Der lettiſche Vertreter Walters lobt hier das lettiſche Minder⸗ 
heitenrecht, das übrigens noch Gegenſtand der Fortbildung durch 
die Regierung ſei, ſo daß die Verhandlungen zwiſchen Völkerbund 
und Regierung darüber nunmehr geſchloſſen werden könnten. Der 
Völkerbundsrat hätte jedoch das Recht, ſich mit der lettiſchen Min⸗ 
derheitenfrage erneut zu beſchäftigen: „si la situation des mino- 
rites en Lettonie ne lui semble pas correspondre aux 
prineipes genéraux ins crits dans les diffe- 
rents traites dits de minorités“. Die Doment⸗ 
eignung in Riga vollzog ſich unter dem Ruf „der Dom den 
Letten“ und iſt eine Vergewaltigung der deutſchen Minderheit. 
Der Verfaſſer weiſt der deutſchen Domgemeinde den Weg zum 
Völkerbundsrat und Weltgerichtshof. Die vorzügliche Arbeit des 
Verfaſſers könnte hier die beſten Dienſte leiſten. Der Sieg freilich 
iſt nicht ſchon ohne weiteres durch die Gerechtigkeit einer Sache 
verbürgt. Der Völkerbund und ſein Gerichtshof hat uns dieſe 
Wahrheit ſchon manchmal in Erinnerung gebracht. 


Geh. Rat Prof. Dr. Meurer, Würzburg. 


Dr. jur. Werner Gramſch: Deutſchlands Verträge gegen den 


Krieg. Syſtem des für Deutſchland geltenden Kriegs⸗ 
verhütungsrechts. Berlin 1932. Verlag von Georg 
Stilke. 162 S. 


Das Buch gibt einen Überblick über den Inhalt der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Völkerbundspaktes, der Locarnover⸗ 
träge, des Kelloggpaktes ſowie der für Deutſchland geltenden 
Schiedsgerichts⸗ und Vergleichsverträge einſchließlich des Rechts der 
Haager Cour Permanente. Im Anhang iſt die Völkerbundsſat⸗ 
zung, das Schlußprotokoll von Locarno und der Kelloggpakt ab⸗ 
gedruckt. Auch ſind Tabellen über den Stand der Beteiligung an 
den verſchiedenen Verträgen und über den Rüſtungsſtand bei⸗ 
gefügt. Die allgemeine Theorie des Völkerbundes behandelt der 
Verfaſſer vor allem im Anſchluß an die Arbeiten von Jahr⸗ 
reiß. Der Verfaſſer nennt den Völkerbund einen Herrſchafts⸗ 
verband mit Befehlsgewalt, die Mitglieder ſeine Untertanen, die 
infolge ihrer Gehorſamspflicht nicht mehr ſouverän ſeien, be⸗ 
zeichnet deren Staatsangehörige als mittelbare Untertanen des 
Völkerbundes und leugnet den völkerrechtlichen Charakter ſämt⸗ 
licher zwiſchen Mitgliedsſtaaten beſtehenden Rechtsbeziehungen. 
Ohne des näheren auf die zugrunde liegenden wiſſenſchaftlichen An⸗ 
ſichten eingehen zu wollen, ſcheinen mir ſolche Feſtſtellungen in 
einem Buche, das doch wohl der Darſtellung des geltenden Rechts 
dienen ſoll, von zweifelhaftem Wert zu ſein. Zum mindeſten hätte 
die m. E. alledem durchaus entgegenſtehende Praxis des Völker⸗ 
bundes in viel größerem Umfange herangezogen werden müſſen. 
Kann man ſich ſchon ein derartiges Untertanenverhältnis mit der 
Möglichkeit einſeitiger Kündigung ſeitens des Untertanen ſchwer 


vorſtellen, ſo müßte außerdem ein ſolcher ausſcheidender Staat 


nach dem Austritt eine neue Anerkennung ſeiner Souveränität er⸗ 
langen. Und wenn Verfaſſer alle Verträge der Mitglieder als 
„Verträge des Bundes“ bezeichnet, ſo erhebt ſich die Frage, ob 
jeder ſolche Vertrag unmittelbar Wirkungen für und gegen alle 
Mitglieder äußern ſoll. Bedeutet etwa eine Anerkennung durch den 
Mitgliedsſtaat A gleichzeitig eine Anerkennung ſeitens aller Mit⸗ 
glieder des Völkerbundes? Ahnlich doktrinär ſcheinen mir ver⸗ 
ſchiedene Außerungen über den Krieg und die Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit zu ſein. In der Sache ſind verſchiedene kleine Ungenauigkeiten 
nachweisbar. So beſchränkt ſich die Möglichkeit der Vereinbarung 
einer Entſcheidung ex aequo et bono nicht auf Fragen nicht⸗ 
rechtlicher Art, wie Verfaſſer S. 84 angibt. Auf S. 94 führt 
die unklare Formulierung regelrecht zu einer Umkehr des Sinnes 
von Art. 4 des deutſch⸗ſchweizeriſchen Vertrages: die Anerkennung 
der Einrede bedarf der qualifizierten Mehrheit, nicht die der 
Zuläſſigkeit des Verfahrens. Die Form der Darſtellung dient oft 
nicht der Erhellung der an ſich ſpröden Materie. Die Ineinander⸗ 
ſchachtelung von Anmerkungen (S. 84 dreifach!) erſchwert das Ver⸗ 
ſtändnis ungemein. Die Ausführungen auf S. 50 oben ſind beinahe 
unverſtändlich. Irrig iſt die Angabe (S. 119), daß der Kelloggpakt 
für China nicht in Kraft getreten ſei (vgl. USA. State Depart- 
ment, Treaty Information, Suppl. to No. 39, 31. Dez. 1932, 
S. 27; Martens Rec. Ser. III Bd. XXI, S. 8). 
A. Graf von Mandelsloh, Berlin. 


Dr. jur. Ewert Freiherr von Dellingshauſen: Der Erwerb 
der Kirchenangehörigkeit im Deutſchen Reich. Würzburg 
1933. Verlag Konrad Triltſch. 84 S. Preis kart. 3 A. 

Die Kirchenangehörigkeit (im älteren Kirchenrecht meiſt über⸗ 
haupt nicht behandelt) iſt heute das wichtigſte und umſtrittenſte 


Inſtitut des Staatskirchenrechts. Das vielfältige Problem des 
Rechtsgrundes der Kirchenangehörigkeit bildet den Gegenſtand 
häufiger Rechtsſtreitigkeiten. In den beiden grundlegenden Fragen, 
ob es nach der RVerf. noch ein objektives Bekenntnis gibt und ob 
die religiöſe Erziehung in rechtlichem Zuſammenhang mit der Be⸗ 
kenntnisbeſtimmung ſteht, ſtimme ich mit dem Verfaſſer, der ſie 
beide im Einklang mit der herrſchenden Meinung bejaht, nicht 
überein, muß aber zugeben, daß von Dellingshauſen, der 
nach ſeiner beſcheidenen Verſicherung im Vorwort nur die allge⸗ 
meinen beim Erwerb der Kirchenangehörigkeit maßgebenden 
Grundſätze zuſammenſtellen will, ein ſicherer Führer durch das 
Geſtrüpp der vielen Zweifelsfragen iſt, wobei Schrifttum und 
Rechtſprechung in reichem Maße und bis zur allerjüngſten Zeit 
wohlabwägend benutzt ſind. Die große weltanſchauungsmäßige 
Aktualität, die dem Thema innewohnt, tritt, obwohl der Ver⸗ 
faſſer ſich ſtreng auf das Juriſtiſche beſchränkt, deutlich hervor, ſo, 
wenn er im Gegenſatz zu der bisher vorherrſchenden Lehre dem 
Art. 137 RVerf. die Auslegung gibt, daß in Deutſchland Kirchen⸗ 
hoheit mit Staatsaufſicht beſteht, wenn er den Begriff „Kirchen⸗ 
mitgliedſchaft“ als vereinsrechtlich ablehnt und wenn er juriſtiſch 
den Übergang vom ſubjektiven zum objektiven Bekenntnis ent⸗ 
wickelt. Pro domo möchte ich noch berichtigen, daß nach can. 87, 
wie ich ihn auffaſſe, die Taufe nicht die Mitgliedſchaft in der 
chriſtlichen Gemeinſchaft (die es als Rechtsbegriff nicht gibt), ſon⸗ 
dern die kirchliche Rechtsfähigkeit (Rechtsperſönlichkeit in der chriſt⸗ 
lichen Rechtsordnung) begründet. 
ORegR. Dr. F. Meß, Weimar. 


Dr. Klaus Mörsdorf: Das neue Beſetzungsrecht der biſthöf⸗ 
lichen Stühle unter beſonderer Berückſichtigung des Liſten⸗ 
verfahrens. (6. Heft der Kölner rechtswiſſenſchaftlichen Ab⸗ 
handlungen.) Bonn u. Köln 1933. Ludwig Röhrſcheid 
Verlag. X u. 144 S. 


Verf. legt erſtmals die Entwicklung und Ausgeſtaltung des 
Beſetzungs verfahrens dar, wie es neben dem päpſtlichen Er⸗ 
nennungsrecht in Form des „Liſtenverfahrens“ innerhalb des Miſ⸗ 
ſionsrechts des 19. Jahrhunderts entſtanden, ins ordentliche Kirchen⸗ 
recht übernommen wurde. Die Arbeit iſt dankenswert, weil ſie auch 
die nach dem Weltkrieg einſetzende Konkordatsära und das hier 
ſtark entwickelte „politiſche Bedenkenrecht“ ſchildert. Gerade dieſer 
äußerſt aktuelle Teil iſt eingehend behandelt. Das badiſche Kon⸗ 
kordat v. 12. Okt. 1932 konnte noch im Nachtrage beſprochen 
werden. Insbeſ. wird geſchildert die Entwicklung des Liſtenverfah⸗ 
rens in Irland, den Vereinigten Staaten Nordamerikas, dann das 
Beſetzungsrecht in den Nachkriegskonkordaten — außerhalb Deutſch⸗ 
lands: in Lettland, Litauen, Polen, Tſchechoſlowakei, Rumänien, 
Italien — innerhalb Deutſchlands: bayeriſches, preußiſches, ba⸗ 
diſches Konkordat. 

Quellen und Schrifttum ſind eingehend verwertet. Das Buch 
gewährt einen guten Einblick in die geſchichtlichen Zuſammenhänge 
und den poſitiven Rechtszuſtand der einzelnen Staaten. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Dr. W. Grau, RegR. in Stuttgart: Das Kirchenpatronat⸗ 
recht in Württemberg unter der Verfaſſung vom 25. Sep⸗ 
tember 1919. (31. Heft der Tübinger Abhandlungen zum 
öffentlichen Recht. Stuttgart 1932. F. Enke. Preis 9 . 


Die Schrift enthält einen Rückblick auf das Kirchenpatronats⸗ 
recht in Württemberg ſeit der Reformation, ſchildert ausführlich 
und zuverläſſig die Verhandlungen der verfaſſunggebenden Lan⸗ 
desverſammlung und der Evangeliſchen Landeskirchenverſammlung 
über das Patronat und ſtellt die Ergebniſſe in Staat, evangeliſcher 
und katholiſcher Kirche feſt. Eine vergleichende Überſicht über die 
Regelung anderer Länder zeigt, daß Württemberg am meiſten 
mit dem bisherigen Recht gebrochen hat, was nach ſeinen Patro⸗ 
natsverhältniſſen möglich und richtig war. Den rechtlichen Aus⸗ 
führungen iſt im weſentlichen zuzuſtimmen. Sollte mit der S. 64 bei 
und in Anmerkung 15 die Auffaſſung vertreten werden, daß die 
württembergiſche Septemberverfaſſung die Maiverfaſſung gänzlich 
beſeitigt habe, ſo daß auch die durch letztere bewirkte Aufhebung 
von Rechtsſätzen wieder rückgängig gemacht wurde, ſo wäre dies 
nicht richtig, vielmehr muß für jeden einzelnen Fall geprüft 
werden, ob ein ſolcher geſetzgeberiſcher Wille zum Ausdruck kam. 

LGPräf. a. D. D. K. Mayer, Stuttgart. 


Dr. jur. Otto Friedrich, Oberkirchenrat in Karlsruhe: Der 
evangeliſche Kirchenvertrag mit dem Freiſtaat Baden, 
mit einer Einführung und Erläuterungen. Lahr 1933. 
Moritz Schauenburg Verlag. 148 Seiten. 

Den Konkordaten entſprechende Kirchenverträge zwiſchen dem 

Staat (Land) und Evangeliſchen Landeskirchen ſind bedeutſame 


— 
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Erſcheinungen der neueſten Rechtsentwicklung. Ihrer großen prak⸗ 
tiſchen Bedeutung für die Paritätsſtellung des evangeliſchen mit 
dem katholiſchen Chriſtentum und für die d die Forde zwi⸗ 
ſchen Staat und Kirche entspricht wiſſenſchaftlich die Förderung 
der theoretiſchen Erkenntniſſe auf einem durch Schwierigkeit und 
Eigenart beſonders reizvollen Rechtsgebiete. Wenn zudem ein Kir⸗ 
chenvertrag unter ſo erheblichen und bedauerlichen innerkirchlichen 
wie vor allem ſtaatsparlamentariſchen Widerſtänden erzielt wor⸗ 
den iſt wie der badiſche von 1932, ſo bildet er für die Rechtstheorie 
eine um ſo beachtenswertere Quelle. Dieſer badiſche Kirchen⸗ 
vertrag intereſſiert ſowohl durch das, was er regelt, als auch durch 
das, was er (3. B. bei Art. VIII) zu regeln unterläßt. Die vor⸗ 
liegende einführende und ſodann ſorgfältig erläuternde Dar⸗ 
ſtellung wird der Praxis um ſo dienlicher ſein, als ſie die Arbeit 
des kirchlichen Referenten darſtellt, der den wichtigen Stoff und 
namentlich ſeinen geiſtigen Sinngehalt wie kein anderer be⸗ 
herrſcht. Die für die wiſſenſchaftliche Seite leider etwas knappen 
Ausführungen verraten aber auch den ſicheren theoretiſchen Kenner 
der Materie, der es verſtanden hat, die für die Theorie bedeut⸗ 
ſamen Ideen des Vertragswerks auf rechtsgeſchichtlicher und rechts⸗ 
dogmatiſcher Grundlage aufzuzeigen und dadurch dem tieferen 
wiſſenſchaftlichen Eindringen verſtändnisvoll die Wege zu weiſen. 
Wie die beſtehenden Länderkonkordate durch das neue Reichs⸗ 
konkordat, ſo dürfte auch mit den übrigen dieſer badiſche evange⸗ 
liſche Kirchenvertrag demnächſt durch ein dringend zu erhoffendes 
evangeliſches Reichskonkordat in einigen Punkten ergänzt oder 
modifiziert werden. Auch bei der Feſtſtellung, was dann noch vom 
badiſchen Vertrage fortgilt, wird die vorliegende Schrift gute 
Dienſte leiſten, ſomit nicht nur theoretiſch aktuell bleiben. 
Prof. u. Konſiſtorialrat Dr. Friedrich Gieſe, Frankfurt. 


D. Johannes Kübel, Pfarrer und Kirchenrat in Frankfurt a. M.: 
Evangeliſches Kirihenrecht für Frankfurt a. M. Kommentar 
zur Verfaſſung der Evangeliſchen Landeskirche Frankfurt a. M. 
vom 12. Januar 1923. Frankfurt a. M. 1932. Kommiſ⸗ 
ſtonsverlag der Buchhandlung des Evangeliſchen Vereins 
für Innere Miſſion. Preis 8 AM. 


Der durch eine Reihe von Schriften bekannte Verfaſſer hat 
ſeiner Heimatkirche aus ſeiner ſachlichen Kenntnis und Erfah⸗ 
rung heraus hier ein ſchönes Geſchenk in Geſtalt eines ſtattlichen 
Bandes von 393 Seiten gemacht. 

Das Werk iſt ſo gegliedert, daß einem Abſchnitt „Allgemeine 
Grundlagen“ ein zweiter Abſchnitt: die Verfaſſung der Landes⸗ 
kirche Frankfurt a. M. — im beſonderen — folgt. 

Als „allgemeine Grundlagen“ ſind die einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen der Reichs⸗ und Staatsgeſetzgebung und der neue Staats⸗ 
vertrag aufgeführt. Zu erwähnen iſt, daß beim Art. 134 EGBGB. 
in der Verbeſſerungstafel richtig die Hinzufügung der Fußnote 
angezeigt iſt: „Aufgehoben durch RGeſ. v. 15. Juli 1921 (©. 171 
des Buches)“, und daß beim Preuß ach BGB. zu bemerken ge⸗ 
weſen wäre, daß die Fußnote 1 auf Herabſetzung der Betrags⸗ 
grenze auf 3000 % bezüglich der Genehmigung des Erwerbs von 
Grundſtücken nicht mehr gilt; ſie iſt diesbezüglich wiederum auf 
5000 94% feſtgeſetzt (Erlaß des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung v. 8. Okt. 1925). 

. Der ſich daran anſchließenden Verfaſſung der Evangeliſchen 
Landeskirche Frankfurt a. M. (S. 24 ff.) iſt fortlaufend ein ein⸗ 
gehender Kommentar beigegeben. Hierüber ließe ſich naturgemäß 
viel jagen, was ich des Raumes wegen aber zurückſtellen möchte. 
Aus der Literatur iſt insbeſ. das Werk von Schoen: Das neue 
Verfaſſungsrecht der evangel. Landeskirchen in Preußen, Berlin 
1889, oft berüdfichtigt. Den praktiſchen Wert dieſes Kommentars 
erhöht ein außerordentlich ſtattlicher Katalog wörtlich wieder⸗ 
gegebener Beſtimmungen. Ich zähle im ganzen etwa 50 ſolcher 
Geſetze, Verordnungen, Richtlinien u. a. m. 

Aufs Ganze geſehen kann ich nur ſagen, daß der ſehr löbliche 
Nair zur Beſeitigung der im Vorwort beklagten Rechtsunſicher⸗ 
ſic des Frankfurter Kirchenweſens hier gut geglückt iſt und daß 
H deſſen nun alle, die damit praktiſch oder wiſſenſchaftlich zu 
ele ha ben, aufrichtig freuen dürfen. Das Werk hat ſich trotz der 
Heinbeit dieſer Landeskirche nicht nur gelohnt, es iſt dem Ver⸗ 
8 er vielmehr gerade gelungen, zu zeigen, wie vielſeitig in jeder 
Beziehung auch dieſer beſondere, eigenartige Rechtsboden iſt. 
ee Berfafier hat in feinem Vorwort auch mit Recht das 
geschehe ort vom Verhältnis von Kirche und Recht nieder⸗ 
1 „Das Recht iſt zwar für die Kirche nur ein Gut 
Rem en Ranges; aber — jo fährt er zutreffend fort — ohne 
Or ntnis und gewiſſenhafte Handhabung des Rechts zerfällt jede 
8 Amifation, auch die der Kirche.“ Ich möchte an dieſer Stelle 
u fachlichen Feſtſtellung noch eine perſonelle fügen. Der 


Kah don uns gegangene Altmeiſter des Kirchenrechts D. Dr. 
rechts hat in der Einleitung ſeines „Lehrſyſtems des Kirchen⸗ 
und der Kirchenpolitik“ die ſehr ernſten Worte von 


den Studierenden der evangeliſchen Theologie geſchrieben: „Nicht 
wenige glauben, ihr bereits gewonnenes Verſtändnis für die evan⸗ 
geliſche Theologie und Kirche kaum wirkungsvoller zum Aus⸗ 
druck bringen zu konnen, als durch geringſchätziges Achſelzucken 
über diejenigen Vorſchriften, welche auch das Kirchenrecht unter 
ihren theologiſchen Studienplan verweiſen.“ Kahl ſtellt in ein⸗ 
gehenden treffenden Ausführungen die Größe dieſes Irrtums feſt. 
Das war 1894 geſchrieben. Inzwiſchen hat ſich viel verſchoben. 
Wir haben eine neue Ara der Kirchenverfaſſungen bekommen, in 
der das theologiſche Element viel bedeutſamer wie in den frü⸗ 
heren hervortritt. Die Bedeutung des Kirchenrechts als Rüſtzeug 
für den evangeliſchen Theologen mußte damit entſprechend wachſen. 
Ebenſo erfordern auch andere Zeichen der Zeit dringend eine 
gründliche Befaſſung mit der Geſamterſcheinung des Kirchen⸗ 
rechts. Es kann jedenfalls nur gewünſcht werden, daß die theolo⸗ 
giſchen Prüfungsordnungen wie die praktiſche Handhabung bei 
den Prüfungen dieſer Notwendigkeit immer mehr entſprechen 
möchten! 

Ich konnte dieſe mir am Herzen liegende allgemeine Note 
um ſo mehr anbringen, als ſie ſich mir gerade im Gegenſatz zu 
der hier beſprochenen Erſcheinung aus theologiſcher Feder auf⸗ 
gedrängt hat. Der Herr Verfaſſer, mit dem mich langjährige 
Arbeit verbindet, wird dieſer Wahrnehmung der Beziehungen 
auch zum Kirchenrecht hervorragend gerecht. Er war darum auch 
bei ſeiner für einen Theologen ganz beſonderen Eignung zur 
Überblickung rechtlicher Fragen, verbunden mit klarer und ge⸗ 
wandter Schreibweiſe, für die Leiſtung dieſer Arbeit die geeignete 
Perſönlichkeit. 

Präſ. d. Ev. Landeskirchenamts Dr. Theinert, Wiesbaden. 


Dr. jur. Gerhard Preiſer: Die diſziplinarrechtliche Behand: 
lung der Geiſtlichen, insbeſondere im Gebiet der evange⸗ 
liſchen Kirche der altpreußiſchen Union. 98 S. 1932. 

Die Schrift befaßt ſich in zwei Hauptteilen mit der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung und dem geltenden Diſziplinarrecht der evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen und ſchließt in einem Schlußteil Vorſchläge 
über die Neugeſtaltung des Diſziplinarrechts der Geiſtlichen an. 

Die Arbeit zeichnet ſich durch klare Gliederung, Stoffreichtum, 

flüſſige Sprache und gutes kritiſches Urteilsvermögen aus. Beſon⸗ 

deres Intereſſe erregen die Reformvorſchläge. Mit Recht betont 
der Verf., daß die gegenwärtige geſetzliche Regelung des Diſziplinar⸗ 
rechts der evangeliſchen Geiſtlichen erhebliche Mängel aufweiſt. 

Sie entſpricht in zahlreichen Punkten nicht mehr unſerem modernen 

Rechtsempfinden. In Anlehnung an die neue PrdienſtſtrafO. für 

die nichtrichterlichen Beamten v. 27. Jan. 1932 fordert der Verf. 

u.a. die Erſetzung der Strafverſetzung durch die Strafe der Ge⸗ 

haltskürzung, die Einführung unabhängiger Diſziplinargerichte, ein⸗ 

gehendere Regelung des Diſziplinarverfahrens, Erweiterung der 

Verteidigungsrechte des Beſchuldigten, Ausdehnung der Grundſätze 

der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, Verbot der reformatio in 

peius und Zulaſſung der Wiederaufnahme des Verfahrens. Wenn 
aber der Verf. im Gegenſatz zu der vorerwähnten neuen PrBeam⸗ 
tendienſtſtrafO. eine Verjährung in das Difſziplinarrecht der evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen nicht einführen und die Verhandlungen vor 
den Dienſtſtrafgerichten nach wie vor nicht öffentlich ſtattfinden 
laſſen will, ſo wird man ſich dem nicht anſchließen können. Ich 
vermag nicht einzuſehen, warum man in dieſen beiden ſehr wich⸗ 
tigen Punkten die Geiſtlichen anders behandeln ſoll als die 


Staatsbeamten. 
LGpräſ. Dr. Brand, Duisburg. 


M. Dirkſen, Verwaltungsrechtsrat Geh. Regierungsrat i. R.: 
Die Gedankengänge der bei Anseinanderſetzungen über 
Küſterſchulvermögen gefällten Gerichtsurteile. Berlin. 
Landgemeindeverlag GmbH. 

Die Schrift enthält eine auszugsweiſe Zuſammenſtel⸗ 
lung bekannter Entſch. von ordentlichen Gerichten oder Landes⸗ 
kulturbehörden unter den Stichworten: Rechtsvermutungen, 
Eigentumsbeweis durch Urkunden, Bedeutung des Grundbuchs, Be⸗ 
deutung landeskulturrechtlicher Rezeſſe, Rechtsperſönlichkeit als Vor⸗ 
ausſetzung der Eigentumsfähigkeit, die mit einer „Nutzanwendung 
für die Praxis“ abſchließt. 

Jede derartige wiſſenſchaftliche Sichtung des auch heute noch 
äußerſt ſpröden Stoffs iſt durchaus dankenswert. Von vornherein 
fällt freilich auf, daß Verf. keine der vielen Entſch. von Ver⸗ 
waltungsgerichten, an denen er zum Teil jelbft mitgewirlet 
hatte, behandelt, ſomit alſo auf dieſe offenbar keinen Wert mehr 
legt. Folgerichtig bleibt auch die von den Schulverbänden vertretene 
Theſe über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte für die zu⸗ 
künftige, öffentlich⸗rechtliche Zweckbeſtimmung der Vermögensſtücke 
von Küſterlehrerſtellen nach deren eigentumsmäßigen Zuweiſung 
an die Beteiligten durch die ordentlichen Gerichte völlig unerortert. 
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Will Verf. jetzt alſo nicht mehr beſtreiten, daß das Auseinander⸗ 
ſetzungsurteil des ordentlichen Gerichts endgültig und unangreif⸗ 
bar iſt? 

Unverkennbar dient die geſamte Abhandlung dem Ausbau der 
vom Verf. in der JW. 1931, 2635 konſtruierten Rechtsidee, wo⸗ 
nach das Küſterſchulvermögen grundſätzlich überall nicht der Kirchen⸗ 
gemeinde oder dem Schulverband gehören ſoll, ſondern der eigens 
hierfür ins Leben getretenen „Küſterlehrerpfründe“, einer beſon⸗ 
deren juriſtiſchen Perſon als Anſtalt (pia causa). Verf. macht nun 
den von vornherein ausſichtsloſen Verſuch, im Anſchluß an das an 
zit. Stelle beſprochene Urteil des RG. v. 13. Mai 1931 ſeine neueſte 
Theorie auf alle zukünftigen Auseinanderſetzungsfälle auszudehnen, 
und tritt dementſprechend für eine Halbierung des Vermögens ein. 
Daß dieſer Auseinanderſetzungsſtreit Rahnsdorf einen innerhalb der 
geſamten Auseinanderſetzungspraxis einzig gelagerten, zur analogen 
Anwendung ungeeigneten Fall darſtellt, wird von mir an anderer 
Stelle ausgeführt werden. Scheitert der Verſuch Dir kſens allein 
ſchon an dieſem Punkte, fo bleiben auch ſeine Ausführungen (vgl. 
Anm. 45, 46, 50, 58, 76, 94, 97, 103, 105—107, 112, 113, 
121, 145, 150, 156 ff., 163 und 210) ohne praktiſche Bedeutung, 
in denen er auch die vor dem VolksSchG. gefällten Entſch. bis ins 
Jahr 1886 darauf unterſucht, ob das Vorhandenſein einer Küfterlehrer- 
pfründe als juriſtiſchen Perſon nicht überſehen worden iſt. Ohne 
praktiſchen Wert iſt ferner die Kritik des Verf. an der Praxis des 
OLG. Kaſſel bezüglich der Zwei⸗Pfründen⸗Geſamthand⸗Theorie, da 
dieſe vom RG. gebilligt iſt, überdies auch irreviſibel ſein dürfte. 
Ebenſowenig hat es praktiſchen Wert, auf die wohl nur vom Verf. 
aufrechterhaltene Idee einzugehen, daß die meiſtens im Anfang 
des 18. Jahrhunderts erfolgte Einführung des Schulzwangs 
die Verſtaatlichung der Schulen und die Ernennung des Opfer⸗ 
manns zum Staatsbeamten bewirkt habe, woraus wiederum die 
Entſtehung der juriſtiſchen Perſon der Küſterlehrerpfründe zu fol⸗ 
gern ſei (vgl. Anm. 115, 134, 141, 155, 165, 166, 178, 183199). 

Richtig iſt, daß die Anwälte der Kirchengemeinden die Aus⸗ 
einanderſetzungsklage aus § 30 VolksSchG. nicht verwechſeln dürfen 
mit der Eigentumsfeſtſtellungsklage, welchletztere allerdings ange⸗ 
bracht ſein würde gegenüber der etwa noch vorzubringenden Be⸗ 
hauptung von Schulverbänden, daß die Entſch. des ordentlichen 
Gerichts nicht endgültig ſei. Nicht klar erkennbar iſt übrigens 
der Standpunkt des Verf., ob für den ordentlichen Richter der an⸗ 
gefochtene Beſchluß des Oberpräſ. rechtlich noch exiſtiert, zu ihm ſo⸗ 
mit im Tenor des Urteils „aufrechterhaltend, wiederherſtellend, oder 
abändernd“ Stellung zu nehmen ſei, oder ob der ordentliche Richter 
ihn völlig unerwähnt läßt, was m. E. richtig iſt. 

In Übereinſtimmung mit dem Verf. befinde ich mich be⸗ 
züglich der Auslegung des vom Verf. in der Literatur eingeführten, 
nicht reviſionsfähigen Urteils des OLG. Kaſſel Unterweißenborn — 
Landershauſen v. 11. März 1927, 3 U 118/26 über das Verhält⸗ 
nis der politiſchen Gemeinde zum Geſamtſchulverband und die Be⸗ 
deutung der Surrogation. Einer guten Inhaltsüberſicht ſteht der 
Mangel gegenüber, daß weder die Aktenzeichen, noch die Druck⸗ 
ſtellen der benutzten Urteile angegeben ſind. Wenn ich ſchließlich auch 
die „Nutzanwendungen für die Praxis“ nicht empfehlen kann, ſo 
hängt dies mit der oben gekennzeichneten, von einer beſtimmten 
Abſicht getragenen Auslegung des Urteils des RG. v. 13. Mai 
1931 zuſammen. RA. Dr. Strippel, Kaſſek. 


Dr. Joſef Beil: Das kirchliche Vereinsrecht nach dem Codex 
Juris Canonici. Mit einem ſtaatskirchenrechtlichen An⸗ 
hang. (60. Heft der Veröffentlichungen der Sektion für 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft der Görres⸗Geſellſchaft.) 
Paderborn 1932. Verlag Ferdinand Schöningh. 134 S. 
Preis broſch. 6,50 AM. 

Es iſt dem Verf. darin beizupflichten, daß das kirchliche 
Vereinsrecht — beſonders in dem nach Inkrafttreten des Codex 
Juris Canonici erſchienenen Schrifttum — etwas ſtiefmütterlich be⸗ 
handelt wurde. Schon deswegen iſt dieſe auf fleißigſtem Quellen⸗ 
ſtudium fußende Arbeit zu begrüßen, die das heute geltende, all⸗ 
gemeine und ſpezielle Vereinsrecht der katholiſchen Kirche eingehend 
behandelt. Die Abhandlung zeigt, daß auch im Vereinsrecht des 
neuen kirchlichen Geſetzbuches eine bis ins kleinſte gehende Regelung 
Platz gefunden hat, die — bei richtigem Verſtändnis — kaum irgend⸗ 
welche Zweifel über rechtliche und organiſatoriſche Fragen offen läßt 
(inſofern nötigt die Arbeit des Geſetzgebers immer wieder zu höchſter 
Bewunderung). 

Beil grenzt in ſcharf durchgeführter Disposition zunächſt das 
Vereinsrecht vom Ordensrecht ab. Er behandelt alsdann, dem Titel 
des Buches entſprechend, auch das Recht der nicht zu den kirchlichen 
Vereinen zu zählenden „privaten“ Vereine, ſoweit ſie entweder kirch⸗ 
lich empfohlen oder kirchlich unerlaubt ſind. Gerade dieſer Teil des 
Buches dürfte auch für die kirchliche Praxis von Nutzen ſein, da 
hier m. E. durchaus zutreffende Bemerkungen über die Kompetenzen 
und das Verhalten insbeſ. des Pfarrers den jog. privaten Vereinen 


gegenüber zu finden ſind. Eine kurze geſchichtliche Einleitung, ein 
ſtaatskirchenrechtlicher Anhang und ein Literaturverzeichnis ergänzen 
den Juhalt des trefflichen Buches. 

RA. Dr. v. Holſtein, München. 


Paul Windiſch: Neue Wege zur Bekämpfung der Jugend⸗ 
kriminalität. Leipzig 1933. Univerſitätsverlag Robert 
Noske. 39 S. 


In dem kleinen Büchlein wird die Meinung vertreten, daß 
geſetzlich Jugendlichen unter 18 Jahren das Betreten der Gerichts⸗ 
ſäle zu verbieten ſei und daß auch ſolchen Perſonen gegenüber, die 
zwiſchen 18 und 21 Jahre alt ſind, bei geiſtiger oder körperlicher 
Unreife durch den Vorſitzenden oder den Juſtizwachtmeiſter die 
Ausweiſung aus dem Zuſchauerraum angewandt werden könne. 
Dadurch falle allerdings der praktiſche Anſchauungsunterricht einer 
wirklichen Gerichtsverhandlung weg, doch habe ein ſolcher Beſuch 
ſowohl ſchulweiſe als auch einzeln mehr Nachteile als Vorzüge. 
Andererſeits ſei es unbedingt notwendig, daß eine feſte Anſchauung 
vom Recht und der Rechtspflege ſchon im jungen Menſchen ent⸗ 
ſtehe. So ergebe ſich der vom Verfaſſer erſtrebte Weg von ſelbſt, 
nämlich die Abhaltung von Lichtbildervorträgen mit den wichtigſten 
und würdigſten deutſchen Gerichtsſtätten. Durch dieſe Methode 
könne zur Senkung der Jugendſtraffälle beigetragen werden. 

Wie ſich aus dieſer Inhaltsangabe bereits ergibt, iſt in dem 
Buch nur ein ganz kleiner Streifzug in das im Titel angedeutete 
Gebiet unternommen worden Man kann dem Verfaſſer unbe⸗ 
denklich zuſtimmen, wenn er ein Gerichtsverbot für Jugendliche 
unter 18 Jahren fordert. Bei älteren Jahrgängen halte ich ange⸗ 
195 der heutigen Verhältniſſe einen Schutz nicht mehr für wirk⸗ 
am. Ebenſo ſtimme ich dem Verfaſſer darin bei, daß von einem 
ſchulweiſen Beſuch weder für die Schule Vorteile zu erwarten, 
noch für die Würde des Gerichts Nachteile zu vermeiden ſind. 

Nicht dagegen vermag ich den Gedankengängen zu folgen, die 
dartun wollen, daß durch Lichtbildervorträge Verſtändnis für das 
Recht zu ſchaffen iſt. Hier fehlt es an den Grundlagen, nämlich 
am Aufbau des Rechtes, und ſo lange wird das Recht fremd bleiben, 
als es nicht aus dem Volk heraus neu geſtaltet wird. Und der 
ſchönſte Gerichtsſaal nützt nichts, wenn kein Verſtändnis für die 
Rechtspflege da iſt. So vermute ich alſo, daß die geforderte Vor⸗ 
führung der Lichtbilder dem künſtleriſchen Sinn mehr nützt als 
dem Zweck der Straffälligkeitsbekämpfung. 

Doch möchte ich nicht unterlaſſen, dem Verfaſſer zu danken 
dafür, daß er wieder einmal einen Vorſtoß gemacht hat, um den 
Schutz der Jugend wieder als Notwendigkeit erkennen zu laſſen. 

GerAſſ. Georg Bayerle, Berlin. 


Falcone Lucifero: I nuovi codiei e la delinquenza 
minorile. Relazione sul II“ semestre dell’ anno 1931. 
Rom 1932. Tipografia delle Terme. 29 8. Preis 
5 Lire. 


Die Veröffentlichung ift der erſte kurze Bericht über die Ent⸗ 
wicklung der Kriminalität der Jugendlichen unter dem neuen, am 
1. Juli 1931 in Kraft getretenen italieniſchen Strafgeſetzbuch. Der 
Verfaſſer iſt ein bekannter Anwalt und Schriftführer einer auch 
bei uns gerichtlich⸗mediziniſchen Fachkreiſen bekannten „Römiſchen 
Vereinigung zum Studium minderjähriger Verbrecher“. Er hat 
zum Thema der Kriminalität der Jugendlichen in Italien ſchon 
mehrfach das Wort ergriffen. 

Wenn auch die vorliegende Schrift ſich als Fortſetzung frühe⸗ 
rer Arbeiten darſtellt, ſo gilt dies doch mit einer Einſchränkung 
hinſichtlich des Untertitels. An ſtatiſtiſchen Angaben iſt nämlich die 
Darſtellung ausgeſprochen arm. Es werden für die Berichtszeit nur 
einige der wichtigſten Ergebniſſe mitgeteilt. Die vollſtändige Zu⸗ 
ſammentragung des Materials ſoll nach dem Verfaſſer infolge 
bürokratiſcher Schwerfälligkeit einiger der in Frage kommenden 
Behörden noch nicht möglich geweſen ſein. 

Immerhin laſſen die vorliegenden Zahlen bereits die Feſt⸗ 
ſtellung zu, daß die höchſten Kriminalitätsziffern nicht etwa im 
oberttalieniſchen Induſtriegebiet, in Neapel oder auf Sizilien zu 
finden ſind, ſondern in Rom. Erſt in weitem Abſtand folgen dann 
nacheinander Mailand, Palermo und Turin. Verglichen mit den 
entſprechenden Zahlen früherer Berichte ſcheint die Straffälligkeit 
Jugendlicher nachgelaſſen zu haben. Wie der Verfaſſer nachweiſt, 
beruht jedoch die geſunkene Anzahl der Delinquenten offenbar nur 
auf der durch die Strafrechtsreform erfolgten Heraufſetzung des 
Alters der Strafmündigkeit und auf einer veränderten Zählweiſe 
in den Kriminalſtatiſtiken. 

Über dieſe Feſtſtellungen zum eigentlichen Thema hinaus hat 
der Verfaſſer die Gelegenheit benutzt, in temperamentvoller Weiſe 
die Beſtimmungen des italieniſchen Jugendrechts zu beſprechen, 
hinſichtlich deren ſich das neue italieniſche Strafgeſetzbuch trotz der 
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kurzen Zeit ſeiner Anwendung bereits als unzureichend erwieſen 
hat. Der Verfaſſer wendet ſich hierbei in erſter Linie gegen eine 
juriſtiſch⸗bürokratiſche Auffaſſung des Problems der jugendlichen 
Verbrecher. Er fordert für die Zukunft von ſeiten des Geſetzgebers 
eine ſtärkere Beachtung der Tatſache, daß die Bekämpfung der 
Kriminalität der Jugendlichen weniger eine rein gerichtliche und 
juriſtiſche, als eine allgemeine ſoziale Angelegenheit iſt. Auf dieſer 
Grundlage bauen ſich ſeine Anderungsvorſchläge auf: 

Kampf der Jugendverwahrloſung mit allen zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln. Insbeſ. Zuſammenarbeit der großen ſtaatlichen 
Fürſorgeeinrichtungen, vor allem der „Opera Nazionale Mater- 
nita Infanzia“, mit den einſchlägigen privaten Organiſationen. 
Abſchaffung der Unterſuchungshaft für Jugendliche. Vielmehr Un⸗ 
terbringung in ſtaatlichen, dem ugendgericht angegliederten Hei⸗ 
men, wo die Möglichkeit praktiſcher Arbeit für die Inſaſſen beſteht 
und ſie eine dauernde fachärztliche Unterſuchung und Überwachung 
zur Prüfung des Maßes ihrer Zurechnungsfähigkeit genießen. (Der 
Verfaſſer verlangt hier nicht etwas für Italien Unmögliches; denn 
zwei oder drei derartiger Anſtalten beſtehen bereits und konnten 
jugendliche Unterſuchungsgefangene ohne weiteres aufnehmen.) 


Er Weiter fordert der Verfaſſer die unbedingte Abtrennung aller 
Jugendſachen und Zuweiſung an den Jugendrichter. Im mate⸗ 
riellen Strafrecht wird der Wiedereinführung der Strafloserklärung 
in gewiſſen Fällen, vor allem bei Bagatellſachen, das Wort ge⸗ 
redet. Dies vor allem auf Grund der Erfahrung, daß die Mehrzahl 
der ganz jungen Übeltäter lediglich durch verderbliche Einflüſſe 
ihrer Umwelt 11 1 55 erſcheint und noch nicht die Anlagen aus⸗ 
geſprochener Ver 

artiger Jugendlicher in die Geſellſchaftsordnung zu erleichtern, 
wird der auch für uns erwägenswerte Vorſchlag gemacht, keine 
Strafen Jugendlicher im Strafregiſter zu verzeichnen. 


GerAſſ. Dr. Wilhelm Pohl, Münſter i. W. 


Dr. Wilhelm Tempel: Aufbau der Staatsgewalt im 
faſchiſtiſchen Italien. Leipzig. Verlag C. L. Hirſchfeld. 
160 S. Preis 3,50 . 


r Das Buch, deſſen 2. Auflage nunmehr vorliegt, behandelt 
in rein darſtellender Form die für Italien maßgebenden ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe. Ausgehend von der Lehre Montesquieus 
über die Gewaltenteilung wird zunächſt im 1. Teil die Entwicklung 
der Verhältniſſe und das Zuſtandekommen der vom König oktroyier⸗ 
ten Verfaſſung von 1848 bzw. 1859 1 Dann folgt die 
eingehende Darſtellung der machtpolitiſchen Entwicklung von dieſer 
Zeit bis zum Jahre 1922, deren Tendenzen waren: übertragung 
der Rechte des Königs auf das Parlament; Abhängigkeit auch des 
Miniſteriums von der Volksvertretung. 

Im 2. Teil wird dann eingehend klargelegt, was der Faſchis⸗ 
mus bisher durch Geſetz und Verordnung in ere e Be⸗ 
ziehung geleiſtet hat. . 

Die Grundgedanken find kurz folgende: 


S. Am meiſten Macht kommt dem Regierungschef, dem erſten 
Staatsſekretär, zu, der nicht nur Rechte, die ehemals dem König und 
durch die letzte Entwicklung dem Parlament zuſtanden, übernommen 
hat, ſondern auch gegenüber dem Miniſterium ſelbſt eine Führer⸗ 
tellung erhielt. 


% Daneben ſteht der König, deſſen Macht zwar gegenüber der 
Retfaſſung von 1859 geſunken iſt, aber klug vom Faſchismus als 
eprälentant der Nation erhalten wurde. 


Die königliche Unterſchrift unter einem Großteil der Rechts⸗ 


ee „Reit heute allerdings eine rechtlich unbedeutende Hand⸗ 


Das Parlament beſteht noch. Jedoch ift feine Macht in dop⸗ 
5 85 Weiſe beſchränkt: Einmal hat das neue Wahlrecht dafür ge⸗ 
18 daß nur der Regierung wohlgeſinnte Männer hineinkom⸗ 
Ren; dann aber hat das Parlament keine Möglichkeit mehr, die 
g uterung zu ftürzen, da jede Tagesordnung vom Regierungschef 
durch dis ſein muß. Auch der Senat iſt in ſeiner Einflußzone 
ae erhöhte Gewalt der Regierung beeinträchtigt worden. Da⸗ 
er en hal er gegenüber der Kammer an Anſehen gewonnen, da 

ch in Steuer⸗ und Finanzfragen mitzuſprechen hat. 
der . weſentlich Neue im Staatsaufbau Italiens ſtellt aber 
Staateroprat des Faſchismus dar. Er iſt ſeit dem 9. Dez. 1928 
it fer organ, Was ſeine Stellung ſo beſonders bedeutend macht, 

ne Unabhängigkeit vor der Krone, da die Mitglieder vom Re⸗ 


recher aufweiſt. Um die Wiedereingliederung der⸗ 


gierungschef ernannt werden und dem Rat auch eine notwendige 
Begutachtung der Thronfolge, ſowie der Pflichten und Rechte der 
Krone zukommt. Weiter iſt durch den Großrat das Parlament 
ſo lange von der Geſetzgebung ausgeſchloſſen, als nicht ein Gut⸗ 
achten des Rates vorliegt. Auf der andern Seite beſteht Abhän⸗ 
gigkeit gegenüber dem Regierungschef, da dieſem die Ernennung 
der Mitglieder vorbehalten iſt. Eine beſondere Rolle ſpielt der 
Großrat als Kontrollinſtanz für die Zuſammenſetzung der Kam⸗ 
mer, da nur die durch ihn genehmigte Liſte der Kandidaten dem 
Volke zur Wahl vorgelegt wird. 

Endlich zeigt ſich im Großrat die Verſchmelzung von Partei 
und Staat, da der Großrat, der urſprünglich eine reine Partei⸗ 
inſtanz war, einerſeits durch Geſetz zum Staatsorgan und Geſetz⸗ 
gebungsfaktor erklärt wurde, anderſeits dieſem Staatsorgan die 
Entſcheidung über Satzung, Verwaltung und politiſche Richtlinien 
der Partei ſowie die Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder 
ihres Direktoriums zukommt. 


So kommt der Verf. am Schluß ſeiner Abhandlung, nachdem 
er noch den ſtändiſchen Aufbau und die Stellung des Richters be⸗ 
handelt hat, zu dem Ergebnis, daß das neue Italien eine konſti⸗ 
tutionell⸗ſtändiſch bedingte, durch das Parlament beſchränkte Dik⸗ 
tatur darſtellt. 

Beſonderen Wert für die eigene Gedankenarbeit des Leſers 
hat die Beifügung einer Reihe von Geſetzen wie Verfaſſung und 
Wahlgeſetz, der Carta del Lavoro, ſowie der „faſchiſtiſchen Lehre“ 
von Berlutti, welche vielleicht die eindringlichſte Belehrung 
über das Weſen des Faſchismus darſtellt. 

Zur Ausſtattung des Buches mag bemerkt werden, daß ſich 
im 1. Teil die vielen Anmerkungen läſtig bemerkbar machen. Ein 
Teil von ihnen könnte m. E. entbehrt werden, der andere Teil im 
Anhang ſeinen Platz finden, evtl. unter Verweiſung auf den Text 
des 1. Teils. 

Im ganzen genommen ſtellt der Band eine wertvolle und 
für die Erkenntnis des ſtaatsrechtlichen Weſens des Faſchismus 
faſt unentbehrliche Arbeit dar, die zu begrüßen iſt und deren ge⸗ 
naues Studium allen denen empfohlen werden kann, die ſich mit 
dem öffentlichen Recht befaſſen. 


ORegR. Schraut, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 


Neuerungen zur Reichsverfaſſung. Textausgabe mit 
Einl. und Sachreg. zuſammengeſt. von Dr. Erich Pater na, 
LG R. (Zugleich Nachtrag zu den Ausgaben der RVerf. in der 
Guttentagſchen Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze.) Abgeſchloſſen 
am 31. Juli 1933. Berlin und Leizpig 1933. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. Taſchenformat. II u. 78 S. Preis 1,80 .. 


Geſchichte des organiſch vereinigten Kirchen⸗ 
und Schulamtes in Schleſien. Ein Beitrag über die 
Entwicklung der deutſchen Volksſchule unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Dotationsverhältniſſe von Dr. Guſtav Braun, 
Dombenefiziat. Breslau 1933. Verlag Müller & Seiffert. Preis 
12 AM. 


Das Individualgeſetz nach deutſchem Reichs⸗ 
recht. Von Dr. Edmund Lotz, Referendar in Berlin. Ber- 
lin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 5 An. 


Die Aufwandsentſchädigung der Abgeordneten 
(Ein Beitrag zum deutſchen Parlamentsrecht). Von Dr. Paul 
Horn. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 5 AM. 


Deutſches Beamten⸗Taſchenbuch 1933. Nachtrag, 
enthaltend die von November 1932 bis Ende Juni 1933 er⸗ 
ſchienenen Beamtenbeſtimmungen uſw. einſchließlich des Geſ. v. 
30. Juni 1933. Berlin 1933. Wirtſchaftsverlag A. Sudau 
Gmb. 80 S. Preis 1 AM. 


Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich mit wich⸗ 
tigen Nebengeſetzen. Textausgabe mit Einleitung und 
Sachregiſter. (Guttentagſche Sammlung von Textausgaben ohne 
Anmerkungen mit Sachregiſter.) Zwölfter Abdruck. Berlin und 
Leipzig 1933. Walter de Gruyter & Co. Preis 2,20 .A.H. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
* 1. 88 12, 9, 25 Abf. 7, 29, 30 PrEnteig G. 

1.812 Enteig G. Beſchränkungen des Grund⸗ 
eigentums; zu ſeinen Vorausſetzungen und ſei⸗ 
nem Inhalt. 

2. Die Anträge des Eigentümers auf Kau⸗ 
tionsſtellung und Entſchädigungsfeſtſtellung 
nach Ablauf jeden Halbjahres müſſen im Ent⸗ 
eignungs verfahren und können nicht erſt vor dem 
Prozeßgericht geltend gemacht werden. 


3. Der Rechtsgedanke der Einheitlichkeit der 
dem Enteigneten gehörenden Entſchädigung und 
die ſich hieraus ergebende Folge, daß eine Er⸗ 
weiterung der innerhalb der geſetzlichen Friſt 
erhobenen Klage auch noch nach Ablauf der in 
830 Enteig G. vorgeſehenen Friſt möglich iſt, be⸗ 
zieht ſich auch auf den Fall, daß der Eigentümer 
mit ſeinem Antrage aus 812 Abſ. 2 abgewieſen ift.r) 

Die Bekl., der zum Bau einer 50 000⸗Volt⸗Starkſtrom⸗ 
leitung das Enteignungsrecht verliehen worden iſt, hat nach 
dem Planfeſtſtellungsbeſchluß das Recht, auf den belaſteten 
Grundſtücken Maſten zu errichten, über ſie Starkſtromleitungen 
zu verlegen, dauernd zu unterſagen, daß innerhalb eines 
Schutzſtreifens von 20 m Bauten errichtet werden, Bäume und 
Sträucher, welche die Leitung gefährden, ſo niedrig zu halten, 
daß keine Betriebsſtörungen eintreten, nötigenfalls ſie auch zu 
entfernen und die Grundſtücke zu Zwecken des Baues, des Be⸗ 
triebes und der Unterhaltung der Leitungsanlage jederzeit zu 
betreten vorbehaltlich des Anſpruchs des Nutzungsberechtigten 
auf Erſatzleiſtung für jeden hierdurch verurſachten Flurſchaden. 
Zu den belaſteten Grundſtücken gehört das Gut der Kl., durch 
welches die Leitung auf einer Strecke von 750 m mit vier 
Maſten geht; nur die Baubeſchränkung iſt dafür durch ſpätere 
Beſchlüſſe gemindert worden. Die der Kl. gebührende Ent⸗ 
ſchädigung wurde auf 1146 N, feſtgeſetzt. Mit der Klage be⸗ 
gehrte die Kl. die Zahlung eines angemeſſenen, gerichts⸗ 
ſeitig feſtzuſetzenden Betrages. Das LG. ſprach ihr darauf 
weitere 10594 N zu. In der Ber. ſtellte die Kl. neben er⸗ 


Zu 1. Die Entſch. entſpricht m. E. der Sach⸗ und Rechtslage, 
insbeſ. der oberſtrichterlichen Rſpr. Sie legt aber eine Erwägung nahe, 
die ich hier ausſprechen möchte. Das Enteignungsrecht iſt Partikular⸗ 
recht und ſtammt in ſeinen Grundzügen aus vergangener Zeit. Durch 
den Grundſatz des Art. 153 NVerf. find die Streitfragen und das Ent⸗ 
eignungsrecht nicht vermindert worden. Auch das NotVoORecht (RG Bl. I, 
379) hat hier eingegriffen, nachdem infolge der Rſpr. (RG. 128, 18 ff. 
JW. 1930, 2426) auf dem Gebiete des Städtebaues große Unſicher⸗ 
heit über die Gültigkeit des bisherigen Landesrechtes ausgelöſt war 
(hierzu Gebhard, Komm. z. RVerf., 1932, 541 ff., 544). Neuerdings 
hat ſich mit dem Enteignungsrecht und der Eigentumsbeſchränkung 
erſt wieder das Schrifttum (Bornhack: Dag. 1933, 338 ff.) be⸗ 
ſchäftigt. Schon früher habe ich hier (JW. 1933, 511) bei einer 
das Grundbuchrecht und die Haftung für den Grundbuchbeamten betr. 
Entſch. darauf hingewieſen, daß in unſerer Zeit, die Deutſchland 
politiſch, verkehrlich und wirtſchaftlich immer mehr zuſammenſchmiedet, 
eine einheitliche Organiſation der GBA. im Reiche notwendig iſt. 
Die Bedürfniſſe unſeres Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens überſpringen 


D. S. 


höhtem Zahlungsbegehren die Anträge: 1. Stellung einer an⸗ 
gemeſſenen Kaution für alle Schäden, welche ihr infolge des 
Beſtandes und des Betriebes der über ihr Grundeigentum ge⸗ 
führten Leitung an ihrem Vermögen erwachſen; 2. feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die Kl. berechtigt ſei, die erneute Feſtſtellung der 
Entſchädigung nach Ablauf jeden halben Jahres nach der 
Rechtskraft des Urteils zu verlangen. Mit dieſen Anträgen 
hat das BG. die Kl. durch Teilurteil abgewieſen. Es bejaht 
zwar die Zuläſſigkeit der Klagerweiterung gegenüber den aus 
den 88 29, 30 Enteig®. hergeleiteten Bedenken, verneint aber 
die ſachlichen Vorausſetzungen. Die Rev. hatte keinen Erfolg. 


Die Frage, ob die in der BerInſt. neu geſtellten Anträge 
der Kl., ſoweit fie ſich auf 8 12 Abſ. 2 Prnteig®. ſtützen, 
nach dieſem Geſetz noch im zweiten Rechtsgang zugelaſſen 
werden durften, hat das BG. bejaht. Die Entſchädigung des 
Enteigneten ſei als Einheit aufzufaſſen. Den ſchon mit der 
Klage geltend gemachten Anſpruchsgrund bilde die Verpflich⸗ 
tung des Unternehmers, für die Beſchränkung des Eigentums 
eine Entſchädigung zu gewähren; die einzelnen daraus her⸗ 
geleiteten Anſprüche ſeien Beſtandteile des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs. Sie könnten mithin noch im Wege der Ausdehnung 
der Klage und nach Ablauf der Ausſchlußfriſt des § 30 a. a. O. 
erhöht werden. Statthaft ſei ſogar — wie Koffka, 8 30 
Anm. 12 bemerke — das nachträgliche Verlangen nach Über⸗ 
nahme eines Reſtgrundſtücks gem. § 9. Dann müſſe aber für 
den Anſpruch aus § 12 Abf. 2 dasſelbe gelten. § 29 ſage 
zwar, über die Anſprüche entſcheide zunächſt die VerwBeh., 
doch nicht, daß der Kautionsanſpruch verwirkt ſei, wenn dort 
nur die Geldforderung erhoben werde. Dieſe Ausführungen 
ſind im entſcheidenden Punkte unzutreffend. Darüber, ob dem 
Unternehmer neben dem ſofort feſtzuſetzenden Geldbetrage noch 
die Pflicht zur Stellung einer Kaution für eine weitere zur 
Zeit nicht abſchätzbare Entſchädigung aufzuerlegen iſt, deren 
Feſtſtellung alsdann ſpäter in den geſetzlichen Friſten erfolgt, 
wird nach § 12 Abſ. 2 nur auf Verlangen des Eigentümers 
und nach § 29 zunächſt von ſeiten der VerwBeh. befunden. 
Daraus folgt, daß der Eigentümer ſeinen Antrag bei dieſer 
Behörde im Enteignungsverfahren zu ſtellen hat und ihn nicht 
erſt beim Prozeßgericht anbringen kann. Das hat der erk. Sen. 
ſchon in V 108/89: EiſenbéE. 7, 368 (ſ. auch bei Eger 8 12 
S. 472) ausgeſprochen. Der Verſuch des BG., aus § 9 etwas 
anderes zu ſchließen, geht fehl. Seine Annahme, der dort vor⸗ 
geſehene Antrag des Eigentümers auf Übernahme des ganzen 
Grundſtücks an Stelle eines Teils brauche erſt im Prozeſſe ge⸗ 
ſtellt zu werden, widerſpricht dem klaren Wortlaut des § 25 
Abſ. 7 und der Rſpr. des 7. ZivSen. des RG. (Recht 11, 
1342; vgl. auch JW. 1908, 726), ebenſo wie der Anſicht 
von Koffka §9 Anm. 3 und § 25 Anm. 15; Koffka 8 30 
Anm. 12 ſagt nur, daß der Eigentümer, deſſen Verlangen 
nach übernahme im Verwaltungsverfahren abgelehnt worden 
iſt, den Anſpruch noch im Prozeſſe erheben könne. Mit der 


die Landesgrenzen. Die jetzige Geſtaltung des Enteignungsrechtes iſt, 
wie dieſes Urt. hinſichtlich 9 5 Starkſtromleitung zeigt, in unſerem 
elektriſchen Zeitalter reviſionsbedürftig. Es iſt ähnlich wie im ver⸗ 
alteten Preſſerecht. Das jetzige Anwendungsgebiet des PreßG. iſt 
durch die Technik überflügelt. Im Jahre 1874 kannte man kein 
Lichtſpiel, keine Lichtwanderſchrift, keinen Rundfunk. Die Grundſätze 
des Enteignungsrechtes wurden zu einer Zeit geſetzgeberiſch feſt⸗ 
gelegt, als wir Telephon, Rundfunkübertragungen und Strom- 
leitungen nicht kannten. Auch die Starkſtromleitungen überſpringen 
die Landesgrenzen. Sind wir einmal wieder in politiſch ruhigeren 
Zeiten, dann iſt m. E. neben vielen anderen in Geſetzgebung und 
Rechtspflege auch die Erwägung veranlaßt, ob wir nicht, nachdem wir 
an ſich ein einheitliches Recht der Grundſtücke haben, auch ein ein⸗ 
heitliches Enteignungsrecht, möglicherweiſe mit einigen Latitüden für 
beſondere Verhältniſſe einzelner Länder erhalten könnten, das dann 
in ſeiner Geſtaltung den modernen Zeitverhältniſſen und insbeſ. den 
Erforderniſſen des elektriſchen Zeitalters Rechnung trägt. 
OL GPräſ. i. R. Staatsrat Dr. K. Meyer, München. 
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bisherigen Begr. läßt es ſich demnach nicht rechtfertigen, daß 
das BG. in eine ſachliche Prüfung der auf § 12 Abſ. 2 ge⸗ 
ſtützten Anträge eingetreten iſt. Die Kl. hat aber die Anträge 
ſchon im Enteignungsverfahren geſtellt und iſt dort damit ab⸗ 
gewieſen worden. Es kann ſich daher nur fragen, ob dieſer 
Teil der Entſch. des RegPräſ. etwa dadurch endgültig ge⸗ 
worden iſt, daß die Klage zunächſt nur auf die Verurteilung 
zur Zahlung einer höheren Entſchädigung gerichtet war. Das 
iſt zu verneinen. Die Rſpr. des RG. über die Einheitlichkeit 
der dem Enteigneten gehörenden Entſchädigung (vgl. RG. 2, 
243 f.; 12, 300; 14, 268; 74, 2881); 119, 3642); JW. 
1908, 24 u. a.) befaßt ſich zwar, ſoweit zu überſehen, nur mit 
Streitigkeiten über die alsbald feſtzuſetzende Entſchädigung. 
Der dort entwickelte Gedanke, daß die in der geſetzlichen Friſt 
erhobene Klage der Rechtskraft des ganzen vorläufigen Be⸗ 
ſcheids der Enteignungsbehörde entgegenſteht, ſoweit er zum 
Nachteil des Kl. ergangen iſt, und deshalb eine Erweiterung 
des Antrages der Klageſchrift noch nach dem Friſtablauf er⸗ 
möglicht, iſt aber auch auf den Fall anzuwenden, daß der 
Eigentümer mit feinen Anträgen aus § 12 Abſ. 2 abgewieſen 
worden iſt. Es handelt ſich dabei ebenfalls um einen Teil der 
im 8 8 feſtgeſetzten Entſchädigung, wenn fie auch erſt in Zu⸗ 
kunft gezahlt und inzwiſchen nur geſichert werden ſoll. 

Die ſachlichen Vorausſetzungen der Anſprüche hat das 
BG. aus folgenden Erwägungen verneint. Für die beim Be⸗ 
treten des Grundſtücks durch Angeſtellte der Bekl. entſtehenden 
Flurſchäden, gegen welche die Kl. in erſter Linie Sicherung 
und Ausgleich ſuche, könne nach der ausdrücklichen Beſt. des 
Planfeſtſtellungsbeſchluſſes der Erſatzberechtigte jeweils Erſatz 
fordern. Dieſer Anſpruch falle daher nicht unter die Ent⸗ 
eignungsentſchädigung, und inſoweit fehlten die Vorausſet⸗ 
zungen des 812 Abſ. 2 überhaupt. Ob wegen der Nachteile, 
die durch Ablöſung elektriſch geladener Drähte erwachſen könn⸗ 
ten, nur eine Verſchuldens⸗ oder eine Gefährdungshaftung be⸗ 
ſtehe, könne auf ſich beruhen. Bei der Enteignungsentſchädi⸗ 
gung handle es ſich allein darum, ob diel Führung der Leitung 
den Wert des Grundſtücks mindere. 2 2 mit dem Aufenthalt 
unter der Leitung verbundene Gefahr eſei infolge der Voll⸗ 
kommenheit der techniſchen Anlage denkbar gering, die dennoch 
durch das Gefühl der Gefahr hervorgerufene Wertminderung 
laſſe ſich in Geld abſchätzen. Soweit aber wirklich einmal in⸗ 
folge des Bruchs der Drähte ein Perſonen⸗ oder Sachſchaden 
entſtehen ſollte, gehöre er nicht zu dem, was im Enteignungs⸗ 
verfahren zu erſetzen ſei; denn nicht jeder theoretiſch denkbare, 
ſondern nur ein mit einiger Wahrſcheinlichkeit eintretender 
Schaden ſei zu entſchädigen; die Wahrſcheinlichkeit, daß ein 
Draht reiße, ſei aber klein und die, daß es gerade über dem 
Grundſtück der Kl. geſchehe und dadurch Schaden angerichtet 
werde, ſei ſo gering, daß ein ſolches Ereignis im regelmäßi⸗ 
gen Verlauf der Dinge überhaupt nicht in Betracht gezogen 
werden könne, ebenſowenig wie etwa bei der Teilenteignung 
eines Grundſtücks der dem Reſtgrundſtück möglicherweiſe aus 
einem Eiſenbahnunfall entſtehende Schaden. Auch andere un⸗ 
ter das Gel. fallende Nachteile kämen nicht in Frage. Durch 
Tropfenfall entſtehe nach einem Gutachten bei der Höhe der 
Leitung kein Schaden. Die Möglichkeit, daß die Gefahr des 
Windbruchs in der von der Leitung durchſchnittenen Forſt 
jetzt größer ſei als beim zuſammenhängenden Walde, bedeute 
keine unſchätzbare Benachteiligung. Mit einer Betriebseinſtel⸗ 
lung infolge Konkurſes der Bekl. und der dann eintretenden 
Notwendigkeit, daß die Kl. die Maſten ſelbſt beſeitigen müſſe, 
ſei praktiſch nicht zu rechnen. Jedenfalls liege darin keine 
Schädigung, weil dann ein Ausgleich durch den Wegfall der 
Belaſtung ihres Grundbeſitzes eintrete. Auch handle es ſich 
inſofern nicht um eine Benachteiligung i. S. des $ 12 Abi. 2. 
Über andere Schäden habe die Kl. keine Angaben gemacht. 
Dieſe Begr. iſt zwar nicht durchweg zu billigen. Im Er⸗ 
gebnis kann die Rev. aber nicht durchdringen. 

„Nach 8 12 Abſ. 1 i. Verb. mit § 8 gebührt dem Eigen⸗ 
tümer der volle Geldwert der ihm zugunſten des Unterneh⸗ 
mers auferlegten Beſchränkung, alſo diejenige Geldſumme, 
um die ſich der Wert ſeines Grundſtücks durch die Beſchrän⸗ 
kung mindert. Wenn und ſoweit die Nachteile, welche die Be⸗ 
ſchränkung mit ſich bringt, zur Zeit nicht abzuſchätzen ſind, 


Y) JW. 1910, 1007. 2) JW. 1928, 507. 


müſſen ſie bei der Feſtſetzung der ſofort zahlbaren Entſchä⸗ 
digung unberückſichtigt bleiben. Auf Verlangen des Eigen⸗ 
tümers iſt die Feſtſtellung dann inſofern aber der Zukunft 
vorzubehalten und dem Unternehmer die Leiſtung einer Sicher⸗ 
heit dafür aufzugeben, daß er die Nachentſchädigung, ſofern 
ſie feſtgeſtellt wird, auch zahlt. Da hierfür alsbald ſchätzbare 
Nachteile mithin nicht in Betracht kommen und die Möglich- 
keit der Schätzung Tatfrage iſt, ſo ſcheidet aus, was das BG. 
an Nachteilen für ſchätzbar hält, es ſei denn, daß dieſe An⸗ 
nahme ſelbſt etwa mit den im dritten Rechtsgang zuläſſigen 
Mitteln angegriffen iſt. Für abſchätzbar hält das BG. die 
Erhöhung der Windbruchgefahr, und dieſe tatſächliche Be⸗ 
urteilung iſt nicht deshalb unmöglich, weil Windbrüche un⸗ 
regelmäßig eintreten. An die Bejahung der Schätzbarkeit be⸗ 
ſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, widerſpräche dem 
Geſetzeszweck, da die Intereſſen aller Beteiligten der Regel 
nach auf ſchnellſte Abwicklung der Entſchädigungsfrage gehen. 
Für abſchätzbar erklärt das BG. ferner unangefochten die 
Koſten einer etwa dem Eigentümer obliegenden Beſeitigung 
der Maſten. Die rechtlichen Bedenken der Rev. gegen die 
ferner erwogene Vorteilsausgleichung bedürfen demnach keiner 
Würdigung. Ebenſowenig iſt es nötig, der Frage näherzu⸗ 
treten, ob es ſich dabei überhaupt um einen im Enteignungs⸗ 
verfahren abzugeltenden Schaden handelt. 

Zu den Flurſchäden meint die Rev.: Das BG. ſcheide 
ſie aus, weil der Planfeſtſtellungsbeſchluß ausdrücklich be⸗ 
ſtimme, daß der Geſchädigte dafür jeweils Erſatz verlangen 
dürfe, unterſtelle man, daß dies auch Inhalt des Entſchädi⸗ 
gungsbeſchluſſes geworden ſei, ſo beweiſe das nur, daß dieſe 
Schäden, als derzeit unſchatzbar, nicht Gegenſtand der Ka⸗ 
pitalentſchädigung werden ſollten; daraus folge aber gerade 
der Tatbeſtand des § 12 Abſ. 2. Dem iſt nicht beizutreten. 
Eine Regelung der Entſchädigungsfrage durch den Plan⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß wäre allerdings ſchwerlich wirkſam. Nach 
§ 20 Abſ. 3 iſt im Planfeſtſtellungsverfahren über die Ent⸗ 
ſchädigungsfrage nicht zu verhandeln und nach § 21 die Ent⸗ 
ſchädigung kein Gegenſtand, über den der Plan zu beſtimmen 
hat. Die Anfechtung gegen den Planfeſtſtellungsbeſchluß iſt 
auch ganz anders geordnet wie gegen die Feſtſtellung der 
Entſchädigung ($$ 22, 30). Dieſer klare Rechtszuſtand wird 
im vorl. Planfeſtſtellungsbeſchluß jedoch nicht verkannt, ſon⸗ 
dern hervorgehoben. Wenn es trotzdem dort heißt: die Bekl. 
erhalte das Recht, die Grundſtücke zum Zweck des Baues, 
des Betriebs und der Unterhaltung der Anlagen zu betreten, 
„jedoch vorbehaltlich des Anſpruchs des Nutzungsberechtig⸗ 
ten, für jeden hierbei auf das Grundſtück verurſachten Flur⸗ 
ſchaden“, ſo liegt darin vielmehr eine Ordnung, und zwar 
eine Einſchränkung der ausgeſprochenen Eigentumsbeſchrän⸗ 
kung. Das für den Unternehmer begründete Recht, das Grund⸗ 
ſtück zu betreten, ſchließt ſeiner Natur und ſeinem Zwecke 
nach die Befugnis ein, das Grundſtück dadurch, wenn es ſich 
nicht vermeiden läßt, auch zu beſchädigen. Deshalb entſpricht 
dieſer Befugnis bei uneingeſchränkter Verleihung keine geſetz⸗ 
liche Verpflichtung des Berechtigten, den jeweils angerich⸗ 
teten Schaden zu vergüten. Nur wäre die Belaſtung des 
Eigentümers mit dem ſo geſtalteten Recht im Enteignungs⸗ 
wege, gegebenenfalls gem. 8 12 Abſ. 2, abzugelten. Hier geht 
die Verleihung aber nicht ſo weit. Der Sinn des darin er⸗ 
wähnten Vorbehaltes iſt: der Unternehmer dürfe ſich bei Flur⸗ 
ſchäden nicht auf das ihm verliehene Recht zum Betreten des 
Grundſtücks berufen, der Eigentümer oder ſonſt Nutzungs⸗ 
berechtigte dafür alſo ebenſo Erſatz verlangen wie bei rechts⸗ 
widriger Verletzung ſeines Eigentums. Inſoweit, wie die 
Bekl. ihr Recht im Enteignungswege hiernach nicht verloren 
hat, kann fie auch keine Enteignungsentſchädigung verlangen. 

Für die Unfallſchäden, welche die Kl. von der Anlage 
befürchtet, mag der Unternehmer allerdings ohne Rückſicht 
auf ſein Verſchulden haften; ſoweit die Schäden das Grund⸗ 
ſtück treffen, ſchon im Hinblick auf $ 14 EnteigG. (RG. 84, 
3033); vgl. freilich auch RG. 122, 138 )) und darüber hin⸗ 
aus nach dem RHaftpflG. Eine andere Frage aber iſt es, ob 
der Erſatz, den die Kl. mit ihren Anträgen begehrt, ſeinem 
Weſen nach nicht ganz außerhalb des Rahmens der Entſchä⸗ 
digung fällt, den das EnteigG. zum Ausgleich des durch die 


2) JW. 1914, 648. ) IW 1929, 732, 
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Eigentumsbeſchränkung entſtehenden Minderwerts vorſieht. 
Die Bedenken, die ſich inſofern erheben laſſen, bedürfen in⸗ 
deſſen keiner Erörterung, weil die Beſtätigung des BU. in 
dieſem Streitpunkt auch ſchon durch den in ſeiner Begr. ver⸗ 
werteten Gedanken geboten iſt. Zwar kann der Rev. zugegeben 
werden, daß es zu weit geht, nach der allgemeinen Lebens⸗ 
erfahrung eine nur theoretiſch denkbare Gefahr anzunehmen, 
da Unfälle bei Hochſpannungsleitungen aller Vorſichtsmaß⸗ 
regeln ungeachtet immerhin vorkommen und ein Grundſtück 
davon ebenſogut betroffen werden kann wie das andere. An⸗ 
zuerkennen iſt aber, auch bei Berückſichtigung der von der Kl. 
und dem Sachverſtändigen angeführten Unfälle, daß die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, auf dieſem Wege Schaden zu erleiden, für das 
einzelne Grundſtück bei normaler Benutzung derart gering iſt, 
daß es ſchon deshalb an dem Tatbeſtand fehlt, deſſen Rechts⸗ 
folgen der hier allein in Betracht kommende § 12 Abſ. 2 
regelt. Wenn man eine durch die Beſchränkung begründete Ge⸗ 
fahr zu den Nachteilen zu rechnen hat, von denen dort die 
Rede iſt, ſo darf der Eintritt der Ereigniſſe, die ſie verwirk⸗ 
lichen, wenigſtens nicht ſo ungewiß ſein, wie es vorliegend 
der Fall iſt. Die im erſten Halbſatz der geſetzlichen Vorſchr. be⸗ 
gründete Kautionspflicht iſt eine zu ſchwere Belaſtung, als 
daß angenommen werden könnte, ſie ſolle durch jede, wenn 
auch nur entfernte Möglichkeit des Eintritts von Schäden ge⸗ 
boten ſein. Da die Sicherheit, wenn ſie ihren Zweck erfüllen 
ſoll, hoch ſein müßte, um auch die Folgen ſchwerer Unglücks⸗ 
fälle zu decken, und jedem beteiligten Eigentümer gegenüber 
beſtände, ſo würde die Verpflichtung dazu in den typiſchen 
Fällen, zu denen der ſtreitige gehört, die dauernde Feſtlegung 
ſo großer Kapitalien bedeuten, daß die Ausführung der zum 
öffentlichen Wohl erforderlichen Unternehmungen, für die 
allein das Enteignungsrecht geſetzlich verliehen werden darf, 
dadurch nicht nur weſentlich erſchwert, ſondern zumeiſt aus⸗ 
geſchloſſen wäre. Ein ſolches Ergebnis kann das Gef. vernünf⸗ 
tigerweiſe nicht bereits im Hinblick auf Möglichkeiten vor⸗ 
ſchreiben, die höchſtwahrſcheinlich nie praktiſch werden. Auch 
die weitere Beſt. des Geſ., die Entſchädigung ſolle in dieſen 
Fällen halbjährlich feſtgeſetzt werden, weiſt darauf hin, daß 
damit die Folgen von Beſchränkungen geordnet werden ſollten, 
bei denen mit dem nahen und häufigen Eintritt von Umſtän⸗ 
den zu rechnen iſt, welche die Abſchätzung des durch die Be⸗ 
ſchränkung verurſachten Nachteils ermöglichen. Das Beiſpiel, 
das die Begr. des Gef. (Druckſ. d. Herrenh. 1868/69 Bd. 1 
S. 58 zu § 10 des Entw.) gibt, nämlich die Verleihung des 
Rechts zur Entnahme von Kies, deſſen Bewertung vom Um⸗ 
fang der Entnahmen abhängt, unterſtützt die vorſtehend ge⸗ 
gebene Auslegung. Soweit bekannt, haben bisher denn auch 
nur LG. Koblenz: EiſenbE. 47, 142 und OLG. Köln: 
Fiſchers Z. 67, 103 = EifendE. 50, 265, einem Antrag, wie 
er hier zu beurteilen iſt, ſtattgegeben. OLG. Köln hat dabei 
anerkannt, daß dem Geſetzgeber ſolche Fälle nicht vorgeſchwebt 
hätten. Seiner Anſicht, das Geſ. müſſe dennoch darauf ange⸗ 
wendet werden, iſt um ſo weniger zu folgen, als dieſe Rechts⸗ 
anſicht auch in den Erläuterungswerken zum Enteig®. nicht 
vertreten wird. 


Die Rev. rügt endlich, der Ber R. habe nicht beachtet, 
der Kl. könne dadurch Schaden eutſtehen, daß die Bekl. mit 
Rückſicht auf die Belaſtung des ganzen Grundſtücks mit den 
für ſie begründeten Rechten die Leitung und den Schutzſtreifen 
nach ihrem Belieben verlege. Dieſe Beſorgnis iſt aber aus 
Rechtsgründen hinfällig. Der Planfeſtſtellungsbeſchluß gibt 
der Bekl. lediglich das Recht auf eine beſtimmte Linienfüh⸗ 
rung, die ſich aus dem ihm anliegenden Plan und einer be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Anderung ergibt. Der Plan zeigt 
den Standort jedes Maſtes und die Verbindung der Maſten 
durch die Leitungen. Dieſe Linienführung, ſoweit ſie nicht 
ſchon bei der Verleihung des Enteignungsrechts feſtgelegt wor⸗ 
den iſt, im einzelnen näher zu beſtimmen, bezweckt gerade das 
Planfeſtſtellungsverfahren, und nur zur Durchführung des fo 
feſtgeſtellten Plans werden die widerſtrebenden Eigentümer 
zugleich mit der dazu nötigen Dienſtbarkeit belaſtet. Ob der 
Satz des Beſchl., worin die Beſchränkung des Grundbeſitzes 
ausgeſprochen wird, für ſich allein hinreichend erkennen läßt, 
daß ſie nur nach Maßgabe des Plans erfolgt — dieſer wird 
dort nur wegen der Grundſtücksgrenzen erwähnt —, iſt un⸗ 


erheblich. Im Zuſammenhang mit der weſentlich zur Er⸗ 
möglichung der Eigentumsbeſchränkung ausgeſprochenen Plan⸗ 
feſtſtellung läßt der Beſchl., auf deſſen Grundlage die Ent⸗ 
ſchädigung zu bemeſſen iſt, keinen Zweifel daran, daß die 
Kl. zugunſten der Bekl. nur nach Maßgabe dieſes Plans be⸗ 
ſchränkt iſt, alſo eine Verlegung der Maſten, die wieder einen 
anderen Schutzſtreifen nötig machen würde, nicht ohne eine 
neue Planfeſtſtellung möglich wäre, der auch ein anderes Ent⸗ 
ſchädigungsverfahren folgen würde. In dem Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß, der zugleich auf Grund des § 4 Geſ. vom 
26. Juli 1932 die dauernde Beſchränkung des Grundeigen⸗ 
tums ausſpricht, heißt es dann auch: Die der Unternehmerin 
zugeſprochene Dienſtbarkeit ſei der Beſchränkung nach aus der 
dem Planfeſtſtellungsbeſchluſſe beigefügten Kataſterkarte er⸗ 
ſichtlich. 

(U. v. 3. Dez. 1932; V 338/32. — Düſſeldorf.) 
= NG. 139, 70.) 


[Sch.] 


** 2. 86 Tel WG. Die Telegraphenverwaltung 
muß die Koſten für diejenigen beſonderen Ein⸗ 
richtungen der Anlage oder ihrer Anderungen 
tragen, die lediglich erforderlich ſind, weil in⸗ 
folge der gemeinſamen Benutzung desſelben 
Weges die beſondere Anlage auf diejenige der 
Telegraphenverwaltung einwirkt. Dabei iſt nicht 
zwiſchen Ausführungsform und Schutzvorkeh⸗ 
rung zu unterſcheiden. 

Von D. nach H. führt ein 9,105 km langer öffentlicher 
Weg. Die Gemeinden und Gemeindeverbände, durch deren Ge⸗ 
biet dieſer Weg führt, und die ihn inſoweit zu unterhalten 
haben, ſind an dem Grundkapital der Bekl. mit 600% be⸗ 
teiligt. Auf dieſem Wege wurde von der Kl. eine Fernſprech⸗ 
linie errichtet; nur in D. und H. geht die Linie auf kurzen 
Strecken abſeits jener Straße über privaten Grundſtücken. 
Später legte die Beli, auf dieſem Wege — abgeſehen von 
einer Strecke von 0,4 8 km, in der bahneigenes Gelände ge⸗ 
nutzt wurde, die Schienen und Hochſpannungsleitungen einer 
elektriſch betriebenen Straßenbahn, und ſie betreibt ſie ſeit⸗ 
dem mit dem in ihrem Werk erzeugten Strom. Dieſer wurde 
als Drehſtrom erzeugt und dann durch einen rotierenden Um⸗ 
former in Gleichſtrom für die Hochſpannungsleitungen um⸗ 
gewandelt. Im Jahre 1928 erſetzte ſie dieſen Umformer durch 
eine in ihrem Unterwerk He. eingebaute Gleichrichteranlage. 
Seitdem wurde die Leitung der Kl. durch Geräuſche ſo ſtark 
geſtört, daß Ferngeſpräche unmöglich wurden. Die Kl. ver⸗ 
langte Abhilfe, und nun ließ die Bekl. Ende 1928 mit Zu⸗ 
ſtimmung der Kl. in ihrem Unterwerk hinter dem Gleichrichter 
einen ſechsphaſigen Wellenglätter einbauen. Seitdem hörten 
die ſtörenden Geräuſche im weſentlichen auf. Die Bekl. ver⸗ 
langte von der Kl. unter Ber. auf 8 6 Abſ. 3 Tel WG. vom 
18. Dez. 1899 Erſtattung der Koſten der Einrichtung und 
Unterhaltung dieſes Wellenglätters. Die Verwaltungsbehörde 
ſetzte eine Entſchädigung vorläufig feſt. Die gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung erhobene Klage wurde in allen drei Inſtanzen ab⸗ 
gewieſen. 

Das BG. ſtellt feſt, daß die Linien der beiden Parteien 
auf öffentlichen Verkehrswegen zuſammentreffen, daß die An⸗ 
lagen der Bekl. beſondere Anlagen ſind, die aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes von einem Wegebevorrechtigten i. S. 
des 86 Tel WG. hergeſtellt find, und daß ſich ihr Übergang 
vom Umformerſtrom zum Gleichrichterſtrom und damit der 
Einbau des Gleichrichters ſtatt des Umformers, als eine „ſpä⸗ 
tere Anderung“ ihrer Anlage i. S. des 86 Abſ. 6 Tel WG. dar⸗ 
ſtellt. Hiernach iſt die Anwendung der Abſ. 1 und 6 des 86 Tel⸗ 
WG., den das BG. zutreffend als Sondergeſetz gegenüber der 
allgemeinen Vorſchr. des 8 23 Fernm AnlG. anſieht, auf den 
vorl. Fall nicht zu beanſtanden. Der entſcheidende Streit der 
Parteien geht darum, ob hier die Vorausſetzungen für die 
Anwendung des Abſ. 3 des 8 6 TelWG. gegeben find. Dort 
iſt beſtimmt: „Muß wegen einer ſolchen ſpäteren beſonderen 
Anlage eine ſchon vorhandene Telegraphenlinie mit Schutz⸗ 
vorkehrungen verſehen werden, ſo ſind die dadurch entſtehen⸗ 
den Koſten von der Telegraphenverwaltung zu tragen.“ Die 
Parteien ftreiten insbeſ. auch über das Verhältnis dieſer Be⸗ 
ſtimmung zu derjenigen des Abſ. 1 8 6 Tel WG., der beſagt: 
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„Spätere beſondere Anlagen ſind nach Möglichkeit ſo auszu⸗ 
führen, daß ſie die vorhandenen Telegraphenlinien nicht ſtörend 
beeinfluſſen.“ 

Die Beit. des 86 Tel WG.. find, beſonders auch in den 
Abſ. 1 und 3, nicht mit ſolcher Klarheit gefaßt, daß ihre 
Auslegung keinen Zweifeln Raum ließe. Eine Betrachtung 
des Wortlauts, des Zuſammenhanges, der Entſtehung und des 
geſetzgeberiſchen Grundgedankens der Beſt. ergibt folgendes: 

In dem Entwurf zum Tel WG. hatte der $6 nur vier 
Abſätze. Von ihnen ſtimmte der erſte mit dem jetzigen erſten 
Abſatz wörtlich überein, der vierte faſt wörtlich mit dem jetzi⸗ 
gen ſechſten. Abſ. 2 regelte die Vorausſetzungen, unter denen 
die Verlegung und Veränderung einer Telegraphenlinie ver⸗ 
langt werden könne. Abſ. 3 regelte dann die Koſtenfolge da⸗ 
hin: Die aus der Verlegung oder Veränderung der Tele⸗ 
graphenlinie oder aus der Herſtellung erforderlicher Schutz⸗ 
vorkehrungen erwachſenden Koſten hat der Unternehmer der 
ſpäteren Anlage zu tragen und traf dann Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen nur für einige hier nicht in Betracht kommende Fälle. 
Es entſprach dieſe Regelung alſo dem Grundgedanken des da⸗ 
maligen § 12 Tel., jetzt geltend als $ 23 Fernm AnlG. vom 
14. Jan. 1928, daß bei eingetretenen oder zu erwartenden 
Störungen der einen elektriſchen Anlage durch die andere, 
der Unternehmer der Anlage, die ſpäter eingerichtet oder ge⸗ 
ändert ſei und dadurch die Störung oder deren Gefahr ver⸗ 
anlaſſe, auf ſeine Koſten die ſpätere Anlage nach Mög⸗ 
lichkeit ſo auszuführen habe, daß ſie die ſchon vorhandene 
nicht ſtörend beeinfluſſe. 

In der Kommiſſion wurde dagegen geltend gemacht, dieſe 
Regelung ſei unbillig inſoweit, als der Wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtige ſelbſt eine elektriſche Anlage herſtelle. Denn beim 
Zuſammentreffen der öffentlichen Belange der Telegraphen⸗ 
verwaltung mit den gleichen Belangen des Wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtigen ſei dasjenige das ſtärkere, dem noch das Recht aus 
dem Eigentum am Wege zur Seite ſtehe. Ein Antrag I wollte 
deshalb in dieſem Falle beſtimmen, daß die Telegraphen⸗ 
verwaltung die Koſten zu tragen habe, die nötig werden, weil 
wegen einer ſpäteren Anlage die Telegraphenverwaltung ihre 
Anlage mit beſonderen Schutzvorrichtungen verſehen, oder weil 
der ſpäteren Anlage mit Rückſicht auf die Telegraphenlinie 
eine abweichende Ausführung gegeben werden müſſe. Nachdem 
andere, weitergehende Anträge geſtellt waren, einigte die Kom⸗ 
miſſion ſich bei der erſten Leſung auf eine Faſſung des 8 6, 
ie — abgeſehen von einigen in der zweiten Leſung hinzu⸗ 
gefügten und geänderten Punkten bezüglich der Beteiligung 
von Wegeunterhaltungspflichtigen an der Anlage und den be⸗ 
ſonders geſchützten Telegraphenlinien — im weſentlichen der 
des 86 des Gef. entſprach. 

Hiernach hat weder der Entwurf noch das Geſetz aus⸗ 
drückliche Beſt. über die Verpflichtung zur Anbringung von 
Schutzvorkehrungen getroffen, vielmehr nur ſolche über die 
Tragung der durch die Anbringung verurſachten Koſten. Daß 
das Geſetz eine ſolche Verpflichtung hat ſchaffen wollen, kann 
angeſichts der Bedeutung der Schutzvorkehrungen für den Be⸗ 
trieb der Telegraphenlinien nicht zweifelhaft ſein. Auch 8 23 

ſernm Anl., der abgeſehen von den Sonderfällen des Tel⸗ 

G. das Verhältnis der einen elektriſchen Anlage zu der 
anderen im Falle von ſtörenden Einwirkungen regelt, ſpricht 
nicht beſonders von der Anbringung von Schutzvorrichtungen. 
A as und aus dem allgemein gehaltenen Wortlaut des 
95 1 des 86 Tel WG. iſt zu ſchließen, daß unter die Aus⸗ 
jührung der Anlage i. S. dieſer Belt. auch die Anbringung 
don Schutzvorkehrungen fällt, die ja gerade den Zweck haben, 
Sat ſtörenden Einfluß der beſonderen Anlage auf die Tele⸗ 
bre henlinie zu beſeitigen; und zwar muß das gelten, mag 
a Schutzvorkehrung an der Telegraphenlinie angebracht ſein 
ſie r an der beſonderen Anlage, denn in jedem Falle gehört 
364% geſamten Anlage i. S. des Geſ. (vgl. auch RE. 57, 
auch ir Dafür, daß dieſes der Sinn des Geſetzes iſt, ſpricht 
die gde Faſſung des § 5 Abſ. 1 Tel WG., wo im erſten Satz 
opt der Telegraphenverwaltung hinſichtlich der Aus⸗ 
Anfang ihre Linien mit Rückſicht auf vorhandene beſondere 

55 5 geregelt und im unmittelbaren Anſchluß daran im 

e beſtimmt iſt. Die aus der Herſtellung erforderlicher 

hutzvortehrungen erwachſenden Koſten hat die Telegraphen⸗ 


verwaltung zu tragen. Nicht entgegen ſteht, wie v. Röhr 
in dem früher in einer anderen Sache erſtatteten und in der 
Ztſchr. f. Kleinbahnen XXIII, 93 veröffentlichten Gutachten an 
der Hand der Entſtehungsgeſchichte zutreffend darlegt, der Um⸗ 
ſtand, daß der Kommiſſionsantrag die Koſten der Ausführung 
und der beſonderen Schutzvorkehrung nebeneinander nennt. 
Die beſonders von Neugebauer, Fernmelderecht — An⸗ 
merkung 11 B zu § 23 Fernm AnlG. und Anm. IVB zu 8 6 
Tel WG. — aufgeſtellte, aus dem Gegenſatz von Abſ. 1 und 
Abf. 3 hergeleitete, grundſätzliche Unterſcheidung von „Aus⸗ 
führungsform“ und „Schutzvorkehrung“ kann hiernach nicht 
gebilligt werden. Ob der 6. ZivSen. ſie im vorletzten Abſatz 
ſeiner RG. 57, 364 f. veröffentlichten Entſch. hat machen wol⸗ 
len, kann dahingeſtellt bleiben. Da die Entſch. dort nicht auf 
jener Erwägung beruht, bedurfte es keinesfalls einer Plenar⸗ 
entſcheidung oder der Zuſtimmung des 6. ZivSen. zu einer 
Abweichung. Hiernach beſtimmt alſo Abi. 1 des 86 Tel WG.: 
In jedem Falle iſt die Einrichtung der ſpäteren beſonderen 
Anlage, ſei es bei der Möglichkeit der Wahl verſchiedener Ge⸗ 
ſtaltungen durch die Wahl derjenigen, welche keine oder die 
geringſten Störungen für die Anlagen der Telegraphenverwal⸗ 
tung zur Folge hat, ſei es durch die Anbringung beſonderer, 
lediglich den Schutz jener Anlagen bezweckender Schutzvor⸗ 
kehrungen, ſo zu geſtalten, daß die vorhandenen Linien der 
Kl. nicht ſtörend beeinflußt werden. Und Abſ. 3 regelt ledig⸗ 
lich die Frage der Koſten der Schutzvorkehrungen dahin, daß 
die Telegraphenverwaltung ſie zu tragen hat. Schwierig bleibt 
aber die Beſt. des Begriffes einer „Schutzvorkehrung“ i. S. 
des Abſ. 3 § 6 Tel WG. Geht man von dem oben erörterten 
Grundgedanken jener Beſt. aus, ſo wird man zu dem Ergebnis 
kommen: Die Telegraphenverwaltung muß die Koſten für die⸗ 
jenigen beſonderen Einrichtungen der Anlage oder ihrer Ande⸗ 
rung tragen, die lediglich erforderlich ſind, weil infolge der 
gemeinſamen Benutzung desſelben Weges die beſondere An⸗ 
lage auf diejenige der Telegraphenverwaltung ſtörend einwirkt. 
Soweit das BG. in den allgemeinen Ausführungen hiervon 
abweicht, kommt dieſen für die Entſch. ſelbſt keine maßgebende 
Bedeutung zu. Denn es trifft dann ausdrücklich die bereits 
oben wiedergegebene Feſtſtellung, daß der Gleichrichter nach 
den anerkannten Regeln ausgeführt iſt und auch den Anforde⸗ 
rungen gerecht wird, die im Hinblick auf Verkehrsſicherheit 
und den Schutz Dritter allgemein zu ſtellen ſind. Damit 
bringt es zum Ausdruck, daß der Gleichrichter allen Anforde⸗ 
rungen, auch mit Rückſicht auf andere Anlagen entſpricht, die 
ohne das Zuſammentreffen mit der Telegraphenlinie auf dem⸗ 
ſelben Wege zu ſtellen ſind, und daß nur zur Vermeidung der 
durch dieſes Zuſammentreffen hervorgerufenen Störungen der 
Telegraphenlinie der Einbau des Wellenglätters geboten ge⸗ 
weſen iſt. Daß der Bekl. nach dem damaligen Stande der 
Technik der Einbau eines höherphaſigen Gleichrichters nicht 
zuzumuten war, iſt vom BG. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. 
Es konnte daher dahingeſtellt laſſen, ob durch einen höher⸗ 
phaſigen Gleichrichter die Störungen überhaupt vermieden 
worden wären. 

(U. v. 6. März 1933; VIII 491/32. — Hamm.) [9-] 
= RG. 140, 87.0 


Z. Trennung des Küſter⸗ und Lehramts. Für 
die ſich anſchließende Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung iſt der Rechtsweg im vollen Umfang zu⸗ 
läſſig. Die Trennung führt dazu, daß das der 
Kirche zufallende Vermögen für Schulzwecke nicht 
mehr in Anſpruch genommen werden kann. f) 

In J. iſt das Küſter⸗ und Lehreramt ſeit langer Zeit 
organiſch verbunden geweſen, ohne daß die Küſterlehrerſtelle 
eigene Rechtsperſönlichkeit beſeſſen hätte. Durch Beſchl. der 
Regierung in M. v. 5. Sept. 1929 iſt die Trennung der bei- 
den Amter zum 1. Okt. 1929 angeordnet worden. 

Mit der Klage wird die Auseinanderſetzung wegen des 
der Küſterlehrerſtelle bisher dienenden Vermögens betrieben. 


Zu 3. Das Urt. iſt im Ergebnis richtig. Auch den Entſchei⸗ 
dungsgründen zu A kann nur beigepflichtet werden. Das gleiche gilt 
zu B. — Zu C: Die Einbeziehung des § 2 Volks Schch. in den Streit 
iſt m. E. überflüſſig. Es iſt RG. 111, 156/57 — JW. 1926, 157 und 
NG. 127, 254 = JW. 1930, 1202 ohne weiteres zuzugeben, daß, wenn 
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Die Parteien ſind ſich in allen Punkten, insbe). auch hin⸗ 
ſichtlich des Eigentums am Grundvermögen, einig bis auf die 
Frage, ob an dem der Kirche zufallenden Teil des Stellen⸗ 
vermögens noch weiter ein öffentlich⸗rechtliches Nutzungsrecht 
für Schulzwecke auch nach der Trennung beſtehen bleiben ſoll. 
Dementſprechend ſind Eigentumsanſprüche der Kl. anerkannt 
worden und befinden ſich nicht mehr im Streit, dagegen hat 
die Bekl. die Abweiſung des Antrags verlangt, „daß das 
Vermögen der Kl. als freies unbeſchränktes Eigentum der⸗ 
geſtalt zufalle, daß irgendwelche Anſprüche auch öffentlich⸗ 
rechtlicher Art zugunſten der Bekl. in Zukunft nicht mehr be⸗ 
ſtänden, und dementſprechend die genannten Vermögensſtücke 
der Kl. abzutreten, zu übergeben und an den Liegenſchaften 
nach auf Grund gerichtlichen Urt. vorzunehmender Vermeſſung 
und Kataſtierung ihr das Eigentum durch Auflaſſung oder 
auf ſonſtigem Wege zu verſchaffen ſei“. 

LG. und OLG. haben dem Klageantrage dem Sinne nach 
voll entſprochen. Die Rev. blieb erfolglos. 

A. Das BG. hält den Rechtsweg auf Grund des 8 30 
Abſ. 7 VolksSchch. v. 28. Juli 1906 (GS. 335) für zu⸗ 
läſſig, auch ſoweit es ſich um die Entſch. über die öffentlich⸗ 
rechtlichen Nutzungsrechte handelt. Dem iſt zuzuſtimmen. Die 
Auseinanderſetzung ſoll in einheitlichem Verfahren eine end⸗ 
gültige und vollſtändige Regelung der Beziehungen bringen, 
die in ihrem ganzen Umfange das ordentliche Gericht zu 
treffen hat. Die Möglichkeit einer Trennung des Verfahrens 
in einen privatrechtlichen und einen öffentlich⸗rechtlichen. 
Teil vor verſchiedenen Gerichten, die OVG. 84, 214 (224) 
erörtert, kann nicht zugeſtanden werden, wenn das Ausein⸗ 
anderſetzungsverfahren vor den ordentlichen Gerichten einen 
Sinn haben ſoll. Im Schrifttum haben dieſe Erörterungen 
des OVG. auch, ſoweit erſichtlich, keine Zuſtimmung gefunden 
(von Rohrſcheidt, Volks Sch. S. 263 — 265; VolksSch⸗ 
Arch. 27, 4; Armbruſter: VolksSch Arch. 27, 1; Schulte: 
Volks Sch Arch. 27, 110; Hoheiſel: VolksSch Arch. 27, 205; 
Blümke: VolksSch Arch. 28, 113). 

B. Das BG. erblickt auch kein Hindernis in dem Um⸗ 
ſtande, daß der in § 30 Abſ. 6 VolksSchG. vorgeſehene Beſchl. 
des ObPräſ. noch nicht ergangen tft. Die Kl. hatte ſeit 1929 
verſchiedentlich verſucht, einen Beſcheid des ObPräſ. zu er⸗ 
langen. Dem ObPräſ. erſchien eine Entſch. zur Zeit nicht 
zweckmäßig; im Mai 1930 wurde der Kl. dann mitgeteilt, 
die Entſch. würde erſt gefällt werden, nachdem das OVG. 
über die Rechtsfrage erkannt haben würde. Dieſes Urt. ſteht 
auch jetzt noch aus. Unter ſolchen Umſtänden hat das BG. 
mit Recht unter Hinweis auf RG. 42, 283; 59, 166 von dem 
Erfordernis einer Vorbeſcheidung durch den ObPräſ. ab⸗ 
geſehen. 

C. Die ſachlichen Rev Angriffe find OVG. 84, 219, 220, 
222 wörtlich entnommen. Der Sen. hat ſchon in RG. 127, 
2511) zu der Begr. dieſer Entſch., die im weſentlichen auf 
der im Schrifttum von Dirkſen, Fleiſcher, Fürſtenau, 
Armbruſter und Herrmann vertretenen Anſicht fußt, 
Stellung genommen. Es kann dazu auf RG. 111, 532) und 
127, 2513) verwieſen werden. Gegenüber den von der Rev. 


Abſ. 2 des 830 Volles SchcG. beſtimmt, die Vermögensſtücke, die ſeit⸗ 
her Zugleich⸗Zwecken dienten, ſollen dieſen erhalten bleiben, dies nur 
für die Dauer der Vereinigung der Amter gilt. Die Ausführungen 
RG. 127, 254 — JW. 1930, 1202 ſind inſoweit überzeugend und aus⸗ 
reichend. Das RG. braucht ſich für die Richtigkeit dieſer ſeiner Auf⸗ 
faſſung nicht auf 8 32 Abf. 1 Volks Sch. zu berufen. 832 Abſ. 1 
iſt allerdings — wie OVG. 84, 219 richtig ausführt — eine Über⸗ 
gangsvorſchrift und „will als ſolche regeln, wie das neue Geſetz 
zu den unter der Herrſchaft des früheren Rechts geſchaffenen Tat⸗ 
beſtänden ſteht“. Die Worte „ſoweit ſie (die bisher auf allgemeinen, 
Rechtsnormen beruhenden Verpflichtungen) nicht durch dieſes Geſetz 
aufrechterhalten werden“ beweiſen aber, daß die in 8 32 getroffenen 
Übergangsbeſtimmungen nichts mit der in § 30 getroffenen Regelung 
zu tun haben. Hat alſo inſoweit das OVG. recht, fo iſt jedoch damit 
nur bewieſen, daß ein m. E. überflüſſiger Beweisgrund des RG. aus 
der Reihe ſeiner Schlußfolgerungen entfällt; keineswegs aber iſt damit 
die Streitfrage der auch nach der Trennung zu berückſichtigenden 
öffentlich⸗rechtlichen Nutzung des gemeinſchaftlichen Gebäudes zu Schul⸗ 
zwecken i. S. des OVG. entſchieden. 

Insbeſ. iſt durch die neueſte Entſch. des RG. außer Zweifel ge⸗ 


1) JW. 1930, 1202. 2) JW. 1925, 2441. 2) JW. 1930, 1202. 


beſonders hervorgehobenen Gedanken mag aber wiederholt und 
dem ſchon Geſagten noch folgendes hinzugefügt werden: 

I. Der Anſicht der Rev., § 32 ſei Übergangsvorſchrift, 
iſt in RG. 127, 251 (256) ) ſchon entgegengetreten worden. 
Um zukünftige Rechtsverhältniſſe, die nicht ſchon bei Erlaß 
des Volks Sch. beſtanden hätten, handelt es ſich nicht. Es iſt 
daher kein Grund erkennbar, warum ſich § 32 Abſ. 1 Volks⸗ 
SchG. nicht auf das Rechtsverhältnis der Parteien erſtrecken 
ſollte, falls nicht etwa eine AusnahmeBeſt. des VolksSchG. 
die Anwendung des § 32 ausſchließt. 

II. Als ſolche Ausnahmegeſt. ſieht die reichsgerichtliche 
Rſpr. § 30 Abſ. 2—4 an, aber nur für die Dauer der Amter⸗ 
vereinigung. Sie legt das „wo“ des Abſ. 1 i. S. von „wenn“ 
oder „ſolange als“ aus. Daß dieſe Auslegung trotz der ſonſt 
örtlichen Bedeutung des „wo“ möglich und zwingend iſt, iſt 
in RG. 111, 53 (56) ) und 127, 251 (254) 6) eingehend dar⸗ 
gelegt worden. Gegenüber den zwar mit keinen neuen Grün⸗ 
den verſehenen, aber doch immer wieder hervorgehobenen 
Zweifeln an der Richtigkeit dieſer Auslegung mag auf fol⸗ 
gendes hingewieſen werden: 

Die Vermutung iſt nicht zu unterdrücken, daß das Wort 
„wo“ aus 837 II 12 ALR. in das VolksSchG. über⸗ 
nommen worden iſt. Der gleiche Satzbau bei dem gleichen 
Rechtsſtoff, die zwingende Notwendigkeit, an dem alten Rechts⸗ 
zuſtand bei Erlaß des Volks Sch. nichts zu ändern, weiſen 
darauf hin. Die landrechtliche Vorſchr. iſt inhaltlich nur ge⸗ 
rechtfertigt, wenn man die Möglichkeit einer Trennung der 
Amter und damit einen Rückfall des Vermögens an die Kirche 
als ſelbſtverſtändlich anſah, der Kirche daher auch zumuten 
mußte, die ſämtlichen, ſogar auch die für reine Schulzwecke 
notwendigen Aufwendungen (z. B. Vergrößerungen) aus 
eigenen Mitteln zu beſtreiten. Denn ſonſt hätte es die Ge⸗ 
rechtigkeit verlangt, daß der Kirche, die nicht mehr Trägerin 
der Schullaſt war, mindeſtens die Aufwendungen nicht zu⸗ 
gemutet wurden, die lediglich für Schulzwecke über das bisher 
geleiſtete Maß hinaus neu erforderlich wurden (z. B. bei Ver⸗ 
größerungen). Die Unbilligkeit gegenüber der Kirche wurde 
aber doch im Laufe der Zeit ſo ſtark, daß ſchließlich das Geſ. 
v. 21. Juli 1846 (GS. 392) die mit dem Leitgedanken des 
ALR. unerträglichen Auswirkungen der Beſt. einſchränken 
und die Baulaſt, ſoweit es ſich um Erweiterungen für Schul⸗ 
zwecke handelte, den Schulſozietäten auflegen mußte. In der 
PlenEntſch. des Ob Trib. v. 9. Mai 1842: Ob Trib. 8, 149 
(153, 160) iſt Näheres dazu ausgeführt. In dieſer Entſch., 
S. 157, iſt im Zuſammenhang damit überzeugend nach⸗ 
gewieſen worden, daß nicht ſowohl in der mit dem Worte 
„wo“ angedeuteten äußeren (an anderer Stelle heißt es: 
„lokalen“) Verbindung der geſetzliche Grund für die Vorſchr. 
liege, ſondern in dem inneren notwendigen Zuſammenhang 
des Küſter⸗ und Schulamts; lediglich von dem tatſächlichen 
Vorhandenſein jenes Grundes, d. h. alſo von dem Fort⸗ 
beſtehen der Vereinigung (©. 157) hänge die Anwen⸗ 
dung des Geſetzes ab, die Vorſchr. bleibe aber außer 
Anwendung (S. 160), wenn die beſtehende Ver⸗ 
bindung gelöſt werde. 


ſtellt, daß das Wort „wo“ in 8 30 Abſ. 1 nach Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers die Bedeutung von „ſolange als“ haben ſollte und hat. Im 
einzelnen freilich geht dabei das RG. zu weit, wenn es meint, daß 
ſchon vor der ausdrücklichen Beſt. des § 30 VolksSchGG. über Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung die Kirche eine ſolche hätte fordern können. 
837 II 12 AL R., der nur die Bauunterhaltung regelt, läßt höchſtens 
zu, daß das Schulhaus durch Wegfall der Küſterwohnung ſeines kirch⸗ 
lichen Charakters entkleidet und, weil fortan als nur Schulzwecken 
dienend, von dem Schullaſtenträger ſtatt von der Kirche zu unter⸗ 
halten iſt. Nirgends aber iſt ausgeſprochen, daß das Gebäude dann 
als Eigentum der Kirche an dieſe zurückfallen müſſe. Die vom RG. 
zitierte Plenarentſch. des ObTrib. v. 9. Mai 1842 (Ob Trib. 8, 149), 
die übrigens (S. 155) die Küſterſchule als „gemiſchtes kirchliches In⸗ 
ſtitut“ bezeichnet und annimmt (S. 157), daß das als Schullokal und 
Küſter⸗ und Schulmeiſterwohnung dienende Haus als ein ungetrenntes 
Ganze ſich „in gemeinſchaftlichem Eigentum“ der Kirchen- und der 
Schulgemeinde befinde, ſpricht ſich weit zurückhaltender aus; nämlich, 
daß die Baulaſt gemäß der Regel des 8 34 II 12 ALR. auf die Schul⸗ 
gemeinde übergeht, wenn durch Erbauung eines beſonderen Schul⸗ 
hauſes oder Unterbringung der Schule in einem anderen Gebäude jene 


4) JW. 1930, 1202. 5) JW. 1925, 2441. 6) JW. 1930, 1202. 
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Der ſchon im ALH. ſich findende Satzbau mit dem ein⸗ 
leitenden „wo“ hat alſo von jeher nur die Bedeutung gehabt, 
welche ihm die reichsgerichtliche Rſpr. auch für § 30 Abſ. 1 
Volks Sch. zuweiſt, und es ift daher verfehlt, dem Geſetz⸗ 
geber daraus, daß er dieſen Ausdruck in ſeiner alten, längſt 
geklärten Bedeutung in das VoltsSh®. übernahm, den Vor⸗ 
wurf zu machen, er habe gegen die Geſetze der deutſchen 
Sprache verſtoßen. Das VolksSchcF. mußte und ſollte die 
kirchlichen Rechte und Pflichten unberührt laſſen. Daher war 
es nur verſtändlich und vorſichtig, wenn der Geſetzgeber ſich 
zur Vermeidung aller Zweifel auch der alten Geſetzesſprache 
bediente. Im Gegenſatz zu ihm hat Scholtz, in der entſpre⸗ 
chenden Vorſchr. feines Entw. für das Provinzialrecht der 
Kurmark Brandenburg (8635, Scholtz, 1834 Bd. J S. 209) 
das „wo“ durch das richtigere „wenn“ hei ſonſt gleichem 
Wortlaut erſetzt, und zwar ſchon 1834, alſo noch vor Erlaß 
jener PlenEntſch. des ObTrib. Der beſte Beweis, wie ein⸗ 
hellig jenes „wo“ in ſeiner wirklichen Bedeutung von jeher 
erfaßt worden iſt. 


III. Die Rev. beruft ſich auf allgemeine Rechtsgrundſätze 
dafür, daß die Amtertrennung den Untergang der im öffent⸗ 
lichen Recht begründeten Verpflichtungen nicht nach ſich ziehe. 
Demgegenüber iſt auf die die allgemeinen Rechtsgrundſätze 
ausſchaltende beſondere Beſt. des § 32 VolksSchG. hinzu⸗ 
weiſen, die aus den vom RG. angeführten Gründen eine 
Beendigung der Verpflichtungen mit der Amtertrennung be⸗ 
dingt. Auf die Frage, welcher Art der Rechtszuſtand vor Er⸗ 
laß des Volks SchG. geweſen iſt, kommt es angeſichts 8 32 
VolksSchcö. nicht an. Daher bedarf es keiner Stellung⸗ 
nahme des RG. zu der Behauptung der Rev., die Ver⸗ 
pflichtung der Kirche, ihre Küſtergrundſtücke für Schulzwecke 
herzugeben, ſei von jeher unbedingt geweſen. Das RG. wäre 
auch nicht in der Lage, für den ganzen Bereich des Volks Sch. 
zu den dabei vielerorts mitzuberückſichtigenden örtlichen Rech⸗ 
ten Stellung zu nehmen. 

Immerhin ſei aber die Rev. darauf hingewieſen, daß 
ſie für dieſe ihre Auffaſſung nichts vorbringt, obwohl dieſe 
Auffaſſung nicht mit der der Schulverwaltung in Einklang 
zu bringen iſt, die deren Vertreter bei Beratung des Volks⸗ 
SchG., ohne Widerſpruch zu finden, zum Ausdruck gebracht 
hat. Dieſe Verwaltung wäre wohl die Stelle geweſen, bei 
der man Kenntnis auch der großen Zahl der hierfür in Be⸗ 
tracht kommenden örtlichen Rechte vorausſetzen darf. (Über⸗ 
ſicht dieſer Rechte bei von Bremen, Volksſchule S. 32 ff., 
546 ff., 564 ff., auch bei Anſchütz, PrVfg. v. 31. Jan. 1850 
Art. 25 Anm. 2.) Nach der Auffaſſung der Schulverwaltung 
fand der Kirche auch vor Erlaß des Volks Sch. das Recht 
auf Trennung und unbelaſtete Rücknahme ihres Vermögens 
uberall zu. Für das Gebiet des ALR. mag dazu abermals auf 
die genannte PlenEntſch. des Ob Trib. verwieſen fein. Auch fie 
geht davon aus, daß nach ALR. ein Recht auf Trennung 
beſteht. Andererſeits iſt keine Beſt vorhanden, aus der ein 
Recht auf Mitbenutzung über die Amtertrennung hinaus ab⸗ 
zuleiten wäre. Die einzige Vorſchr. des ALR. iſt die des 
837 II 12, aus der ein Recht der Schule auf Mitbenutzung 
des Küſtereigrundſtücks in Anſpruch genommen werden könnte. 
Dieſe Vorſchr. aber iſt nie anders ausgelegt worden, als daß 
lie abhängig iſt von der Fortdauer der Amtervereinigung 
Ind daß bei Löſung der beſtehenden Verbindung der Grund 
Verbindung aufgehoben wird. Und das ObTrib. fügt hinzu: „Da 
1 auf dieſem a zu bewirkende Aufhebung ee 65 
en den allgemeinen Geſetzesvorſchriften zufolge ftatthaft fein 
a unterliegt keinem Zweifel; ob aber dieſe Aufhebung der Gemein⸗ 
4 e die den den Willen des auderen ſtattfinden dürfe oder müſſe, und 
Er ie hierbei entſtehenden Differenzien zu beſeitigen oder auszugleichen 
erhalte wird nach den obwaltenden beſonderen Umſtänden und 
geißtli age des beſonderen Falles, zunächſt von den vorgeſetzten 
damals die wurden (Anmerkung des Rezenſenten: darunter waren 
zu erbrt e Regierungen zu verſtehen), evtl. im Wege des Prozeſſes 
ern und zu entſcheiden ſeien.“ 
"treffend ſind in vollem Umfange die Ausführungen zu IV. 

aM ie, wie ſchon bemerkt, unzweifelhaft richtig, daß das 
irchene een ge Nutzungsrecht des Schulverbandes als ſolches an der 
dauern un Küſterei die Vermögensauseinanderſetzung nicht über⸗ 
und ihren 85 denn dies würde dem Zwecke der Auseinanderſetzung 
wen Begriffe zuwiderlaufen. Wohl aber ift die Frage berechtigt, 


für die Vorſchr. entfällt (vgl. die angeführte PlenEntſch. des 
Ob Trib.). Aus der ſonſtigen Rſpr. iſt eine andere Stellung⸗ 
nahme nirgends erſichtlich. Insbeſ. gilt das von R.: 
Gruch. 27, 976 (978), (vgl. RG. 111, 53 [60] 7)). 

Auch von Bremen, Volksſchule S. 564, weiſt auf die 
hiſtoriſche Entwicklung hin und nimmt eine Verpflichtung der 
Kirche, für die Bedürfniſſe der Schule zu ſorgen, nur an, ſo⸗ 
lange die Schule eine einfache Küſterſchule bleibt. 

Die frühere Auffaſſung der Schulverwaltung iſt für das 
Gebiet des ALR. alſo richtig und die der Rev. unbegründet. 
Für den vorl. Rechtsſtreit, der ein Dorf in der Altmark be⸗ 
trifft, kommt ALR. zur Anwendung. Märkiſches Provinzial⸗ 
recht iſt im Rechtsſtreit nicht in Anſpruch genommen worden, 
beſteht wohl auch nicht (vgl. Scholtz, Provinzialrecht der 
Kurmark Brandenburg, 1834, Bd. II S. 573; Scholtz⸗ 
Hermersdorf, 2. Aufl., Bd. II S. 365, 366, 3. Aufl., 
©. 423; Entſch. des Ob Trib. 45, 345 [350]; Strieth Arch. 16, 
41). Was andere örtliche Rechte anbelangt, ſo mag bei⸗ 
ſpielshalber für die provinzielle PrSchulO. v. 11. Dez. 
1845 (838) auf die Entſch. des ObTrib. 48, 335 und des 
RG.: Gruch. 34, 1031 (1036) hingewieſen fein. In dieſen 
Entſch. iſt ein Recht auf dauernde Benutzung der Küſterei⸗ 
räume durch die Schule verneint worden. OLG. Kiel: Schl⸗ 
Holſt Anz. 1905, 325; 1910, 70 verneint ein privatrechtliches 
Nutzungsrecht; die erſtere Entſch. läßt aber erkennen, daß der 
Lehrer Pachtzins gezahlt hat, alſo auch ein öffentlich⸗recht⸗ 
liches Nutzungsrecht nicht in Anſpruch genommen worden iſt. 

IV. Nicht ſowohl die wirkliche Rechtslage vor Erlaß des 
VolksSchG., als vielmehr die Auffaſſung von dieſer Rechts⸗ 
lage iſt andrerſeits von Bedeutung für die Frage, ob Ge⸗ 
wohnheitsrecht, Obſervanz oder Widmung ein Recht der 
Schule über die Amtertrennung hinaus hat zur Entſtehung 
bringen können. Gewohnheitsrechtliche Bildungen waren dabei 
im Geltungsbereich des ALR. ſchon im Hinblick auf Einleitung 
und Publikationspatent des ALR. nur im beſchränkten Um⸗ 
fange möglich. Ein Gewohnheitsrecht hätte auch in ſeinem 
zeitlichen Umfange über die Amtertrennung hinaus durch eine 
gewohnheitsmäßige Ausübung des Rechts nach der Tren⸗ 
nung dargetan werden müſſen. Denn der Inhalt des Ge⸗ 
wohnheitsrechts ergibt ſich aus dem Umfang der Rechtsaus⸗ 
übung. Darauf ift ſchon in RG. 127, 251 (259) 8) hingewieſen 
worden. Es mag hinzugefügt werden, daß die beiderſeitigen 
Beh., insbeſ. auch die Schul Beh., bei ihrer oben erwähnten 
Rechtsauffaſſung nie angenommen haben können, daß ein 
Nutzungsrecht über die Zeit der Amtervereinigung hinaus 
beanſprucht und gewährt werde. Auch an dieſer Erwägung 
ſcheitert jeder Verſuch, ein Gewohnheitsrecht anzunehmen. 

Bei dieſer Einſtellung der Beh. würde es aber auch an 
jeder Unterlage fehlen, aus der eine Widmung oder Zweck⸗ 
beſtimmung über die Zeit der Amtervereinigung hinaus aus 
ſtillſchweigender Betätigung und ſtillſchweigender Genehmi⸗ 
gung ſeitens der Beh. hergeleitet werden könnte. 

Wollte man ſich alſo der reichsgerichtlichen Rſpr. gegen⸗ 
über auf Gewohnheitsrechte oder Rechte aus einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Widmung oder Zweckbeſtimmung berufen, dann 
wäre es erforderlich geweſen, den vor Erlaß des VolksSch ch. 
beſtehenden Rechtszuſtand und die Einſtellung der Beh. in 
anderem als den vorſtehend aufgezeigten Sinn nachzuweiſen. 
Aber auch dann wären in Rückſicht auf 832 Abſ. 1 Ge⸗ 


ob die durch die Amtertrennung veranlaßte Vermögenstrennung nicht 
doch, weil zweifellos die organiſche Verbindung im öffentlichen Recht 
begründet war, nach dem öffentlich⸗rechtlichen Auseinanderſetzungs⸗ 
begriff, wie er auch aus der zitierten Bemerkung des ObTrib. hervor⸗ 
leuchtet („nach den obwaltenden beſonderen Umſtänden und Verhält⸗ 
niſſen des betreffenden Falles“), alſo nach billigem bzw. freiem Er⸗ 
meſſen unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Be⸗ 
teiligten zu erfolgen hat. Bei einer Auseinanderſetzung nach ſolchem 
öffentlich⸗rechtlichen Grundſatze der Billigkeit find natürlich die privat⸗ 
vechtlichen Eigentumsverhältniſſe nicht unberückſichtigt zu laſſen (vgl. 
dazu meinen Aufſatz in JW. 1929, 3357). Jene Frage wie auch die, 
wer Eigentümer des Küſtereivermögens iſt (die Kirchengemeinde bzw. 
die Kirche als Anſtalt oder die Küſterei als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, 
pia causa, RG. v. 13. Mai 1931: JW. 1931, 2634) war in obiger 
Entſch. nicht zu erörtern. 
ORegR. Armbruſter, Merſeburg. 
7) JW. 1925, 2441. 8) JW. 1930, 1202. 
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wohnheitsrechte, weil ſie eine allgemeine Rechtsnorm bilden, 
erloſchen und Widmungen als beſondere Rechtstitel könnten 
auch nur berückſichtigt werden, wenn ſie nicht auf der ge⸗ 
ſchichtlichen herkömmlichen oder gewohnheitsrechtlichen Ent⸗ 
wicklung (durch ſtillſchweigende Genehmigung des dadurch be⸗ 
gründeten Zuſtands) beruhten. Denn als „beſondere“ Rechts⸗ 
titel des 832 Abſ. 2 können, nach der Begr. des Geſetzes 
(inſoweit abgedr.: RG. 78, 99)) nur ſolche Rechtsakte gelten, 
durch welche unabhängig von Geſetzesrecht und Her⸗ 
kommen eine Verpflichtung begründet worden iſt. 

V. In allen dieſen Erwägungen iſt auch die Stellung 
des öffentlichen Rechts zum Privatrecht nicht verkannt worden. 
Denn die Frage iſt nicht dahin zu ſtellen, ob öffentlichem 
oder privatem Recht der Vorrang gebührt, ſondern dahin, ob 
ein aus der bloßen Amtervereinigung — nicht etwa aus 
anderen Umſtänden — herzuleitendes öffentlich⸗ rechtliches 
Nutzungsrecht überhaupt anzuerkennen iſt, das die Amter⸗ 
trennung überdauert und daher auf die ſonſtigen privat⸗ 
rechtlichen und öffentlich⸗ rechtlichen Beziehungen noch Ein⸗ 
fluß üben kann. Dabei ſoll nicht überſehen ſein, daß das 
Volks Sch. Eingriffe in das Eigentum nicht immer unter⸗ 
laſſen hat, daß es das Eigentum den bisherigen Schul⸗ 
laſtträgern durch die 88 24, 27 Volks Sch. genommen hat. 
In dieſen Fällen wird aber auch andererſeits die Schullaſt 
beſeitigt, und hierin liegt die Gegenleiſtung. Es handelt ſich 
um Eigentum, das in der Regel andern Zwecken als Schul⸗ 
zwecken nicht mitgedient haben wird, das mit der bisher 
nicht beliebig abzuſchüttelnden Schullaſt behaftet war, deſſen 
Verluſt bei gleichzeitigem Fortfall der Schullaſt alſo kaum 
fühlbar war, das nicht mehr als eine nuda propietas 
(Dirkſen: JW. 1926, 1447) bedeutet hatte und an deſſen 
Erhaltung der bisherige Eigentümer daher kaum Intereſſe 
haben konnte. In dieſem Zuſammenhange durfte der Ab⸗ 
geordnete Porſch mit Bezug auf 88 11, 11 (ſpäter § 27), 
aber nicht bei Erörterung des 8 14 (ſpäter § 30) davon 
ſprechen, daß es ſich um eine mehr theoretiſch grundſätzliche 
als um eine praktiſch greifbare Regelung handle (vgl. Volks⸗ 
Sch Arch. 26, 290 f.; Hoheiſel, Recht der Küſterſchule 
S. 145—149). — Ganz anders liegen die Intereſſen der 
Kirche an ihren Küſtereigrundſtücken, die ſie für ihre Zwecke 
bisher dauernd benutzt hatte, deren Verluſt oder verminderte 
Benutzungsmöglichkeit ſie ſchwer treffen mußte, ohne daß ein 
Ausgleich durch Wegfall einer Pflicht geboten wurde. Mit 
einem Bruchteil der Wohnung und der Ländereien konnte die 
Kirche ihren Küſter nicht mehr beſolden. Abgeſehen von dieſer 
gänzlich andern Rechtslage wäre daher auch billigerweiſe eine 
andere Regelung geboten geweſen als bei 8 27 VolksSchG. 
Man kann daher nicht von einem Geſchenk oder einer Beſſer⸗ 
ſtellung der Kirche ſprechen, weil man der Kirche ihr Eigen⸗ 
tum und ihre Rechte nicht nahm, die ſie ſelbſt zur Be⸗ 
friedigung eigenen Bedürfniſſes noch dringend gebrauchte. 
Das Gegenteil hätte Enteignung bedeutet (RG. 127, 251 
258] 10); IW. 1926, 1446). Es verbietet ſich daher jeder 
Rückſchluß aus 827 Volks Sch. auf § 30 Volks Sch. 

Iſt eine öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung der Kirche 
lediglich aus der gemeinſchaftlichen Benutzung nicht zu ent⸗ 
nehmen dahin, ihre Küſtergrundſtücke auch nach der Trennung 
der Amter von der Schule weiterbenutzen zu laſſen, dann 
bleibt für die Auseinanderſetzung in den meiſten Fällen das 
privatrechtliche Eigentum allein oder doch weſentlich mitent⸗ 
ſcheidend. Deshalb war der zweckmäßige Weg für die Aus⸗ 
einanderſetzung auch der ordentliche Rechtsweg, und darum 
geſtattet die Einführung dieſes ordentlichen Rechtswegs in 
das Geſetz — im Gegenſatz zum Entw. — auch Rückſchlüſſe 
auf die Auffaſſung der an der Geſetzgebung beteiligten Stellen. 
Daraus iſt nun aber nicht etwa zu folgern, daß der ordent⸗ 
liche Richter nur das Privateigentum zu berückſichtigen hätte. 
Liegen beſondere Gründe aus öffentlichem oder bürgerlichem 
Recht vor, etwa beſondere Rechtstitel des § 32 Abſ. 2 Volks⸗ 
Sch., können dieſe trotz des Eigentums ausſchlaggebend fein. 
Das iſt vom RG. auch immer anerkannt worden (vgl. JW. 
1926, 1448; RG. 127, 251 [260 J)), und es ift daher un⸗ 
richtig, als ſeine Meinung hinzuſtellen, daß nur das Privat⸗ 


9) JW. 1912, 206. 10) JW. 1930, 1202. 11) JW. 1930, 1202. 


eigentum entſcheide (jo z. B. Fürſtenau und Arm⸗ 
bruſter) und daß eine Auseinanderſetzung dann nie ſtatt⸗ 
zufinden hätte, ſondern immer nur eine Klarſtellung des 
Eigentums (ſo Armbruſter). Es beſteht kein Anzeichen 
dafür, daß ſolche Umſtände im vorl. Rechtsſtreit verkannt 
worden wären. Im Gegenteil. Es ſind der Schule 5½ Morgen 
zugewieſen worden, die Gründe dafür läßt der Tatbeſtand 
zwar nicht erkennen, da die Parteien hierüber einig waren, 
doch mag es ſich dabei um Zuwendungen handeln, die der 
Kirche einſt für Schulzwecke zugefallen waren. 
(U. v. 2. Jan. 1933; IV 158/32. — Naumburg.) [Ra] 

<= RG. 139, 160.9 


* 4. 836 Nr. 3, § 37 Preuß. 2. Spar VO. vom 
23. Dez. 1931. Die Herabſetzung der Altersgrenze 
für preuß. Lehrer vom 65. auf die Vollendung 
des 62. Lebensjahres iſt rechtsungültig, weil die 
in der Ermächt Not VO. des RPräſ. v. 24. Aug. 
1931 aufgeſtellte Vorausſetzung, daß die Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze geeignet iſt, eine Sen⸗ 
kung der öffentlichen Ausgaben herbeizuführen, 
nicht gegeben iſt. 

Das preuß. Geſ., betr. Einführung einer Altersgrenze, 
v. 15. Dez. 1920 in der ihm durch $ 84 PrpPerſAbbVO. v. 
8. Febr. 1924 gegebenen Faſſung beſtimmte in 81: (1) Un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte, ſoweit ſie nicht Lehrer an den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen ſind, und Volksſchullehrer, treten mit 
dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres zunächſt fol⸗ 
genden 1. April oder 1. Okt. kraft Geſetzes in den Ruhe⸗ 
ſtand ... und in 8 6: Das Geſetz findet auch Anwendung auf 
die Lehrer und Lehrerinnen an den von Patronaten unter⸗ 
haltenen höheren Schulen und an den öffentlichen mittleren 
Schulen. 

Die von dem Preuß. Staatsminiſterium erlaſſene 2. Spar⸗ 
VO. v. 23. Dez. 1931 gab jedoch in 836 Nr. 3 dem 8 6 
AltersgrG. folgende Faſſung: Das Geſetz findet auf Leiter 
(innen) und Lehrer Einnen) an öffentlichen Schulen, auch 
ſoweit ſie unmittelbare Staatsbeamte ſind, mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an Stelle des 65. Lebensjahres ($1) das 
62. Lebensjahr tritt. 

Ferner ordnete fie in 837 an: Die in 86 des Geſ., 
betr. Einführung einer Altersgrenze, in der Faſſung dieſer 
BO. bezeichneten Lehrperſonen, die am 1. Okt. 1931 das 
62., aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
treten, unbeſchadet des 88 des Geſ., betr. Einführung einer 
Altersgrenze, mit dem 1. April 1932 kraft Geſetzes in den 
Ruheſtand. 

Die Spar O. ſagt in ihrem Eingang: „Auf Grund der 
RPräſVO. v. 24. Aug. 1931 und v. 6. Okt. 1931, Teil 3 
Kap. III 8 2 wird zur Sicherung des Haushalts, zur Ver⸗ 
einheitlichung der öffentlichen Verwaltung ſowie zur beſſeren 
Verteilung und ſparſamen Nutzung der Arbeitskräfte folgen⸗ 
des verordnet: ..“ 

Sie beruht alſo nicht auf der preuß. Verfaſſung, ſo daß 
deren Vorſchr. bei Prüfung der Rechtmäßigkeit der VO. 
außer Betracht zu bleiben haben, ſondern auf der reichs⸗ 
rechtlichen Ermächtigung, welche der RPräſ. durch die ge⸗ 
nannten beiden VO. den Länderregierungen erteilt hat. Daß 
die RPräſNotVoO. zur Sicherung der Haushalte von Län⸗ 
dern und Gemeinden v. 24. Aug. 1931 in Art. 48 Abſ. 2 
Verf. ihre ausreichende verfaſſungsrechtliche Grundlage fin⸗ 
det, hat das BGG. mit Recht angenommen. Das gleiche gilt 
von der 3. NotVO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen uſw. v. 6. Okt. 1931, Teil 3 Kap. III (Ein⸗ 
ſchränkung von Ausgaben der öffentlichen Verwaltung) 82 
Abſ. 1 


Nach der RPräſNot VO. v. 24. Aug. 1931 find die 
Länderregierungen ermächtigt, alle Maßnahmen, die zum Aus⸗ 
gleich der Haushalte von Ländern und Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbände) erforderlich ſind, im Verordnungswege vorzuſchrei⸗ 
ben, wobei ſie vom beſtehenden Landesrecht abweichen dürfen. 
Sie können insbeſ. beſtimmen, daß und in welcher Weiſe die 
Perſonalausgaben der Länder und Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände) herabgeſetzt werden. Die angeführte Vorſchr. der 3. Not⸗ 
VO. v. 6. Okt. 1931 erweitert dieſe Ermächtigung der Landes⸗ 
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regierungen dahin, daß ſie auch die perſönlichen und ſon⸗ 
ſtigen Ausgaben der ihrer Aufſicht unterſtehenden Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts herabſetzen dürfen. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Altersgrenze für Leiter und Lehrer an öffentlichen 
Schulen auf 62 ſtatt auf 65 Jahre durch die vom Preuß. 
Staatsminiſterium erlaſſene 2. Spar VO. wird alſo nur dann 
durch die den Landesregierungen gegebene reichsrechtliche Er⸗ 
mächtigung getragen, wenn ſie zu einer wirklichen Herab⸗ 
ſetzung der Perſonalausgaben der Schulträger — Land, Ge⸗ 
meinden, Gemeindeverbände, öffentlichen Körperſchaften — 
führt, wenn ſie dieſen nicht ganz unerhebliche Erſparniſſe er⸗ 
möglicht (vgl. Entſch. des StGH. für das Deutſche Reich v. 
20. Juni 1932 [StG H. 10/31, abgedr. RG. 137, Anh. S. 17, 
insbeſ. S. 27, 32/33]). Solche Erſparniſſe brauchen nicht 
unmittelbar mit dem früheren Übertritt der Schulleiter und 
Lehrer in den Ruheſtand verknüpft zu fein. Es reicht aus, iſt 
aber auch mindeſtens erforderlich, daß das infolge der Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze eintretende frühere Freiwerden von 
Stellen mittelbar eine geldliche Entlaſtung der öffentlichen 
Hand bewirkt. Ob die umſtrittenen Vorſchr. der 2. Spar VO. 
dieſe Wirkung haben, unterliegt der richterlichen Nachprüfung, 
ie ſich, wie in der höchſtrichterlichen Rſpr. anerkannt, auf 
die Verfaſſungsmäßigkeit der anzuwendenden Landes O. er⸗ 
ſtreckt. Freilich genügt es, um die Verfaſſungsmäßigkeit einer 
landesrechtlichen Maßnahme zu bejahen, die ſich auf die 
vorgenannten NotVOBeſt. ſtützt, daß fie an ſich geeignet 
iſt, für das Land, ſeine Gemeinden oder öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften Erſparniſſe in nicht ganz geringem Umfang herbei⸗ 
zuführen. Dagegen unterliegt nicht mehr der gerichtlichen 
Nachprüfung, ob mit der Maßnahme ein ſolcher Erfolg auch 
tatſächlich erzielt wird. 

Die Herabſetzung der Altersgrenze iſt nicht geeignet, eine 
Senkung der öffentlichen Ausgaben herbeizuführen. 

Tritt ein Lehrer auf Grund der neuen Vorſchr. mit dem 
auf die Vollendung des 62. Lebensjahres folgenden 1. April 
oder 1. Okt. in den Ruheſtand, ſo wird dadurch zunächſt er⸗ 
ſpart der Unterſchied zwiſchen ſeinem Gehalt und ſeinem 
Ruhegehalt. Die meiſten Lehrer (darunter ſollen im folgenden 
auch die Schulleiter miteinbegriffen ſein) werden in dieſem 
Zeitpunkt bereits den Höchſtruhegehaltsſatz von 80% er⸗ 
geicht haben. Seine Herabſetzung auf 75% durch die 3. Not⸗ 
VO. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931, Teil 3 Kap. V (Pen⸗ 
ſionskürzung) Abſchn. 1 83 Abſ. 1, § 12 kommt in dieſem 
Zuſammenhang nicht in Betracht, da ſie erſt gilt für Ruhe⸗ 
ſtandsbeamte, die das 65. Lebensjahr bereits vollendet haben 
(vgl. 860a Abſ. 1 Satz 1 RBeſoldG.). Ein Teil der Lehrer 
mag allerdings bei Erreichung der niedrigeren Altersgrenze die 
zur Erlangung des Höchſtruhegehalts erforderlichen 40 Dienſt⸗ 
jahre noch nicht vollendet haben. Man wird aber unbedenklich 
damit rechnen können, daß dieſer Teil nur klein iſt, und des⸗ 
halb das Richtige treffen mit der Annahme, daß die Lehrer, 
wenn ſie mit 62 Jahren in den Ruheſtand treten, im Durch⸗ 
(mitt 75% ihres Gehalts als Ruhegehalt weiterbeziehen wer⸗ 
den. Erſpart werden alſo günſtigſtenfalls 25% des Gehalts 
ber von der neuen Altersgrenze betroffenen Lehrer, dieſe aber 
auch nur dann vollſtändig, wenn die auf ſolche Weiſe frei⸗ 
den enden Stellen drei Jahre lang, d. h. bis zur Erreichung 
der bisherigen Altersgrenze, unbeſetzt bleiben. Das geſchieht 
End nicht in vollem Umfang, ſondern höchſtens teilweiſe. 

hr viele Stellen, welche durch die Herabſetzung der Alters⸗ 
grenze früher frei werden als bisher, müſſen aus zwingenden 
be lichen Bedürfniſſen alsbald wieder beſetzt werden und wer⸗ 
s auch. Die Erſparnis dadurch, daß den in den Ruhe⸗ 
5 tretenden Lehrern ſtatt Gehalt nur noch Ruhegehalt 
Beal wird, beträgt nach dem Geſagten höchſtens 250% ihrer 
übe ge. Des halb kann mit der Herabſetzung der Altersgrenze 
feinen feine Erſparnis verbunden fein, wenn von den 
5 Stellen mehr als ein Viertel wieder beſetzt 
15 5 Das iſt aber nach allgemeiner Erfahrung der Fall, 
52 auch für die Stellen an den preuß. Mittelſchulen durch 
beſtriern den Kl. mitgeteilten, inſoweit von der Bekl. nicht 

ittenen Zahlen noch beſonders beftätigt. 

1 Aber ſelbſt wenn nur einem Viertel oder auch noch 
e der mit 62 Jahren in den Ruheſtand tretenden 

er alsbald Nachfolger gegeben werden ſollten, würde noch 
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keine Ausgabenverminderung erzielt werden. Denn jede Wie⸗ 
derbeſetzung bedeutet eine Belaſtung der öffentlichen Hand, 
die i. Verb. m. dem an den ausgeſchiedenen Lehrer zu zah⸗ 
lenden Ruhegehalt höher iſt als die vor der Herabſetzung der 
Altersgrenze beſtehende. Erſpart wird ein Viertel des Gehalts 
des bisherigen Amtsinhabers. Dieſem Viertel ſteht gegenüber 
das ſeinem Amtsnachfolger zukommende Gehalt, das ſtets er⸗ 
heblich höher iſt als das erſparte Viertel. (Das wird näher aus⸗ 
geführt.) Bei den einzelnen, die Altersgrenze erreichenden 
Volksſchullehrern beträgt die Erſparnis 1250 3M jährlich, der 
ein Anfangsgehalt ſeines Nachfolgers von 2800 RM gegen⸗ 
überſteht. 

Die hiernach bei der Wiederbeſetzung der durch die Alters⸗ 
grenze erledigten Stellen notwendig werdenden Mehraufwen⸗ 
dungen werden auch nicht etwa dadurch ausgeglichen, daß 
Unterſtützungen wegfallen, die den bisher beſchäftigungsloſen 
und nunmehr zur Anſtellung gelangenden Junglehrern aus 
Wohlfahrts⸗ oder ſonſtigen öffentlichen Mitteln haben gezahlt 
werden müſſen. 

Richtig iſt allerdings, daß man die Herabſetzung der 
Altersgrenze und ihre geldlichen Wirkungen nicht für ſich 
allein betrachten darf. Sie bildet ein Glied in der Kette von 
Maßnahmen, mit denen eine einfachere und damit billigere 
Geſtaltung des öffentlichen Schulweſens überhaupt herbei⸗ 
geführt werden ſoll. Dieſe Neuordnung der Schule, die das 
BG. mit Recht als bedeutſam für die Beurteilung der Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze bezeichnet hat, bezweckt eine Ver⸗ 
ringerung des Unterrichtsbedarfs. Die Herabſetzung der Wo⸗ 
chenſtundenzahl für die Schüler, die Heraufſetzung der Pflicht⸗ 
ſtundenzahl für die Lehrer, die ſtärkere Belegung der ein⸗ 
zelnen Schulklaſſen und ähnliche Maßnahmen dienen alle 
dieſem Ziel. Bei Verminderung des Unterrichtsbedarfs ge⸗ 
nügt aber eine geringere Lehrerzahl. Die freiwerdenden Stellen 
brauchen nicht ſämtlich wieder beſetzt zu werden. Die damit 
verbundene Ausgabenminderung wird, je mehr Stellen ſich 
erledigen, um ſo ſchneller erreicht. Inſofern iſt gerade auch 
die Herabſetzung der Altersgrenze von Bedeutung. Sie er⸗ 
möglicht eine baldige Einſparung von Stellen, die ſonſt erſt 
ſpäter wegfallen könnten, und das um ſo mehr, als nach der 
preuß. (1.) Spar VO. v. 12. Sept. 1931, Teil 2 Kap. VIII 
(Beamteneigenſchaft, Verſetzung in ein anderes Amt) 83 
Abſ. 1 ſämtliche Leiter (innen) und Lehrer (innen) an öffent⸗ 
lichen Schulen im Intereſſe des Dienſtes verſetzt werden 
können. So iſt es möglich, den Inhaber einer einzuſparenden 
Stelle zu verſetzen an eine Stelle, die ſich erledigt, weil der 
Inhaber die Altersgrenze erreicht hat. 

Dieſe Eingliederung der Herabſetzung der Altersgrenze 
in einen größeren Zuſammenhang führt indeſſen nur zu dem 
Ergebnis: ſie wirkt ſparend, ſoweit die dadurch, wenn auch 
erſt mittelbar, freiwerdenden Stellen nicht wieder beſetzt wer⸗ 
den. So muß man auch hier zurückgreifen auf die bereits 
angeſtellten, ins Rechneriſche übergehenden Erwägungen. Jede 
Erſparnis durch die Herabſetzung der Altersgrenze iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn mehr als ein Viertel der durch ſie un⸗ 
mittelbar oder mittelbar erledigten Stellen wieder beſetzt 
werden. Aber auch die Erſparnis, die ſich ergibt, wenn man 
mehr als drei Viertel der Stellen eingehen läßt, wird durch 
die mit jeder Wiederbeſetzung verbundenen Mehrausgaben 
fo ſehr geſchmälert, daß eine wirkliche Ausgabenminderung 
nur dann erreicht werden könnte, wenn ein ganz geringer 
Bruchteil der Stellen neu vergeben würde. Das iſt aber er⸗ 
erſichtlich trotz aller im Schulbetrieb vorgenommenen Ein- 
ſchränkungen nicht möglich und geſchieht nicht. 

Die Herabſetzung der Altersgrenze für Schulleiter und 
Lehrer an öffentlichen Schulen iſt ſonach nicht geeignet, die 
Perſonalausgaben des Landes Preußen oder der preuß. Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbände) und öffentlichen Körperſchaften 
zu vermindern. Sie trägt zum Ausgleich der öffentlichen 
Haushalte nicht bei und kann das auch nicht bei der nur 
beſchränkten Möglichkeit, die dadurch freiwerdenden Stellen 
einzuziehen. So findet fie in den RPräſRot VO. v. 24. Aug. 
und 6. Okt. 1931 keine genügende verfaſſungsrechtliche 
Grundlage. 

(U. v. 27. Juni 1933; III 14/33. — Berlin.) [Sch.] 
<= NG. 140, 404.) 
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5. Verw Zw VO. v. 15. Nov. 1899 und 12. April 
1924, insbeſ. §S 6 Abſ. 4; Art. 17 Ausf An w. dazu 
v. 28. Nov. 1899; PrGVollz O. v. 23. April 1914 und 
Geſch Anw. v. 24. März 1914; Oſtpreuß. Landſch O. 
v. 7. Dez. 1891; 8 839 BGB.; Art. 131 R Verf. Stel⸗ 
lung der preuß. GVollz. hinſichtlich der Beauf⸗ 
tragung durch die landſchaftlichen Kreditanſtal⸗ 
ten; Haftung des Staates für die hierbei vom 
GVollz. begangenen Amtspflichtverletzungen. f) 

(U. v. 17. Juni 1932; 425/31 III. — LG. Elbing.) 
= NG. 137, 38.) [Sch.] 

Abgedr. IW. 1932, 31839. 


6. SI RHaftpflG. Der Unternehmer einer 
über eine dem Verkehr dienende Straße geführ- 
ten Bahn muß ſich auch ſolche Umſtände als die 
Betriebsgefahr erhöhend anrechnen laſſen, die 
damit zuſammenhängen, daß die Straße auch 
zu anderen Zwecken benutzt wird, ſofern nur 
dadurch die Möglichkeit von ſchädigenden Ein⸗ 
wirkungen des Bahnbetriebes ſelbſt auf die 
Straßenbenutzer vergrößert wird. 


Das BG. hat rechtsirrig abgelehnt, in dem Um⸗ 
ſtande, daß die Straße, durch die der Straßenbahnzug ge⸗ 
fahren iſt, durch Bauarbeiten beengt war, und daß es des⸗ 
halb dort ſchwieriger war als ſonſt, bei der Benutzung der 
Straße den Zügen aus dem Wege zu gehen, eine der Bekl. 
zur Laſt fallende Erhöhung der Gefahr des Bahnbetriebes zu 
erblicken. Seiner Anſicht, als gefahrerhöhend könnten nur 


Zu 5. Nicht das Ergebnis, aber die zur Begr. gemachten 
Ausführungen geben zu Bedenken Anlaß. Der Standpunkt des 
RG., daß der Gerichtsvollzieher, wenn er im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren im Auftrage einer Vollſtreckungsbehörde tätig wird, die 
Stellung eines ſelbſtändigen „amtlichen Vollſtreckungsorgans“ ein⸗ 
nehme, widerſpricht der Übung der Praxis, wie fie in dem im 
Urt. angezogenen Erlaß des preuß. Fin Min. und im § 2 Abſ. 2 
Nr. 2 der Beitreibungsordnung für die Reichsfinanzverwaltung 
zum Ausdruck kommt. Danach bat der Gerichtsvollzieher im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren die abhängige, der Vollſtreckungsbehörde 
nach öffentlichem Recht untergeordnete Rechtsſtellung eines „Voll⸗ 
ziehungsbeamten“, wie fie in den einſchlägigen VO. genau um⸗ 
ſchrieben iſt. Die Praxis braucht Klarheit darüber, wie im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren die Verantwortlichkeiten der Vollſtrek⸗ 
kungsbehörde und des Gerichtsvollziehers gegeneinander abgegrenzt 
ſind; ihren 1 iſt mit dem unſicheren Ausſpruch des 
RG., daß der Gerichtsvollzieher trotz feiner Selbſtändigkeit an die 
Anweiſungen der Vollſtreckungsbehörde „in gewiſſer Weiſe ge⸗ 
bunden ſein mag“, nicht genügt. — Der Wortlaut der maß⸗ 
gebenden Beſt. läßt der Auslegung freien Raum. Wenn es an 
der im Urt. angezogenen Stelle heißt: „Die Ausführung der 
Zwangsvollſtreckung ... findet durch die Gerichtsvollzieher 
ſtatt“, ſo muß man das leſen: „.. findet vermittels der Ge⸗ 
richts vollzieher ſtatt“, nämlich vermittels ihrer als Voll⸗ 
ziehungsbeamter. Daß die Vollſtreckungsbehörde dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher nur ſehr bedingte Anweiſungen über die Zeit der Ausfüh⸗ 
rung ſeiner Aufträge geben kann, iſt nichts Beſonderes. Jeder 
Vollziehungsbeamte, der im Hauptamt bei einer anderen Behörde 
tätig iſt, ſteht der Vollſtreckungsbehörde mit ſeiner Zeit nicht un⸗ 
beſchränkt zur Verfügung, iſt aber darum doch ein echter Voll⸗ 
ziehungsbeamter. — Die Entſch. des RG. hätte richtiger mit fol⸗ 
gender Erwägung begründet werden können: Es iſt in der ſtaat⸗ 
lichen Organiſation begründet, daß der Staat für diejenigen nicht⸗ 
ſtaatlichen Behörden, denen er das Recht und die Pflicht zu 
Zwangsvollſtreckungen im Verwaltungswege zugewieſen hat und 
bei denen die Anſtellung eines eigenen Vollziehungsbeamten un⸗ 
wirtſchaftlich wäre, Vollziehungsbeamte bereit hält. Der Gerichts⸗ 
vollzieher nimmt alſo die Geſchäfte als Vollziehungsbeamter, z. B. 
einer Kreditanſtalt, mit Rückſicht auf ſeine ſtaatliche Anſtellung 
wahr, ohne daß er auch für die Kreditanſtalt „angeſtellt“ iſt. Mit⸗ 
hin liegt ein Handeln „im Dienſte“ des Staates vor, ſo daß der 
Staat für ihn haftet. Dieſe Rechtsauffaſſung führt dazu, daß man 
auch die Haftung des Staats für die Gerichts kaſſen vollzieher, 
wenn ſie für fremde Vollſtreckungsbehörden tätig werden, anerken⸗ 
nen kann, ein Ergebnis, das nach der Konſtruktion des RG. 
kaum erzielt werden könnte; aber eine verſchiedene Entſch. für Ge⸗ 
richtsvollzieher und Gerichtskaſſenvollzieher wäre doch kaum ver⸗ 
tretbar. (Eingehend hat der Unterzeichnete zu dem Urt. in der 
Preuß. Kommunalkaſſenztg. 1933, 129 Stellung genommen.) 

MinR. Dr. Riewald, Berlin. 
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ſolche Umſtände in Betracht kommen, die mit dem Straßen⸗ 
bahnbetriebe und der eigentümlichen Art ſeiner Durchfüh⸗ 
rung zuſammenhingen, der Wiederherſtellung oder Erneue⸗ 
rung einer Betriebseinrichtung oder eines Betriebsmittels 
dienten oder ſonſt irgendwie in den Rahmen des Straßen⸗ 
bahnbetriebes fielen, kann nicht zugeſtimmt werden. Vielmehr 
muß insbeſ. der Unternehmer einer nicht über bahneigenes, 
abgeſchloſſenes Gelände, ſondern über eine dem Verkehr die⸗ 
nende Straße geführten Bahn ſich auch alle ſolchen Umſtände 
anrechnen laſſen, die damit zuſammenhängen, daß die Straße 
auch zu anderen Zwecken benutzt wird, ſofern nur dadurch die 
Möglichkeit von ſchädigenden Einwirkungen des Bahnbetriebes 
ſelbſt auf die Straßenbenutzer vergrößert wird. Wie im vorl. 
Falle die Gefahrerhöhung durch den Zuſtand der Straße 
infolge der Bauten darauf und ihre Mitwirkung bei dem 
Unfalle einzuſchätzen ift, hängt weſentlich von dem Maße und 
der Art ab, wie die Bewegungsfreiheit des Verunglückten auf 
der Straße durch die Bauten eingeſchränkt und die Möglich⸗ 
keit, ſich vor einem Zuſammenſtoße mit der Straßenbahn zu 
ſchützen, für ihn dadurch beeinträchtigt waren, worüber bisher 
hinreichend genaue Feſtſtellungen fehlen. Je nach deren In⸗ 
halt kann übrigens auch eine Nachprüfung der Urt. über 
das Verhalten des Zugführers der Straßenbahn einerſeits, 
des Verunglückten andererſeits veranlaßt ſein. 


(U. v. 22. Okt. 1932; 257/32 IX. — Hamburg.) [9.] 


7. Art. 88 R Verf.; 58 1, 3 Unl WG. Kein un⸗ 
lauterer Wettbewerb eines Monopolbetriebes 
auf dem ihm durch das Monopol vorbehaltenen 
Gebiet. f) 

Die Kl. verlegt das ſeit 1896 jährlich neu erſcheinende 
Berliner Adreßbuch. Dieſes Adreßbuch enthält auch ein 
Branchenverzeichnis. Die Zweitbekl., deren Geſchäftsanteile 
ſich ſämtlich im Beſitz der Erſtbekl. befinden, und die Dritt⸗ 
bekl., eine GmbH., geben gemeinſam auf Grund des Vertr. 
v. 21. März 1927 das BTB. (Branchen⸗Telephon⸗Buch) her⸗ 
aus, das ein nach dem Alphabet aufgeſtelltes Verzeichnis der 
gewerblichen Fernſprechteilnehmer — nach Branchen geord⸗ 
net ſomie der Fernſprechteilnehmer der freien Berufe und 
in gewiſſem Umfange die Anſchriften wichtiger Beh. enthält. 
Nach dem genannten Vertr. „erfolgt die Werbung der Ein⸗ 
tragungen und Anzeigen, die Herſtellung und der Verkauf 
des BTB.“ durch die Drittbekl., während die Zweitbekl. „die 
Unterlagen für die Veränderungen der Fernſprechnummern 
gegen Erſtattung der Unkoſten der Drittbekl. zur Verfügung 
zu ſtellen hat“. Die Zweitbekl. erhält im erſten Vertrags⸗ 
jahre 20000 RA, im zweiten 10% der Brutto einnahmen 
aus Eintragungen, Anzeigen, Buchverkauf und aus etwaigen 


Zu 7. Das Problem der Geſtaltung des Wettbewerbs zwiſchen 
öffentlicher Hand und Privatwirtſchaft rückt auch juriſtiſch immer 
mehr in den Vordergrund. Für ein Teilgebiet, für die Konkurrenz⸗ 
lage zwiſchen öffentlichen Verſicherungsanſtalten und privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen liegt dabei ſchon eine Reihe höchſtrichter⸗ 
licher Entſch. (RG. 116, 28 ff. = JW. 1927, 1102 ff.; RG. 132, 
296 ff. = JW. 1931, 1915; RG. v. 26. April 1932 = JW. 1932, 
2529) und eine im ganzen geſicherte Rſpr. vor. Daneben aber gibt 
es weite Strecken, die juriſtiſch Neuland ſind, und auf denen man 
nur gelegentlich einer Entſch. begegnet. Und doch läßt die aus Kreiſen 
der privaten Wirtſchaft immer wieder erhobene Warnung vor den 
Gefahren und den Übergriffen bei der gewerblichen Betätigung der 
öffentlichen Hand die Fülle der Streitfragen ahnen, die über kurz 
oder lang vor den Richter gebracht werden können (f. Bernſtein, 
Wettbewerbsverſtöße der öffentlichen Hand: JW. 1927, 1071 f.). Und 
jo kommt einer Entſch. wie der vorl., die den Verſuch der Sichtung 
und Unterſcheidung macht, beſondere Bedeutung zu. 

Die Herausgabe des Branchentelephonbuches, ſo argumentiert das 
RG., iſt ein eigenes Unternehmen der Reichspoſt. Sie hat ihrem 
Monopol im Fernſprechweſen gemäß das Recht, die Herausgabe ſo 
zu geſtalten, daß ein Wettbewerb für private Unternehmungen praktiſch 
nicht mehr in Frage kommt. Es hat daher keinen Sinn, von der 
Reichspoſt zu verlangen, daß ſie gegenüber Unternehmern, die bisher 
private Branchenverzeichniſſe herausgegeben haben, Vorſchr. des Wett⸗ 
bewerbsrechts einhalte, und es kann insbeſ. nicht gefordert werden, 
daß ſie auf den Vorſprung gegenüber privaten Unternehmern, der 
ihr durch den Beſitz des amtlichen Materials uſw. geſichert iſt, 
verzichtet. 

Die Begründung klingt ſehr überzeugend. In der Tat knüpft 
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ſonſtigen ſich aus dem BTB. ergebenden Erlöſen, im dritten 
Jahre 15%, im vierten Jahre 200%, im fünften Jahre 250% 
dieſer Bruttoeinnahmen der Drittbekl. Der Vertrag iſt auf 
fünf Jahre abgeſchloſſen, er verlängert ſich aber ſtets um 
ein weiteres Jahr, wenn er nicht ſpäteſtens innerhalb eines 
Vierteljahrs nach Erſcheinen eines BTB. durch eine der 
Parteien gekündigt wird. In den erſten Jahren wurde das 
BTB. im allgemeinen gegen einen Preis von 6 AM, für 
Inſerenten für 3 RM und an die Beſteller großer Inſerate 
koſtenlos abgegeben. Im Gegenſatz hierzu wurde die Aus⸗ 
gabe des BTB. für 1931 zuſammen mit dem amtlichen 
Fernſprechbuch koſtenlos an alle Berliner Fernſprechteilnehmer 
ausgegeben, es erſchien in einer Auflage von 250000 Stück. 
Das gleiche ſollte mit der Auflage für 1932, die in derſelben 
Stärke erſcheinen ſollte, geſchehen. Auf dem Umſchlagdeckel 
und dem Titelblatt iſt entſprechend dem § 1 des Vertr. der 
amtliche Reichsadler abgedruckt auf Grund der Ermächtigung 
der Erſtbekl. Weiter befindet ſich der amtliche Reichsadler 
auf allen Beſtellſcheinen, Werbeſchriften, Poſtkarten und Brief⸗ 
bogen der Drittbekl. bei dem Hinweis auf das von ihr (zu⸗ 
ſammen mit der Zweitbekl.) herausgegebene Branchenfern⸗ 
ſprechbuch. Dieſes iſt nach Ausſtattung, Format, Spaltenzahl 
und Spaltenbreite dem amtlichen Fernſprechbuch angenähert. 

Die Kl. erblickt in dieſer Betätigung der Erſtbekl. zwecks 
Förderung des Wettbewerbs der Drittbekl. einen ſchweren 
Mißbrauch ihrer behördlichen Autorität und Machtfülle, wo⸗ 
durch fie gegen 8 1 Unl WG. verftoße. 

LG. hat ſtattgegeben, BG. und RG. abgewieſen. 

Der Rechtsweg iſt auch für die Klage gegen die Erſtbekl., 
die Deutſche Reichspoſt, gegeben. Die Anſprüche gegen ſie 
ſind auf Unterlaſſung und Schadenserſatz gerichtet. Sie ſtützen 
ſich auf Verletzung des § 1 UnlWG. wegen angeblichen Miß⸗ 
brauchs behördlicher Machtbefugniſſe durch die Reichspoſt bei 
ihrer privatwirtſchaftlichen Betätigung zwecks einſeitiger För⸗ 
derung eines einzelnen Privatunternehmers (hier der Dritt⸗ 
bekl. BTB.⸗ Gmbh.) auf Koſten der übrigen Gewerbetreiben⸗ 
den auf gleichem oder verwandtem Gebiet. Die Kl. iſt eine 
von dieſen. Ihre Sachbefugnis gründet ſich daher auf 8 13 
Abſ. 1 UnlWGG. Nach der Begr. der Klage hat das beanſtan⸗ 
dete Verhalten der Erſtbekl. mit der Ausübung eines Ho⸗ 
heitsrechts nichts zu tun. Auswüchſe der Betätigung der 
öffentlichen Hand im Wirtſchaftsleben, vor allem durch Ein⸗ 
ſetzung der öffentlichen Machtmittel zur Förderung des eigenen 
fon fremden Wettbewerbs würden gegen § 1 UnlWG. ver⸗ 
ſtoßen. 

„ „Ein folder Verſtoß liegt hier nicht vor. Es handelt ſich 
überhaupt nicht um eine wettbewerbs mäßige Betätigung der 
— 


fe an Geſichtspunkte an, die ſich aus dem Problem der wirtſchaft⸗ 
„oen Betätigung der öffentlichen Hand ohne weiteres ergeben. Man 
praucht nur an den Standpunkt der Spitzenverbände der Wirtſchaft 
du denken, „daß es zwiſchen Unternehmungen der öffentlichen und 
ſolchen der privaten Hand wohl eine ſachentſprechende Arbeitsteilung 
aber nicht einen gefunden Wettbewerb geben könne“ (vgl. Bern⸗ 
ein a. a. O.) — und man wird auf den erſten Blick geneigt ſein, 
NE RG. zuzugeben, daß im Rahmen dieſer Arbeitsteilung gerade 
55 Fernſprechweſen der öffentlichen Hand zugewieſen iſt, ſo daß 
ie ſchwierigen Fragen der Wettbewerbsgeſtaltung hier ausſcheiden 
umſſer. Das Problem des Wettbewerbs zwiſchen öffentlicher Hand 
a privater Wirtſchaft, jo wird man Hinzufügen, taucht erſt auf, 
Gr die Arbeitsgebiete übereinſtimmen. Hier gilt dann einerſeits der 
kundſag, daß die öffentliche Hand denſelben Wettbewerbsbeſchrän⸗ 
fungen unterliegt, denen ihre private Konkurrenz unterworfen iſt. 
beds hier gelten ferner beſondere Beſchränkungen, die ſich aus der 
en Fugen Stellung der öffentlichen Hand ergeben: Sie darf nicht 
tät behördlichen Apparat zur Reklame für ihre wirtſchaftliche Be⸗ 
Mis oder gar zum Eindringen in die Verhältniſſe ihrer privaten 


lie ben werber mißbrauchen (wie in den Entſch. gegenüber den öffent⸗ 
a ne tficherungsanftalten betont wurde). Und es mag fraglich fein, 


inne. uwieweik es ihr erlaubt iſt, mit öffentlichen Mitteln den 
Kuala Mitbewerber zu unterbieten (ſiehe dazu meine „Sinn⸗ 
menhänge im modernen Wettbewerbsrecht“ S. 19) uſw. 
zugru a Diejem größeren Zuſammenhange geſehen, find die der Entſch. 
in liegenden Gedanken ſicherlich zutreffend. Aber bei näherer 
a9 des Sachverhalts ergeben ſich doch gewiſſe Schwierigkeiten. 
glaube ie eine Komplikation it vom NG. geſehen und, wie ich 


zutreffend gelöſt worden. Die Reichspoſt gibt das B 5 
kel nd gelöſt worden. Die Reichspoſt g ranchen 
auf Gru mich ſelbſt heraus. Vielmehr erfolgt die Herausgabe 


nes Vertrags zwiſchen der von der Reichspoſt durch den 


Reichspoſt. Der Grundgedanke der Klage, daß letztere durch 
Überlaſſung des amtlichen Materials an die Drittbekl. (BTB.⸗ 
Gmbh.) zur Herſtellung und Herausgabe eines BTB. durch 
dieſe ein fremdes Unternehmen fördern, iſt ſchon verfehlt. 
In Wirklichkeit fördert die Reichspoſt gar kein fremdes 
Unternehmen, ſondern nur ihr eigenes. Das iſt ihr Recht. 
Denn nach Art. 88 RVerf. iſt das Fernſprechweſen ausſchließ⸗ 
lich Sache des Reichs. Behufs Ausnutzung dieſes Monopols 
im Intereſſe der Allgemeinheit iſt ſie zur Verwertung des 
ihr auf Grund dieſes ausſchließlichen Rechts auf dem Ge⸗ 
biete des Fernſprechweſens ſtändig zufließenden Materials 
berechtigt und verpflichtet. Kraft ihres Monopols ſteht ihr 
das Recht zu, darüber zu entſcheiden, in welcher Weiſe das 
im Intereſſe der Allgemeinheit am günſtigſten zu geſchehen 
hat. Ihr Monopol ſchließt jeden Anſpruch privater Unter⸗ 
nehmer ſolcher Werke auf Aushändigung des amtlichen Ma⸗ 
terials an ſie ohne weiteres aus. Wenn ſie es für das Ge⸗ 
ſamtwohl für wünſchenswert hält, nicht nur das allgemeine 
Telephonbuch, ſondern auch die Branchenfernſprechbücher 
allein auf Grund des in ihrem eigenen Betriebe erwachſenen 
amtlichen Materials bearbeiten zu laſſen, ſo will ſie, daß 
ein Wettbewerb mit dieſen Büchern überhaupt 
nicht mehr ſtattfindet. Denn Werke von Privatunter⸗ 
nehmern müſſen, im Vergleich zu dem nach amtlichen Unter⸗ 
lagen bearbeiteten BTB., falls fie auf Grund eigenen 
Materials geſchaffen wären, an der Ungenauigkeit ihres In⸗ 
halts und an den Koſten ihrer Herſtellung, falls ſie ſich aber 
auf dem mit dem amtlichen Material der Reichs poſt 
geſchaffenen BTB. aufbauten, an dem zu ſpäten Zeitpunkt 
ihres Erſcheinens, nämlich lange nach dem BT B., ſcheitern. 
In ihren auf Ausſchließung des Wettbewerbs privater Unter⸗ 
nehmer gerichteten Beſtreben wird die Reichspoſt auch durch 
die Erwägungen geleitet, die in 8 14 Abſ. 1 AusfBeſt. zur 
Fernſprechordnung ihren Niederſchlag gefunden haben: „Die 
Herausgabe von Telephonverzeichniſſen durch Private, denen 
die amtlichen Unterlagen nicht zur Verfügung ſtehen, hat 
nach den früher ... gemachten Erfahrungen infolge der Un⸗ 
zulänglichkeit ſolcher Bücher zu ſchweren Nachteilen für die 
Benutzer und den Fernſprechbetrieb geführt.“ Daher hat die 
Reichspoſt, auch um dieſer Verwirrung im Verkehr zu be⸗ 
gegnen, nunmehr auch die Herausgabe der nach Branchen 
geordneten Telephonbücher ſelbſt in die Hand genommen 
— im vorl. Rechtsſtreit kommt es nur auf das Berliner 
BTB. an —. Daß ſie ſich dabei der Hilfe der BTB.⸗Gmbh. 
bedient und die Art und Weiſe, wie ſie dies tut — Einſchal⸗ 
tung der von ihr beherrſchten Poſtreklame GmbH. (Zweit⸗ 
betl.), die die BTB.-GmbH. durch den zwiſchen ihr und 


Beſitz ſämtlicher Geſchäftsanteile beherrſchten „Deutſchen Reichspoſt⸗ 
Reklame GmbH.” und der Firma „B. T. B. Branchen⸗Telephon⸗Buch 
GmbH.“, die einen beſtimmten Anteil von ihren Bruttoeinnahmen an 
die Deutſche Reichspoſt⸗Reklame GmbH. abzuführen hat. Es erhebt 
ſich die Frage, ob die Reichspoſt die Herausgabe trotzdem noch als 
eigenes Unternehmen betrachten und privaten Unternehmern gegen⸗ 
über auf Grund ihres Monopols eine Sonderſtellung in Anſpruch 
nehmen kann. Das RG. hat dies auf Grund der teils effekten⸗ 
Rapitaftftifchen Beherrſchung, teils vertraglichen Beziehung beiaht. In 
ähnlicher Weiſe wie im Steuerrecht (Organtheorie!), wie im Aktien- 
recht (vgl. die Behandlung der abhängigen Geſellſchaft in der Aktien- 
rechtsnovelle von 1931), wie in Teilen des bürgerlichen Rechts (ogl. 
etwa das Problem der wirtſchaftlichen Identität bei der Finanzierung 
von Abzahlungsgeſchäften) wird alſo auch für das Wettbewerbsrecht 
unter Umſtänden eine Einheit zwiſchen verſchiedenen Rechtsſubjekten 
auf Grund ihrer wirtſchaftlichen Verbundenheit angenommen (wobei 
freilich zu beachten iſt, daß die Frage, inwieweit eine wirtſchaftliche 
Verbundenheit rechtlich erheblich iſt, für jedes Rechtsgebiet geſondert 
beantwortet werden muß). Dem wird zuzuſtimmen ſein: denn man 
darf der Reichspoſt die Möglichbeit nicht verwehren, für einen gewiſſen 
Teil ihrer Angelegenheit private Organiſationsform und private 
Initiative in Dienſt zu nehmen. . 
Aber daneben gibt es noch eine andere Schwierigkeit. Sie liegt 
in der Frage, wie weit das Monopol der Reichspoſt reicht, und ob es 
wirklich gerechtfertigt iſt, aus dieſem Monopol auch Schlüſſe auf 
die Herausgabe von Branchentelephonbüchern zu ziehen. Das NG. 
leitet das Monopol der Reichspoſt aus Art. 88 RVerf. ab. Allein 
mit dem Verfaſſungsſatz, daß das Poſt⸗ und Telegraphenweſen ſamt 
dem Fernſprechweſen ausſchließlich Sache des Reichs ſei, fol zunachſt 
nur die Kompetenz des Reichs gegenüber den Ländern feſtgelegt wer⸗ 
den (vgl. Anſchütz, Komm. z. Verf. Art. 88 Nr. 3). Gegenüber 
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dieſer abgeſchloſſenen Vertr. v. 21. März 1927 binden 
mußte —, iſt unerheblich. Im vorl. Prozeß hat die Reichs⸗ 
poſt dieſes Vorgehen dadurch zu erklären geſucht, daß ſie 
auf die Intereſſen der als unabhängiges Unternehmen ſchon 
eine Zeitlang vorhandenen BT B.⸗GmbH. Rückſicht genommen 
habe. Auch wenn man in dieſer Beziehung Zweifel hegen 
und den wahren Grund in den Vorzügen erblicken würde, die 
die privatrechtliche Organiſation vor dem Behördenapparat 
bietet, bleibt das Ergebnis dasſelbe. Hätte doch auch die 
kapitaliſtiſche Beteiligung der Erſtbekl. an einer AktG. oder 
an einer GmbH. (Form der gemiſchtwirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung) zur Herſtellung und zum Vertriebe des Branchen⸗ 
fernſprechbuchs benutzt werden können. Die Überlaſſung des 
amtlichen Materials an die Drittbekl., wie ſie hier auf Grund 
des Vertr. ſeitens der Reichspoſt durch die wirtſchaftlich mit 
ihr identiſche Zweitbekl. (Reichs⸗Poſtreklame⸗GmbH.) ge 
ſchehen iſt und geſchieht, entſpricht auch der Pflicht der Reichs⸗ 
poſt, das ihr zuſtehende ausſchließliche Recht am Fernſprech⸗ 
weſen in einer für die Allgemeinheit vorteilhaften Weiſe aus⸗ 
zunutzen. Das iſt der Fall. Denn einmal ſteht ihr ſeit dem 
Beginn des fünften Vertragsjahres als unmittelbares Ent⸗ 
gelt für die Überlaſſung der nicht unbedeutende Anſpruch auf 
Zahlung von 25% des Brutto gewinns aus der Heraus⸗ 
gabe des BTB., d. h. aus den der Drittbekl. für dieſes er⸗ 
teilten umfangreichen Inſerataufträgen nach dem Vertr., zu. 
Außerdem aber hat ſie durch letzteren mittelbar inſofern er⸗ 
heblichen Vorteil, als ſie durch die Einrichtung des BTB. un⸗ 
zweifelhaft auch ihren Fernſprechbetrieb durch Gewinnung 
weiterer gewerblicher Teilnehmer für einen Anſchluß an ihr 
Fernſprechnetz fördert, da von einem ſolchen Anſchluß ja die 
Aufnahme in das BTB. abhängt. 

Soll aber, wie oben ausgeführt, ein Wettbewerb mit den 
Branchenfernſprechbüchern, die die Reichspoſt allein auf Grund 
des in ihrem eigenen Betriebe erwachſenen amtlichen Ma⸗ 
terials hat bearbeiten laſſen, überhaupt nicht mehr ſtatt⸗ 
finden, ſo iſt die natürliche Folge, daß die bisherigen privaten 
Branchenverzeichniſſe vom Markte verſchwinden und daß auch 
die Branchenabteilung der Adreßbücher der Kl. in Fortfall 
kommt. Dieſe Folge iſt beabſichtigt und darf nach Lage der 
Geſetzgebung von der Reichspoſt herbeigeführt werden. Hier 
die Einhaltung von Wettbewerbs vorſchriften zu ver⸗ 
langen, hätte keinen Sinn. 

Aus den vorſtehenden Darlegungen ergibt ſich, daß ein 
grundlegender Unterſchied zwiſchen dem vorl. Falle und dem 
vom erk. Sen. in RG. 116, 291) behandelten beſteht. Dieſer 
Unterſchied hängt nicht ſowohl mit dem Umſtande zuſammen, 
daß die öffentliche Hand zur Förderung ihres wirtſchaft⸗ 
lichen Unternehmens dort Beamte eingreifen ließ, als viel⸗ 
mehr mit der verſchiedenen Natur der in Rede ſtehenden 
Tätigkeiten. Während die dort in Frage kommende Feuer⸗ 


Dritten beſtimmt ſich der Umfang des Poſtregals nach den ein⸗ 
zelnen Reichsgeſetzen, von denen hier das Geſetz über Fernmelde⸗ 
anlagen v. 14. Jan. 1928 maßgebend iſt. Im Art. 88 Verf. 
wird man Dritten gegenüber höchſtens den Grundſatz des 
Poſtregals anerkannt finden dürfen, der in den Einzelgeſetzen 
näher ausgeſtaltet iſt. Nach dem Geſetz über Fernmeldeaulagen 
nun erſtreckt ſich das Poſtregal auf die Errichtung und den Betrieb 
von Fernmeldeanlagen einſchl. Fernſprechanlagen. Daß zu dieſem 
Regal unmittelbar auch das Recht der Herausgabe von Telephon⸗ 
büchern gehört, wird wohl weder die Meinung des RG. noch die der 
Reichspoſt ſein. Sonſt wäre ja ſchon die bisherige, niemals be⸗ 
anſtandete Herausgabe von Branchentelephonbüchern durch die Kl. 
geſetzwidrig geweſen. Offenbar will das NO. nur ſagen, daß die 
Reichspoſt die Möglichkeit haben muß, durch Benutzung ihres Vor⸗ 
ſprungs auf Grund des Beſitzes amtlichen Materials uſw. die Heraus⸗ 
gabe von Telephonbüchern an ſich zu ziehen, ohne daß ſich private 
Unternehmer wettbewerbsrechtlich deshalb beklagen könnten. Wir 
Können den Gedanken des RG. alſo dahin formulieren: die Sphäre, 
die wettbewerbsrechtlich der Reichspoſt als eigenes Arbeitsgebiet zu⸗ 
gewieſen wird, iſt weiter als der Umfang ihres Regals. Sie umfaßt 
auch gewiſſe Hilfsbetätigungen. Sobald man aber die Entſch. unter 
dieſem Geſichtspunkt betrachtet, ſieht man auch, welche Schwierigkeiten 
in der Abgrenzung ſich ergeben müſſen. Man nehme nur das von 
Bernſtein: JW. 1927, 1071 zitierte Urt. des OS. Dresden 
v. 11. Nov. 1926 zum Vergleich. Danach ſoll es wider die guten 
Sitten verſtoßen, „wenn ein ſtädtiſches Elektrizitätswerk fein Strom⸗ 


1) JW. 1927, 1102. 


verſicherung auch von Privatunternehmern betrieben werden 
kann, iſt das Fernſprechweſen ausſchließlich Sache des Reichs 
gem. Art. 88 RVerf. Gründet der Staat eine Landesfeuer⸗ 
verſicherungsanſtalt, ſo tritt er mit zahlreichen Geſellſchaften 
in Wettbewerb. Da iſt es nur recht und billig und daher 
ſeine Pflicht, daß er die Regeln des lauteren Wettbewerbs 
beobachtet und den Vorſprung, den er durch ſeine Macht⸗ 
mittel ohnehin ſchon hat, nicht zu einem unter privaten Wett⸗ 
bewerbern als unanſtändig geltenden Kundenfang mißbraucht. 
Wenn dagegen die Reichspoſt im Intereſſe der Allgemeinheit 
für erwünſcht hält, neben dem allgemeinen Telephonbuch auch 
Branchenfernſprechbücher auf Grund ihres amtlichen Ma⸗ 
terials durch ein Privatunternehmen herſtellen zu laſſen, ſo 
ſoll ein Wettbewerb mit dieſen Büchern, wie oben hervor⸗ 
gehoben, überhaupt nicht mehr ſtattfinden. 

Hiernach ſcheidet die Berückſichtigung wettbewerbsrecht⸗ 
licher Geſichtspunkte im vorl. Fall aus. Die Erſtbekl. bedient 
ſich der Zweit⸗ und Drittbekl., von denen die erſtere mit ihr 
wirtſchaftlich identiſch iſt, nur als Hilfe für die Herſtellung 
des Werkes. Deshalb iſt die Sachlage rechtlich nicht anders 
zu beurteilen, als wenn die Reichspoſt das Werk — ſo, wie 
ſie es bei den amtlichen Fernſprechverzeichniſſen tut — unter 
ihrer amtlichen Bezeichnung ſelbſt herausgeben würde. Daß 
ſie hierzu berechtigt wäre, ergibt ſich nach den obigen Dar⸗ 
legungen aus Art. 88 RVerf. und § 14 Abſ. 1 AusfBeit. 
zur FernſprO. Danach würde eine Verurteilung nach den 
Klageanträgen für die Kl. übrigens praktiſch ohne jede Be⸗ 
deutung ſein. Wie die Reichspoſt ſchon angekündigt hat, 
würde ſie dann einfach nach außen hin als Herausgeberin und 
Verlegerin des Branchenfernſprechbuchs auftreten und ſich 
der Angeſtellten der Zweit⸗ und Drittbekl. nur im inneren 
Geſchäftsbetriebe bedienen. 

Demgegenüber hat die Kl. geltend gemacht, daß die 
Reichspoſt, wenn ſie auch an ſich zur Herausgabe und zum 
Vertriebe eines amtlichen Branchenfernſprechbuches berech⸗ 
tigt ſein ſollte, deshalb doch nicht befugt ſei zur Herausgabe 
und zum Vertrieb eines ſolchen in der Aufmachung des vorl. 
von 1931 mit ſeinen Reklamen in verſchiedener Größe des 
Druckes und des Raumes, einer großen Zahl von Gewerbe⸗ 
treibenden je nach dem Umfange ihrer Inſerataufträge. Die 
Kl. behauptet, derartige Reklamen ſeien der Reichspoſt durch 
Vorſchr. des inneren Dienſtes verboten. Dieſer Angriff der 
Rev. konnte keinen Erfolg haben. Zunächſt handelt es ſich 
um ein neues tatſächliches Vorbringen in der RevInſt., das 
nach dem Geſetz keine Berückſichtigung finden konnte. Im 
übrigen entſpricht die Behauptung aber auch nicht den Tat⸗ 
ſachen, wie ein Blick in den Abſchnitt „Branchen⸗Fernſprech⸗ 
buch für den Oberpoſtdirektionsbezirk Leipzig“ des Fern⸗ 
ſprechteilnehmerverzeichniſſes dieſes Bezirks ergibt. Das erſtere 
und das „Amtliche Fernſprechbuch“ ſind hier in einem 


lieferungsmonopol zur Schädigung privater Inſtallateure benutzt, 
indem es nur ſolche Anlagen in Betrieb nimmt, die von ihm ſelbſt 
hergeſtellt ſind, oder ſolchen Anſchlußſuchenden, die ihm die In⸗ 
ſtallation übertragen, beſondere Vorteile einräumt“. Man wird in 
ſolchen Fällen ſehr ſorgfältig zwiſchen den Intereſſen der privaten 
Unternehmer an der Aufrechterhaltung ihres Betätigungsgebiets und 
den Intereſſen des Unternehmens der öffentlichen Hand, die Hilfs⸗ 
geſchäfte ausſchließlich in eigene Regie zu übernehmen, abwägen 
müſſen. Ich glaube nun in der Tat, daß bei ſolcher Abwägung das 
Intereſſe der Reichspoſt, maßgebenden Einfluß auf die Geſtaltung der 
Fernſprechbücher zu haben, dem der privaten Unternehmer gegenüber 
ſich als das Höherwertige erweiſt. Aber juriſtiſch weſentlich ſcheint 
mir die Herausarbeitung des Satzes zu ſein, daß das Monopol nicht 
ohne weiteres das Unternehmen der öffentlichen Hand wettbewerbs⸗ 
rechtlich berechtigt, Hilfsgeſchäfte ohne Rückſicht auf die private Kon⸗ 
Rurrenz vorzunehmen, ſondern nur, inſoweit ein überwiegendes In⸗ 
tereſſe des öffentlichen Unternehmens hinzukommt. 

Im ganzen iſt die Klärung, die die Entſch. für gewiſſe Fragen 
des Wettbewerbs zwiſchen öffentlicher Hand und der Privatwirtſchaft 
bringt, zu begrüßen. Und zu beachten tft insbeſ. auch der zu Beginn 
der Entſch. ſtehende Satz: „Auswüchſe der Betätigung der öffentlichen 
Hand im Wirtſchaftsleben, vor allem durch Einſetzung der öffentlichen 
Machtmittel zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs 
würden gegen § 1 UnlWG. verſtoßen.“ Damit werden die Tore 
für die Beurteilung der Wettbewerbsverſtöße der öffentlichen Hand 
durch die ordentlichen Gerichte weit geöffnet. 

Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 
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Einband miteinander vereinigt; das erſtere iſt von der Zweit⸗ 
bekl., das zweite iſt von der Erſtbekl. herausgegeben. So⸗ 
wohl das „Amtliche Fernſprechbuch“ wie auch das „Branchen⸗ 
Fernſprechbuch“ enthalten reichliche Reklamen, und zwar das 
erſtere vor Beginn und auf den meiſten Seiten oberhalb und 
unterhalb der jeweiligen Namensverzeichniſſe, das letztere 
aber im Text bei einer großen Zahl von gewerblichen Unter⸗ 
nehmen. Für die Veranſtaltung von Reklame in ihren Dienſt⸗ 
räumen, Anlagen, auf ihren Fahrzeugen, Druckſchriften und 
ſonſtigen Einrichtungen hat die Reichspoſt ja gerade die 
Zweitbekl. (Reichs⸗Poſtreklame GmbH.) geſchaffen, die für 
ſie die geſamten Reklameangelegenheiten beſorgt, deren ſämt⸗ 
liche Geſchäftsanteile ſie beſitzt, und die daher nur das Werk⸗ 
zeug iſt, mittels deſſen ſie auf dem Gebiete ihres Reklame⸗ 
weſens handelt, die aber andererſeits eine prroatrechtliche 
Geſellſchaft des Handelsrechts iſt. 

(U. v. 21. Juni 1932; 471/31 IL — Berlin.) 
= RG. 137, 57.0 


8. 8276 BGB. Die geſetzliche Vertretung 
einer öffentlichen Körperſchaft kann gleich- 
zeitig einer allgemeinen und einer beſonderen 
Zuſtändigkeit zufallen. Es iſt zu unterſcheiden 
zwiſchen Nebenabreden zu einem inhaltlich ein⸗ 
deutigen Vertrag und dem Verhandlungsinhalt, 
der der Auslegung des beurkundeten Vertrages 
dienen kann. Es ſtellt eine poſitive Vertrags⸗ 
verletzung i. S. vom 8 276 BGB. dar, wenn der 

ermieter eine Vertragsbeſtimmung, die zur 

ntervermietung ſeine Zuſtimmung erfordert, 
planmäßig ſo benutzt, daß zugunſten eigener 
bertragswidriger Belange der vertraglich zu⸗ 
geſtandene Vertragsgenuß des Gegners ver- 
eitelt wird. f) 

Die bekl. Stadt Berlin hat nach Stillegung eines Gas⸗ 
werks auf einem ihr gehörigen Grundſtück mit der AktG. „D.“ 
einen Vertrag hinſichtlich dieſes Geländes geſchloſſen. Danach 
überläßt, und zwar „verpachtet“ die Stadt der D. für die 
Zeit v. 1. Jan. 1923 bis zum 31. Dez. 1952 das — aus⸗ 
gedehnte — Gelände der Fabrik mit gewiſſen Ausnahmen. Die 
Verpachtung geſchieht mit der Maßgabe, daß die Fabrik⸗ 
anlagen und das Hofgelände nur zu induſtriellen Zwecken 
verwendet werden dürfen. „Zur Errichtung von Betrieben, 
die eine erhebliche Beläſtigung der anwohnenden Bevölkerung 
mit ſich bringen, bedarf die D. der Genehmigung der Stadt. 
Betriebe, die geeignet find, beſtehenden Berliner ſtädtiſchen 
Unternehmungen Konkurrenz zu machen, oder die Intereſſen 
der Stadt zu ſchädigen, darf die D. auf dem Gelände nicht 
—̃̃ — 


Zu 8. I. Die Frage, ob in der ſtreitigen Angelegenheit zur 
ertretung der Stadt Berlin nicht deren Oberbürgermſtr., ſondern 
allein das Bez. berufen ift, hat das RG. nicht weiter unterſucht, 
R. es ſich inſoweit um eine Frage einer Auslegung irreviſibler 
echtsnormen handelt. Dennoch iſt die Vertretungsmacht für die 
„sad Berlin gerade für den Anwalt von großer Wichtigkeit, und 
de Frage überhaupt von allgemeinem Intereſſe. 
Er Gem. 87 Nov. v. 30. März 1931 (PrGS. 39) ift der Ober- 
29 bgermſt r. Gemeindevorſtand in den Fällen der 88 15, 16, 17, 
8 des 824 Abſ. 2 zu IV, und 8 25 der Nov. Nach 8 15 führt der 
erbitrgermſtr. die Verwaltung. Der Oberbürgermftr. ift daher 


[Ku.] 


Wah derwaltungs⸗ und Exekutivorgan. Er hat die Befugnis zur 
nicht nehmung der in § 56 Städte O. genannten Geſchäfte, ſoweit 


n. An drücklich etwas anderes beſtimmt iſt. Ihm ſteht daher 
el 56 das Recht zu, die Stadtgemeinde nach außen zu ver⸗ 
hein, Togl. Hardenberg ⸗Schattſchneider⸗Mos⸗ 
En Te Gemeinde⸗Verfaſſungsrecht der Stadt Berlin, 1931, 


ine Die dem Oberbür ine der wichtigſten Funkti 
germſtr. als eine der wichtigſten Funktionen 
5 Verwaltungstätigkeit zuſtehende Vertretungsmacht nach 


t ſchließt jedoch nicht aus, daß auch die Bezͤ. zur Ver⸗ 
81 80 der Stadt Berlin befugt find. Vorliegend find nämlich nach 
en 126. 5. 15. Dez, 1920, 10. Febr. 1921 und 2. März 1921 die 
die Stadelugt, innerhalb des ihnen übertragenen Geſchäftsbereichs 
5 an gemeinde nach außen zu verpflichten (§S 1 Orts. betr. die 
retun en der Verwaltungsdeputationen und der Bez. zur Ver⸗ 
feitz 5 — Stadt Berlin nach außen (BODrauchitſch⸗Hell⸗ 
in den 220, 19, Aufl., S. 848). Daraus ergibt ſich, daß das Bezel. 
bürgermſtem übertragenen Angelegenheiten neben dem Ober⸗ 
germſtr. zur Vertretung der Stadt Berlin berufen und deshalb 


unterhalten.“ 8 10 beſtimmt: „Die Weiterverpachtung des 
Grundſtücks oder von Grundſtücksteilen iſt der D. ohne 
ſchriftliche Genehmigung der Stadt unterſagt. Aus der Ver⸗ 
ſagung erwächſt der D. kein Anſpruch auf vorzeitige Kündi⸗ 
gung des Vertrages. Tritt ein Dritter mit Genehmigung der 
Stadt in den Pachtvertrag ein, ſo bleibt die D. für alle ver⸗ 
traglichen Verpflichtungen für die Dauer des Vertrages 
verhaftet...“ Nach dieſem Abſchluß, noch am ſelben Tage, 
wurde durch einen weiteren Vertrag mit beiden Vertrags⸗ 
ſchließenden jenes Abkommen von der klagenden AktG. an 
Stelle der D. „zur Durchführung übernommen“. 

In den erſten Jahren danach, bis zum Okt. 1927, hat 
die Kl. über Teile des Geländes mit verſchiedenen indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen Pacht⸗ und Mietverträge abge⸗ 
ſchloſſen. In jedem Fall hat ſie die Genehmigung des Ver⸗ 
trags bei der Bekl. nachgeſucht und — bis zum Okt. 1927 — 
jeweils erhalten. Seit dem Sommer 1927 haben Verhand⸗ 
lungen zwiſchen den Parteien geſchwebt, des Ziels, den Über⸗ 
laſſungsvertrag gegen Abfindung der Kl. aufzulöſen. Dieſe 
Verhandlungen führten zu keinem Erfolg. Seit dem Okt. 1927 
hat die Bekl. dann die bei ihr ſeitens der Kl. verſchiedentlich 
nachgeſuchte Genehmigung zum Abſchluß weiter geplanter 
Unterüberlaſſungsverträge ſtändig verſagt. Die Kl. hat dem⸗ 
gegenüber die Auffaſſungen vertreten, die Unterüberlaſſung 
durch bloßen Miet⸗ (nicht Pacht-) Vertrag bedürfe der Geneh⸗ 
migung nach dem Inhalt des § 10 des Vertrages nicht, ſo⸗ 
weit aber eine ſolche notwendig ſei, habe die Bekl. ihr Ge⸗ 
nehmigungsrecht verwirkt, ſchließlich verletze die Bekl. durch 
ihr Verhalten die übernommenen Vertragspflichten. 

Sie hat beantragt: 

1. feſtzuſtellen, daß ſie berechtigt ſei, ohne Zuſtimmung 
der Bekl. Teile der Gaswerkanlagen unterzuvermieten und 
unterzuverpachten mit Ausnahme der Fälle, daß die Unter⸗ 
mieter und Unterpächter Anlagen errichten wollen, die eine 
erhebliche Beläſtigung der anwohnenden Bevölkerung mit ſich 
bringen oder die geeignet ſind, beſtehenden Berliner ſtädtiſchen 
Unternehmungen Konkurrenz zu machen oder die Intereſſen 
der Stadt zu ſchädigen; 

2. feſtzuſtellen, daß die Bekl. verpflichtet ſei, der Kl. 
den geſamten ſeit Okt. 1927 entſtandenen oder künftig ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen, welcher der Kl. durch die un⸗ 
berechtigte Verweigerung der Zuſtimmung zur Untervermie⸗ 
tung der Unterverpachtung entſtanden ſind; 

3. die Bekl. zu verurteilen, an fie 6000 AM zu zahlen. 

LG. und OLG. wieſen ab, RG. hob zu den Anträgen 
zu 2 und 3 auf und verwies zurück. 

Das BU. iſt zu dem Ergebnis gekommen, in der zu be⸗ 
urteilenden Angelegenheit komme neben einer möglicherweiſe 


en kraft Geſetzes als Vertreterin der Stadt Berlin anzu⸗ 
ehen iſt. 

II. 1. Dem RG. iſt darin beizutreten, daß der Feſtſtellungs⸗ 
antrag zu 1 unbegründet iſt. Dies kann nur dann angenommen 
werden, wenn die Untervermietung oder Unterverpachkung nicht 
mehr genehmigungspflichtig iſt. Die Gleichſtellung der „Weiter⸗ 

'verpachtung“ zur „Unterverpachtung“, der „Unter⸗ 
verpachtung“, im Gegenſatz zur „Untervermietung“ 
begegnet nach der ſtändigen Rſpr. des RG. keinen Bedenken. Der 
Wortlaut der Vertragsvereinbarung tritt hinter dem zurück, was 
die Parteien durch den Vertrag bezweckten. 

Von einer Verwirkung des Genehmigungsrechts könnte nur 
geſprochen werden, wenn die Bekl. längere Zeit hindurch auf die 
Ausübung ihres Genehmigungsrechts oder durch ſchlüſſiges Ver⸗ 
halten verzichtet hätte. 

2. Dem Rh. iſt weiterhin beizuſtimmen, wenn es ausführt, 
daß für die Anträge zu 2. und 3. die maßgebliche Frage dahin zu 
ſtellen war, ob der Vermieter oder Verpächter zum Schadenserſatz 
verpflichtet iſt, wenn er ſein Recht, die Untervermietung oder Ver⸗ 
pachtung zu genehmigen, grundſätzlich ablehnend ausübt, um einen 
Druck zwecks Auflöſung des Vertrages auszuüben. 

Ziel des Vertrages war die Untervermietung oder Unterver⸗ 
pachtung. Dieſes Vertragsziel iſt nicht zum Inhalt des Wee 
lichen Vertrages gemacht worden. Bei einem ſchriftlich abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrag beſteht die Vermutung dafür, daß alle Vertrags⸗ 
abreden in der Urk. zuſamengefaßt worden ſind. Vereinbarungen, 
die nicht im Vertrag mitaufgenommen worden ſind, können ſich 
nun als Nebenabreden, oder als ſolche Tatſachen darſtellen, die 
der Auslegung des Vertrages ſelbſt dienen. Während die erſteren 
formbedürftig ſind, ſobald die Schriftform für den Vertrag vom 
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beſtehenden Vertretungsbefugnis des Bezirksamts Kreuzberg 
ſicherlich auch dem Oberbürgermeiſter die Vertretungsmacht 
nach § 7 d. Gef. v. 30. März 1931 zu. 

Da es ſich um nicht reviſibles Recht handelt, iſt für 
die nach S 56 ZPO. anzuſtellende Prüfung von der in dem 
BU. gegebenen Rechtsfeſtſtellung auszugehen. Daß etwa der 
Rechtsbegriff der geſetzlichen Vertretung einer öffentlichen 
Körperſchaft in dem BU. verkannt wäre, iſt nicht erſichtlich. 
Insbeſ. iſt es rechtsgrundſätzlich nicht auszuſchließen, daß 
die geſetzliche Vertretung einer öffentlichen Körperſchaft gleich⸗ 
zeitig einer allgemeinen und einer beſonderen Zuſtändigkeit 
zufallen kann (RG. 64, 400/402). 

Die von dem Bert. in den Mittelpunkt geſtellte Frage, 
ob es ſich um einen Pacht⸗ oder Mietvertrag handele, führt 
nicht zum Ziel. 

Geht man von der vorangeſtellten Vertragsdeutung des 
BerR. aus, ſo iſt die Genehmigungspflichtigkeit der Unter⸗ 
überlaſſung in § 10 des Vertrages ebenſo unbeſchränkt aus⸗ 
geſprochen, wie ſie nach § 549 Abſ. 1 Satz 1 BGB. für den 
Mietvertrag und nach § 581 Abſ. 2, § 596 Abſ. 1 BGB. nicht 
weniger für den Pachtvertrag geſetzlich gilt. Der zwiſchen der 
geſetzlichen Ordnung des Miet⸗ und Pachtrechts zu dieſem 
Belang beſtehende Unterſchied, die Streichung des Kündigungs⸗ 
rechts aus 8549 Abſ. 2 in 8 596 Abſ. 1 BGB., iſt nach 8 10 
des Vertrags zur gewillkürten Regel dieſes Rechtsverhält⸗ 
niſſes, ſei es Miete, ſei es Pacht, geworden. 

Die maßgebliche Frage war allein ſo zu ſtellen, ob es 
bei einer ſolchen Vertragsregelung den Vermieter (Verpächter) 
zu Schadenserſatz verpflichten kann, wenn er ſein Recht über 
die Genehmigung zu befinden, grundſätzlich ablehnend ausübt, 
und zwar mit dem Ziel, einen Druck zwecks Auflöſung des 
Vertrages durch Minderung des Vertragswerts für den Mie⸗ 
ter auszuüben. Die Kl. hat inſoweit geltend gemacht, die 
Geländenutzung durch Unterüberlaſſen an Dritte ſei Vertrags⸗ 
gegenſtand geweſen. Demgegenüber hat der BerR. betont, daß 
nach Ausweis des §8 Nutzung durch die Pächterin D. ſelbſt 
ins Auge gefaßt war, daß der Vertragswille alſo nicht ledig⸗ 
lich auf dieſe Nutzungsweiſe gerichtet war. Nur ſoviel läßt 
der BerR. angeſichts einer Mitteilung der Bekl. an die 
Reichsbahn gelten, daß die Kl. unter den übrigen Beſt. des 
Vertrags, alſo insbeſ. nach Einholen der Genehmigung (lauch) 
das Recht haben ſollte, Teile des Grundſtücks an Dritte 
weiter zu überlaſſen. 

In der BerBegr. hatte die Kl. unter Beweis geſtellt, 
daß bei der Vertragsverhandlung keiner der Beteiligten „einen 
anderen Gedanken hatte oder äußerte“ als den, das Gelände 
durch Einrichtung eines Induſtrieviehhofs und Vermietung an 
eine Reihe induſtrieller Firmen zu verwerten, und zwar nicht 
nur ſeitens der Stadt als Verpächterin, ſondern auch ſeitens 
jedes der beiden Pächter. Der BerR. hat ſich mit dieſer Be⸗ 
hauptung auseinandergeſetzt, und zwar mit der Ausführung, 
die von den Vertragsteilen gehegten Gedanken ſeien für 
die Vertragsauslegung nicht erheblich. Die Rev. rügt mit 
Recht als Verſtoß gegen die 88 286, 139 ZPO., ſinngemäß 


Geſetz oder durch Vertragsvereinbarung vorgeſehen iſt, ſind die 
Tatſachen, die der Vertragsauslegung dienen, auch mündlich wirk⸗ 
fam. Dies folgt daraus, daß für die Auslegung auch eines form⸗ 
bedürftigen Rechtsgeſchäfts die Vorſchr. des § 133 BGB. gilt, alſo 
auch die Umſtände für die Auslegung in Betracht kommen, die 
außerhalb der Urk. ſelbſt liegen (RG. 109, 336). Es muß aber dar⸗ 
auf geachtet werden, daß die für dieſe Auslegung heranzuziehenden, 
außerhald der Urk. liegenden Umſtände eine, wenn auch noch ſo 
unvollkommene Bezugnahme in dem beurkundeten Vertrag finden 
(RGWarn. 1910 Nr. 408). Soll aber der Sinn einer Vertrags⸗ 
deſtimmung durch Auslegung erforſcht werden, jo kann die Ver⸗ 
mutung der Vollſtändigkeit der Urk. naturgemäß nicht Platz 
greifen. Ihr Inhalt iſt ja im Gegenteil erſt durch die Auslegung 
klarzuſtellen. Ergibt ſich dann im Wege der Auslegung, daß die 
Parteien übereinſtimmend einer ſtreitigen Beſt. der Urk. einen be⸗ 
ſtimmten Sinn beigelegt haben, ſo kommt die Vermutung in bezug 
auf Inhalt und Tragweite dieſer Beſt. nicht mehr in Frage 
(Soergel, BGB., 4. Aufl., § 154 Anm. 4; RGRKomm., 7. Aufl., 
8125 Anm. 5; RG. 62, 56; JW. 1906, 226; Planck, 8 125 
Anm. 4 a p). 

Die Vermutung kann nur dann eingreifen, wenn der Ver⸗ 
trag ſelbſt eindeutig und klar iſt und ein Vertragsteil behauptet, 
daß neben dem urkundlich feſtgelegten Vertragsinhalt vor oder 


habe die Behauptung der Kl. dahin verſtanden werden müſſen, 
der behauptete Vertragszweck der Pächter ſei in der Verhand⸗ 
lung auch zum Ausdruck gekommen, zum mindeſten aber habe 
Anlaß beſtanden, den Sinn der Behauptung durch Ausüben 
des Fragerechts zu klären. Wenn der BerR. dieſem Vor⸗ 
bringen gegenüber ferner darauf fußt, daß dem ſchriftlichen 
Vertrag gegenüber die Kl. im einzelnen dartun müſſe, welche 
mündlichen Nebenabreden getroffen ſeien und weshalb ſolche 
nicht in die Vertragsurkunde aufgenommen ſeien, ſo verkennt 
er den Unterſchied zwiſchen Nebenabreden zu einem inhaltlich 
eindeutigen Vertrag und dem Verhandlungsinhalt, der, wie 
hier, der Auslegung des beurkundeten Vertrages dienen ſoll 
(RG. 62, 49; 88, 3721); RGWarn. 1910 Nr. 408). 

Der Ber. hätte alſo damit rechnen müſſen, daß nach 
dem vertraglichen Einverſtändnis der Parteien die Nutzung 
des Geländes durch Untervergeben — bei Vorbehalt der 
Zuſtimmung der Bekl. — im Vordergrund der vertraglichen 
Pächterbelange ſtand. Wäre aber auch nur von dem aus⸗ 
zugehen, was der BerR. unterſtellt, daß die ſpäter vielfach 
geſchehenen und von der Bekl. genehmigten Unterüberlaſſungen 
nur in zweiter Reihe, aber mit dem gedachten Vorbehalt, doch 
ins Auge gefaßt worden ſind, ſo hält doch auch der BerR. 
dafür, daß mit Maßgaben ein entſpr. Recht der Kl. ge⸗ 
ſchaffen worden ift. Hierüber durch eine grundſätzliche Ab⸗ 
lehnung hinwegzugehen, geſteht der BerR. der Bekl. zu, ein⸗ 
mal in Beachtung ihrer — dem Vertrag entgegenſtehenden 
— Eigenintereſſen, ſodann in der Überlegung, daß ja der 
Geſetzgeber den hier in Frage kommenden Belang des Mieters 
nicht anders ſchütze, als durch Gewähren des Kündigungs⸗ 
rechts in 8549 Abſ. 1 Satz 2 BGB., ein Recht, auf das die 
Bekl. vertraglich verzichtet habe. 

Die Stellungnahme des BerR. ſcheint eine Stütze in 
der im Schrifttum überwiegenden Meinung zu finden, daß 
dem unberechtigten Verſagen der Zuſtimmung zum Unter⸗ 
vermieten gegenüber der Mieter grundſätzlich weder berechtigt 
ſei, ſie zu erzwingen, noch Schadenserſatz zu verlangen. Der 
vom KG.: OL GRſpr. 27, 147 zu dem entgegengeſetzten 
Ergebnis herangezogene Geſichtspunkt des 8226 BGB. iſt 
jedenfalls in dem vorl. Fall nach der von dem Bert. feſt⸗ 
geſtellten Intereſſenverfolgung ſeitens der Bekl. nicht an⸗ 
wendbar. Aber die Erwägung des Bert. erſchöpft den Rechts⸗ 
ſtand nicht. Hier führt die Kl. weſentlich mehr ins Feld als 
das Fehlen eines berechtigten Grunds zum Verſagen der 
Zuſtimmung in dem oder jenem Teil. Wie die Erwägungen 
des Geſetzgebers zur Ordnung der Zuſtimmungsfrage ſowohl 
für das Miet⸗ wie für das Pachtrecht zeigen (Prot. II, 
178 ff., 232 ff.), ſollte im weſentlichen dem Umſtande Rech⸗ 
nung getragen werden, daß der Vermieter (Verpächter) wegen 
der Behandlung des Miet⸗ (Pacht⸗) Gegenſtands ein dringend 
ſchutzbedürftiges Intereſſe hinſichtlich der Perſönlichkeit des 
Gebrauchenden (und noch weſentlich mehr des nutzenden 
Pächters) hat. Will die Ordnung des Geſetzes den dieſen 
Belangen entſprechenden Einfluß des Vermieters oder Ver⸗ 
pächters wahren, ſo iſt das wohl damit verträglich, daß bei 


bei Vertragsſchluß beſondere ergänzende oder einſchränkende Beſt. 
vereinbart worden ſeien. Dieſen Unterſchied hat das BG. verkannt. 
Die Kl. behauptet nicht, daß neben den in der Vertragsurkunde 
niedergelegten Beſt. noch er Abmachungen getroffen wor⸗ 
den ſeien. Sie bringt vielmehr vor, nach den Verhandlungen habe 
die Beſt. der Vertragsurkunde nur den Sinn gehabt, daß der frag⸗ 
liche Platz durch Unterüberlaſſen an Dritte genützt werden ſollte. 
Das BG. konnte daher den angetretenen Beweis nicht mit der 
Begr. abtun, daß es ſich um Nebenabreden handele, denen die 
Vermutung der Vollſtändigkeit der Vertragsurkunde entgegenſtehe. 

3. Dieſe Tatſache iſt auch für einen Schadenserſatzanſpruch der 
Kl. erheblich. Allerdings wird im Schrifttum die Anſicht vertreten, 
daß das Geſetz dem Mieter bei der Verweigerung der Genehmigung 
zur Gebrauchsüberlaſſung lediglich das Kündigungsrecht des 8 549 
Abſ. 1 Satz 2 BGB., nicht aber einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Vermieter gewähre. Auf das Kündigungsrecht hat die Kl. hier 
vertraglich verzichtet (Staudinger, 9. Aufl., § 549 Anm. IV 
und die dort angegebenen Nachweiſe). 

Das KG.: OL. 27, 147 will einen Schadenserſatzanſpruch 
dann anerkennen, wenn die Vorausſetzungen des § 226 BGB. ge- 
geben find. Nach Lage des Falles kann die Vorſchr. des § 226 
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voller und ſelbſt rechenſchaftsfreier Einflußnahme des Über⸗ 
laſſenden in jedem Fall geplanter Vergebung zu Gebrauch 
oder Nutzung, doch die Übertragbarkeit ſelbſt zum Gegen⸗ 
ſtand der Vereinbarung gemacht wird. 

In dieſem Sinn iſt aber, wie der BerR. ſelbſt annimmt, 
ein Vertragsrecht der Kl. begründet worden. Wenn ſich bei 
ſolcher Vertragslage, wie die Kl. ſie geltend macht, die ſeit 
Okt. 1927 von der Bekl. geübte Handhabung der Genehmi⸗ 
gungsbefugnis nicht gegen die Perſonen und Arten der Unter⸗ 
vergebung im Einzelfall wendet, wenn ſie vielmehr plan⸗ 
mäßig darauf ausgeht, eine dem Vertrag gemäße Nutzung 
der Kl. ganz zu vereiteln, ſo wird damit ein Verſtoß gegen 
8276 BGB. ſchlüſſig behauptet. Der Umſtand, daß die Bekl. 
angeſichts der von der Kl. ſelbſt eingeleiteten Abfindungs⸗ 
verhandlungen Grund hatte, mit einer baldigen Vertrags⸗ 
beendigung zu rechnen, die ſie durch Genehmigung von lang⸗ 
friſtigen Untermietsverträgen nicht erſchweren wollte, würde 
fie nicht entlaſten. Zwar iſt nicht anzunehmen, daß der Bert. 
in dieſer Erwägung die rechtliche Abhängigkeit des Unter⸗ 
mietrechts von dem Beſtand des Hauptvertrags verkannt 
hätte; gemeint ſind anſcheinend die tatſächlichen Schwierig⸗ 
keiten und die rechtlichen Hemmungen, die der Kl. aus einem 
durch Genehmigung bekräftigten langen Untermietvertrag 
gegen die Vertragsaufhebung erwachſen müßten. Jedenfalls 
aber waren es nach dem Bl., das erſichtlich alles das unter⸗ 
ſtellt, was die Rev. über die von der Bekl. verfolgten Zwecke 
vorträgt, dem Vertrag der Parteien fremde, ja ihm zuwider⸗ 
laufende Ziele der Bekl., um derentwillen ſie der Kl. ihre 
Zuſtimmung auf alle Anſuchen ſeit Okt. 1927 ſtändig vor⸗ 
enthielt. Sicherlich hat jede Partei ein volles Recht, in erſter 
Reihe auf ihre eigenen Belange zu ſehen; aber der plan⸗ 
mäßige Gebrauch einer Vertragsſtellung, in der Weiſe, daß 
zugunſten eigener vertragswidriger Belange der vertraglich 
zugeſtandene Vertragsgenuß des Gegners vereitelt wird, kann 
als zuläſſige Rechtswahrnehmung nicht gelten. Er ſtellt viel⸗ 
mehr eine poſitive Vertragsverletzung i. S. von § 276 BGB. 

ar. Wenn die Revbekl. dieſer Annahme mit dem Vorbehalt 
entgegentritt, ein Verſchulden des Bekl., wie es § 276 BGB. 
erfordert, könne ſchon deshalb nicht angenommen werden, 
weil die Vorinſtanzen jenes Verhalten der Bekl. nicht miß⸗ 
billigt hätten, hier müßten die gleichen Erwägungen Platz 
greifen, wie fie das RG. in der Rſpr. zu 8839 BGB. ent⸗ 
wickelt hat (vgl. RG. 106, 406 2); IW. 1927, 2203; ErlB. 


on 


RGR. § 839 Anm. 4), ſo geht das fehl. Diefe Grundſätze aus 


BOB. hier nicht herangezogen werden. Im übrigen kann es 
dahingeſtellt bleiben, ob die in der Literatur vertretene Anſicht zu⸗ 
treffend iſt. Sie ſteht mit der obigen Entſch. nicht in Widerſpruch. 
. Kl. verlangt keinen Schadenserſatz wegen der Verweigerung 
er Genehmigung in einzelnen Fällen, ſondern wegen der ihrer 
Anſicht nach grundſätzlichen und vertrag, drigen Verweigerung. 
Der Fall liegt hier weſentlich anders als der, den Staud in ger 
d. a. O. offenbar meint. 
enn im Mietvertrage die Gebrauchsüberlaſſung allgemein 
Seſtattet iſt und der Vermieter ihr trotzdem widerſpricht, ſo kann 
Dieter neben der Geltendmachung der Kündigung nach 8 542 
Bs. ſicher Schadenserſatz wegen ſchuldhafter Vertragsverletzung 
lerdern (gl. Staudinger, § 549 Anm. I, 1). Ebenſo iſt aber 
— Rechtslage bei dem nach der Behauptung der Kl. vorl. Sach⸗ 
erhalt. Sie wollte offenbar mit ihrer BerBegr. jagen, bei Ver⸗ 
eh feten ſich die Parteien darüber einig geweſen, daß die 
jebate rüberlaſſung des Platzes an ſich vorgenommen werden konnte, 
doch von der Genehmigung und von den ſonſtigen vereinbarten 
an gungen abhängig ſein ſollte. Verweigert dann aber die Bekl. 
1 die Genehmigung lediglich in der Absicht, die Kl. zur 
ſchulng. des Vertragsverhältniſſes zu beſtimmen, fo gefährdet fie 
eſſe Idhaft den Vertragszweck. Daran kann auch ihr eigenes Inter⸗ 
N 2 der Wiedererlangung des Platzes nichts ändern. Bei einem 
eee ſtehen ſich regelmäßig die Intereſſen beider Vertragsteile 
ei über, Dem RG. iſt nur darin beizuſtimmen, daß die Ver⸗ 
ee des vertraglich zugeſtandenen Vertragsgenuſſes des Geg⸗ 
lässt zugunſten eigener vertragswidriger Belange nicht als zu⸗ 
ge Rechtswahrnehmung gelten könne. 
A She bon der Kl. behaupteten Tatſachen würde vielmehr 
rn iher Fall der poſitiven Vertragsverletzung liegen. Ihr 
ngen iſt mithin ſchlüſſig. Der angetretene Beweis hätte ſo⸗ 


mit erhoben werden müſſen. 
l. Dr. Otto Ril a 
9 IW. 1923, 686. NA. Dr. Otto Rilk, Berlin 


einem Sondergebiet der außervertraglichen Haftung laſſen 
ſich nicht ebenſo in das Gebiet vertraglicher Verantwortung 
übertragen. 

[9-] 


(U. v. 28. Nov. 1932; VIII 350/32. — Berlin.) 
<= NG. 138, 359.) 


9. Art. 131 RBerf.; S$ 276, 278 BGB. Beim 
Verluſt gewöhnlicher Briefe find außerver⸗ 
tragliche und vertragliche Erſatzanſprüche 
gegen die Reichspoſt jedenfalls inſoweit 
ausgeſchloſſen, als nicht vorſätzliche Schadens⸗ 
zu fügung durch verfaſſungsmäßige Vertreter 
der Reichspoſt in Frage ſteht. 

Die Kl. hat ihren Anſpruch auf Erſtattung des Schadens, 
die ſie durch die vorſchriftswidrige Behandlung der Briefe, 
wegen deren dieſe weder an die beſtimmungsmäßigen Emp⸗ 
fänger noch an ſie als die Abſenderin zurückgelangt ſind, 
mittelbar erlitten zu haben behauptet, darauf geſtützt, daß 
jene fortgeſetzten Unregelmäßigkeiten nur deswegen möglich 
geweſen ſeien, weil die Bekl. ungeeignete Perſonen zu Brief⸗ 
trägern beſtellt und dieſe auch ungenügend unterrichtet und 
überwacht habe. Darin erblickt ſie ein Verſchulden der dafür 
in Betracht kommenden übergeordneten Poſtbeamten und ins⸗ 
beſ. auch des Leiters des betreffenden Poſtamtes. 

Das BG. iſt der Anſicht, daß durch das PoſtG. auch jo 
begründete Erſatzforderungen ausgeſchloſſen ſeien. 

Dem kann nur beigepflichtet werden. 

Die Pflicht zu ſorgſamer Auswahl, Unterrichtung und 
Überwachung der mit der Briefbeſtellung betrauten Beamten 
liegt der Poſtverw. den Benutzern ihrer Beförderungseinrich⸗ 
tungen gegenüber nur im Hinblick auf die in den Beförde⸗ 
rungsverträgen mit ihnen übernommenen Leiſtungen ob; die 
Nichtbeobachtung jener Sorgfalt ſtellt daher eine Pflicht⸗ 
widrigkeit ihnen gegenüber immer nur im Rahmen eines 
ſolchen Vertragsverhältniſſes dar, nicht aber bildet ſie eine 
vom Beſtehen ſolcher vertraglicher Beziehungen unabhängige, 
in den Kreis ihrer außerhalb dieſer liegenden Rechte und 
rechtlich geſchützten Belange eingreifende unerlaubte Handlung. 
Das RG. hat aber bereits wiederholt ausgeſprochen, daß nach 
Sinn und Zweck des Poli. aus einem ſolchen Tatbeſtande 
außer den dort vorgeſehenen keinerlei Erſatzanſprüche gegen 
die Poſt erwachſen ſollen, außervertragliche ebenſowenig wie 
vertragliche (vgl. RG. 107, 411); 70, 3142); 67, 182°); 
57, 150). An dieſer Rechtsauffaſſung iſt aus den in den 
angef. Urt. eingehend dargelegten durchſchlagenden Erwä⸗ 
gungen feſtzuhalten. Sie treffen auch auf den hier zu wür⸗ 
digenden Sachverhalt in vollem Umfange zu. Schadenserſatz⸗ 
verpflichtungen der Poſt der hier geltend gemachten Art beim 
Verluſt gewöhnlicher Briefe würden zu einer für die All⸗ 
gemeinheit unerträglichen Verteuerung der Beförderungs⸗ 
gebühr nötigen und ſind deshalb vom Geſetze mit gutem 
Grunde ausgeſchloſſen worden. Lag der Kl. wirklich ſo viel 
daran, daß die Briefe nicht verlorengingen, ſo hätte ſie die⸗ 
ſelben eingeſchrieben oder unter Wertangabe ſchicken oder ſich 
gegen ihren Verluſt ſonſtwie verſichern ſollen. Wählte ſie 
aber die Form des einfachen Briefes ohne ſolche Sicherungen, 
ſo mußte ſie das in dem Haftungsausſchluß begründete Wag⸗ 
nis auf ſich nehmen. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob 
die Urſache des Verluſtes in Amtspflichtverletzungen gewöhn⸗ 
licher Poſtbeamter bei der Beſtellung zu erblicken iſt oder in 
die Briefbeförderung betreffenden Nachläſſigkeiten ſolcher Be⸗ 
amter, die als verfaſſungsmäßige Vertreter der Reichspoſt 
anzuſehen ſind. Ob etwa für vorſätzliche Schadenszu⸗ 
fügung durch verfaſſungsmäßige Vertreter wegen des Rechts⸗ 
grundſatzes des § 276 Abſ. 2 BGB. eine Ausnahme zu 
machen ſein würde, kann dahingeſtellt bleiben, da ſolche hier 
nicht behauptet waren. 

(U. v. 5. Dez. 1932; VIII 430/32. — Königsberg.) [H.] 


10. SS 399, 400, 823, 826 BGB.; 8 850 Abſ. 3 
3 P O.; Art. 57 Abſ. 2 Württ Beamt G. v. 21. Jan. 
1929. Der Beamte, der für den Fall körperlichen 
Schadens ſeinen Anſpruch auf Gehalt während 


der Dienſtbehinderung behält, aber die Koſten 
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ſeiner Vertretung mit der Maßgabe zu erſtatten 
hat, daß er ſich durch Abtretung ſeiner Anſprüche 
gegen den Schädiger von dieſer Erſtattungs⸗ 
pflicht befreit, überträgt ſeine Anſprüche wirk⸗ 
ſam auf den Staat. f) 


Der als Beamter im Dienſte der Kl. ſtehende Schlachthof⸗ 
direktor F. iſt in dem Gaſthofe des Bekl. körperlich zu Schaden 
gekommen und dadurch für längere Zeit dienſtunfähig gewor⸗ 
den. Die Kl. hat den Bekl. auf Erſtattung der Koſten der 
Vertretung in Anſpruch genommen, nachdem F. ihr ſeine 
Forderung aus 88 823, 836 BGB. auf Befreiung von der 
ihm nach Art. 57 Abſ. 2 WürttBeamtG. v. 21. Jan. 1929 
obliegenden Verbindlichkeit zur Tragung dieſer Koſten gemäß 
Abſ. 2 Satz 2 daſ. abgetreten hat. 

Sie hatte in allen drei Inſtanzen Erfolg. 

Daß das Landesrecht innerhalb der durch Art. 129 
NBerf. gezogenen Grenzen den Landesbeamten die Verpflich⸗ 
tung auferlegen kann, in Erkrankungsfällen die Koſten ihrer 
Stellvertretung im Amte zu erſetzen, iſt nicht zu bezweifeln 
und wird auch von der Rev. nicht beſtritten. Dann kann es 
dieſe Verpflichtung aber auch davon abhängen laſſen, ob und 
inwieweit Dritte dem Beamten auf Grund bürgerlich-recht- 
licher Vorſchr. für Wiedererſatz haften, wie das WürttBeamt⸗ 
Gef. es in Art. 57 Abſ. 2 nach der mit der Rev. nicht angreif⸗ 
baren Feſtſtellung des BG. getan hat. Es iſt ein Trugſchluß, 
wenn die Rev. dagegen einwendet, mit einer ſolchen Regelung 
laſſe ſich ein Schadenserſatzanſpruch des Beamten gegen den 
Dritten nicht begründen, weil deſſen Vorausſetzung eine Schä⸗ 
digung des Beamten ſei, eine ſolche aber jedenfalls nur beim 
Beſtehen einer Erſatzpflicht für die Stellvertretungskoſten vor⸗ 
liegen könnte, dieſe jedoch nach jener Vorſchr. ihrerſeits wieder 
vom Beſtehen eines Schadenserſatzanſpruches abhängen ſolle, 
man alſo im Kreiſe herumgeführt werde. Denn der Sinn der 
Regelung, wie ſie vom OLG. als getroffen feſtgeſtellt iſt, iſt 
nicht der, daß die Erſatzpflicht des Beamten vom Beſtehen 
eines unabhängig von ihr aus dem bürgerlichen Rechte folgen⸗ 
den entſprechenden Schadenserſatzanſpruches abhängig ſein 
ſolle; nach ihr hat vielmehr der Beamte inſoweit für die 

tellvertretungskoſten aufzukommen, als ſich beim Beſtehen 
einer ſolchen Verpflichtung des Beamten aus dem 
bürgerlichen Recht für ihn ein Anſpruch gegen den Drit⸗ 
ten auf Wiedererſatz ergibt, oder m. a. W., als das 
bürgerliche Recht an eine vorausgeſetzte Koſtenerſatzpflicht 
einen entſprechenden Schadenserſatzanſpruch als Rechtsfolge 
anknüpft, ſo daß Bedingung der Erſatzverpflichtung des Be⸗ 
amten lediglich das Beſtehen einer Rechtsfolgebezie⸗ 
hung zwiſchen gedachter Erſatzpflicht und gedachtem Rück⸗ 


Zu 10. Das Urt. nimmt zu einem neuen Weg Stellung, 
den das WürttBeamtG. eingeſchlagen hat, um über den engen 
Rahmen des §845 BGB. hinaus den mittelbar Geſchädigten in 
unmittelbare Beziehung zum Schadensſtifter zu bringen. Wird ein 
Beamter durch einen Unfall verletzt, für den ein Dritter verant⸗ 
wortlich zu machen iſt, ſo hat der Staat wegen der Stellvertre⸗ 
tungs⸗ oder Penſionskoſten an ſich kraft bürgerlichen Rechts als 
nur mittelbar Geſchädigter nach allgemein anerkannter Lehre kei⸗ 
nen Erſatzanſpruch gegen den Schädiger (Literaturangaben bei 
Staudinger⸗Engelmann⸗Kober, Vorbem. VI vor 
8 823; ſ. ferner RG. 61, 295; 82, 189). Das RG. hat ſchon früher 
Fälle gebilligt, in denen der Geſetzgeber auf einem Umweg dem 
Staat den Schadenerſatzanſpruch verſchaffte, den er unmittelbar 
nach §§ 844 f. BGB. nicht geltend machen kann (vgl. RG. 73, 
216 JW. 1910, 549). So laſſen z. B. § 12 BeamtUFürf®. v. 
18. Juni 1901 und § 1542 RVO. Anſprüche gegen Dritte kraft 
Geſetzes auf die zahlungspflichtige Stelle übergehen. Württemberg 
ſchlägt in Art. 57 Abſ. 2 BeamtG. i. d. Faſſ. v. 21. Jan. 1929 
einen andern Weg ein; die fragliche Beſt. lautet: 

„Eine Verpflichtung zum Erſatz der Stellvertretungskoſten be⸗ 
ſteht inſoweit, als Dritte dem Beamten auf Grund bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Vorſchr. auf Wiedererſatz haften. Der Beamte hat ſolche 
Erſatzanſprüche gegen Dritte an den Staat abzutreten; mit der Ab⸗ 
tretung hört ſeine eigene Erſatzpflicht auf.“ 

Der erſte Teil des Urt. bejaht mit Recht die Zuläſſigkeit von 
Art. 57 Abſ. 2 S. 1 WürttBeamtG. Württemberg hat ſeinen Be⸗ 
amten nicht in allen Fällen die Erſatzpflicht für die Koſten ihrer 
Stellvertretung auferlegt, ſondern nur dann, wenn die Stellver⸗ 
tretung wegen einer Geſundheitsbeſchädigung, für die ein Dritter 


griffsrecht iſt, nicht aber das vorher feſtzuſtellende wirkliche 
Beſtehen eines ſolchen Rückgriffsrechtes ſelbſt. 

Zur Erfüllung dieſer Bedingung genügt aber, daß das 
Erwachſen der Erſatzpflicht für den Beamten als eine rechtlich 
beachtliche (adäquate) nachteilige Folge ſeiner gänzlichen oder 
teilweiſen Dienftunfähigfeit erſcheint und der Dritte nach bür⸗ 
gerlichem Recht für dieſe Dienſtunfähigkeit und deren ſchädi⸗ 
gende Auswirkungen verantwortlich iſt. Wenn die Rev. hierzu 
vorträgt, die Fortgewährung des Gehaltes an den Beamten 
ſchließe die Möglichkeit aus, ihn als geſchädigt zu betrachten, 
ſo überſieht ſie, daß es für die Frage der Schädigung darauf 
ankommt, ob die Lage des Beamten im ganzen zu ſeinem 
Nachteile verändert iſt, und daß als Schaden auch die Be⸗ 
laſtung mit einer Verbindlichkeit in Betracht kommen kann. 
Erſt recht abwegig iſt es, wenn ſie eine Schädigung des Be⸗ 
amten wegen ſeines Erſatzanſpruchs an den nach bürgerlichem 
Recht verantwortlichen Dritten verneint wiſſen will; denn die⸗ 
ſer Erſatzanſpruch, der die nachteilige Veränderung ſeiner Ge⸗ 
ſamtlage auszugleichen beſtimmt iſt, darf bei der Prüfung die⸗ 
ſer Geſamtlage ſelbſtverſtändlich nicht mitberückſichtigt wer⸗ 
den. Ebenſowenig kann der Einwand durchgreifen, den die 
Rev. daraus herleitet, daß nach Art. 57 WürttBeamt®. die 
Erſatzpflicht des Beamten aufhört, ſobald er ſeinen Anſpruch 
auf Wiedererſatz gegen den Dritten an den Staat (oder die 
Gemeinde) abtritt. Denn der vom BG. bindend feſtgeſtellte 
Sinn dieſer Vorſchr. iſt lediglich der, daß nach ſolcher Ab⸗ 
tretung der Beamte perſönlich nicht mehr in Anſpruch genom⸗ 
men wird, insbeſ. alſo nicht bei Nichtbeitreibbarkeit der ab⸗ 
getretenen Forderung. Dieſe an die Abtretung der Rückgriffs⸗ 
forderung geknüpfte Rechtswohltat iſt für den Beſtand und den 
Umfang der abgetretenen Forderung ſelbſt ohne jede Bedeu⸗ 
tung. Was der Geſchädigte durch eine ſolche Überlaſſung ſei⸗ 
nes Schadenserſatzanſpruches an einen anderen erlangt, muß 
bei der Feſtſtellung, ob und inwieweit er geſchädigt iſt, ebenſo 
außer Verückſichtigung bleiben, wie das Beſtehen des Scha⸗ 
denserſatzanſpruchs ſelbſt. Endlich iſt der Rev. zwar zuzu⸗ 
geben, daß keineswegs immer dann, wenn ſich jemand für 
den Fall ſeiner Erkrankung einem anderen zu einer Leiſtung 
verpflichtet hat, die Belaſtung mit dieſer Leiſtungspflicht als 
rechtlich beachtliche Folge der wirklich eingetretenen Erkran⸗ 
kung anzuſehen iſt, auf deren Ausgleich er den in Anſpruch 
nehmen könnte, der ihm gegenüber für dieſe Erkrankung ver⸗ 
antwortlich iſt. Wohl aber trifft das dann zu, wenn er dem 
anderen zu Dienſten verpflichtet iſt, die er wegen der Erkran⸗ 
kung nicht leiſten kann, und er ihn für einen ſolchen Ausfall 
zu entſchädigen übernommen hat, und es muß erſt recht gel⸗ 
ten, wenn der andere ihm trotz ſeiner Dienſtunfähigkeit das 
für die Dienſtleiſtung ausbedungene höhere Entgelt weiter⸗ 


erſatzpflichtig iſt, notwendig wurde. Es iſt nicht zu verkennen, daß 
dieſe Regelung ſich zum Nachteil des Dritten auswirkt, da der 
Schaden, den der Beamte durch die Verletzung erleidet, ſich um 
die Koſten ſeiner Stellvertretung vergrößert. An dieſer Erhohung 
des Schadens ändert der Umſtand nichts, daß der Beamte durch die 
Abtretung feiner bürgerlich⸗rechtlichen, auf Erſatz dieſer Stell⸗ 
vertretungskoſten gerichteten Anſprüche an den Staat von weiteren 
Leiſtungen an den Fiskus befreit wird; der Staat erklärt ſich ſo⸗ 
zuſagen durch Art. 57 Abſ. 2 S. 2 nur dazu bereit, die Abtretung 
dieſer Anſprüche als Leiſtung an Erfüllungs Statt anzunehmen. 
Auch die weitere Frage, ob der Anſpruch des Beamten gegen 
den Schädiger auf Befreiung von der Verbindlichkeit, dem Staat 
(in unſerem Fall der Stadtverwaltung) die Stellvertretungskoſten 
zu erſetzen, an letzteren abgetreten werden kann, wird in dem Urt. 
mit Recht bejaht. Die Entſch. ſtimmt mit dem Großteil der Theorie 
(a. A. nur Reichel: 23. 1911 Sp. 406 und Helbig: 82. 1913 
Sp. 34 ff.) und der bisherigen Praxis (fo auch RG. 121, 305 = 
JW. 1928, 2849) überein, wonach trotz § 399 der Anſpruch auf 
Befreiung von einer Schuld an den zu befriedigenden Glaubiger 
abgetreten werden kann. Weiterhin ſchließen die §88 400 BGB und 
850 Abſ. 3 ZPO. die Abtretung des Befreiungsanſpruchs nicht 
aus; denn der Anſpruch des Beamten iſt, wie das NG. richtig aus⸗ 
führt, nicht auf Zahlung einer Rente gerichtet, ſondern auf Be⸗ 
freiung von einer Verbindlichkeit. Die von der Praxis angenom⸗ 
mene Umwandlung des abgetretenen Anſpruchs beim Erwerber in 
einen Anſpruch auf Erſatz der Stellvertretungskoſten iſt nur eine 
Folge der Abtretung, ohne daß dieſe ſelbſt dadurch in Frage ge⸗ 


zogen werden könnte. 
5 Prof. Dr. G. Eißer, Tübingen. 
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gewährt, durch die getroffene Regelung alſo im ganzen die 
von dem Dritten zu tragenden Schadensfolgen herabgemindert 


werden. So iſt aber der hier vorl. Sachverhalt. Das BG. iſt 


demnach mit Recht davon ausgegangen, daß für F. ein An⸗ 
ſpruch gegen den Bekl. auf Erſatz des Schadens entſtanden iſt, 
der ihm aus ſeiner Pflicht zur Erſtattung der Stellvertretungs⸗ 
koſten erwachſen iſt und noch erwachſen wird. 

Das O. ftellt ſchließlich als unſtreitig feſt, daß F. ſeine 
Anſprüche gegen den Bekl. wegen der Vertretungskoſten gemäß 
einer ihm nach Art. 57 WürttBeamt®. obliegenden Verpflich⸗ 
tung an die Kl. abgetreten hat. Es iſt der Anſicht, daß der 
Rechtswirkſamkeit dieſer Übertragung kein rechtliches Hinder⸗ 
nis im Wege geſtanden habe, insbe). auch nicht die Vorſchr. 
des 8400 BGB. und des 8 850 Abſ. 3 ZPO. und gelangt 
deshalb dazu, die Klage in vollem Umfange als begründet 
zu erklären. 

Auch dieſe Ausführungen ſind rechtlich unbedenklich. Die 
Vorſchr. des 8 400 BGB. und des § 850 Abſ. 3 ZPO. ſtehen 
der Abtretbarkeit des Anſpruches gegen den Bekl. in der Tat 
nicht im Wege. Denn dieſer Anſpruch hat nicht die Zahlung 
einer Geldrente wegen Beeinträchtigung der Erwerbsfähig⸗ 
keit zum Gegenſtande, ſondern die Befreiung des Gläu⸗ 
bigers von feiner Verbindlichkeit gegenüber der Kl. 
zur Erſtattung von Stellvertretungskoſten, einer Verbindlich⸗ 
keit, die ihm zum teilweiſen Ausgleich dafür auferlegt iſt, 
daß ihm ſein Gehalt von der Kl. unverkürzt weitergezahlt 
wird. Auf einen ſolchen Anſpruch kann aber jene Vorſchr. un⸗ 
mittelbar überhaupt nicht angewandt werden, und auch eine 
entſprechende Anwendung kann bei ihm nicht in Frage kom⸗ 
men, weil die für jene Vorſchr. maßgebenden Gründe, nämlich 
die Beſtimmung der geſchuldeten Leiſtung für die Deckung des 
Unterhaltes des Gläubigers, hier nicht vorliegen. Eine auf 
Befreiung von einer Verbindlichkeit gerichtete Forderung kann 
zwar nach ihrem Inhalte im allgemeinen nicht abgetreten wer⸗ 
den (8 399 BGB.). Eine Ausnahme davon gilt aber für die 
Abtretung an den Gläubiger jener Verbindlichkeit ſelbſt, und 
in deſſen Hand verwandelt ſich die Forderung dann in eine 
ſolche auf die dieſem geſchuldete Leiſtung (vgl. RG. 80, 183 
und 81, 2521); R SHRKomm. § 399 Anm. 2), hier alſo auf die 
Erſtattung der Stellvertretungskoſten, wie ſie von der Kl. mit 
der Klage verlangt wird. 

(U. v. 22. Mai 1933; VIII 70/33. — Stuttgart.) [9.] 
(= NG. 140, 374.) 


II. Verfahren. 


11. 8 581 3 P O.; 87 StGB. Auch die im Aus⸗ 
lande erfolgte Verurteilung eines Deutſchen 
oder Ausländers wegen Verletzung der Eides⸗ 
pflicht erſchüttert die Beweiskraft eines im Pro⸗ 
deß geleiſteten Eides; ſeine daſelbſt erfolgte 
Öteifprehung ſchließt die Anfechtung aus. 

Die Kl. hat im Wechſelprozeß Verurteilung des Bekl. 
erlangt, nachdem am 19. Febr. 1929 der Inhaber der Klag⸗ 
firma H., franzöſiſcher Staatsangehöriger, wohnhaft in Straß⸗ 
burg, vor dem AG. Kehl einen ihm durch Beweisbeſchl. auf⸗ 
erlegten Eid dahin geleiftet hatte. 

& Es iſt die Frage zu beantworten, ob die Beweiskraft des 

ides unerſchütterlich iſt oder der Beweis des Gegenteils 
zuzulaſſen wäre. Das letztere iſt mit Recht verneint. Die 
doſitive Geſetzesvorſchr. erfordert in $ 581 ZPO. für die 
"greifbarfeit wie des Urt., jo des Ergebniſſes des Schwurs 
mögt obige Verurteilung des Eidespflichtigen oder die Un⸗ 
wo ichkeit der Einleitung oder Durchführung eines Straf⸗ 
8 n aus anderen Gründen als wegen Mangels an 
1 Das Geſetz unterſcheidet hierbei nicht zwiſchen in⸗ 
on als ländiſchem Strafurteil und Strafverfahren (Stein⸗ 
Veh 8 5811) und kann dies nicht wohl tun, weil Pro⸗ 

e im Deutſchen Reiche auch dem im Ausland 

8 9 Ausländer verliehen iſt und Eidesabnahme im 
na 9 Rz Rechtshilfe auch im Auslande erfolgen kann, fo daß 

arkeit 15 deutſchen Straf⸗ und Strafprozeßgeſetzen Verfolg⸗ 

lich 15 er Eidesverletzung im Inland nicht gegeben iſt. Frei⸗ 

könnte man dann von einem Fall der zweiten Art, daß 
) JW. 1913, 497. 


re 


die Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens aus 
anderen Gründen als Mangel an Beweis nicht erfolgen kann, 
ſprechen, aber immer nur unter der Vorausſetzung, daß das 
Geſetz nur ein inländiſches Verfahren im Auge hat, was 
nicht zum Ausdruck gekommen iſt. Nach Sinn und Zweck der 
Vorſchr. iſt unbedenklich anzunehmen, daß, wie die in⸗ 
ländiſche, ſo auch die ausländiſche rechtskräftige Verurteilung 
den Weg zum Gegenbeweis eröffnet. Hat auch ein aus⸗ 
ländiſches Strafurteil im Gebiete des Deutſchen Reiches im 
allgemeinen keine Rechtswirkung (RGSt. 59, 9), fo wird doch 
auch durch die ausländiſche Verurteilung die formelle Be⸗ 
weiskraft des Parteieides dermaßen erſchüttert, daß es nicht 
mehr Rechtens ſein kann, an ihr feſtzuhalten. Daß die in⸗ 
ländiſche Freiſprechung, nach welcher der Grundſatz des ne 
bis in idem zufolge des Verbrauchs der Strafklage gilt, den 
Weg verſchließt, folgt daraus, daß hier das Verfahren un⸗ 
gehindert durchgeführt iſt und ein neues — abgeſehen von 
den beſonderen Fällen der Wiederaufnahme — nicht mehr 
in Betracht kommt. Das gleiche muß aber auch für das 
ausländiſche freiſprechende Urt. gelten, dem auch ſonſt nicht 
jede rechtliche Bedeutung abgeht. Im 8 5 Ziff. 1 RStGB. 
wird beſtimmt, daß die Strafverfolgung eines Deutſchen, der 
im Ausland eine nach den deutſchen Geſetzen als Verbrechen 
oder Vergehen zu beurteilende und auch am Tatort mit 
Strafe bedrohte Handlung begangen hat, ausgeſchloſſen bleibt, 
wenn von den ausländiſchen Gerichten über die Handlung 
rechtskräftig erkannt und entweder Freiſprechung erfolgt oder 
die Strafe vollzogen iſt. Hier wird alſo der Freiſprechung 
des Deutſchen die Folge der Ausſchließung eines neuen in⸗ 
ländiſchen Strafverfahrens zugeſtanden. Dieſe Beſt. trifft 
allerdings auf den vorl. Fall nicht zu, wo ein Ausländer 
im Inkand die Straftat begangen haben ſoll; für dieſen 
Fall gilt nur die allgemeine Anordnung des §7 StGB., 
daß eine im Ausland vollzogene Strafe in Anrechnung zu 
bringen ſei, wenn wegen derſelben Handlung im Inland 
abermals eine Verurteilung erfolgt, und aus dieſer Beſt. 
ergibt ſich, daß nicht einmal die ausländiſche Verurteilung 
einer erneuten Straſverfolgung wegen derſelben Tat im In⸗ 
land im Wege ſteht, ſoweit nicht § 5 Ziff. 1 Platz greift. 
Aber die hier den Gegenbeweis verſchränkende Prozeßvorſchr. 
tritt doch ohne weiteres da in Wirkſamkeit, wo die inländiſche, 
an ſich zuſtändige Strafverfolgungsbehörde mit Rückſicht auf 
das Ergebnis des ausländiſchen Strafverfahrens keine weitere 
Verfolgung einleitet. Denn dann iſt der Grund doch nur 
der Mangel an Beweis, der ſich dort herausgeſtellt hat, und 
regelmäßig nicht ein Hinderungsgrund ſonſtiger Art. Wo 
gar, wie hier feſtgeſtellt, die ausländiſche Strafverfolgung 
durch die inländiſche Strafverfolgungsbehörde veranlaßt wor⸗ 
den iſt, trifft tatſächlich nicht zu, daß die Einleitung oder 
Durchführung „eines Strafverfahrens“ aus anderen Grün⸗ 
den nicht erfolgen konnte. Im gegebenen Fall kann nicht 
einmal das anerkannt werden, daß eine neue Verfolgung, 
wenn ſie mit Rückſicht auf den Beweisſtand als veranlaßt 
angeſehen würde, nicht auch jetzt noch erfolgen könnte. Denn 
wiewohl der Inhaber der Kl. von ſeinem Heimatſtaat nicht 
ausgeliefert würde, wäre Ergreifung von Maßnahmen, um 
ſeiner am Tatort oder ſonſt auf deutſchem Boden habhaft zu 
werden, durchaus möglich und keineswegs ausſichtslos. Eine 
Erklärung der deutſchen Strafverfolgungsbehörde, daß aus 
anderem Grunde als Mangel an Beweis keine Strafverfol⸗ 
gung ſtattfinden könne, iſt hier überhaupt nicht beigebracht. 
(U. v. 7. März 1933; II 46/32. — Nürnberg.) Ku. 

= NG. 140, 97.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 

Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 

I. Materielles Recht. 

12. 85 48 ff. StB. Der weſentliche Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Anſtiftung und einer durch ſee⸗ 
liſche Beeinfluſſung des anderen betätigten 
Miktäterſchaft beſteht nicht in den äußeren Vor⸗ 
gängen, ſondern in der Willensrichtung der Be⸗ 
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teiligten: bei der Anſtiftung handelt es fih um 
eine Straftat des Angeſtifteten, die der An⸗ 
ſtifter nicht als eigene verwirklichen will; bei 
der Mittäterſchaft ſind beide Teile ſich darin 
einig, daß eine von ihnen als eigene und ge⸗ 
meinſam gewollte Tat durch ein irgendwie ge⸗ 
artetes beiderſeitiges Zuſammenwirken durch⸗ 
geführt werden ſoll. 


(3. Sen. v. 18. Mai 1933; 3 D 380/33.) [Hn.] 


13. Bei 852 StGB. kann das abgenötigte 
Verhalten nur darin beſtehen, daß der Ge⸗ 
nötigte das tut oder unterläßt, was ihm der 
Bedroher zumutet, der Wille des Drohenden 
muß gerade auf Verübung der Tat ſo, wie ſie der 
Genötigte dann ausführt, gerichtet ſein; in der 
Regel iſt der Bedroher mittelbarer Täter der 
vom Genötigten verübten datbeſtandsmäßigen 
Handlung (vgl. RGSt. 64, 30). 

(1. Sen. v. 23. Mai 1933; 1 D 554/33.) [Hn.] 


* 14. 58 267, 268, 350, 351, 73, 74 StGB. Schwere 
Privaturkundenfälſchung in Tateinheit mit 
ſchwerer Amtsunterſchlagung. 

Der Angekl. hat als Poſthelfer und Landzuſteller in vier 
ſelbſtändigen Fällen die auf drei Zahlungsanweiſungen und 
eine Poſtanweiſung auszuzahlenden Gelder unterſchlagen, die 
Anweiſungen mit dem Namen der Zahlungsempfänger unter⸗ 
ſchrieben, ſie mit dem von ihm mit ſeinem Namenszuge ge⸗ 
zeichneten und datierten Beſtellvermerk „Selbſt“ verſehen und 
ſie als Kaſſenbelege vorgelegt. 

Rechtliche Beurteilung: 

1. Die Verurteilung wegen ſchwerer Amtsunterſchlagung 
in vier Fällen ift rechtlich nicht zu beanſtanden (vgl. RGSt. 
67, 195). Der Angekl. hat jedoch nicht nur die falſchen Be⸗ 
ſtellvermerke, ſondern auch die fälſchlich angefertigten Quit⸗ 
tungen als unrichtige Belege dem mit der Aufſtellung der 
Auszahlungsliſte betrauten Poſtbeamten vorgelegt. 

2. In Tateinheit mit je einem ſolchen Verbrechen gem. 
88 350, 351 StGB. hat ſich der Augekl. durch die fälſchliche 
Anfertigung der Quittungen und deren Vorlage zu Täu⸗ 
ſchungszwecken auch je eines Verbrechens der ſchweren Privat⸗ 
urkundenfälſchung nach 88 267, 268 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. 
ſchuldig gemacht. 

Hiernach iſt der Angekl. verurteilt wegen vier in Tat⸗ 
mehrheit (8 74 StGB.) ſtehender Verbrechen der ſchweren 
Privaturkundenfälſchung, jedes tateinheitlich zuſammentreffend 
mit einem Verbrechen der ſchweren Amtsunterſchlagung gem. 
der 88 267, 268 Abſ. 1 Nr. 1, 350, 351, 73 StGB. 

(3. Sen. v. 22. Juni 1933; 3D 656/33.) [9n.] 


15. 88 267, 348 StGB. Auf dem den poſtali⸗ 
ſchen Aufgabeſtempel tragenden Zahlkarten⸗ 
abſchnitt eines Poſtſchecks wird zu öffentlichem 
Glauben bekundet, daß die Poſt zu der genann⸗ 
ten Zeit die auf dem Abſchnitt bezeichnete 
Summe zur Gutſchrift auf dem Konto des Scheck⸗ 
kunden empfangen habe. Weitere Vermerke auf 
dem Zahlkartenabſchnitt, insbeſ. auch ſolche des 
Einzahlers, werden von der Rechtswirkung des 
öffentlichen Glaubens nicht umfaßt. Sie kön⸗ 
nen jedoch Gegenſtand einer mit der Falſch⸗ 
beurkundung i. S. von 8 348 Abſ. 1 StGB. tat⸗ 
einheitlich zuſammentreffenden Privaturkun⸗ 
denfälſchung ſein. 

Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat die Angekl. die ihr 
tags zuvor übergebenen Zahlkarten mit unrichtigen, den ſpä⸗ 
teren Tag aufweiſenden Eingangsſtempeln verſehen. Erſicht⸗ 
lich hat ſie dieſe unrichtigen Tagesſtempel auf den ſog. Zahl⸗ 
kartenabſchnitten (den linken Abſchnitten), die für den je⸗ 
weiligen Poſtſchecktunden als Empfänger beſtimmt find und 
dieſem vom Poſtſcheckamt zugeſandt werden, angebracht. Wie 
der erk. Sen. in ſeinem Urteile (NGSt. 67, 90) ausgeführt 
hat, beweiſt der Aufgabeſtempel, den der Poſtbeamte auf den 
linken Zahlkartenabſchnitten über die vom Abſender herrühren⸗ 
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den Vermerke zu ſetzen hat, zu öffentlichem Glauben, daß die 
Poſt die in dem jeweiligen Abſchnitt bezeichnete Summe an 
dem im Aufgabeſtempel genannten Tage zur Gutſchrift auf 
dem Konto des Poſtſcheckkunden empfangen und damit die 
Verpflichtung übernommen hat, die eingezahlte Summe dem⸗ 
jenigen Poſtſcheckrunden gutzuſchreiben, deſſen Kontonummer 
auf dem Abſchnitt angegeben iſt. Statt näherer Begründung 
wird auf dieſe Entſch. verwieſen. Wenn in ihr weiter dar⸗ 
gelegt iſt, daß der vom Abſender auszufüllende Vordruck nur 
den Entwurf zu einer von dem Poſtbeamten durch den Auf⸗ 
gabeſtempel zu vervollſtändigenden öffentlichen Urkunde dar⸗ 
ſtelle und daß eine Privaturkunde nicht mehr vorliege, ſobald 
der Aufgabeſtempel auf den Zahlkartenabſchnitt geſetzt wor⸗ 
den ſei, ſo ſoll damit, wie der Zuſammenhang jener Dar⸗ 
legungen ohne weiteres ergibt, nur geſagt ſein, daß eine ein⸗ 
heitliche öffentliche Urkunde lediglich inſoweit hergeſtellt wird, 
als die Rechtswirkung der Beurkundung zu öffentlichem Glau⸗ 
ben reicht. Dieſe erſtreckt ſich aber nach dem Ausgeführten 
lediglich auf die Höhe der eingezahlten Geldſumme und auf 
die bezeichnete Kontonummer des Poſtſcheckkunden ſowie auf 
den durch den Poſtaufgabeſtempel bezeichneten Tag der 
Einzahlung. Soweit dagegen auf den Zahlkartenabſchnitten 
noch andere Vermerke, insbeſ. private Mitteilungen nieder⸗ 
geſchrieben ſind, können dieſe neben der erörterten Be⸗ 
urkundung zu öffentlichem Glauben noch Gegenſtand einer 
mit der Falſchbeurkundung i. S. des § 348 Abf. 1 StGB. 
tateinheitlich zuſammentreffenden Privaturkundenfälſchung 
i. S. des $ 267 StGB. fein. Zu ſolchen Vermerken gehört 
auch das von dem Einzahler in dem Vordruck der Zahl⸗ 
kartenabſchnitte ausgefüllte Datum der Einzahlung, auf das 
ſich die Rechtswirkung des öffentlichen Glaubens nach dem 
Geſagten nicht erſtreckt. Dieſes Datum hat hier die Angekl. 
in verſchiedenen Fällen bewußt ohne Recht in das Datum des 
Tages abgeändert, an dem ſie den jeweiligen Geldbetrag tat⸗ 
ſächlich überwies. Nach dem vom NG. ſtändig vertretenen 
Grundſatz der ſog. „abſtrakten“ Rechts⸗ und Beweiserheblich⸗ 
keit der Urkunden (RGSt. 19, 113; 67, 117) genügt es, 
wenn die als Urkunde in Betracht kommende ſchriftliche Ge⸗ 
dankenäußerung in irgendeinem Verfahren für den 
Beweis von Rechten oder Rechtsverhältniſſen ins Gewicht fal⸗ 
len könnte. Dabei iſt nicht einmal erforderlich, daß ſie für 
ſich allein dieſen Beweis zu erbringen geeignet iſt; es reicht 
vielmehr aus, daß ſie dafür „erheblich“ iſt, d. h. daß ſie in 
Verbindung mit anderen aus ihr ſelbſt nicht erſichtlichen Tat⸗ 
ſachen und Umſtänden den Beweis zu liefern vermöchte. Da 
Fälle, in denen der Datumsvermerk des Abſenders in den er⸗ 
örterten Richtungen beweiserheblich ſein kann, durchaus denk⸗ 
bar und möglich ſind, iſt die Annahme ſeiner Eigenſchaft als 
Urkunde i. S. des § 267 StGB. im Ergebniſſe nicht zu be⸗ 
anſtanden. 


Die Str. hat hinſichtlich der Amtsunterſchlagung den 
Straferhöhungsgrund i. S. des § 351 StGB. lediglich darin 
gefunden, daß die Angekl. die Einzahlungsliſte B, ein zur 
Eintragung der Einnahmen beſtimmtes Regiſter, unrichtig 
geführt hat. Nach den Feſtſtellungen hatte jedoch, und zwar 
erſichtlich auf Grund inſoweit beſtehender Dienſtvorſchriften, 
an jedem Tage nach Dienſtſchluß ein Poſtbote die einzelnen 
Durchſchriften der den Tag, die Aufgabenummer und den 
Betrag der Einzahlungen ausweiſenden Blätter der Ein⸗ 
zahlungsliſte B, die das zur Eintragung der Einnahmen be⸗ 
ſtimmte Regiſter bildeten, zuſammen mit den eingegangenen, 
zu überweiſenden Geldbeträgen und den entſprechenden Poſt⸗ 
anweiſungen ſowie Zahlkarten dem Poſtamt zu überbringen. 
Erſichtlich waren hiernach die Poſtanweiſungen und Zahl⸗ 
karten auch dazu beſtimmt, als Belege für die Einzahlungs⸗ 
liſte B zu dienen, da im Falle ihrer Nichtübereinſtimmung mit 
den in der Einzahlungsliſte B enthaltenen Einträgen jede Un⸗ 
regelmäßigkeit von dem nachprüfenden Beamten des Poſtamts 
fofort hätte aufgedeckt werden können. Dann hat aber die 
Angekl. nicht nur die Einzahlungsliſte B unrichtig geführt, 
ſondern auch, da die Zahlkarten⸗ und Poſtanweiſungsabſchnitte 
in den erörterten Richtungen von ihr verfälſcht worden waren, 
unrichtige Belege zu der Einzahlungsliſte B, alſo zu einem 
Regiſter, vorgelegt und damit ein weiteres Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal des $ 351 StGB. verwirklicht. Da hiernach das Ur⸗ 
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kundenverbrechen im gegebenen Falle zugleich einen der im 
§ 351 StGB. erwähnten Umſtände enthält, fo wurde hier 
ausnahmsweiſe zwiſchen dem in Tateinheit mit Verbrechen 
gegen 88 267, 268 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. begangenen Ver⸗ 
brechen gegen 88 348 Abſ. 1 und 2, 349 und der — nach 
§ 351 StGB. erſchwerten — Amtsunterſchlagung des § 350 
daſ. das Verhältnis der Tateinheit i. S. des § 73 StGB. 
durch den dann als Bindeglied dienenden § 351 StGB. her⸗ 
geſtellt (vgl. RGSt. 65, 102). 

(3. Sen. v. 29. Mai 1933; 3D 403/33.) W.] 


16. 88 350, 351, 246 StGB. Amtsunterſchla⸗ 

gung. Begriff des Beamten im ſtrafrechtlichen 
inne. f) 

Die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes und die För⸗ 
derung des Sparbetriebes ſind Aufgaben, die als Angelegen⸗ 
heiten des Staates aufgefaßt werden und die der Staat 
teils durch ſtaatliche oder gemeindliche Anſtalten, teils durch 
andere Selbſtverwaltungskörper öffentlich⸗rechtlicher Art, wie 
landwirtſchaftliche Kreditanſtalten u. dgl. ausführen läßt (vgl. 
RGGSt. 60, 139, 140). Die Beamten ſolcher Anſtalten, zu 
welchen auch die Stadtſparkaſſe U. gehört, ſind mittelbare 
Beamte im ſtaatsrechtlichen Sinne und Beamte im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne (RGSt. 61, 1 [4]). Der Angekl. E. war, ob⸗ 
wohl er nur Angeſtellter und Beamtenanwärter war, durch 
einen ſtillſchweigenden öffentlich⸗rechtlichen Akt zu den dienſt⸗ 
lichen Verrichtungen eines gemeindlichen Sparkaſſenbeamten 
berufen, d. i. zu dienſtlichen Verrichtungen öffentlich⸗rechtlicher 
Natur, die aus der Staatsgewalt abzuleiten ſind und der 
Verwirklichung ſtaatlicher Zwecke dienen. Eine Reihe von 
Arbeiten von nicht untergeordneter Bedeutung erledigte er 
ſelbſtändig. Er iſt daher als Beamter zwar nicht im ſtaats⸗ 
rechtlichen, aber im ſtrafrechtlichen Sinne anzuſehen (RGSt. 
35, 325; 51, 65 ff.; 60, 141; 62, 188 und 1 D 753/27: JW. 
1928, 1305). 

Die Amtsunterſchlagung nach § 350 StGB. iſt ein 
uneigentliches Amtsdelikt. Sie iſt ein erſchwerter Fall der 
einfachen Unterſchlagung nach § 246 StGB. Mittäterſchaft 
dabei ſetzt Mitgewahrſam voraus (RGSt. 53, 162), ferner 
die amtlichen Beziehungen des Mittäters zum Gegenſtand 
der Unterſchlagung. Daß L. an den Anleiheablöſungsſtücken, 
bevor E. die Amtsunterſchlagung beging, Mitgewahrſam, 
b. h. gemeinſam mit E. die tatſächliche Verfügungsgewalt 
gehabt hätte, iſt bisher nicht feſtgeſtellt. Der Angekl. war 
ferner zwar Beamter, aber er hat nach den bisherigen Feſt⸗ 
btellungen die ausgeloſten Papiere nicht „in amtlicher 
Eigenſchaft“ empfangen oder in Gewahrſam gehabt (falls 
er überhaupt Gewahrſam daran erlangt haben ſollte), ſon⸗ 
ern in ſeiner Eigenſchaft als Anſtifter (88 48, 246 StGB.) 

oder Gehilfe (88 49, 246 StchB.) bei einer Amtsunterſchla⸗ 
gung (vgl. RGSt. 65, 105). 
Auch die ſchwere Amtsunterſchlagung (8 351 StGB.) iſt 
ein uneigentliches Amtsdelikt (RGSt. 65, 102, 105). Mit⸗ 
täter kann daher nur derjenige ſein, der auch Alleintäter 
ein konnte (850 StGB.). 8351 StöB. ſetzt in der erſten 
Begehungsform voraus, daß der Täter der Amtsunterſchla⸗ 
gung — auch im Falle nur mittelbarer Täterſchaft (RG.: 
W. 1928, 814) — die verfälſchten Bücher uſw. zu führen, 
dem mindeſten mit zuführen hat (RGSSt. 43, 207, 209, 
„ 749/32 v. 7. Nov. 1932), ſei es auch nur durch Mit- 
zeichnung oder Anbringung eines üblichen Sichtzeichens 
——— 


Zu 16. Die Rechtslage iſt klar. Die Entſch. bringt nichts 
dieues. Sie ſtimmt in jeder Beziehung mit der bisherigen ſtän⸗ 
1 yo Ripr. überein (bzgl. des Beamtenbegriffs i. S. § 359 StGB. 
} on RO.: JW. 1933, 1727) und bietet zu einer Bemängelung 
rei Anlaß. Hervorgehoben ſei insbeſ., daß jede Art der Unter⸗ 

ze im Falle der Alleintäterſchaft Alleingewahrſam des 
ſchließfz bei Mittäterſchaft Mitgewahrſam, gemeinſchaftlichen aus⸗ 
gelebt den Gewahrſam ſämtlicher Mittäter vorausſfetzt, oder um⸗ 
käterfc, daß bei Alleingewahrſam Unterſchlagung nur in Allein⸗ 
terſchlgalt möglich itt, wahrend bei Mitgewaheſam nicht bloß Un⸗ 
tung agung in Mittäterſchaft, ſondern auch Beihilfe oder Anſtif⸗ 
if. Mitgewahrſamsinhabers zur Unterſchlagung denkbar 
wieſen übrigen mag noch auf RG.: FW. 1930, 1217 hinge⸗ 


en werden. 
Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 
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(RGEntſch. 1 D 886/32 v. 29. März 1933), während für 
die zweite Begehungsform — Vorlegung unrichtiger Belege 
— es genügt, daß der Täter die Belege zum Nachweis ihm 
ſelbſt obliegender Geſchäfte zu beſchaffen und einzureichen 
hat, auch wenn er die Bücher, zu welchen die Belege zu 
nehmen ſind, nicht ſelbſt zu führen hat (RG. v. 25. Jan. 
1932, 2 D 1467/31). 

(3. Sen. v. 2. Mai 1933; 3D 92/33.) [On.] 


II. Verfahren. 


17. 8466 Ab ſ. 2 StPO. bezieht ſich nicht all⸗ 
gemein auf die „Koſten“, ſondern lediglich auf 
die — der Staatskaſſe erwachſenen — „Aus⸗ 
lagen“. Dagegen ſind die Gerichtsgebühren „von 
jedem Verurteilten beſonders nach Maßgabe der 
gegen ihn erkannten Strafe“ zu erheben (88 51ff. 
G KG.). Soweit die Geſamthaftbarkeit mehrerer 
Mitangeklagten für die Auslagen unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 466 Abſ. 2 StPO. begründet 
iſt, folgt fie, wie bereits in RGSt. 1, 93 entſchie⸗ 
den iſt, aus der Verurteilung in die Koſten von 
ſelbſt; eines beſonderen Ausſpruchs im Urteil 
bedarf es nicht. 


Im Gegenſatz zu § 464 StPO., der nur die formelle Be⸗ 
handlung des Koſtenpunktes regelt, enthalten die 88 465 ff. 
StPO. ſachliches Recht, da fie über die Pflicht zur Tragung 
und Erſtattung der durch ein Strafverfahren verurfachten 
Koſten Beſtimmung treffen. Demgemäß war auf die Sach⸗ 
beſchwerde des Angekl. W. dem Mangel abzuhelfen, und 
zwar nach 8 357 StPO. auch zugunſten der anderen ver⸗ 
urteilten Angekl. 

(3. Sen. v. 26. Juni 1933; 3 D 725/33.) [Hn.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 558 1, 5, 6,8 RBahn G. v. 30. Au g. 1924 u. 13. März 1930. 

Die Reichsbahngeſellſchaft handelt, wenn fie gem. § 6 Abf. 1 
S. 2 NBahn®. Grundſtücke für Zwecke der Reichseiſenbahnen er⸗ 
wirbt und gem. §6 Abſ. 2 S. 1 im Rahmen ordnungsmäßiger 
Betriebsführung über Gegenſtände des Reichseiſenbahnvermögens 
verfügt, als geſetzliche Vertreterin des Reiches. Sie iſt daher insbeſ. 
im Rahmen ordnungsmäßiger Betriebsführung befugt, zum Reichs⸗ 
eiſenbahnvermögen gehörige Grundſtücke im Namen des Reiches 
an andere Perſonen aufzulaſſen; die von ihr für Reichseiſenbahn⸗ 
zwecke erworbenen (an ſie aufgelaſſenen) Grundſtücke können im 
Grundbuch ohne weiteres als Eigentum des Reiches gebucht wer⸗ 
den. Der Grundbuchrichter kann weder im erſteren Falle die Er⸗ 
bringung des Nachweiſes oder die Beibringung einer Erklärung 
der Geſellſchaft verlangen, daß die Veräußerung mit einer ord⸗ 
nungsmäßigen Betriebsführung vereinbar oder die Vereinbarkeit 
geprüft ſei, noch iſt er gegenüber dem Antrage auf Eintragung 
eines von der Geſellſchaft erworbenen Grundſtücks auf den Namen 
des Reiches berechtigt zu prüfen, ob der Erwerb für Reichseiſen⸗ 
bahnzwecke erfolge. \ 

Das RBahr®. (urfprüngliche Faſſ. v. 30. Aug. 1924, Neufaſſ. 
v. 13. März 1930) überweiſt nur den Betrieb der 1 
bahnen der zu dieſem Zwecke errichteten Reichsbahngeſellſchaft. Da⸗ 
gegen verbleibt nach § 6 Abſ. 1 S. 1 des Geſetzes das Eigentum an 
den Reichseiſenbahnen — als Reichseiſenbahnvermögen — dem 
Reiche. Eigentum des Reiches wird auch der Neuerwerb der Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft nach Maßgabe des § 6 Abſ. 1 S. 2: nach dieſer Vor⸗ 
fer. fallen Grundſtücke und alle Zubehörſtücke einſchließlich der 
Fahrzeuge, wenn die Geſellſchaft ſie für Zwecke der Reichseiſenbah⸗ 
nen erwirbt, mit dem Erwerbe durch die Geſellſchaft kraft Geſetzes 
in das Eigentum des Reichs. In 8 6 Abſ. 2 S. 1 iſt beſtimmt, daß 
die Geſellſchaft über die zum Reichseiſenbahnvermögen gehörenden 
Gegenſtände verfügen darf. ſoweit fie das mit einer ordnungs⸗ 
mäßigen Betriebsführung für vereinbar hält. Das Reich hat ein 
Verfügungsrecht nicht (vgl. Sarter- Kittel, Die Reichsbahn⸗ 
geſellſchaft, Anm. II f zu 88 6, 7 RBahnG.). 

Im Hinblick auf dieſe Vorſchr. beſtehen vorliegendenfalls keine 
Bedenken gegen den Eintragungsantrag aus der Urkunde Nr. 212, 
in der die Parzelle 225/28 von dem Oberinſpektor N. an den Geh. 
RegR. K. aufgelaſſen iſt. Die Parzelle iſt im Grundbuch allerdings 
für den Reichseiſenbahnfiskus eingetragen und ſteht demnach im 
Eigentum des Reiches. Andererſeits hat unzweifelhaft N. die Auf⸗ 
laſſung als Beauftragter der Reichsbahngefelſcaſt vorgenommen, 
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da er vom Reiche Vollmacht nicht hatte. Die Parzelle gehört jedoch 
zum Reichseiſenbahnvermögen. Die rechtliche Stellung der Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft zu dieſem Vermögen und zum Reiche als dem 
Träger desſelben iſt im RBahnG. nicht klar herausgearbeitet. Sie 
iſt Gegenſtand richterlicher Nachprüfung bisher vor allem bei der 
Entſch. über die Frage geweſen, ob der Reichsbahngeſellſchaft die 
von ihr in Anſpruch genommene Befreiung von der Zahlung ge⸗ 
richtlicher Gebühren zuſtehe (RG. 109, 90 JW. 1925, 1612; KG. 
1a X 781/25 [JMBl. 1925, 405]; 1 a X 839/25; BayObsG. 24, 
315 = JW. 1926, 825; vgl. auch Gutachten des ZivSen. 1a KG. 
v. 17. April 1925 [JM Bl. 209]). Vorliegend bedarf es keiner 
Unterſuchung der Stellung der Reichsbahngeſellſchaft im allgemei⸗ 
nen, zu erörtern iſt vielmehr nur, was ſich aus $6 RBahn®. über 
ihr Verhältnis zum Reiche in Anſehung der dort bezeichneten 
Rechtshandlungen und insbeſ. der dabei in Frage kommenden ding⸗ 
lichen Rechtsakte ergibt, d. h. in Anſehung der Verfügung über 
Gegenſtände des Reichseiſenbahnvermögens (§ 6 Abſ. 2 S. 1) und 
des Erwerbes von Grundſtücken für das Reich (Abſ. 1 S. 2). Dieſe 
letztere Frage iſt auch in den erwähnten Entſch. des KG. und des 
BayoObsG., ſowie in dem Gutachten v. 17. April 1925 geprüft 
worden. Soweit in ihnen der Gedanke einer geſetzlichen Vertre⸗ 
tung des Reiches durch die Reichsbahngeſellſchaft in Anſehung der 
in § 6 bezeichneten Rechtshandlungen erörtert wird, wird er ab⸗ 
gelehnt und der Anſicht Ausdruck gegeben, daß die Geſellſchaft — 
deren Eigenſchaft als ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit keinem Zwei⸗ 
fel unterliegt — bei Vornahme der betr. Akte kraft eigenen Rechts 
und im eigenen Namen handle. Demgegenüber kommt jedoch in Be⸗ 
tracht, daß einmal allgemein die Geſellſchaft die Eiſenbahnen für 
das Reich verwaltet, wie das in § 1 Abſ. 2 der Neufaſſung des 
RBahn®. ausdrücklich hervorgehoben wird, und daß das Eigen- 
tum an den zum Reichseiſenbahnvermögen gehörenden Gegen⸗ 
ſtänden einſchließlich der durch die Geſellſchaft neu erworbenen 
dem Reiche zuſteht. Wenn alſo nach § 6 die Geſellſchaft die dort 
erwähnten Verfügungs⸗ und Erwerbshandlungen mit unmit⸗ 
telbarer Wirkung für und gegen das Reich vor⸗ 
nimmt, ſo bedeutet das ſchließlich nichts anderes, als daß dieſe 
Rechtshandlungen von der Geſellſchaft als der geſetzlich beſtellten 
Vertreterin des Reiches vorgenommen werden. Dabei handelt es 
ſich zweifellos um eine beſonders geſtaltete Art der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung; das ändert aber nichts daran, daß die Beſt. des § 6 (Abſ. 1 
S. 2 und Abſ. 2 S. 1) auf dem Gedanken der geſetzlichen Vertretung 
des Reiches durch die Geſellſchaft beruhen. Insbeſ. iſt, wie noch 
darzulegen, aus grundbuchrechtlichen Geſichtspunkten die Annahme 
einer vom Geſetz angeordneten Vertretung des Reiches durch die 
Geſellſchaft nicht entbehrlich. Der Gedanke der namentlich im Rah⸗ 
men des 86 kraft Gefetzes erfolgenden Vertretung des Reiches 
durch die Geſellſchaft iſt übrigens durchaus damit vereinbar, daß 
letztere „aus eigenem Recht“, nämlich kraft der ihr durch beſon⸗ 
dere Geſetzesbeſt. verliehenen Befugniſſe handelt. 


In der Eigenſchaft einer geſetzlichen Vertreterin des Reiches 
war danach hier — gem. § 6 Abſ. 2 S. 1 RBahn®. — die Geſell⸗ 
ſchaft berechtigt, ſoweit ſie das mit den Grundſätzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Betriebsführung für vereinbar erachtete, über die Par⸗ 
zelle 225/28 durch ihren Vertreter N. zu verfügen; unter der be⸗ 
zeichneten Vorausſetzung durfte ſie es alſo auch an einen Dritten 
veräußern und die Auflaſſung erklären. Bei der Auflaſſung von 
zum Eiſenbahnvermögen gehörigen Grundſtücken an Dritte erweiſt 
ſich vornehmlich die Unentbehrlichkeit der hier vertretenen Kon⸗ 
ſtruktion. Da die Grundſtücke im Eigentum des Reiches ſtehen und 
da das Reich mithin der von der Auflaſſung Betroffene iſt, ohne 
deſſen Mitwirkung dieſe nicht erfolgen kann, da andererſeits die 
Verfügung über das Eiſenbahnvermögen dem Reiche zugunſten 
der Geſellſchaft entzogen iſt, erſcheint eine wirkſame Auflaſſung 
nicht anders möglich als in der Weiſe, daß letztere dabei als Ver⸗ 
treterin des Reiches handelt. Das gleiche gilt hinſichtlich der hypo⸗ 
thekariſchen Belaſtung der Eiſenbahngrundſtücke, zu der die Geſell⸗ 
ſchaft in 88 NBahn®. noch beſonders für berechtigt erklärt iſt. Ob 
die Vorausſetzung gegeben iſt, von der § 6 Abſ. 2 die Verfügungs⸗ 
und die damit zuſammenfallende Vertretungsbefugnis der Geſell⸗ 
ſchaft abhängig macht, unterliegt nicht der Nachprüfung des Grund⸗ 
buchrichters. Die Faſſung des Geſetzes ſelbſt ergibt ohne weiteres, 
daß er nicht befugt iſt, die Erbringung des Nachweiſes zu for⸗ 
dern, daß die von der Geſellſchaft über einen Gegenſtand des 
Reichseiſenbahnvermögens getroffene Verfügung, vorliegendenfalls 
die Veräußerung eines reichseigenen Grundſtücks in Tat mit einer 
ordnungsmäßigen Betriebsführung vereinbar ſei; er iſt aber weiter 
auch nicht berechtigt, den Nachweis einer von der Geſellſchaft in 
dieſer Richtung vorgenommenen Prüfung und die Beibringung 
einer Erklärung der letzteren zu verlangen, daß ſie die Verfügung 
als im Rahmen einer ordnungsmäßigen Betriebsführung liegend 
erachte. Die Verantwortung für die Erfüllung der der Geſellſchaft 
inſoweit auferlegten Prüfungspflicht trägt vielmehr dieſe allein; 
es iſt nicht Sache des Grundbuchrichters, die Erfüllung zu über⸗ 
wachen. 


Im Gegenſatz zu der Auffaſſung der Vorinſtanzen ſind aber 
auch gegen den anderen Antrag Bedenken nicht zu erheben. Nach 
der Vorſchr. des §6 Abſ. 1 S. 2 RBahn®. fendt Grundſtücke, 
welche die Geſellſchaft für Zwecke der Reichseiſenbahnen erwirbt, 
mit dem Erwerbe durch die Geſellſchaft in das Eigentum des Reichs. 
§ 6 Abſ. 1 S. 2 R Bahn. hat die nicht unmittelbar an das Reich 
ſondern an die Geſellſchaft erfolgende Auflaſſung im Auge. GBA. 
und LG. verſtehen in Übereinftimmung mit Güthe⸗Triebel 
(SBD., 5. Aufl., S. 2025) die Beſt. dahin, daß, damit das Reich 
als Grundſtückseigentümer eingetragen werden könne, zunächſt die 
Vollendung des Erwerbs durch die Geſellſchaft, d. h. deren Eintra⸗ 
gung als Eigentümerin, erforderlich ſei, die auf einem zu dieſem 
Zweck für die Geſellſchaft beſonders anzulegenden Grundbuchblatte 
zu erfolgen habe; alsdann könne im Wege der Berichtigung des 
Grundbuchs die Eintragung des Reiches auf dieſem Blatte ſtatt⸗ 
finden und nunmehr das Grundſtück unter Schließung des für die 
Geſellſchaft angelegten auf das Grundbuchblatt des Reichseiſen⸗ 
bahnfiskus übertragen werden. Wäre dieſe Auffaſſung zutreffend, 
ſo hatte das die Bedeutung, daß im Augenblick der Eintragung 
der Reichsbahngeſellſchaft als der Eigentümerin eines von ihr für 
Reichsbahnzwecke erworbenen Grundſtücks das Grundbuch unrich⸗ 
tig würde, weil im gleichen Augenblick der Übergang des Eigen⸗ 
tums auf das Reich ſtattfände; es kann nicht angenommen werden, 
daß die Herbeiführung einer ſolchen Rechtslage im Willen des Ge- 
ſetzgebers gelegen hat. Ebenſowenig wird als deſſen Wille anzu⸗ 
nehmen ſein, daß, um das Eigentum des Reiches grundbuchlich zu 
verlautbaren, der umſtändliche Weg einer Berichtigung des Grund⸗ 
buchs nach vorheriger Eintragung der Reichsbahngeſellſchaft ſowie 
der Anlegung und Wiederſchließung eines beſonderen Grundbuch⸗ 
blattes erforderlich wäre. Es ergibt ſich aber ſchon aus dem oben 
zu der anderen Auflaſſung Ausgeführten, daß die Bedenken der 
Vorinſtanzen unbegründet ſind. Wie hervorgehoben, beruhen die 
hier in Betracht kommenden Vorſchr. des §6 RBahn®. auf dem 
Gedanken einer — in den Grenzen dieſer Vorſchr. erfolgten — Be⸗ 
ſtellung der Reichsbahngeſellſchaft zur geſetzlichen Vertreterin des 
Reiches. Das gilt hinſichtlich der Vorſchr. des Abſ. 1 S. 2, der den 
Erwerb von Grundſtücken für das Reich betrifft, ebenſo wie in 
Anſehung der Beſt. des Abſ. 2 S. 1, der ſich auf die Verfügung 
über bereits zum Reichseiſenbahnvermögen gehörende Gegenſtände 
bezieht. Auch bei dem für Reichseiſenbahnzwecke ſtattfindenden Er⸗ 
werbe von Grundſtücken durch die Geſellſchaft handelt dieſe als 
geſetzliche Vertreterin des Reiches und vermag den Erwerb durch 
das Reich in der Weiſe herbeizuführen, daß auf Grund der von 
ihr für dieſes vorgenommenen rechtsgeſchäftlichen Erwerbshand⸗ 
lung und des von ihr im Namen des Reiches geſtellten Antrages 
auf Eintragung des Reiches als des Eigentümers des Grundſtücks 
dieſe Eintragung ohne weiteres erfolgen kann. Nur eine Aus⸗ 
legung des §6 Abſ. 1 S. 2 im dargelegten Sinne kann als die dem 
Willen des Geſetzgebers entſprechende angenommen werden; auf 
dieſen Willen aber kommt es an, nicht auf die Wortfaſſung des Ge⸗ 
ſetzes, die vielleicht dahin gedeutet werden könnte, daß der Erwerb 
des Reiches ſich nur auf dem Umweg über den Erwerb, d. h. die 
Eintragung, der Geſellſchaft zu vollziehen vermöge. Wenn der Ziv⸗ 
Sen. 1 a des KG. und das Bay Obs G. annehmen, die Reichsbahn⸗ 
geſellſchaft handle bei der Betätigung gem. 8 6 Abſ. 1 S. 2 „aus 
eigenem Recht“, jedoch nicht als Vertreterin des Reiches, ſo gibt 
dieſe Konſtruktion keine rechtliche Handhabe für die unmittelbare 
Eintragung eines erworbenen Grundſtücks auf den Namen des 
Reiches. Das BayObLG. meint gerade mit bezug auf den Erwerb 
von Grundſtücken durch die Geſellſchaft, eine Vertretungsmacht für 
das Reich könne ihr ſchon deshalb nicht zuſtehen, weil dann die 
Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Rechtsgeſchäft in der Perſon 
des Reiches entſtehen würden, ſo daß dieſes z. B. für den Kauf⸗ 
preis hafte; jedoch kann dieſe Folgerung, die dem RBahnG. aller⸗ 
dings nicht entſprechen würde, aus dem Grunde nicht gezogen wer⸗ 
den, weil die Geſellſchaft bei dem Grundſtückskauf für ihre eigene 
Rechnung handelt, wenn ſie auch den ſchuldrechtlichen, ebenſo wie 
den dinglichen Vertrag im Namen des Reiches als des Erwerbers 
abſchließt. Wenn das OLG. ferner hervorhebt, daß nach § 6 Abſ. 1 
S. 2 der Grundſtückserwerb des Reiches „kraft Geſetzes“ und nicht 
auf Grund einer Vertreterhandlung der Geſellſchaft eintrete, ſo 
geht auch dieſer Hinweis fehl. Die Wendung beſagt nur, daß der 
Erwerb ſich vollzieht, ohne daß es einer Übertragungshandlung 
ſeitens der Geſellſchaft bedarf, und iſt mit der Annahme einer Ver⸗ 
treterhandlung der letzteren durchaus vereinbar. Die vom KG. und 
vom OLG. in Vergleich zu §6 Abf. 1 S. 2 geſtellten güterrecht⸗ 
lichen und verwandtſchaftsrechtlichen Beſt. des BGB. (88 1381, 
1646, 1438, 1519, 1549) ſowie RG. 84, 326 (zu 88 1519 u. 1438) 
Wh auf anderer rechtlicher Grundlage und ſind nicht ver⸗ 
wertbar. 


Auch wenn von der Geſellſchaft ein Grundſtück erworben 
und die Eintragung auf den Namen des Reiches begehrt wird, hat 
der Grundbuchrichter nicht zu prüfen, ob die Vorausſetzung ge⸗ 
geben iſt, unter der nach dem Geſetz die von der Geſellſchaft er⸗ 
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worbenen Grundſtücke in das Eigentum des Reiches fallen und die 
erſtere mithin den Antrag auf Eintragung des Reiches als des 
Eigentümers zu ſtellen befugt iſt, ob nämlich der Erwerb für 
Zwecke der Reichseiſenbahnen geſchieht. Vielmehr trägt auch in 
dieſem Falle allein die Geſellſchaft die Verantwortung dafür, daß 
ein ſolcher Zweck mit dem Erwerbe verfolgt wird. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 14. Jan. 1932, 1 X 914/32.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Karge, Berlin. 


Oberlandesgerichte. 


Hamburg. a) Zivil fachen. 


1. Irrtum i. S. des $ 70 (2) EVO. iſt nicht identiſch 
mit dem Irrtumsbegriff im 8 119 BGB. Wenn daher der 
Abſender einer nach Überſee verſchifften Ware im Fracht⸗ 
brief den Vermerk „zur Ausfuhr über See nach außer⸗ 
deutſchen Ländern“ verſehentlich nicht gemacht hat, iſt die 
Eiſenbahn verpflichtet, das Gut nach dem Seehafen⸗Tarif 
Nr. 39 zu behandeln, und muß die zuviel berechnete Fracht 
zurückerſtatten. Die Eiſenbahn kann ſich demgegenüber 
nicht auf ihre ſog. Kontrollvorſchriften berufen, da dieſe 
nur inſoweit gültig find, als fie mit der EVO. im Ein⸗ 
klang ſtehen. )! 

Die Parteien ſind einig, daß die ſämtlichen in Betracht kom⸗ 
menden Sendungen zur Ausfuhr über See nach außerdeutſchen 
Ländern beſtimmt waren und auch ausgeführt worden ſind. Sie 
ſind auch darüber einig, daß, ſoweit aus dem Frachtbrief erſicht⸗ 
lich iſt, daß es ſich um ſolche zur Ausfuhr über See nach außer⸗ 
deutſchen Ländern beſtimmte Güter handelte, der a 39 
Platz greift und daher der Erſtattungsanſpruch der Kl. als Zeſſio⸗ 
narin der Speditionsfirmen auf Rückzahlung der zuviel erhobenen 
Fracht begründet ift. Streit herrſcht in dieſer Inſtanz nur dar⸗ 
über, ob das auch in den Fallen zutrifft, in denen im Fracht⸗ 
brief dieſer Vermerk fehlte. Für den gegenwärtigen Rechtsſtreit, 
in dem die Kl. für die letzteren Fälle ihren Erſtattungsanſpruch 
auf § 70 Abſ. 2 EVO. mit der Behauptung ſtützt, daß die Fort⸗ 
lafjung eines entſprechenden Vermerks in den Frachtbriefen dar⸗ 
über, daß die Sendungen zur Ausfuhr über See nach außer⸗ 
deutſchen Ländern beſtimmt ſeien, auf Irrtum beruhe, hängt die 
Entſch. des Rechtsſtreits davon ab, was unter Irrtum i. S. des 
8 70 Abſ. 2 EVO. zu verſtehen iſt. 

Der Entſch. des LG., die die Anwendbarkeit des § 70 Abſ. 2 
EVO. auf die Fälle der vorl. Art verneint, vermag das BG. nicht 
zuzuſtimmen. Zutreffend geht das LG. davon aus, daß der Fracht⸗ 
vertrag der Eiſenbahn ſowohl ein Realvertrag als auch ein Formal⸗ 
vertrag iſt. Denn nach 861 EVO. iſt der Frachtvertrag abge⸗ 
ſchloſſen, ſobald die Güterabfertigung das Gut mit dem Fracht⸗ 
rief zur Beförderung angenommen hat, und zwar einem Fracht⸗ 
brief, deſſen Form und Inhalt durch die SS 55, 56 EVO. zwingend 
vorgeſchrieben iſt. Denn der Inhalt des Frachtbriefes bildet zu⸗ 
nächſt die Grundlage des von der Eiſenbahn anzuwendenden 
Frachttarifs. Dem entſpricht es, daß durch § 58 EVO. der Eiſen⸗ 
bahn die Berechtigung beigelegt iſt, die Übereinftimmung der Sen⸗ 
dune mit den Angaben im Frachtbrief jederzeit zu prüfen und 
daß nach 8 60 EVO. bei unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger 
Angabe des Inhalts, bei unrichtiger Angabe des Gewichts oder der 
Stückzahl einer Sendung uſw. außer dem etwaigen Frachtunter⸗ 
ſchied Frachtzuſchläge nach Maßgabe der näheren Beſtimmungen 
5 360 zu entrichten ſind, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ein 
Serſchulden des Abſenders vorliegt oder nicht. 

a 


de, Zu 1. Es handelt ſich nicht um einen von der Eiſenbahn bet 
er Tarifierung, ſondern vom Abſender bei der Deklarierung 
8 Haugenen Fehler. Hiergegen gewährt ihm das HGB. keinen und 
die END, nicht in allen Fällen einen Schutz. 
* Wenn nämlich die Erklärung zu ihrer Gültigkeit der Auf⸗ 
eure in den Frachtbrief bedarf, dann kommt es auf den in 8 70 
D, und anderen Orts zugelaſſenen Gegenbeweis gegen den 
der Htbriefinhalt nicht an (Richter 855 Bem. I, 2). Nun wird 
„ Ausnahmetarif für Überfee- und Ausfuhrgut nach den zu fei- 


an Fnbalt gehörigen Kontrollvorſchr. ſogleich bei der Beförderung 
ee 1 nicht im Rückvergütungswege — und nur dann gewährt, 


i m Frachtbrief, Spalte Inhalt, die Erklärung „zur Ausfuhr 
1 = 7 „ a 

bie See nach außerdeutſchen Ländern“ abgegeben iſt. Hiernach 
in Je der Erſtattungsanſpruch mit dem LG., deſſen Begr. aller⸗ 
Beben 13 vorliegt, zu verneinen fein. Aus § 471 HGB. iſt kein 
n en gegen die Kontrollvorſchr. herzuleiten, da ſie mit den 
15 en orten Vorſchr. des HGB. und mit $70 der VO. nicht 
in wel erſpruch ſteht. Man denke z. B. an einen Ausnahmetarif, 
a eg zugleich für die ale eine geringere Fracht, aber 
iſt (5 11 Haftungsgrenze für Verluſt und Beſchädigung feſtgeſetzt 
B., 5 86 EWO.). Hier kann der Abſender ein Inter⸗ 


Für die Berechnung der Fracht iſt 868 EVO. maßgebend. 
Danach hat die Eiſenbahn die Frachtberechnung vorzunehmen, die 
nach dem am Tage der Abfertigung geltenden Tarif die billigſte 
Fracht ergibt. Sie hat ferner die tarifmäßigen Beträge für Fracht, 
Nebengebühren und etwaige Frachtzuſchläge einzutragen. Daß bei 
unrichtiger oder unterbliebener Berechnung der Fracht der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag nachzuzahlen oder zu ae iſt, iſt in §S 70 Abſ. 1 
EBD. ausdrücklich hervorgehoben. Die Vorausſetzung des & 70 
Abſ. 1 EVO. ift, daß die unrichtige oder unterbliebene Fracht⸗ 
erhebung auf einem Irrtum der Eiſen bahn beruht, während 
das Recht der Eiſenbahn auf Nachforderung zuwenig erhobener 
Fracht infolge unrichtiger bzw. unvollſtändiger Angaben im Fracht⸗ 
brief, wie bereits erwähnt, ſich aus § 60 EVO. ergibt. Hat der 
Abſender zuviel bezahlt, ſo hat er einen Anſpruch auf Rück⸗ 
zahlung der Mehrfracht nur unter der Vorausſetzung des 870 
Abſ. 2 EVOO., nämlich, wenn er nachweiſt, daß ſeine Angaben oder 
Erklärungen im Frachtbrief auf Irrtum beruhen und hierdurch zu 
ſeinem Nachteil eine zu hohe Fracht berechnet und erhoben iſt. Daß 
unter die Vorſchr. des § 70 Abſ. 2 EVO. auch irrtümliche Fort⸗ 
laſſung gehören, erſcheint zweifellos. 

In den ſtreitigen Fallen wäre, wenn von vornherein aus 
dem Frachtbrief erſichtlich geweſen wäre, daß es ſich um Güter 
handelte, die zur Ausfuhr über See nach außerdeutſchen Ländern 
beſtimmt waren, unſtreitig der Ausnahmetarif 39, der für die 
Abſender günſtiger geweſen wäre, anzuwenden geweſen. Die Bekl. 
und ihr folgend das LG. faßt den Irrtumsbegriff des § 70 Abi. 2 
EVO. dahin auf, daß es ſich um einen Irrtum i. S. des § 119 BGB. 
handeln müſſe, daß alſo der Ausſteller des Frachtbriefes über den 
Inhalt der im Frachtbrief abgegebenen Erklärung im Irrtum 
geweſen ſei oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht 
habe abgeben wollen, der Wille des Erklärenden mithin mit der 
Erklärungshandlung nicht übereingeſtimmt habe. Die Bekl. führt 
hierzu aus, daß in den Fällen, in denen die Verfrachter den 
Ausnahmetarif 39 nicht gekannt haben, ein nach § 119 BGB. be⸗ 
achtlicher Irrtum nicht vorliege, ſondern höchſtens ein Irrtum im 
Motiv. Wenn aber der Verfrachter den Tarif gekannt habe, trotz⸗ 
dem aber die nach den Anwendungsbedingungen des Ausnahme⸗ 
tarifs 39 i. Verb. m. den Kontrollvorſchr. unter B III im Reichs⸗ 
bahn⸗Gütertarif Heft A, Topf. 2 (ſiehe unten) erforderliche Erklärung 
„Zur Ausfuhr über See nach außerdeutſchen Ländern“ nicht auf 
den Frachtbrief geſetzt habe, ſo könne man höchſtens von einem Ver⸗ 
fehen, nicht aber von einem Irrtum i. S. des § 119 BGB. und des 
§ 70 Abſ. 2 EVD. ſprechen, weil man bei Kenntnis des Tarifs 
davon ausgehen müſſe, daß der Verfrachter in dieſem Falle über⸗ 
haupt nicht den Willen gehabt habe, die Klauſel auf den Fracht⸗ 
brief zu ſetzen. 

Eine ſolche Auslegung des Irrtumsbegriffs im Bereich des 
870 Abſ. 2 EVO. iſt zu eng und findet in der EVO. ſelbſt keine 
Stütze. Auch in § 70 Abf. 1 EVO. iſt ein Fall des Irrtums be⸗ 
handelt, nämlich der Fall, daß die Eiſenbahn ſich geirrt und die 
Fracht, Frachtzuſchläge uſw. unrichtig oder gar nicht erhoben hat. 
Es heißt dort, daß die Eiſenbahn unverzüglich nach Feſtſtellung des 
Irrtums den Verpflichteten zur Nachzahlung aufzufordern oder dem 
Berechtigten den zuviel erhobenen Betrag zu erſtatten hat. Daß der 
Irrtumsbegriff i. S. des § 70 Abſ. 1 nur in der Bedeutung eines 
bei der Berechnung und Erhebung vorgekommenen Verſehens der 
Eiſenbahn aufzufaſſen iſt, iſt unbedenklich anzunehmen. Es iſt 
aber nicht einzuſehen, aus welchem Grunde der Irrtumsbegriff der 
in unmittelbarem Anſchluß an die den Irrtum der Eiſenbahn 
behandelnde Vorſchr. gegebenen Beſtimmung, die ſich mit dem Irr⸗ 
tum des Abſenders beſchäftigt, ein anderer ſein ſoll als der nach 
Abf. 1 vorausgeſetzte Irrtum. Außer in 870 EVO. behandelt 
auch 860 Abſ. 3 a EVO. den Fall des Irrtums des Abſenders und 


eſſe haben, die Anwendung des Ausnahmetarifs nicht vorzuſchreiben, 
um bei Beſchädigung oder Verluſt die Eiſenbahn voll in Anſpruch 
nehmen zu können. Dann kann er aber auch nicht, nachdem die 
Ware unverſehrt angekommen, den § 70 anrufen und den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der gewöhnlichen und der Ausnahmefracht bean⸗ 
ſpruchen. Es ift daher nicht anzuerkennen, daß der 8 70 ſolchen Be⸗ 
ſtimmungen in Ausnahmetarifen vorgehe, die die Anwendung des 
m von der Aufnahme in den Frachtbrief abhängig 
machen. 
Schließt man ſich dagegen in dieſem Punkte dem BU. an 
und räumt dem 8 70 den Vorrang ein, dann iſt den übrigen Er⸗ 
wägungen beizutreten; insbeſ. kann von einer Anwendung der 
88 119 ff. BGB. auf den Fall des § 70 Abſ. 2 EVO. keine Rede fein. 

Die Vorſchr. des BGB. behandeln den Irrtum als Anfech⸗ 
tungstatbeſtand und das anfechtbare Rechtsgeſchäft zufolge der An⸗ 
fechtung als von Anfang an nichtig. Die Vorſchr. der EVO. da⸗ 
gegen knüpfen an die Aufdeckung des Irrtums lediglich einen An⸗ 
ſpruch auf Nachzahlung oder Frachtzuſchlag, laſſen alſo den Fracht⸗ 
vertrag beſtehen. 

IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
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beſtimmt, daß ein Frachtzuſchlag nicht erhoben werden darf, wenn 
der Abſender nachweiſt, daß ſeine Angaben auf Irrtum beruhen. 
Hätte der Geſetzgeber unter Irrtum i. S. der einen Beſtimmung 
etwas anderes verſtehen wollen als i. S. der anderen, ſo würde die 
Beſtimmung anders formuliert und insbeſ. diejenige des 8 70 Abi. 2 
EBD. dem Wortlaut der Beſtimmung des § 119 BGB. angepaßt 
worden ſein. Es würde insbeſ., wenn unter dem Irrtum i. S. des 
9.70 Abf. 2 abweichend von § 70 Abſ. 1 EVO. der Irrtum des § 119 
BOB. zu verſtehen wäre, entweder auf § 119 BGB. verwieſen oder 
zum Ausdruck gebracht ſein, daß der Abſender ſeine Erklärung an⸗ 
fechten kann. In § 70 Abſ. 2 EVO. iſt nicht einmal auf die nach 
§ 121 BGB. erforderliche unverzügliche Anfechtung hinge⸗ 
wieſen. Aus der EVO. iſt nicht zu entnehmen, daß die Geltend⸗ 
machung des Erſtattungsanſpruches davon abhängig ſein ſoll, daß 
der Abſender, der ſich geirrt hat, nach Entdeckung des Irrtums 
unverzüglich an die Eiſenbahn herantreten muß. Andererſeits be⸗ 
ſtimmt $ 94 lediglich, daß die Anſprüche aus dem Frachtvertrag in 
einem Jahre verjähren und daß die Verjährungsfriſt bei den An⸗ 
ſprüchen auf Zahlung oder Erſtattung von Fracht uſw. mit Ab⸗ 
lauf des Tages der Zahlung verjähren. 

Iſt hiernach die Meinung abzulehnen, daß der Irrtum des 
870 Abſ. 2 EVO. auf den Irrtum des § 119 BGB. beſchränkt ſei, 
jo iſt mit Richter, Die EVO. v. 16. Mai 1928 Anm. I, 2 Abj. 4 
anzunehmen, daß der Irrtum nach § 70 Abſ. 2 „jede Unkenntnis 
des Abſenders, ſei es in bezug auf den ſachlichen Gegenſtand der 
Frachtbriefeintragung, ſei es in bezug auf die in Betracht kom⸗ 
menden tarifariſchen Beſtimmungen umfaßt“, ohne daß es, wie 
auch im Falle des § 70 Abſ. 1 auf die Verſchuldensfrage ankommt. 
Gegen die hier vertretene Auffaſſung, insbeſ. gegen die Meinung, 
daß es auf die Entſchuldbarkeit des Irrtums nicht ankomme, er⸗ 
geben ſich auch aus der Entſtehungsgeſchichte der EVO. in ihrer 
jetzigen Faſſung keine Bedenken. Die Beſtimmungen des 8 60 
Abf. 3a und des 8 70 Abf. 2 find in der EVO. v. 23. Dez. 1908 
überhaupt nicht enthalten. Die Beſtimmung des § 70 Abf. 1 hat 
in ihr eine von der jetzigen erheblich abweichende Faſſung, es war 
in § 70 Abſ. 1 (a. F.) von unrichtiger Anwendung der Tarife, 
Fehlern bei Berechnung der Fracht oder der Nebengebühren die 
Rede und beſtimmt, daß in ſolchen Fällen das zuwenig Geforderte 
nachzuzahlen, das zuviel Erhobene zu erſtatten, ſowie daß der Ver⸗ 
pflichtete oder der Berechtigte unverzüglich zu benachrichtigen fei. 
Dagegen enthält § 70 Abſ. 1 EVO. in der jetzt gültigen Faſſung die 
neue Beſtimmung, daß die Eiſenbahn unverzüglich nach Feſtſtellung 
des Irrtums den Verpflichteten zur Nachzahlung aufzufordern 
oder dem Berechtigten den zuviel erhobenen Betrag zu erſtatten 
habe. Die im Anſchluß hieran gegebene neu aufgenommene Be⸗ 
ſtimmung des § 70 Abſ. 2, die vom Irrtum des Abſenders 
handelt, korreſpondiert mit der gleichfalls neuen Beſtimmung des 
860 Abſ. 3 a, nach der ein Frachtzuſchlag nicht erhoben werden 
darf, wenn der Abſender nachweiſt, daß ſeine Angaben auf Irr⸗ 
tum beruhen. Die Rechtslage des Abſenders war unter der Herr⸗ 
ſchaft der früheren EVO. erheblich ungünſtiger. Nach den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen konnte die Eiſenbahn von Erhebung der 
Frachtzuſchläge abſehen oder geringere Zuſchläge erheben, wenn der 
Verſtoß gegen die Vorſchr. auf entſchuldbarem Verſehen beruht, ein 
Schaden für die Eiſenbahn nicht oder nicht in Höhe des Fracht⸗ 
zuſchlages entſtanden und eine erhebliche Gefährdung der Betriebs⸗ 
ſicherheit nicht herbeigeführt iſt, wenn die Höhe des Zuſchlags eine 
unverhältnismäßige Härte in ſich ſchließt oder wenn andere Billig⸗ 
keitsgründe vorliegen. Ein Rechtsanſpruch war dagegen dem Ab⸗ 
ſender früher verſagt. Ohne Zweifel ging die Tendenz der neuen 
EVO. dahin, die Rechtsſtellung des Abſenders zu verbeſſern. Das 
würde aber nicht der Fall ſein, wenn der Irrtumsbegriff des § 60 
Abſ. Za und des § 70 Abſ. 2 i. S. des §119 BGB. aufzufaſſen 
wäre, alſo abweichend vom Irrtumsbegriff des § 70 Abſ. 1, der 
zweifellos nur i. S. des Verſehens in der Bedeutung des gewöhn⸗ 
lichen Sprachgebrauchs zu verſtehen iſt, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, ob das Verſehen der Eiſenbahn entſchuldbar war oder nicht, 
wie ja auch in den Ausführungsbeſtimmungen zu 860 ſ. Faſſung 
von „Verſehen“, allerdings von entſchuldbaren „Verſehen“ die Rede 
iſt. Wenn nämlich der Abſender einen Irrtum i. S. des 8119 
BGB. nachweiſen müßte, würde fein Recht nach 8 70 Abſ. 2 nur 
auf wenige denkbare Fälle beſchränkt ſein. Für die Auffaſſung der 
Bekl. laſſen ſich auch nicht die Ausführungen im Protokoll der 
152. Sitzung der ſtändigen Tarifkommiſſion S. 141 und 77 ver⸗ 
werten, wo es heißt: „Die Befreiung von der Bezahlung des Fracht⸗ 
zuſchlages (die Rückzahlung erwachſener Mehrfracht) tritt nur dann 
ein, wenn es ſich um einen offenſichtlichen entſchuld⸗ 
baren Frrtum handelt ($ 119 BGB.). ... Die in den 88 119—121 
BGB. für die Anfechtung wegen Irrtums aufgeſtellten Voraus⸗ 
ſetzungen, insbeſ. das Erfordernis der unverzüglichen Anfechtung 
gelten hier ebenfalls (ck. zu § 70 Abf. 2 EVO. und zu 8 60 Abf. 2).“ 

Bei dem Irrtum nach § 119 BGB. kommt es aber bekanntlich 
auf die Entſchuldbarkeit nicht an. Iſt es danach ſchon bedenklich, die 
vorſtehend zitierten Ausführungen für die Auslegung des Geſetzes 
zu verwerten, ſo ſind die dort ausgeſprochenen Gedanken jedenfalls 


nicht aus dem Geſetz ſelbſt zu entnehmen. Wenn nun allerdings 
in den Ausführungsbeſtimmungen zu § 60 EVO. (a. F.) von 
entſchuldbarem Verſehen“, in 8 60 Abſ. 3 2 (NFaſſ.) 
aber lediglich von Irrtum geſprochen wird, ſo iſt es offenſichtlich 
die Meinung des Geſetzgebers bei der Faſſung der neuen Beſtim⸗ 
mungen geweſen, zwiſchen entſchuldbaren und unentſchuldbaren 
Verſehen einen Unterſchied nicht mehr zu machen. Da ohne weiteres 
davon ausgegangen werden kann, daß der Abſender den ihm gün⸗ 
ſtigſten Tarif angewendet wiſſen will, handelt er, wenn er es 
unterläßt, die in den Frachtbriefen als Grundlage für die An⸗ 
wendung des billigſten Tarifs aufzunehmenden Angaben zu 
machen, im Irrtum, ſofern die Eiſenbahn nicht den Gegenbeweis 
führt, daß ein Irrtum nicht vorgelegen habe. 

Die Bekl. kann ſich zur Begr. ihres ablehnenden Stand⸗ 
punktes nicht auf 5 57 EVO. berufen, nach der der 
Abſender für die Richtigkeit ſeiner Angaben und Erklärungen im 
Frachtbrief haftet und alle Folgen trägt, die daraus entſtehen, 
daß ſie unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder unzuläſſig ſind. Die 
Vorſchr. des 857 hat nichts mit der Berechnung der 
Fracht oder der Frage der Nachzahlung oder 
Erſtattung von Frachtbeträgen zu tun, ſondern 
verpflichtet lediglich den Abſender zur Tragung von etwaigen durch 
die unrichtigen, ungenauen oder unvollſtändigen Angaben im Fracht⸗ 
brief entſtandenen Schäden. Aus dem bei der Neufaſſung der EBD. 
v. 16. Mai 1928 dem Abſ. 1 des 8 57 in Klammern beigefügten 
Hinweis: „(vgl. jedoch S 60 (3) a und 8 70 (2)“ kann etwas 
anderes nicht entnommen werden. 

Die Bekl. kann gegenüber dem Erſtattungsanſpruch auch nicht 
einwenden, daß nach den tarifariſchen Vorſchr. der Vermerk „zur 
Ausfuhr über See nach außerdeutſchen Ländern“ in den Fracht⸗ 
briefen enthalten ſein müſſe. Allerdings iſt die Anwendung des 
Ausnahmetarifs 39 im Tarif ausdrücklich von der Erfüllung der 
Kontrollvorſchr. unter B III im Reichsbahngütertarif Heft A, Tof. 2 
abhängig gemacht, und in den Kontrollvorſchr. heißt es unter V: 

„Die Aus⸗, Ein⸗ und Durchfuhrſätze werden, ſoweit in ein⸗ 
zelnen Ausnahmetarifen nicht anders beſtimmt iſt, ſogleich bei der 
Beförderung und auch hier nur bei Erfüllung der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen gewährt: 1. Im Frachtbrief (Spalte „Inhalt“) iſt ein⸗ 
zutragen bei a) Ausfuhrgütern: „Zur Ausfuhr über See nach 
außerdeutſchen Ländern“. 

Die Berechtigung der Eiſenbahn zur Aufftellung von Tarifen 
ergibt ſich aus §6 EVO. und der Inhalt des Tarifs nebſt den 
in bezug genommenen Kontrollvorſchr. iſt an ſich ohne weiteres 
Beſtandteil des mit der Eiſenbahn abgeſchloſſenen Frachtvertrages. 
Aber die Tarifvorſchr. find inſoweit gültig, als fie mit der EVO. 
vereinbar ſind. Denn § 471 Abſ. 2 Satz 2 HGB. erklärt Verein⸗ 
barungen, die mit den Vorſchr. der EVO. im Widerſpruch ſtehen, 
ausdrücklich für nichtig. Daraus folgt, daß den tarifariſchen Be⸗ 
ſtimmungen die Vorſchr. des § 70 Abſ. 2 EVO. vorgeht, durch 
welche dem Abſender im Falle eines von ihm nachzuweiſenden Irr⸗ 
tums der Erſtattungsanſpruch auch dann zuſteht, wenn der in den 
Kontrollvorſchr. vorgeſchriebene Vermerk fehlt, daß alſo die oben 
genannte Beſtimmung unter B III der Kontrollvorſchr., wenn ſie 
dahin zu verſtehen iſt, daß die Nichtbeachtung der Kontrollvorſchr. 
den Erſtattungsanſpruch des Abſenders aus § 70 Abſ. 2 EVO. 
überhaupt ausſchließen ſoll, nichtig iſt. Es kann daher unerörtert 
bleiben, ob ſich die fragliche Beſtimmung der Kontrollvorſchr. nicht 
lediglich auf die Berechnung der Fracht bei Aufgabe der Güter 
bezieht. 

(OLG. Hamburg, 3. Ziv Sen., Urt. v. 7. Juni 1932, Bf III 63/32.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 

* 
Karlsruhe. 

2. 88 157, 242 BGB. Eine Verwaltungsbehörde, die 
einem Geſuchſteller in Vorverhandlungen eine informelle 
Auskunft gibt, in welcher Weiſe ſie ihr Ermeſſen hand⸗ 
haben werde, iſt berechtigt, in der Folge von dieſer Aus⸗ 
kunft abzuweichen. In der Abweichung liegt keine Ver⸗ 
letzung einer Amtspflicht i. S. 8 839 BG B., Art. 131 RVerf. 
Auch haftet die öffentliche Körperſchaft in ſolchem Falle 
nicht nach dem allgemeinen, auch das öffentliche Recht 
1 Grundſatz von Treu und Glauben im Ver⸗ 
kehr. F 

Kl. wollte einen Bau aufführen. Er frug im Jan. 1929 bet der 
Stadtbehörde unter Überſendung einer Skizze an, ob gegen die, wie 
von ihm geplante Erſtellung des Baues Bedenken beſtehen würden. 
Dies wurde verneint unter der Vorausſetzung, daß ein beſtimmter 
Abſtand von der Baufluchtlinie eingehalten werde. Darauf reichte Kl. 
ein förmliches Geſuch ein und bat gleichzeitig, den Bau noch in einem 


Zu 2. Die Deduktion der Begründung kann nicht befriedigen, 
wenn auch das Ergebnis zu billigen iſt. Die einzelnen Vorausſetzungen 
der Amtshaftung ſind nur unzulänglich geprüft. Ein weiterer Mangel 
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etwas geringeren Abſtand von der Linie errichten zu dürfen. Die 
Stadt lehnte dies in einem zweiten Schreiben ab und fügte bei, ihr 
früheres Einverſtändnis betr. den Bauabſtand könne nur unter Wider⸗ 
rufsvorbehalt, von dem indes vor 1939 kein Gebrauch gemacht werden 
ſollte, aufrechterhalten werden. Kl. betrieb hierauf fein Bauvorhaben 
nicht weiter; das baupolizeiliche Verfahren wurde eingeſtellt. Er ver⸗ 
langt Schadenserſatz in Höhe feiner Auslagen von der Stadt. 

Die beiden Schreiben des Oberbürgermeiſters ſind nicht von ihm 
als Baupolizeibehörde in dem Baugenehmigungsverfahren ergangen. 
Denn dieſes war bei Ergehen des erſten Schreibens noch gar nicht 
anhängig, ſondern ſie ſind Mitteilungen von Stadtratsbeſchlüſſen, die 
deshalb notwendig waren, weil es ſich um Nachſichtserteilungen von 
der Einhaltung der Bauflucht handelte. Dazu iſt zwar auch der 
Bürgermeiſter zuſtändig, es bleibt ihm aber überlaſſen, einen Stadt⸗ 
ratsbeſchluß herbeizuführen, hier insbeſ. deshalb, weil ſich die Frage 
einer Baufluchtänderung erhoben hatte. Kl. hatte auch mit ſeiner Ein⸗ 
gabe vom Jan. 1929 nicht um eine Verfügung gebeten, ſondern 
nur um Mitteilung, ob Bedenken irgendwelcher Art beſtünden, 
damit er ſich danach richten könne. Es handelt ſich dabei um eine 
Art formloſen Vorverfahrens, um eine Erkundigung des Bauherrn, 
wie ſich die Behörde zu ſeiner Abſicht ſtellt, damit er bei ſeiner förm⸗ 
lichen Eingabe ſich dieſer Einſtellung entſprechend verhalten könne, 
um ſo die Gefahr einer Ablehnung, alſo von Koſten und Zeitverluſt, 
zu erſparen. Solches Vorverhandeln iſt bei Behörden aller Art üblich 
und im Intereſſe des Publikums neben oder außerhalb der Dienſt⸗ 
vorſchriften eingeführt. Es wird als ein Entgegenkommen, eine Ge⸗ 
fälligkeit der Behörde aufgefaßt, die ſich allerdings auf dieſe Art auch 
Arbeit und Mühe ſpart. Antworten, die eine Behörde in ſolchen Vor⸗ 
verfahren gibt, ſind keine förmlichen Beſcheide. Sie ſind nicht rechts⸗ 
erzeugend, ſind keine Verwaltungsakte. Sie ſind nur Auskünfte, wie 
die Amtsſtelle die betr. Frage beurteilt, wie fie beabſichtigt, fie zu 
erledigen, ohne ſich aber zu binden. Es kann die Mitteilung einer 
Rechtsauffaſſung fein, wie fie bei der Behörde zur Zeit herrſcht, oder 
ie Mitteilung ihrer Verwaltungspraxis oder eine Außerung, wie ſie 
techniſch eine Sache beurteilt. Dann kann der Anfragende damit 
rechnen, daß ſich bei der förmlichen Verbeſcheidung ſeines Geſuchs die 
Behörde von entſprechenden Anſchauungen leiten läßt und kann ſo 
das Schickſal feines Geſuchs ungefähr vorausſehen und ſich danach 
einrichten. Eine Bindung ſeitens der Behörde findet dabei nicht ſtatt. 
Denn Behörden ſind nur an ihre förmlichen Verfügungen gebunden. 
Dies erfordert nicht nur der geficherte Gang der Verwaltung, jondern 


iſt, daß die Frage der Haftung nach dem allgemeinen Grundſatz von 
Treu und Glauben geſondert aufgeworfen und überlegt iſt, obwohl 
das Treu⸗und⸗Glauben⸗Problem hier in den erſteren Komplex hinein⸗ 
gehört, ja in deſſen Mittelpunkt ſteht. 

Auf zwei Handlungen der Verwaltungsbehörde konzentriert ſich 
das Intereſſe. Zunächſt auf das Schreiben, welches erging, noch ehe 
das baupolizeiliche Verfahren im Gang war; ſodann auf das, welches 
während des Verfahrens und in unmittelbarem Bezug auf dasſelbe 
abgegeben wurde. Beide ſtellen Antworten auf Anfragen bzw. (das 
zweite) zugleich auf einen Antrag des Kl. dar. Beide haben zum 
Inhalt die Mitteilung, in welcher Weiſe die Stadt ihr Ermeſſen hin⸗ 
ſichtlich einer beſtimmten Angelegenheit (Fluchtlinienabſtand) zu hand⸗ 
haben gedenke. Sie ſtimmen untereinander nicht überein, inſofern in 
dem zweiten, abweichend von dem erſten, eine Einſchränkung beigefügt 
iſt, die für das kläg. Vorhaben entſcheidend, ihm ungünſtig war. Es 
hat alſo eine Sinneswandlung der Stadtverwaltung ſtattgefunden, 
deren Urſache unbekannt iſt. — Die zweite Antwort war noch nicht 
der formelle Baubeſcheid. Doch iſt anzunehmen, daß dieſer, ſicherlich 
in dem fraglichen Punkte, nicht anders ausgefallen wäre, als wie er 
zuletzt in Ausſicht geſtellt war. Es iſt danach weder allein von der 
erſten noch allein von der zweiten Erklärung der Behörde auszugehen, 
ſondern die zweite erhält ihre rechtliche Bedeutung durch ihre Be⸗ 
=. zu der erſten. 8 
1 8 dürfte unzweifelhaft ſein, daß in der Erteilung von behörd⸗ 
find Auskünften, ganz allgemein geſprochen, Handlungen zu ſehen 
Hr „die Teil einer Tätigkeit darſtellen, und zwar einer amt⸗ 

ben. Iſt dabei im obigen Falle öffentliche Gewalt i. S. 
5 r Amtshaftungsbeſtimmungen ausgeübt worden? Die Wahrnehmung 
Juubolizeilicher Funktionen iſt ſicherlich Ausübung ſolcher Gewalt. 
81880 aber die beiden Mitteilungen der Erfüllung von Aufgaben 
— Baupolizei? Die Entſch. begnügt fi mit der apodiktiſchen Feſt⸗ 
„ ng im Einleitungsſatz der Gründe. Dieſe Feſtſtellung verrät eine 
both formaliſtiſche Auffaſſung, verkennt das Weſen jener Amts⸗ 
1 hang vorausſetzung und ift mindeſtens bzgl. des zweiten Schreibens 
3 weil dieſes im Rahmen des Verfahrens ergangen iſt. Es 
1 t ich jeweils um die Vornahme von ſog. Verwaltungsakten im 
ann Sinne (Fleiner, Inſtitutionen? S. 183f.) oder, in anderer 
3 vielfach variierender) Terminologie, von Akten der „ſchlichten 
= sverwaltung“, für deren Charakter auf W. Jellinek, VR.s 
her f. zu dverweiſen iſt. Sie find zu unterſcheiden einerſeits von 
5 Peibativietichaftlichen und «rechtlichen Verrichtungen, andererſeits 
den obrigkeitlichen Verwaltungsakten, mit welch letzteren zu⸗ 


auch das Rechtsſchutzbedürfnis des Publikums. Beſonders gilt das dort, 
wo für Verwaltungsakte ein beſtimmtes Verfahren vorgeſchrieben iſt, 
wie hier für Bauſachen. Außerhalb der in der Landes Baud. vor⸗ 
geſehenen Beſcheide gibt es keine rechtserzeugenden Verwaltungsakte. 

Es iſt allerdings hier ſo, daß die Zuſchriften des Bürgermeiſter⸗ 
amts in ihrer Form nicht genügend erkennen laſſen, daß es ſich nicht 
um förmliche Verwaltungsakte handelt. Doch wird in den Schreiben 
auf die Eingaben des Kl. Bezug genommen, der nur um Stellung⸗ 
nahme gebeten hatte, und aus der Faſſung des Dezemberſchreibens 
ergibt ſich, daß auch der Oberbürgermeiſter nur einſtweilen die Ein⸗ 
ſtellung des Stadtrats und die eigene mitteilen wollte, um dem Bau⸗ 
herrn jetzt den Entſchluß zu erleichtern, ob er unter dieſen Bedingungen 
bauen wolle oder nicht. Der Charakter einer Antwort auf die vor⸗ 
bereitende Frage des Kl. iſt gewahrt. Es ergibt ſich hieraus, daß eine 
förmliche Verbeſcheidung eines Antrags nicht vorlag und auch im 
Empfänger nicht der Gedanke erweckt werden konnte, daß es ſich um 
einen ſolchen Verwaltungsakt handle; ſondern es war eine Auskunft 
im Rahmen von Vorverhandlungen. 

Mit dieſen war den Rechten oder Intereſſen des Kl. nicht vor⸗ 
gegriffen, er war nur benachrichtigt, welches Schickſal ſein Baugeſuch 
vermutlich haben werde. Auch das ſtand noch nicht einmal feſt. Denn 
die Frage des Abſtands von der Bauflucht, um die es ſich hier handelt, 
und die Frage, ob die Nachſicht uneingeſchränkt oder nur für 10 Jahre 
gegeben werden ſolle, war eine Frage des Ermeſſens, und es hätte 
alſo der Kl. noch Gründe vorbringen und im Bauverfahren dafür 
fechten können. Der Erfolg ſtand allerdings dahin. Die Vorfrage, die 
er beantwortet bekommen hatte, diente zudem nicht dem Zweck, ihm 
das Riſiko abzunehmen, daß er auf alle Fälle auch ſpäter die Bau⸗ 
genehmigung bekommen werde; denn es war nicht vorauszuſehen, 
welche Hinderniſſe noch bis zum Ergehen des Baubeſcheids ſich zeigen 
würden, ſondern uur dem Zwech, dieſes Riſiko tunlichſt zu ver⸗ 
ringern, indem er erfahren konnte, wie vermutlich das Geſuch be⸗ 
handelt wurde. Eine gewiſſe Unſicherheit beſtand immer noch. Die 
vom Kl. gewünſchte Klärung war eingetreten, und mehr konnte er 
nicht verlangen. 

Da es ſich nicht um einen Verwaltungsakt, ſondern nur um eine 
Mitteilung der Behörde handelte, wie ſie ſich vorausſichtlich zu dem 
Bauvorhaben ſtellen werde, und die Behörde bis zur Erteilung der 
Bauerlaubnis völlig frei war, ſo kann in der ſpäteren Einſchränkung 
ihrer zunächſt gezeigten Bereitwilligkeit keine Verletzung einer Amts⸗ 
pflicht geſehen werden. Ein Amtsakt, bei dem eine ſchuldhafte Ver⸗ 


ſammen ſie nach Jellinek unter den Begriff der öffentlichen Ver⸗ 
waltung gerechnet werden. Schack (Fiſchers Z. 68, 319 f.) will auf 
derartige ſchlichte Hoheitsakte Art. 131 RVerf., §S 839 BGB. analog 
angewendet wiſſen, Delius (Beamtenhaftpflichtgeſetze, 1921, S. 11) 
lehnt die angeführte Unterſcheidung überhaupt ab. Er hat, wenngleich 
nur beſchränkt auf das Amtshaftungsrecht, inſofern recht, als die 
Judikatur des RG., bekanntlich ſtark ausdehnend und vor allem 
negativ abgrenzend, dasjenige ganze Gebiet amtlicher Tätigkeit als 
amtshaftungsfähig erachtet, welches nicht von 88 31, 89 BGB. um⸗ 
ſpannt wird. Alſo allein weil unfere Auskünfte nicht privatrechtliche 
Verrichtungen darſtellen, ſind ſie gegeben: in Ausübung öffentlicher 
Gewalt. Daß fie „nur“ Vorbereitungs⸗ bzw. Neben⸗ 
handlungen ſind, ändert daran nichts (Delius S. 13 unten), 
iſt doch ihr Zuſammenhang mit einem beſtimmten Fall der Wahr⸗ 
nehmung von Baupolizei offenbar; ebenſo ändert daran nichts die 
Tatſache, daß die Auskünfte formlos ergangen, keine förmlichen 
Verwaltungsakte ſind — ein Moment, welches die Entſch. irriger⸗ 
weiſe als weſentlich bezeichnet. 

Hat der Oberbürgermeiſter in Ausübung öffentlicher Gewalt ge⸗ 
handelt, ſo erhebt ſich das weitere Problem, ob er, in Verein mit 
dem Stadtrat, eine Amtspflicht verletzt hat. Jene unerwartete 
Sinneswandlung tritt in den Vordergrund. Eine Amtspflicht kann 
hier nur allein dann verletzt ſein, wenn die Stadtbehörde rechtlich 
gehalten war, bei der in dem erſten Schreiben zum Ausdruck ge⸗ 
kKommenen Zuſage zu bleiben. Beſteht ſolche Rechts pflicht, fo iſt fie 
auch eine Amt pflicht, denn zu dieſer gehört ſelbſtverſtändlich auch, 
dem Rechte gemäß zu verfahren, und dieſe Pflicht obliegt der Behörde 
einem jeden Geſuchſteller gegenüber von der Art des Kl. Ob die 
Pflicht beſteht, richtet ſich ausſchließlich danach, ob und inwieweit der 
Grundſatz von Treu und Glauben im Rechtsverkehr auch zwiſchen 
Bürger und Verwaltung gilt. Die Geltung dieſes Satzes im ver⸗ 
waltungsrechtlichen Bereich wird neuerdings in ſteigendem Maße an⸗ 
genommen, wofür eine ſchon relativ ausgedehnte Rſpr. zeugt. Zu der 
Frage der Bindung der Verwaltung an ihre Auskünfte vgl. 
vor allem HambVGH.: ZW. 1927, 477, Pr OVG. 87, 136 f. und 
Sächſ OG. 32, 364 f. Indeſſen ift dieſe Sonderfrage keineswegs end⸗ 
gültig geklärt; Lehre und Rſpr. find noch nicht viel weiter als über 
die prinzipielle Bejahung der Anwendbarkeit jenes Grundſatzes auch 
im Verwaltungsrecht hinausgereift. Sehr viel hängt von der Art und 
dem Inhalt der Auskunft ab. Es iſt auf den konkreten Tatbeſtand 
abzuſtellen. M. E. muß eine rechtliche Bindung vorliegend abgelehnt 
werden, wie es im Urt. auch geſchehen iſt, und zwar deshalb, weil 
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letzung einer ſolchen Pflicht hätte unterlaufen können, lag nicht vor, 
die Vorausſetzungen des 8 839 BGB. find daher nicht gegeben. Es 
fehlt eben an einer Entſcheidung. 

Es iſt noch zu unterſuchen, ob ſich nicht der Kl. nach den all⸗ 
gemeinen Grundsätzen von Treu und Glauben auf die erſte 
Auskunft des Oberbürgermeiſters verlaſſen durfte, und deshalb, wenn 
dieſer dann von ſeiner Erklärung abwich, die Stadt für den dadurch 
entſtandenen Schaden einſtehen muß. Würde es ſich hier um privat⸗ 
rechtliche Verhältniſſe, etwba um Vorverhandlungen über einen Ver⸗ 
trag, handeln, ſo käme etwa culpa in contrahendo in Betracht. Doch 
liegt ein Vertrag, auch ein ſolcher öffentlichen Rechts, nicht vor. 
Sicher wird auch das öffentliche Recht vom Grundſatz von Treu und 
Glauben beherrſcht. Doch beziehen ſich die auch hier maßgeblichen 
Belt. der 88 157 u. 242 BGB. auf das Vertragsrecht, alſo auf Ver⸗ 
einbarungen und Bindungen, die dieſen dienen: Siehe insbeſ. RG. 
125, 2981), wo es ſich um Vereinbarungen mit einem Beamten betr. 
ſeine Anſtellungsverhältniſſe handelt. Im vorl. Fall aber handelt 
es ſich um Hoheitsrechte, um die Vornahme von Verwaltungsakten 
abſoluter Natur, die irgendeiner Vereinbarung nicht unterliegen. Die 
Prüfung der Frage, ob eine polizeiliche Genehmigung zu erteilen oder 
zu verſagen iſt, ſteht unter ihren eigenen Bedingungen und unter⸗ 
liegt einem ausſchließend geordneten formalen Verfahren. Für die 
Vorſchriften von Treu und Glauben iſt hierbei kein Platz. Eine Er⸗ 
klärung i. S. dieſer baupolizeilichen Vorſchriften hat noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ſondern nur eine in jeder Weiſe unverbindliche, nur vor⸗ 
bereitende Erklärung. Dieſer kann auch auf dem Umweg des Satzes 
von Treu und Glauben eine Rechtsverbindlichkeit nicht beigelegt werden. 
Eine Verbindlichkeit der Polizeibehörde, in einem gewiſſen Sinne 
ſpäter zu entſcheiden, iſt zudem ausgeſchloſſen, da ſie immer nach Lage 
der Sache pflichtgemäß zu entſcheiden hat, und ſich vor Exlaſſung der 
Entſch. nicht feſtlegen darf. Die Auskunft bedeutet nur, daß ſie ver⸗ 
mutlich in dieſem Sinne entſcheiden wird, aber ſich alles vorbehält. 
Mangels einer eingegangenen Verbindlichkeit und bei der Unzuläſſig⸗ 
keit einer ſolchen Bindung fehlt auch die Möglichkeit, die Behörde 
an ihr nach den Grundſätzen von Treu und Glauben feſtzuhalten. 
Damit iſt nicht geſagt, daß nicht auch bei Auskünften eine Haftung 
der Gemeinde oder des Staates beſtehen könnte, wie etwa bei abſicht⸗ 
lich oder fahrläſſig falſch gegebenen Auskünften; aber ſo liegt der 
Fall nicht. 

(OG. Karlsruhe, 2. Ziv Sen., Urt. v. 6. Febr. 1933, 254/32.) 
Mitgeteilt von OLGR. Traumann, Karlsruhe. 


Berlin. b) Strafſachen. 

3. 88 344, 352 StPO.; 88 5, 7 Straffreiheits G. v. 
20. Dez. 1932 (RG Bl. I, 559). Zuläſſigkeit der Beſchränkung 
der Reviſion auf die vom BG. in den Urteilsgründen 
verneinte Frage der Anwendbarkeit des StraffreiheitsG. 

Eine ſolche Beſchränkung iſt zuläſſig, da nach dem inneren 
Zuſammenhange der Urteilsbeſtandteile der hiernach allein ange⸗ 
griffene Teil des Urt. rechtlich losgelöſt und unabhängig von den 
unangegriffen gebliebenen übrigen Entſcheidungsteilen eine ſelb⸗ 
ſtändige Prüfung an der Hand der §§ 5 und 7 Straffreiheits®. ver⸗ 
trägt; denn ihre Anwendung hat die Bejahung der — allerdings 
immer nur einheitlich zu beurteilenden — Schuldfrage zur Vor⸗ 
ausſetzung und die gerichtliche Entſch. inſoweit — rein deklara⸗ 


ſich die Auskunft auf die Ausübung des Ermeſſens bezieht (anders 
würde wohl W. Jellinek nach R.⸗ u. PrVerwBl. 52, 806 ent⸗ 
ſcheiden). Sowenig ſich die Behörde privatrechtlich in ſolchem Falle 
feſtlegen darf, weil es das Intereſſe der Verwaltung erfordert, daß 
ſie im Zeitpunkt der Verbeſcheidung völlig frei iſt, ſowenig kann ſie 
es öffentlich⸗rechtlich, und der Empfänger einer Auskunft, wie der 
bei uns in Betracht ſtehenden, kann auch nach Treu und Glauben in 
der Regel nicht damit rechnen, daß eine Bindung beabſichtigt iſt. 

Die Stadtbehörde war ſomit hinſichtlich der Möglichkeit einer 
Einſchränkung ihrer erſten Zuſage rechtlich nicht gebunden. War ſie 
es nicht, ſo hat auch keine Amtspflichtverletzung ſtattgefunden. Selbſt 
wenn man inſoweit eine andere Meinung vertreten wollte, könnte 
dem Beamten die irrige Rechtsbefolgung nicht als Schuld, die doch 
ebenſo gegeben ſein muß, zum Vorwurf gemacht werden, da die weſent⸗ 
liche Rechtsfrage zweifelhaft it. 

Schließlich iſt zu betonen, daß im Verwaltungsrecht überall dort 
nicht auf den allgemeinen Satz von Treu und Glauben zurückgegriffen 
werden darf, wo wie hier eine Materie ſpezialgeſetzlich geregelt iſt; vgl. 
z. B. RG. 112, 2252); 113, 81 f.3). Eine Staats⸗ oder Körperſchafts⸗ 
haftung für Amtspflichtverletzungen der Beamten kann demnach neben 
8839 BGB., Art. 131 RWVerf. nicht zugelaſſen werden, was unſere 
Entſch. in ihrem Schlußteil erwägt, vor allem nicht ſelbſtändig nach 
Treu und Glauben. Nur innerhalb des Amtshaftungsrechts kann 
dieſer Satz, wie gezeigt, von Bedeutung werden. 

Priv Doz. Dr. Schüle, Berlin. 


1) JW. 1929, 3375. 2) JW. 1926, 792. ) JW. 1927, 2193 


toriſch — nur die Bedeutung, ob durch jene Vorſchr. der ſtaatliche 
Strafanſpruch in dem dort bezeichneten Umfang unmittelbar er⸗ 
loſchen und aus der Tatſache des Eintritts der Straffreiheit auf 
Grund des Geſetzes die verfahrensrechtliche Folge der Einſtellung 
gezogen wird oder nicht (vgl. JW. 1933, 1326 20). 
(KG., 2. Fer StrSen., Urt. v. 27. Juli 1933, 2 8 274/33.) 
Ber. v. KGR. Körner. Berlin. 
* 
Karlsruhe. 


4. Auch gegen Entſch. der gemäß VO. der RReg. v. 
21. März 1933 gebildeten Sondergerichte in Koſtenſachen 
iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 

Die Beſchw. gegen eine, die Erinnerung gegen einen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß eines ſolchen Sondergerichts über Rechtsan⸗ 
waltsgebühren verwerfende Entſch. wurde als unzuläſſig verworfen. 
In der Begr. iſt folgendes ausgeführt. 

Die Beſchw. wäre im vorl. Falle dann zuläſſig (vgl. Lö we⸗ 
Roſenberg, 19. Aufl., Anm. 4 zu 8150 StPO.), wenn in der 
genannten VO. nicht etwas anderes beſtimmt wäre (86 der VO.). 
Dies iſt jedoch tatſächlich der Fall. Nach § 16 der VO. iſt nämlich 
gegen Entſcheidungen der Sondergerichte kein Rechtsmittel 
zuläſſig. Dieſe Beſt. beſagt nicht etwa nur, daß die Urteile 
des Sondergerichts unanfechtbar ſeien. Nicht nur der Wortlaut 
ſpricht gegen eine ſolche einſchränkende Auslegung, ſondern vor 
allem auch Sinn und Zweck der Beſt. Durch die genannte VO. 
ſollte das neugebildete Sondergericht, das, von ausdrücklichen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, völlig außerhalb der ordentlichen Strafgerichte 
und dem Inſtanzenzug ſteht, mit denkbar größter Machtvollkom⸗ 
menheit und Selbſtändigkeit ausgeſtattet werden. Insbeſ. ſollten 
gegen ſeine „Entſcheidungen“ keine ordentlichen Rechtsmittel ge⸗ 
geben ſein, wogegen der außerordentliche Rechtsbehelf der Wieder⸗ 
aufnahme erleichtert wurde (§ 16 Abſ. 2 VO.). Für die Beſchw. im 
beſonderen ergibt ſich dies auch aus den Einzelbeſtimmungen der 
888 und 9 Abſ. 2 Satz 3 VO., nach denen bei Ablehnung eines 
Richters und bei Beſchw. in Haftſachen das Sondergericht allein 
entſcheidet (a. A. anſcheinend KG. und OLG. Hamm: JW. 1933, 
559 und 1671, ohne nähere Begr.). 

(OLG. Karlsruhe, Urt. v. 29. Juni 1933, Sol 127/33.) 
Begr. von OL GR. Dr. Deitigsmann, Karlsruhe. 


Obergericht Danzig. 


1. 88 328 ff., 394 BGB.; § 1 Danz Geſ. v. 23. Febr. 1926. 
Eine Gemeinde kann bei Veruntreunngen eines Beamten, 
der durch Selbſtmord vor Durchführung des Dienſtſtraf⸗ 
verfahrens geendet hat, nicht auf das Witwengeld zurück- 
greifen, indem fie die Hinterbliebenenbezüge teilweiſe 
einbehält. ß) 

Gewiß iſt der Anſpruch der Witwe entſtanden aus dem vor⸗ 
angegangenen Anſpruch des Mannes aus ſeinem Beamtenverhält⸗ 
nis auf Gehalt, gegebenenfalls Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung. Aber, war der Anſpruch des Mannes auf Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung auch ein eigener Rechtsanſpruch des Mannes, 
ein Teil der Gegenleiſtung für ſeine Dienſte, eine Frucht der 
Arbeit des Mannes (vgl. RG. 135, 372 JW. 1932, 3255 7), fo 
hat doch neben dieſem Rechtsanſpruch des Mannes auch die Witwe 


Zu 1. Der Entſch., die den in JW. 1932, 551 abgedruckten, 
im Vorverfahren vor dem VerwGer. ergangenen Beſchluß des 
DanzOVG. v. 13. Juni 1931 aufhebt, iſt in vollem Umfange 
beizutreten. 

Zwar hat der Anſpruch der Witwe des Beamten auf das 
Witwengeld ſeine Grundlage in dem Beamtenverhältnis, alſo in 
einem Rechtsverhältnis des Beamten zu ſeiner Anſtellungskörper⸗ 
ſchaft; jedoch ſteht er — und dadurch unterſcheidet er ſich grund⸗ 
ſätzlich von dem dem Beamten zuſtehenden Ruhegehaltsanſpruch — 
nicht dem Beamten, ſondern deſſen Witwe, alſo einer dritten Per⸗ 
ſon zu. Der Anſpruch auf Witwengeld iſt allerdings dadurch be⸗ 
dingt, daß die Ehefrau des Beamten deſſen Tod überlebt, und daß 
der Beamte den Anſpruch auf das Gehalt oder Ruhegehalt im Zeit⸗ 
punkt ſeines Todes nicht verloren hat. Sind dieſe Vorausſetzungen 
gegeben, ſo entſteht mit dem Tod des Beamten das Recht auf das 
Witwengeld als ein ſelbſtändiger Anſpruch der Witwe gegen die 
Anſtellungskörperſchaft, der mit keiner Möglichkeit der Entziehung 
oder Einſchränkung aus dem früheren durch Tod erloſchenen Be⸗ 
amtenverhältnis belaſtet iſt. Weil es ſich um einen ſelbſtändigen 
Anſpruch der Witwe handelt, kann eine der Anſtellungskörperſchaft 
gegen den ungetreuen Beamten zuſtehende Einbehaltungs⸗ oder 
Aufrechnungsbefugnis nicht der Witwe hinſichtlich des Witwen⸗ 
geldes gegenüber geltend gemacht werden. 

Selbſt wenn es ſich aber nicht um einen ſelbſtändigen An⸗ 
ſpruch der Witwe handeln würde, ſo würde die Einbehaltung des 
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des Mannes ein eigenes, ſelbſtändiges Recht auf die Witwenbezüge, 
vorausgeſetzt nur, daß der Mann feinen Anſpruch im Augenblick 
ſeines Todes noch hatte. f 

Es bleibt daher die Frage zu prüfen, ob der Mann feinen 
Anſpruch auf Hinterbliebenenfürſorge noch im Augenblick ſeines 
Todes hatte. Dieſe Frage muß deshalb bejaht werden, weil un⸗ 
ſtreitig kein Diſziplinarverfahren gegen ihn durchgeführt iſt. 
Das Diſziplinarverfahren gegen den Mann mit der Strafe der 
Dienſtentlaſſung und dem aus ihr ſich ergebenden Verluſt des 
Anſpruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung iſt aber 
die einzige Möglichkeit ſeines unfreiwilligen Verluſtes auch der 
Hinterbliebenenanſpruch der Witwe (vgl. RG. 125, 318 = JW. 
1929, 3377; ferner JW. 1928, 1503 19), wenn auch ſchon vorher die 
durch ihn geſchädigte Behörde ihm perſönlich gegenüber im Zivil- 
prozeß die Befriedigung ſeiner Anſprüche auf Gehalt nach Treu 
und Glauben bis zu ihrer Deckung wegen ihrer Schadenserſatz⸗ 
anſprüche aus feinen, fie ſchädigenden Handlungen zurückhalten 
darf (RG. 85, 116—118). Iſt kein Diſziplinarverfahren mit Dienſt⸗ 
entlaſſung erfolgt, ſo hat die Witwe unentziehbar den Anſpruch auf 
die Witwenbezüge erworben, auf die ſie bis zum Tode des Mannes 
nur eine Anwartſchaft gehabt hatte. 

Es wäre nun geſetzlich nicht zu rechtfertigen, den Fall, daß 
der ſchuldige Beamte durch Selbſtmord die Einleitung und Durch⸗ 
führung eines Diſziplinarverfahrens verhindert hat, gleichzuſtellen 
dem Falle der Durchführung des Difziplinarverfahrens mit Dienft- 
entlafjung. Die Beſt. des § 162 BGB. über die Wirkungen der 
gegen Treu und Glauben verſtoßenden Verhinderung oder Herbei⸗ 
führung des Eintritts einer Bedingung können hier nicht ange⸗ 
wendet werden. Es iſt ſchon bedenklich, ob dieſer Beſt. eine ſolche 
Allgemeingültigkeit zuerkannt werden könnte, die ihre Anwen⸗ 
dung auch auf das öffentlich⸗rechtliche Beamtenverhältnis recht⸗ 
fertigen würde. Jedenfalls verbietet ſich die Gleichſtellung des 
Falles, in welchem der ſchuldige Beamte durch Selbſtmord die 
Durchführung des Diſziplinarverfahrens verhindert hat, mit dem 
Falle der Durchführung des Diſziplinarverfahrens mit Dienſtent⸗ 
laſſung deshalb, weil das Geſetz, welches den Verluſt des Gehalts 
und Hinterbliebenenanſpruchs an die im Wege des Ditziplinar⸗ 
verfahrens erfolgende Dienſtentlaſſung geknüpft habe, eine er⸗ 
ſchöpfende Regelung der Einwirkung von Straftaten und diſzipli⸗ 
nariſcher Vergehen auf die Gehalts⸗ und Reliktenbezüge gegeben 
125 die auf andere Fälle nicht ausgedehnt werden darf (RG. 

5, 318 5). 

Die Ven. meint nun aber, daß ſie die ihr angeblich gegen 
den verſtorbenen Ehemann der Kl. zuſtehenden Schadenserſatz⸗ 
anſprüche auch der Kl. gegenüber aus § 334 BGB. geltend zu 
machen berechtigt ſei. Das iſt nicht richtig. Der Anſpruch des 
Mannes und der Anſpruch der Witwe haben ihre Rechtsgrundlage 
in dem Beamtenverhältnis des Mannes. Dies Beamtenverhältnis 
iſt lediglich öffentlich⸗rechtlicher Natur. Die Rechtsgrundſätze des 
Privatrechts können darauf nur inſoweit angewendet werden, als 
ſie grundſätzliche Rechtsgedanken enthalten, die Allgemeingültigkeit 
für alle Rechtsgebiete, nicht nur für das Privatrecht, haben. Die 
Eigenart der öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen bedingt es, daß die 
Anwendung ſolcher Rechtsgrundſätze auf dieſe Beziehungen, ſelbſt 
o allgemein⸗wichtiger wie der von Treu und Glauben, nur mit 


Witwengeldes oder die Aufrechnung mit einer der Anſtellungs⸗ 
korperſchaft aus einer vorſätzlichen unerlaubten Handlung des ver⸗ 
ſtorbenen Beamten heraus zuſtehenden Gegenforderung in voller 
Hohe des Witwengeldes unzuläſſig ſein. Die zu § 394 BGB. vom 
NG. herausgebildete Rſpr., nach der es Treu und Glauben wider⸗ 
Ipricht, wenn ſich der Schuldner bei vorſätzlicher Schädigung des 
Vermögens des Antragsgegners auf die Vorſchr. über das Auf- 
rechnungsverbot beruft, kann im vorl. Falle leine Anwendung fin⸗ 
den, denn die Witwe des ungetreuen Beamten hat keine vorſätz⸗ 
lich unerlaubte Handlung begangen. Allerdings würde in diefen 
Falle die Aufrechnung inſoweit durchgreifen können, als das Wit⸗ 
wengeld der Pfändung unterworfen iſt. 
x Zugeſtimmt werden muß den Ausführungen des Ober. auch 
inſoweit, als es die Anwendung des in § 162 BGB. niedergelegten 
rundgedankens über den vom Geſetz fingierten Eintritt einer Be⸗ 
ablaung bei Verhinderung des Eintritts wider Treu und Glauben 
2 1 Das Beamtenrecht, das Teil des öffentlichen Rechts iſt, 
Mi auf das nach ſtändiger Apr. des RO, allgemeine Rechtsgrund⸗ 
ö be. die im bürgerlichen Recht ihren Niederſchlag gefunden hat, 
dür „am ſich nur mit größter Zurückhaltung angewandt werden 
vürfen, hat die Entziehung des Gehaltsanſpruchs durch Sonder⸗ 
8 geregelt, die in den Dienſtſtrafgeſetzen enthalten ſind und 
a er Eigenart des öffentlich⸗rechtlichen Beamtenverhältniſſes 
8 182 dn Diefe Sonderregelung ſchließt die Anwendung des in 
Re 55 GB. für das Privatrecht niedergelegten allgemeinen 
ei ndiages ohne weiteres aus. 
enſowenig rechtfertigt ſich die Einbehaltung von Beträgen 


) JW. 1929, 3377. 


äußerſter Zurückhaltung erfolgen darf und nur bis zu den Grenzen, 
welche die ſtaatsnotwendige Überordnung des Staatsintereſſes über 
die Privatintereffen der einzelnen Staatsangehörigen ziehen muß 
(vgl. RG. 113, 181; 114, 101 2) und 130 3), 117, 155 0, 126, 147); 
JW. 1932, 4911). Diefe Erwägungen verbieten die Anwendung 
der Beſt. der §s 328 ff. BGB. über Verträge zugunſten Dritter 
auf das Beamtenverhältnis. Den genannten Beſt. kann Allgemein⸗ 
gültigkeit für alle Rechtsgebiete nicht aberkannt werden. Sie ſind 
Sondervorſchr. für das bürgerlich⸗rechtliche Vertragsrecht. Ein Be⸗ 
amtenverhältnis tft aber, wie gejagt, kein bürgerlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
trag; ſondern ein Verhältnis des öffentlichen Rechts, auf welches 
die Grundſätze des bürgerlichen Rechts nicht ohne Berückſichtigung 
feiner Eigenart übertragen werden können (vgl. RG. 114, 101 und 
130; 117, 155; 126, 147). Auf die Beſt. des § 334 BGB. kann des⸗ 
halb die Bekl. ſich nicht mit Erfolg ſtützen, um Rechte gegen die 
Kl. wegen etwaiger Anſprüche an den verſtorbenen Ehemann der 
Kl. zu begründen. h 

Ob etwa geſagt werden könnte, daß die Behörde einen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch aus 8826 BGB. gegen den Ehemann der Kl. 
erlangt habe dadurch, daß er durch ſeinen Selbſtmord die Ein⸗ 
leitung und Durchführung eines Diſziplinarverfahrens mit der 
Folge des Verluſtes der Anſprüche auf Hinterbliebenenfürſorge 
verhindert habe, das iſt eine Frage, die hier ſchon deshalb nicht 
unterſucht zu werden braucht, weil die Kl. unſtreitig die Erbſchaft 
nach ihrem Manne ausgeſchlagen hat, ſo daß ſie für ſeine Schulden 
nicht haftet. 

Mit Rückſicht auf die ſelbſtändige Natur des Rechts der Kl. 
auf Witwenbezüge iſt auch die Meinung nicht geſetzlich zu be⸗ 
gründen, daß die Kl. den Anſpruch auf die Witwenbezüge nur be⸗ 
laſtet mit dem Gegenanſpruch der Bekl. erworben habe. Was dem 
perſönlichen Anſpruch des Mannes gegenüber nach Treu und 
Glauben die Ber. der Behörde auf ſein perſönliches Verſchulden 
und auf den durch dies Verſchulden ihr verurſachten Schaden und 
deshalb die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts rechtfertigen 
kann, rechtfertigt nicht der Witwe gegenüber ein ſolches Zurück⸗ 
behaltungsrecht, da der Witwe ein ſolches perſönliches Verſchulden 
nicht zur Laſt fällt. 

Hat nach alledem die Kl. dieſen ſelbſtändigen Anſpruch der 
Witwe auf die Witwenbezüge, ſo kann kein Verſtoß gegen Treu 
und Glauben darin geſehen werden, daß ſie ſich auf die rechtliche 
Selbſtändigkeit dieſes Anſpruchs beruft. Sie übt damit nur ihr 
Recht aus, und in der Ausübung eines Rechts kann kein Verſtoß 
gegen Treu und Glauben gefunden werden. 

3600 der Freien Stadt Danzig, Urt. v. 1. Febr. 1933, 2 III U 
732. 


Ber. von RA. Dr. Daniels, Berlin. 


Landgerichte. 
Zivilſachen. 
Dortmund. I. Materielles Recht. 


1. 88 1123, 1124 BGB. findet auf Realſteuern keine 
Anwendung. f) 


Die Kl. verlangt von der Bekl. Rückzahlung eines von dieſer 


des Witwengeldes wegen vorſätzlicher und zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtender Handlungen des Beamten gegenüber ſeiner Anſtel⸗ 
lungskörperſchaft nach den Vorſchr. des BGB. über Verträge zu⸗ 
gunſten Dritter. Die in dieſen Vorſchr. enthaltenen Rechtsgrund⸗ 
ſätze ſind auf das Beamtenrecht ſchon deshalb nicht anwendbar, 
weil das Beamtenverhältnis der Vertragsnatur entbehrt, vielmehr 
einſeitiges Hoheits⸗ und Gewaltrecht darſtellt, dem ſich der Beamte 
unterwirft. . 

Eine andere Frage ift es allerdings, ob die Witwe des ver⸗ 
ſtorbenen Beamten als Erbin für den von dem Erblaſſer be⸗ 
gangenen Schaden haftet, wenn ſie die Erbſchaft angenommen hat. 
Der vorl. Fall bietet keine Veranlaſſung zur Entſch. dieſer Frage, 
da die klagende Witwe die Erbſchaft ausgeſchlagen hat. Die Haf⸗ 
tung der Witwe als Erbin nach brd Grundſätzen der An⸗ 
ſtellungsbehörde des verſtorbenen Beamten gegenüber wird auch 
durch die Sonderſtellung der Witwe als Hinterbliebene eines Be⸗ 
amten nicht als ausgeſchloſſen angeſehen werden können. 

Die Entſch. entſpricht ebenſo den Grundſätzen der Billigkeit, 
die es nicht zulaſſen, daß die Witwe eines ungetreuen Beamten 
für deſſen perſönliches Verſchulden verantwortlich gemacht wird. 
In gleicher Weiſe hat übrigens das RArbG. in einer Entſch. v. 
13. April 1932 (JW. 1932, 3131) für die Witwe eines Ange⸗ 
ſtellten entſchieden. 

RA. Dr. Daniels, Berlin. 

2) JW. 1927, 446. 3) JW. 1926, 2292. 

) JW. 1927, 2195. 5) JW. 1930, 1191. 


Zu 1. Dem Hypothekengläubiger haften außer dem Grund⸗ 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


in Höhe der Klageforderung angeblich zu Unrecht eingezogenen 
Mietzinsbetrages, da dieſer von ihr durch ein für ſie früher ent⸗ 
ſtandenes Pfandrecht in Beſchlag gelegt worden ſei. Nach $ 804 
Abſ. 3 ZPO. geht das durch eine frühere Pfändung begründete 
Pfandrecht demjenigen vor, das durch eine ſpätere Pfändung be⸗ 
gründet wird. Da die Mietzinspfändung ſeitens der Bekl. unſtrei⸗ 
tig der Pfändung feitens der Kl. nachgefolgt iſt, wäre der mit der 
Klage erfolgte Anſpruch der Kl. an ſich begründet. Es wäre nur 
dann nicht gerechtfertigt, wenn die Bekl. ein Vorrecht auf die 
Mietzinsforderung für ſich in Anſpruch nehmen könnte. 5 

Die Entſch. nach der einen oder anderen Richtung hängt mit⸗ 
hin von der Beantwortung der Frage ab, ob ein ſolches Vorrecht, 
das die 891123 und 1124 BGB. dem auf Grund dinglichen Voll⸗ 
ſtreckungstitels pfändenden Hypothekengläubiger einräumen, auch 
für die zwecks Deckung der öffentlichen Grundſtückslaſten aus⸗ 
gebrachte Pfändung der Bekl. anzuerkennen iſt. 

Dieſe Frage hat das BG. in Übereinſtimmung mit dem Vor⸗ 
derrichter verneint. 

Es iſt ſich wohl bewußt, daß die gegenteilige Anſicht, die einer 
Mietpfändung für öffentliche Grundſtückslaſten ein gleiches Vor⸗ 
recht zukommen läßt, wie dieſes für den Hypothekengläubiger in 
§ 1124 BOB. ausgeſprochen iſt, in Literatur und Rſpr. vertreten 
wird. Das erk. BGG. hält dieſe Anſicht indes nicht für zutreffend. 

Aus den Beſt. des ZwVerſtcg. (88 20 II, 21 II, 148) läßt 
ſich eine unmittelbare Anwendung des § 1124 BGB. auf öffenk⸗ 
liche Grundſtückslaſten nicht herleiten. Aber auch eine entſprechende 
Anwendung dieſer Beft. kann nicht in Frage kommen. 

Es handelt ſich bei § 1124 BGB. um ein dem Hypotheken⸗ 
gläubiger im Gegenſatz zu anderen Gläubigern ausdrücklich zu⸗ 
erkanntes Vorrecht, alſo um eine Ausnahmebeſt., die, wie das KG. 
in einer Entſch. (abgedruckt in JW. 1927, 2583) ausgeſprochen 
hat, einer ausdehnenden Auslegung nicht fähig iſt. 

Wenn die Bekl. ſich zur Stützung ihrer gegenteiligen An⸗ 
ſicht auf die Entſch. des RG. 103, 137 beruft, fo ift ihr entgegen⸗ 
zuhalten, daß es ſich dort um Mietpfändungen mehrerer Hypothe⸗ 
kengläubiger handelte und das RG. ſich daher in dieſer Entſch. 
gar nicht darüber auseinanderzuſetzen hatte, ob über den aus⸗ 
drücklichen Wortlaut der 88 1123, 1124 BGB. hinaus auch Miet⸗ 
pfändungen von anderen als Hypothekengläubigern die Wirkung 
einer Beſchlagnahme i. S. der genannten Vorſchr. zukomme. Die 
Erwähnung des RG., daß jede Pfändung von Mietzinſen auf 
Grund eines dinglichen Titels eine Beſchlagnahme i. S. der 
88 1123, 1124 BGB. enthalte, kann, eben, weil in dieſer Entſch. 
nur die Wirkungen der Pfändungen von Hypothekengläubigern 
unterſucht werden, nur dahin ausgelegt werden, daß jede Pfändung 
durch einen Hypothekengläubiger dieſe Wirkung hat. 
Auch in feiner in Gruch. 58, 1031 abgedruckten Entſch. hat das 
RG. nicht ausdrücklich ausgeſprochen, daß auch der Nießbraucher 
das Vorrecht der SS 1123, 1124 BGB. beanſpruchen könne. Selbſt 
wenn man ſich aber auf den Standpunkt ſtellt, daß der §1124 
BGB. eine Auslegung nach der Richtung hin verträgt, daß außer 
dem Hypothekengläubiger auch der Nießbraucher und der privat⸗ 
rechtliche Reallaſtberechtigte das in § 1124 niedergelegte Vorrecht 
genießen, jo kann jedenfalls auf öffentliche Grundſtücks⸗ 
lhlaſten dieſe Beſt. nicht, auch nicht ſiungemäß angewandt werden. 
Aus den genannten Entſch. des RG. kann das Gegenteil nicht ge⸗ 
folgert werden, da in dieſen Entſch. das RG. ſich nicht über die 
Frage auseinanderzuſetzen brauchte, ob Mietpfändungen durch die 
Gemeinde wegen rückſtändiger Realſteuern eine Beſchlagnahme 
i. S. der §§ 1123, 1124 BGB. enthalten. 

Die öffentlichen Grundſtückslaſten ſtellen trotz vieler Ahnlich⸗ 
keiten keine Reallaſten i. S. der Ss 1105 ff. BGB. dar, fie können 
auch nicht als ſolche behandelt werden. Es handelt ſich bei ihnen 
um völlig verſchiedene Rechtsinſtitute. Die öffentlichen Laſten wer⸗ 
den durch die Beſt. des öffentlichen Rechts, insbeſ. die Steuer⸗ und 
Abgabengeſetze, geregelt, wäl/ end die privatrechtlichen Reallaſten 


ſtück ſelbſt, wenn es vermietet iſt, auch die Mietzinsforderungen. 
Dieſe Forderungen können zwar auch von anderen Gläubigern des 
Vermieters gepfändet werden, doch iſt eine ſolche Pfändung dem 
Hypothekengläubiger gegenüber, wenn er die Beſchlagnahme der 
Mietzinsforderung zu ſeinen Gunſten erwirkt, unwirkſam, ſoweit 
die Zinsforderungen von jenen anderen Gläubigern für eine ſpä⸗ 
tere Zeit als das bei der Beſchlagnahme laufende Kalenderviertel⸗ 
jahr gepfändet ſind. Ob der Hypothekengläubiger die Beſchlag⸗ 
nahme durch Anordnung der Zwangsverwaltung oder durch Pfän⸗ 
dung der Mietzinsforderungen erwirkt, iſt nach der zutreffenden 
und heute durchaus herrſchenden Anſicht, der auch die wieder⸗ 
gegebene Entich. folgt, ohne Belang. 

Das LG. ſah ſich vor die Frage geſtellt, ob der Hypotheken⸗ 
gläubiger dieſes Vorrecht auch dann hat, wenn die Mietzinsforde⸗ 
rung zugunſten einer Stadtgemeinde zur Deckung öffent⸗ 
licher Grundſtückslaſten gepfändet find, Solche Ansprüche 
gehen ja in der Zwangsverwaltung den Anſprüchen der Hypothe⸗ 
kengläubiger vor. Weshalb iſt ihnen nirgends ein Vorrecht ein⸗ 


ihre Regelung im BGB. gefunden haben. Der Hinweis der Bekl., 
daß nach § 10 ZwVerſtG die öffentlichen Grundſtückslaſten in ein 
beſtimmtes Rangverhältnis zu den privaten Rechten am Grundſtück 
geſetzt werden, iſt nicht geeignet, auf eine Gleichſtellung der öffent⸗ 
lichen Laſten mit den privatrechtlichen Reallaſten zu ſchließen. Aus 
dieſer Beſt folgt im Gegenteil, daß dieſe nicht miteinander auf ein 
und dieſelbe Stufe zu ſtellen ie: Wenn die Bekl. ferner darauf 
hinweiſt, daß die öffentlichen Grundſtückslaſten im Falle der Ver⸗ 
ſteigerung den übrigen auf dem Grundſtück laſtenden Rechten ſo⸗ 
gar vorgehen, und daraus glaubt herleiten zu können, daß das in 
51124 BGB. niedergelegte Vorrecht des Hypothekengläubigers 
auch ihr zugute kommt, ſo iſt dieſe Schlußfolgerung verfehlt. Aus 
dieſer Tatſache kann noch nichts für die Anſicht der Bekl. ent⸗ 
nommen werden. Das BG. zieht gerade aus der Tatſache, daß für 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung den öffentlichen 
Laſten ein beſtimmtes Vorrecht geſetzlich feſtgelegt worden iſt, die⸗ 
ſes aber für fie im BGB. (§ 1124) nicht zum Ausdruck gekommen 
iſt, den Schluß, das das Vorrecht des § 1124 BGB. nicht auf 
öffentliche Grundſtückslaſten Anwendung findet und finden ſollte. 
Der Bekl. als Steuerbehörde iſt die Möglichkeit gegeben, durch 
Einleitung des Zwangsverwaltungsverfahrens eine Beſchlagnahme 
der Mietzinſen zu erwirken und auf dieſem ihr geſetzlich gewie⸗ 
ſenen Wege die rechtliche Wirkung zu erzielen, die dem Hypotheken⸗ 
gläubiger außerdem durch die Beſt. in SS 1123, 1124 BGB. an die 
Hand gegeben ſind. Ein überwiegendes Bedürfnis, den § 1124 zu⸗ 
gunſten der Steuerbehörde ausdehnend auszulegen, iſt nicht an⸗ 
zuerkennen, wie dann auch keine Veranlaſſung beſteht, zu den den 
Steuerbehörden im Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwal⸗ 
tungsverfahren eingeräumten Vorrechten hinſichtlich der Befriedi⸗ 
gung weitere Vorrechte hinzutreten zu laſſen. Ebenſo wie der per⸗ 
ſönliche Gläubiger nur durch eine Zwangsverwaltung eine Be⸗ 
ſchlagnahme herbeiführen kann, kann es auch der Steuergläubiger 
nur auf dieſe Weiſe, da auch ihm nur das ZwVerſtch. dieſe Mög⸗ 
lichkeit gewährt. Den gegenteiligen Anſichten von Riewald und 
Eich und des LG. Kiel kann fonach nicht zugeſtimmt werden. 

Die Bekl. hätte ſonach, um eine Beſchlagnahme der Miet⸗ 
zinſen mit dinglichem Vorrecht für ihre rückſtändigen Realſteuern 
zu erwirken, das Zwangsverwaltungsverfahren betreiben müſſen. 
Da dies nicht geſchehen iſt, kann ihrer Pfändung keine andere Wir⸗ 
kung, beigemeſſen werden, als ſie der Pfändung eines jeden per⸗ 
ſönlichen Gläubigers zukommt. Für ſie gilt daher der Grundſatz 
des § 804 Abſ. 3 ZPO., daß das durch eine frühere Pfändung 
begründete Pfandrecht demjenigen vorgeht, das durch eine ſpätere 
Pfändung begründet wird. Da das Pfandrecht der Kl. unſtreitig 
vorher begründet war, hat die Bekl. die Mietzinſen in Höhe der 
Klageforderung zu Unrecht eingezogen, ſo daß die von dem erſten 
Richter ausgeſprochene Verurteilung der Bekl. aus dem Geſichts⸗ 
punkte der ungerechtfertigten Bereicherung zu Recht erfolgt iſt. 

(SG. Dortmund, Urt. v. 17. Mai 1933, II 2 8 180/31.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Noack, Dortmund. 


* 
Potsdam. 


2. §s 831, 249 BGB. In einem Erbbegräbnis dürfen 
nur Familienmitglieder beigeſetzt werden. Die Ausgra⸗ 
bung fremder Perſonen, die ohne die erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung der Berechtigten dort beſtattet wurden, kann 
im ordentlichen Rechtswege erzwungen werden. 


Der Vater der Kl. hatte in dem Dorfe P. ein Erbbegräbnis 
erworben. Er hat außer den Kl. noch einen Sohn hinterlaſſen. Der 
Sohn wohnt noch in P., während die Kl. nach außerhalb geheiratet 
haben. Der Sohn hat ohne Wiſſen und Willen der Kl. feinen 
Schwiegervater H. in dem Erbbegräbnis beſtatten laſſen; er hatte 
ſich der Witwe H. gegenüber bereit erklärt, die Beſtattung vorzu⸗ 
nehmen, womit die Witwe einverſtanden war. 

Die Klage der beiden Töchter gegen die Witwe H. auf Ent⸗ 


geräumt, wie es die Hypothekenforderungen nach den 88 1123, 
1124 BGB. hinſichtlich der Mietzinsforderungen haben? Wenn 
gar kein vernünftiger Grund dafür denkbar wäre, läge hier eine 
Lücke vor, die wir im Wege der Analogie ausfüllen müßten. Denn 
daß der 8 1124 BGB. Ausnahmecharakter trägt, würde feiner ent⸗ 
ſprechenden Anwendung nicht entgegenſtehen. Der Satz, daß Aus⸗ 
nahmebeſt nicht entſprechend anzuwenden ſeien, wird dadurch nicht 
richtiger, daß er ſo häufig wiederholt wird. 

Indeſſen hat es ſeinen guten Grund, daß dem Gläubiger 
öffentlicher Abgabeforderungen nicht ein ſolches Vorrecht hinſicht⸗ 
lich der Mietzinsforderungen eingeräumt iſt wie den Hypotheken⸗ 
gläubigern. Dieſe haben bereits ein Recht an dem Grundſtück und 
ein Recht auf Befriedigunag aus demGrundſtück, jene erlangen ein 
Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück erſt mit der An⸗ 
ordnung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung. 
Das gilt auch für Realſteuerforderungen. 

Prof. Dr. Karl Blomeyer, Jena. 
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Fiel der Leiche ihres Mannes aus dem Erbbegräbnis hatte 
rfolg. 

Die Klage wird ſchlüſſig auf Störung eines Benutzungsrechts 
der Kl. an der Erbbegräbnisſtelle ſeitens der Bekl. und auf Scha⸗ 
denserſatz aus unerlaubter Handlung geſtützt. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt nach RG. 71, 22 1) gegeben. 

Der Vater der Kl. hat zwar nicht das Eigentum an der Erb⸗ 
begräbnisſtelle erworben, weil öffentliche Friedhöfe im Eigentum 
von Kirchengemeinden oder politiſchen Gemeinden ſtehen, er er⸗ 
warb aber doch ein Benutzungsrecht an den Grabſtellen. Dieſes 
Benutzungsrecht wird überwiegend als ein dingliches Recht an⸗ 
geſehen (zu vgl. RG. 8, 200; Wolff, Sachenrecht, § 2 III 1 und 
IV 2; Staudinger, zu Art. 133 ES BGB.), das in einem 
durch den beſonderen Zweck beſtimmten Rahmen das Recht zum 
Beſitz verleiht. 

Dieſes dingliche Benutzungsrecht, das mit dem Tode des 
Vaters der Kl. auf ſeine übrigen Familienmitglieder überging, 
wurde dadurch geſtört, daß auf dem Erbbegräbnis eine Perſon 
beigeſetzt wurde, der kein Recht an der Grabſtelle zuſtand. Über 
ſeine Grabſtelle konnte der Schwiegerſohn der Bekl., wenn über⸗ 
haupt, ſo jedenfalls nicht allein, ſondern nur mit Zuſtimmung 
aller ſeiner Familienangehörigen verfügen. Die Beiſetzung des 
Altenteilers H. erfolgte demnach dem Kl. gegenüber widerrechtlich. 
Auch wurde durch die Beſtattung den Kl. unzweifelhaft ein ver⸗ 
mögensrechtlicher Schaden zugefügt, da Grabſtellen allgemein nur 
gegen Entgelt erworben und durch die Beſtattung des H. dem be⸗ 
rechtigten Familienverbande eine Begräbnisſtelle entzogen wor⸗ 
den iſt. Liegt alſo in der Beiſetzung des H. eine Beeinträchtigung 
des dinglichen Benutzungsrechts, ſo liegt in ihr weiter auch eine 
1 5 Handlung, die die Bekl. zum Schadenserfatz ver⸗ 

ichtet. 

Das Gericht trägt keine Bedenken, anzunehmen, daß die Bekl. 
als Witwe des Verſtorbenen ihren Schwiegerſohn mit der Er⸗ 
ledigung der Beerdigung beauftragt hat. In Ausführung dieſer 
Erledigung hat dann der Schwiegerſohn das Benutzungsrecht der 
Kl, an der Erbbegräbnisſtelle geſtört und ihnen widerrechtlich einen 
Schaden zugefügt. Mag ſich daher auch eine Klage aus Beſitz⸗ 
törung nur gegen den Schwiegerſohn der Bekl. richten können, 
ſo war doch der Schwiegerſohn bei der Erledigung der Beerdigung 
der Verrichtungsgehilfe der Bekl. Sie iſt daher gem. § 831 BGB. 
zum Erſatz des Schadens verpflichtet, den ihr Schwiegerſohn bei 
der Erledigung der Beſtattung den Kl. zufügte. Der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der Kl. gegen die Bekl. aus § 831 BGB. geht nach 
3249 BGB. auf Herſtellung des früheren Zuſtandes. Es kann 
demnach die Beſeitigung des Leichnams aus dem Erbbegräbnis ver⸗ 
langt werden. 

Iſt hiernach die Klage aus SS 831, 249 BGB. begründet, fo 
war weiter zu prüfen, ob die mit der Klage verlangte Leiſtung an 
ſich ſtatthaft ft. Gem. §7 Pol BO. des PrMdF. über das Leichen⸗ 
weſen für den Umfang des preuß. Staatsgebietes v. 18. April 1933 
(SS. 149 ff.) iſt die Wiederausgrabung einer Leiche zum Zwecke 
der Umbettung oder einer Beförderung nur mit Genehmigung der 
Irtspolizeibehörde zuläſſig; dem Geſuch um Genehmigung iſt ein 
Jeugnis des Kreisarztes darüber beizufügen, ob und unter welchen 
Bedingungen die Ausgrabung geſtattet werden kann. Eine Ge⸗ 
nehmigung der Ortspoltzeibehöͤrde liegt bis jetzt nicht vor. Anderer⸗ 
leits ſteht aber auch nicht feſt, daß die Ortspolizeibehörde die Ge⸗ 
nehmigung verſagen werde. Es liegt daher keine von vornherein 
feſtſtehende Unmöglichkeit der Leiſtung vor, und es iſt mithin kein 
8 gegeben, die Klage im Hinblick auf die öffentlich⸗rechtlichen 

orſchr. über das Leichenweſen abzuweiſen. 
(EG. Potsdam, Urt. v. 6. Juli 1833, 41 8 191/33.) 
Ber. von RA. C. U. v. Behr, Potsdam. 


Berlin. II. Verfahren. 


En 3. 818 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933, Sachliche 
d derfahrensrechtliche Grundſätze zur Auslegung und 
nwendung. 

Art Nach Satz 1 Abſ. 2 § 18 VollſtrMaßn VO, der gem. 
rt. 7 Abſ. 1 VollſtrMaßnch. v. 26. Mai 1933 auch für vor 

Dnkrafttreten der neuen Vollſtreckungsſchutz⸗ 

heüimmungen vorgenommene Vollſtreckungs⸗ 

Schuldlun gen gilt, hat das Bolliti&er. auf Antrag des 

* dners Pfändungen von Sachen der in der Vorſchr. näher 
berchneten Art, zu denen auch die hier in Frage ſtehenden Pfand⸗ 

ſchuldege hren. aufzuheben, wenn der Schuldner ohne ſein Wer- 

KR: d außerſtande ijt, die Verbindlichkeit zu erfüllen, und ihm 

mäß en Berluſt der gepfändeten Gegenſtände ein unverhältnis⸗ 

Re „ger Nachteil erwachſen würde. Handelt es ſich um eine ver⸗ 

115 8 Verpflichtung, fo iſt dem Antrage nach $18 Abſ. 2 Satz 2 

daß ſich zugeben, wenn das Zahlungsunvermögen darauf beruht, 

Jedie wirtſchaftliche Lage des Schuldners nach Eingehung 
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Zwangsvollſtreckung iſt nach Satz 3 abzuſehen, wenn dadurch die 
wirtſchaftliche Lage des Gläubigers ernſtlich gefährdet werden 
würde. Die für die Entſch. weſentlichen tatſächlichen Verhältniſſe 
bedürfen gem. Satz 4 nur der Glaubhaftmachung. Nach § 18 Abſ. 4 
ſchließlich kann das Gericht an Stelle der Aufhebung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, wenn dies unter Berückſichtigung aller Umſtände 
angemeſſen erſcheint, unter einſtweiliger Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung dem Schuldner auch Zahlungsfriſten bewilligen. 
Kommt der Schuldner der Zahlungsauflage nicht nach, ſo iſt auf 
Antrag des Gläubigers die einſtweilige Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aufzuheben, ſofern nicht der Schuldner glaubhaft 
macht, daß er ohne ſein Verſchulden infolge einer weiteren Ver⸗ 
ſchlechterung ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe zur Erfüllung der 
Zahlungsauflage außerſtande geweſen iſt. 

Ob und inwieweit die Vorausſetzungen für 
die Gewährung eines Vollſtreckungsſchutzes nach Maßgabe 
dieſer Beſt. vorliegen, läßt ſich nach Auffaſſung der beſchlie⸗ 
ßenden Vollſtreckungsbeſchwerdekammer nachderderzeitigen 
Aktenlage nicht feſtſtellen. Dazu iſt der Sachver⸗ 
halt viel zuwenig geklärt. Der durch § 18 VollſtrMaßn⸗ 
BO. gewährte und für die Schuldner äußerſt wichtige, häufig 
ſogar die Erhaltung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz bedingende Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz bedeutet auf der anderen Seite eine einſchneidende 
Beſchränkung der Gläubiger in der Geltendmachung ihrer Voll⸗ 
ſtreckungsrechte. Die Entſch. über die Anträge aus § 18 iſt des⸗ 
halb in der Regel, wie auch hier, von großer wirtſchaftlicher Trag⸗ 
weite. Das erfordert eine beſonders genaue Prüfung des 
Vorliegens ſeiner Vorausſetzungen. Eine ſolche läßt ſich aber nur 
auf Grund einer eingehenden Klärung der für die 
Beſchlußfaſſung erheblichen tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe erreichen. Dieſe erſcheint um jo notwendiger, als 
die endgültige Entſch. in dieſen Fällen in weitem Umfange auch 
von richterlichem Ermeſſen abhängt und der ſich bei einer un⸗ 
zulänglichen Aufklärung leicht ergebende Eindruck einer mehr oder 
minder willkürlichen Ausübung dieſes Ermeſſens unbedingt ver⸗ 
mieden werden muß. Auf dieſe Klärung aber hat der Vollſtrek⸗ 
kungsrichter hinzuwirken. Die Anträge auf Gewährung 
des Vollſtreckungsſchutzes gem. § 18 VollſtrMaßn VO. 
ſtellen ſich prozeſſual als „Anträge, Erinnerungen und 
Einwendungen, welche die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung 
betreffen“, ſomib als Erinnerungen i. S. des 8766 ZPO. 
dar. Das Verfahren über die Anträge unterliegt deshalb, ſoweit 
§ 18 nicht im einzelnen Abweichungen vorſieht, den für das Er⸗ 
innerungsverfahren geltenden allgemeinen prozeſſualen Grundſät⸗ 
zen. Mangels beſonderer gegenteiliger Beſt. gilt infolgedeſſen ins⸗ 
beſ. auch der nach allgemeiner Rſpr. auch die Verfahren mit nur 
wahlweiſe mündlicher Verhandlung beherrſchende Grund ſatz 
der richterlichen Aufklärungs⸗ und Fragepflicht 
des 8139 Z P O. Nach der Vorſchr. hat das Gericht, hier das 
VollſtrGer., dahin zu wirken, daß ſich die Parteien über alle er⸗ 
heblichen Tatſachen vollſtändig erklären, insbeſ. auch ungenügende 
Angaben der geltendgemachten Tatſachen erganzen und die Be⸗ 
weismittel, hier Mittel der eee bezeichnen. Das AG. 
hat dem im vorl. Fall nicht hinreichend Rechnung getragen. Der 
angefochtene Beſchluß iſt deshalb, ſoweit der Schuld⸗ 
ner durch ihn beſchwert iſt, auf ſeine Beſchw. hin aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Erörterung und 
Entſcheidung nach Maßgabe der vorſtehenden und der fol⸗ 
genden Gründe an das A G. zurückverwieſen worden. 
Dieſe Entſch. iſt um jo angebrachter erſchienen, als den Parteien 
bei der Unzulänglichkeit der bisherigen Sachaufklärung durch eine 
endgültige Sachentſch. des BeſchwG. praktiſch eine Inſtanz verloren⸗ 
gehen würde und durch § 18 Abſ. 5 Satz 4 VollſtrMaßn O. über⸗ 
dies auch eine weitere Beſchw. ausgeſchloſſen iſt. 


ür das weitere Verfahren iſt zunächſt in ſachlich⸗ 
rech Kicher Hinſicht zu beachten: 

Für den Begriff des unverſchuldeten Zah⸗ 
lungsunvermögens i. S. des § 18 Abſ. 2 Satz 1 Vollſtr⸗ 
Maßn O. iſt nicht nur die derzeitige Vermögenslage des Schuld⸗ 
ners, ſondern auch die z. Z. der Entſtehung der Schuld ſowie die ſeit⸗ 
herige Entwicklung ſeiner Vermögensverhältniſſe erheblich. Der 
Wortlaut des Geſetzes läßt allerdings auch eine andere weitere 
Auslegung zu. Dieſer ſtehen jedoch die geſetzgeberiſchen Erwägun⸗ 
gen entgegen, die dem § 18 zugrunde liegen. Es hat damit den 
unverſchuldet in Not geratenen Schuldnern geholfen werden ſol⸗ 
len. Nur für ſie auch laſſen ſich ſo einſchneidende Vollſtreckungs⸗ 
beſchränkungen wie die des § 18 rechtfertigen. Der geſetzgeberiſche 
Grundgedanke führt zu der einſchränkenden Ausle⸗ 
gung, daß der Schuldner auch ſchon bei Einge⸗ 
hung der Schuld ſowie ſeither das jetzige Zah⸗ 
lungsunvermögen nicht verſchuldet haben darf. 
Ein Schuldner iſt alfo nur dann i. S. des § 18 Abſ. 2 Satz 1 
„ohne ſein Verſchulden außerſtande, die Verbindlichkeit zu er⸗ 
füllen“, wenn er einmal jetzt unverſchuldet nicht leiſten kann und 
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wenn er andererſeits außerdem bei Eingehung der Schuld bei 
vernünftiger Würdigung der Entwicklung der Verhältniſſe hat 
annehmen können, daß er zur Erfüllung in der Lage ſein würde, 
und wenn er ſchließlich ſeither über zur Zahlung ausreichende 
Mittel nicht zu anderen Zwecken ſchuldhaft verfügt oder ſeine Ver⸗ 
mögenslage ſonſt ſchuldhaft verſchlechtert hat. Um zu prüfen, ob 
die Vorausſetzungen des unverſchuldeten Zahlungsunvermögens 
vorliegen, bedarf es infolgedeſſen einer entſprechend ein⸗ 
gehenden Darlegung der gegenwärtigen undder 
früheren Vermögenslage des Schuldners und 
ihrer ſeitherigen Entwicklung. Die Pflicht zur Dar⸗ 
legung und im Beſtreitungsfalle Glaubhaftmachung trifft den 
Schuldner, der ſich ja zur Begr. ſeiner Anträge auf das Zahlungs⸗ 
unvermögen beruft. Vorliegend fehlt es bisher noch an der Dar⸗ 
legung der Verhältniſſe z. Z. der Entſtehung der Schulden ſowie 
teilweiſe auch der ſeitherigen Entwicklung. Ferner ſind noch nähere 
Angaben darüber nötig, ob und in welchem Umfange der Schuldner 
jetzt etwa noch über Vermögenswerte verfügt. Der Schuldner hat 
ſein Vorbringen inſoweit zu ergänzen. 

Desgleichen bedarf ſein Vortrag über die Verſchlechte⸗ 
rung ſeiner wirtſchaftlichen Lage nach Eingehung 
der fraglichen Verbindlichkeiten noch der Ergänzung. Die Feſt⸗ 
ſtellung dieſer weiteren Vorausſetzung des Vollſtreckungsſchutzes 
gegenüber der Vollſtreckung wegen vertraglicher Anſprüche kann 
in der Regel nur nach Beibringung einer eingehen⸗ 
den und erſchöpfenden Darſtellung der Geſamt⸗ 
vermögenslage zu den verſchiedenen Zeiten er⸗ 
folgen. Der Schuldner iſt ſeiner Pflicht zur Darlegung und Glaub⸗ 
haftmachung auch inſoweit nicht ausreichend nachgekommen. Was 
die Forderung des Gläubigers zu 1 betrifft, ſo iſt hierbei der 
jetzigen Vermögenslage die z. Z. der Entſtehung der Schuld und 
nicht, wie die Parteien dies meinen, die z. Z. des nachträglich er⸗ 
folgten Abſchluſſes des Ratenvergleiches v. 30. Mai 1933 gegen- 
überzuſtellen. 

Dagegen iſt die dritte Vorausſetzung für die Gewährung des 
Vollſtreckungsſchutzes, die Entſtehung eines unverhält⸗ 
nismäßigen Nachteils für den Schuldner durch 
den Verluſt der Pfandſtücke, gegeben. Es kommt hier 
in erſter Linie auf das Verhältnis zwiſchen dem Nachteil des 
Schuldners und dem Vorteil des Gläubigers an. Gepfändet ſind 
Ladeneinrichtungsgegenſtände und Gerätſchaften eines befieren. 
ee e Dem Schuldner iſt nach den Erfahrungen des 
täglichen Lebens ohne weiteres darin beizutreten, daß ihm durch 
die Verſteigerung der Sachen ein ſolcher unverhältnismäßiger 
Nachteil erwachſen würde. 

Der e dem Vollſtreckungsſchutzbegehren vom Gläu⸗ 
biger erhobene Einwand einer ernſtlichen Gefähr⸗ 
dung feiner wirtſchaftlichen Lage iſt ebenfalls noch 
keineswegs ſchlüſſig dargelegt. Die den diesbezüglichen Ausführun⸗ 
gen des Gläubigers zugrunde liegende Auffaſſung, daß der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz des § 18 auch ſchon dann ausgeſchloſſen iſt, wenn 
die Ausſetzung der Vollſtreckung für ihn eine unbillige Härte be⸗ 
deuten würde, findet im Geſetz keine Rechtfertigung. Der Begriff 
der „ernſtlichen Gefährdung der wirtſchaftlichen Lage“ iſt ein be⸗ 
deutend engerer. Eine ſolche Gefährdung bedarf eingehendſter 
Darlegung und kann unter anderem auch überhaupt nur 
dann angenommen werden, wenn der Gläubiger die 
Verbindlichkeiten, die er mit Hilfe der vom 
Schuldner erwarteten Mittel hat ausgleichen 
wollen, aus anderem Vermögen nicht abzudek⸗ 
ken vermag. Im übrigen fehlt es in dieſer Richtung auch an 
der inſoweit dem Gläubiger obliegenden Glaubhaftmachung. 

Mit Rückſicht darauf, daß der Schuldgrund der Forderung 
des Gläubigers zu 1 bisher noch nicht feſtſteht, ſei in dieſem Zu⸗ 
art ferner darauf hingewieſen, daß die Gewährung 
des Vollſtreckungsſchutzes aus § 18 VollſtrMaßn VO. 
nach der Praxis des BeſchwG. auch dann ausgeſchloſſen 
iſt, wenn die Forderung durch ein ſchuldhaftes 
rechtswidriges Verhalten des Schuldners ent⸗ 
ſtanden iſt. Dies iſt ebenfalls den der Vorſchr. zugrunde lie⸗ 
genden geſetzgeberiſchen Erwägungen zu entnehmen. Denn wenn 
danach der Schutz ſchon nur demjenigen zukommt, der gegen⸗ 
wärtig unverſchuldet zur Zahlung außerſtande iſt und ferner auch 
ſein Zahlungsvermögen ſeit Entſtehung der Verbindlichkeit nicht 
verſchuldet hat, ſo muß der Schutz in jedem Falle dem verſagt 
bleiben, durch deſſen Verſchulden ſchon die Verbindlichkeit überhaupt 
entſtanden iſt. Nur dieſe einſchränkende Auslegung wird dem den 
Schutzbeſt. zugrunde liegenden allgemeinen geſetzgeberiſchen Ge⸗ 
danken gerecht. 

Erachtet das VollſtrGer. die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
währung des Vollſtreckungsſchutzes für gegeben, ſo iſt weiter 
hier wie ſtets in derartigen Fällen zu prüfen 
und aufzuklären, ob an Stelle der Aufhebung 
der Pfändung nicht bloß ein Vollſtreckungsauf⸗ 
ſchub gem. § 18 A b ſ. 4 Vollſtr Maßn WO. zu bewil⸗ 


ligen iſt. Denn durch dieſe Vorſchr. iſt für alle Tatbeſtände die 
Gewährung eines ſolchen bloßen Aufſchubs an Stelle der Pfän⸗ 
dungsaufhebung in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Die Be⸗ 
willigung ſolcher Zahlungsfriſten kommt grundſätzlich nur dann 
in Frage, wenn eine längere Einſtellung der Vollſtreckung nach 
der Art der Pfandſachen überhaupt praktiſch angängig iſt und 
wenn ferner eine Ausſicht beſteht, daß der Schuldner in abſehbarer 
Zeit Zahlungen leiſten kann. Es bedarf deshalb insbeſ. auch ein⸗ 
gehender Klärung der vorausſichtlichen künfti⸗ 
gen Einnahmen des Schuldners und der Möglich⸗ 
et ihrer See N. für die Tilgung der 
Schuld. Zur Darlegung und Glaubhaftmachung verpflichtet ift 
in dieſer Richtung in erſter Linie der Schuldner. Bei der Bewilli⸗ 
gung des Vollſtreckungsaufſchubs feſtzuſetzende Raten müſſen der 
Vermögenslage des Schuldners angepaßt ſein. Zweckmäßig wird 
dies auch in der Begr. kurz zum Ausdruck gebracht. Da das 
Gericht nach § 18 VollſtrMaßn VO. einerſeits die Aufhebung der 
Pfändung überhaupt, andererſeits auch nur die einſtweilige Ein⸗ 
Peer ſowie Zahlungsfriſten anordnen kann, erſcheint 
chließlich auch die Gewährung eines zeitlichbegrenz⸗ 
ten allgemeinen Vollſtreckungsaufſchubs ohne 
Ratenzahlungen, wie der Schuldner ihn gegenüber der 
are zu 2 bis zum 15. Jan. 1934 beantragt, nicht un⸗ 
zuläſſig. 

Vorliegend bedarf es in ſachlich⸗rechtlicher Hinſicht ſchließlich 
noch der Prüfung, ob der Gewährung des vom Schuldner gegen⸗ 
über dem Gläubiger zu 1 über die amtsgerichtliche Entſch. hinaus 
erbetenen weitergehenden Vollſtreckungsſchutzes nicht ein ver⸗ 
traglicher Verzichtdes Schuldners aufeinenſol⸗ 
chen Schutz entgegenſteht. Die Kammer hälteinen ſol⸗ 
chen Verzicht jedenfalls dann, wenn er nach der 
Pfändung erfolgt iſt, mangels entgegenſtehender Beſt. 
für zuläſſig und wirkſam. Jonas (Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsnotrecht, 1. Teil. Nachtr. Anm. 7 zu § 18 VollſtrMaßn VO.) 
verneint allerdings die Wirkſamkeit. Zur Begr. verweiſt er je⸗ 
doch nur darauf, daß auf die Rechtswohltaten der 88 811 und 850 
ZPO. ſowie der LohnPfänd VO. ebenfalls nicht verzichtet wer⸗ 
den könne. Demgegenüber iſt jedoch zu bemerken, daß die Frage 
der Wirkſamkeit des Verzichts auf die ähnlichen Einwendungen 
aus § 811 ZPO. in der Rechtslehre und Rſpr. ſtreitig iſt und 
Jonas hier gegenüber einer gegenteiligen Entſch. des RO. 
(RG. 72, 181 f.“); anders jedoch und wie Jonas R.: JW. 
1895, 239 f.) gerade ebenfalls die Auffaſſung vertritt, daß der 
bei oder nach der Pfändung erklärte Verzicht wirkſam iſt (ogl., 
gleichzeitig wegen der Rechtslehre und Rſpr., Stein⸗Jonas, 
Anm. I zu § 811 ZPO.). Mit Recht führt er hier aus, daß 
das vom RG. für ausſchlaggebend erachtete öffentliche Inter⸗ 
eſſe an der Erhaltung der ſchuldneriſchen Exiſtenz die Annahme 
der Unwirkſamkeit eines ſolchen Verzichts bei oder nach 
der Pfändung nicht ausreichend rechtfertigen könne, weil der 
Schuldner, im Gegenſatz zur Verfügung über unpfändbare Forde⸗ 
rungen, die Pfandſtücke ja auch jederzeit veräußern, dem Gläubiger 
verpfänden oder an Zahlungs Statt geben könne und ſomit kein 
zwingender Grund vorliege, dieſes Verfügungsrecht dem Gerichts⸗ 
vollzieher gegenüber zu beſchränken. Dieſer Geſichtspunkt erſcheint 
auch für die hier zur Erörterung ſtehenden Fälle entſcheidend. Die 
Annahme der Wirkſamkeit eines ſolchen Verzichts läßt ſich hier 
noch um ſo eher rechtfertigen, als die Vollſtreckung auch 
da, wo die Vorausſetzungen des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes und der Aufhebung der Pfändung nach § 18 Vollſtr⸗ 
Maßn VO. vorliegen, im Gegenſatz zu den Fällen des 
8811 ZPO. nicht etwa unzuläſſig, vielmehr wirk⸗ 
ſam iſt und nur auf Antrag des Schuldners auf⸗ 
gehoben werden kann und als ferner hier auch nur eine 
vorübergehende Schutzmaßnahme in Frage ſteht. Die Zulaſſung 
eines ſolchen Verzichts entſpricht ſchließlich auch praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen. Erfahrungsgemäß find Gläubiger vielfach zu dem in 
jedem Falle zu erſtrebenden außergerichtlichen Abſchluß eines Voll⸗ 
ſtreckungsabkommens und zu weitgehendem Entgegenkommen in 
der Bewilligung von Ratenzahlungen bereit, hier wird aber faſt 
ſtets und berechtigterweiſe die Forderung nach einer endgültigen 
und weitere Einwendungen ausſchließenden Regelung erhoben. Nur 
bei Annahme der Wirkſamkeit derartiger Verzichte auch auf den 
Vollſtreckungsſchutz aus § 18 VollſtrMaßn BO. aber läßt ſich dies 
praktiſch erreichen. Im vorl. Fall kann ein ſolcher Verzicht auf 
den weitergehenden Vollſtreckungsſchutz in dem vom Gläubiger 
wiederholt erwähnten Ratenabkommen v. 30. Mat 1933 liegen. 
Die Sache bedarf auch inſoweit noch der näheren Klärung, ſoweit 
der mit der Beſchw. erſtrebte weitere Vollſtreckungsſchutz nicht ſchon 
aus anderen Geſichtspunkten abzulehnen ſein ſollte. Das AG. wird 
dabei insbeſ. zu prüfen haben, ob ſich der Schuldner bei Abſchluß 
des Ratenvergleichs der Rechtswohltaten der ſeinerzeit gerade 
erſt veröffentlichten neuen Beſt. überhaupt bewußt geweſen iſt, 
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was ſelbſtverſtändlich die Vorausſetzung für die Auslegung des 
Abkommens in einem ſolchen Sinne wäre. 


In verfahrensrechtlicher Hinſicht iſt zu be⸗ 
merken: 

An die Erfüllung der ſchon erörterten richter⸗ 
lichen Aufklärungs⸗ und Fragepflicht aus 8139 
3 PO. müſſen bei der großen Tragweite der Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzentſch. und der Schwierigkeit der Sachaufklärung beſon⸗ 
dere Anforderungen geſtellt werden. Es kann des⸗ 
halb insbes. nicht als ausreichend erachtet werden, daß der Partet, 
die ihren Vortrag noch näher darlegen ſoll, nur der Wortlaut 
des Geſetzes mit dem Erſuchen um Ergänzung und Glaubhaft⸗ 
machung des Vorbringens mitgeteilt wird. Vielmehr müſſen in 
den diesbezüglichen Auflagen, zumal bei der Zweifelhaftigkeit der 
Auslegung verſchiedener Beſt. des § 18 VollſtrMaßn O., auch die 
einzelnen Punkte, über die noch weitere Aufklärung erforderlich 
iſt, genau bezeichnet werden. Bei nicht vollſtändiger Erfüllung der 
Auflagen iſt angeſichts der Schwierigkeiten, mit denen für den 
Laien die Klarlegung ſo umfaſſender tatſächlicher Vorgänge er⸗ 
fahrungsgemäß verbunden iſt, in der Regel nicht ſofort zu ent⸗ 
ſcheiden, ſondern zur Beſeitigung der noch beſtehenden Lücken unter 
Bezeichnung der einzelnen Anſtände eine Nachfriſt zu ſetzen. Die 
Erklärungsfriſten ſind im übrigen den Umſtänden entſprechend 
geräumig zu bemeſſen. 

Die in § 18 Abſ. 5 Satz 1 Vollſtr Maß O. vorgeſchriebene 
Anhörung des Gegners hat zu dem geſamten Vorbringen, 
alſo nicht etwa, wie dies bisher meiſt nur geſchehen iſt, nur zu 
der erſten Eingabe der Gegenſeite, ſondern auch zu den meiſt wich⸗ 
tigeren und vom Gericht veranlaßten Ergänzungen ſowie ferner 
zu dem Ergebnis etwa ſonſt angeſtellter Ermittlungen zu erfol⸗ 
gen. Denn nur dann wird die ſonſt praktiſch häufig erfolgende Ab⸗ 
ſchneidung des rechtlichen Gehörs vermieden und der in der 
Vorſchr. zum Ausdruck kommende prozeſſuale Grundſatz der Ge⸗ 
währung ausreichenden rechtlichen Gehörs gewahrt. 

Nicht beſtrittene Tatſachen ſind nach der nach 
faſt allgemeiner Praxis auch auf das ſchriftliche Verfahren anzu⸗ 
wendenden Beſt. des § 138 3 PO. als zugeſtanden zu er⸗ 
1 ch an und brauchen infolgedeſſen nicht glaubhaft gemacht zu 

erden. 

Was die Glaubhaftmachung betrifft, ſo iſt hervorzu⸗ 
heben, daß durch § 18 Abſ. 2 Satz 4 VollſtrMaßn O. nur vor⸗ 
geſchrieben iſt, daß an Stelle des ſonſt im Erinnerungsverfahren 
erforderlichen Beweiſes der erheblichen beſtrittenen Parteibehaup⸗ 
tungen die bloße Glaubhaftmachung genügt, um dieſe der Entſch. 
zugrunde zu legen. Es iſt alſo nicht etwa, wie dies ſonſt, 
wo eine Glaubhaftmachung vorgeſehen iſt, meiſt der Fall iſt, die 
unmittelbare Beibringung des Materials zur 
Glaubhaftmachung notwendig und das Gericht 


ift ferner, was ſehr wichtig iſt, auch nicht auf die be⸗ 
reiten Beweismittel beſchränkt. 8 294 Abſ. 2 ZPO., 
wonach zur Glaubhaftmachung eine Beweisaufnahme, welche nicht 
ſofort erfolgen kann, grundſätzlich unſtatthaft iſt, gilt infolgedeſſen 
hier nicht. Nur hinſichtlichdes Beweisgrades ift eine 
Anderung gegenüber dem allgemeinen Beweisrecht des ge⸗ 
wöhnlichen Erinnerungsverfahrens vorgeſehen. Die erheblichen 
barteibehauptungen können ſchon dann verwertet werden, wenn 
eine überwiegende Wahrſcheinlichkeit für ihre Richtigkeit dargetan 
it. Die Glaubhaftmachung kann im übrigen nach $ 294 
Abſ. 1 ZPO. mit allen Bew eis mitteln, mit Ausnahme 
des Parteieides, ſowie ferner mit eidesſtattlichen 
erſicherungen und auch ſonſt allen Mitteln er⸗ 
folgen, die überhaupt auf die richterliche Überzeugung ein⸗ 
wirken können. Die eigene eidesſtattliche Verſiche⸗ 
tun der Partei allein wird jedoch, wie bemerkt ſei, 
791 ückſicht auf deren großes Intereſſe am Ausgange des Ein⸗ 
ſtellungsverfahrens zur hinreichenden Glaubhaft⸗ 
zung in der Regel nicht genügen. Hierauf ſowie 
auf die Mittel der Glaubhaftmachung ſind die Parteien in den 
richterlichen Auflagen hinzuweisen. 
0 Nach den Erfahrungen der Vollſtreckungsbeſchwerdekammer 
9.3K.) des bisherigen LG. in Berlin laſſen ſich die zur Auf⸗ 
ung fo umfaffender Tatbeſtände meift notwendigen langwie⸗ 
Hal ſchriftlichen Ermittlungen häufig vermeiden und die tat⸗ 
glichen Verhältniſſe oft viel ſchneller und leichter klären, wenn 
das Gericht die Parteien gemeinſam perſönlich anhört. Das AG. 
k ird zu erwägen haben, ob die Anberaumung eines ſolchen Auf⸗ 
Die dngstermins nicht auch hier zweckmäßig fein dürfte. 
ſo „Abhaltung derartiger Termine erſcheint in dieſen Fällen um 
die gebrachte, als die Anhörung der Parteien, wie 
117 „axis der vorerwähnten Kammer dies ebenfalls gezeigt hat, 
che nf nm Abſchluß von Vollſtreckungsverglei⸗ 
Ma W und den VollſtrGer. durch Abf. 5 Satz 2 Vollſtr⸗ 
Werft , was bisher faſt völlig unbeachtet geblieben iſt, der 
ch der Herbeiführung einer ſolchen gütlichen Abwicklung des 


Schuldverhältniſſes auch in weitem Umfange ſogar zur Pflicht 
gemacht iſt. 

Das AG. hat die Sache nach vorſtehenden Grundſätzen noch 
weiter aufzuklären. Die Parteien haben ihren Vortrag entſprechend 
zu ergänzen und, ſoweit er beſtritten wird, glaubhaft zu machen, 
beziehungsweiſe die Mittel zur Glaubhaftmachung zu bezeichnen. 
Nach ausreichender Anhörung der Parteien zu dem gegneriſchen 
Vortrag find die zur Glaubhaftmachung oder zur Entkräftung der 
gegneriſchen Glaubhaftmachung etwa noch beantragten und erfor⸗ 
derlich erſcheinenden Ermittlungen anzuſtellen. Alsdann iſt, er⸗ 
forderlichenfalls nach erneuter Anhörung der Parteien zu dem Er⸗ 
gebnis dieſer Ermittlungen, über die weitergehenden Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzanträge des Schuldners erneut zu befinden. Wird ihnen ganz 
oder teilweiſe ſtattgegeben, ſo ſind unter gleichzeitiger Aufhebung 
des nur ein minderes bedeutenden, bisher gewährten Vollſtrek⸗ 
kungsſchutzes die Pfändungen aufzuheben, bzw. die neuen Zah⸗ 
lungsfriſten unter weiterer einſtweiliger Einſtellung der Voll⸗ 
ſtreckungen feſtzuſetzen. Sonſt ſind die weitergehenden Anträge des 
Schuldners, wie dies bei bloßer Gewährung von Vollſtreckungsauf⸗ 
ſchub an Stelle der in erſter Linie erbetenen Pfändungsaufhebung 
allgemein zu geſchehen hat, als unbegründet zurückzuweiſen. Die 
Entſcheidung des Amtsgerichts wird zweck⸗ 
mäßigerweiſe begründet. Eine ſolche Begr. iſt nach 
dem Geſetz zwar nicht vorgeſchrieben. Sie erſcheint jedoch ſchon 
mit Rückſicht auf die mehrfach erörterte Bedeutung der Entſch. 
für die Parteien geboten und erfolgt deshalb beiſpielsweiſe auch, 
und zwar ungeachtet der Unanfechtbarkeit ihrer Entſch. (8 18 
Abſ. 5 Satz 4 VollſtrMaßn O.), durch die beſchließende Kammer 
in ſtändiger Praxis. 

Schließlich hat das A G. auch, was in der angefochtenen 
Eutſch. unterblieben iſt, wie auch ſonſt in allen Erinnerungsver⸗ 
fahren über die Frage der Tragung der Koſten zu 
entſcheiden. Maßgebend hier für find grundſätz⸗ 
lich die 8891 ff. Z PO. Das Vollſtreckungsſchutzverfahren des 
AG. ſelbſt iſt gem. § 1 DGK. gerichtsgebührenfrei. 

(. Berlin, 2. Fer K., Beſchl. v. 20. Juli 1933, 257 T 1000438.) 
Ber. von LR. Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


** 1. 58 621—623 BGB.; 8 66 HGB.; 88 122, 1332 GewO. 
Kündigungsfriſten laufen nicht vor dem Zeitpunkte, an 
dem mit der Ausführung des Arbeitsvertrages begonnen 
werden ſoll. 5) 

Ein Dienſtvertrag, welcher erſt von einem in der Zukunft 
liegenden Zeitpunkt an ſeinen Anfang nehmen ſoll, kann nicht für 
einen Termin gekündigt werden, der vor dieſem Zeitpunkt liegt. 
Schon der Begriff der Kündigung im Gegenſatz zum vereinbarten 
oder geſetzlichen Rücktrittsrecht ſetzt den Beginn des Dienſtverhält⸗ 
niſſes als ſolchen voraus, das als Dauerrechtsverhältnis mit dem 
Austauſch der beiderſeitigen Leiſtungen angefangen hat Vorher 
beſteht mit dem Abſchluß des Dienſtvertrages nur eine Verpflich⸗ 
tung beider Vertragsteile, das Dienſtverhältnis in dem beſtimmten 
Zeitpunkt beginnen zu laſſen. Damit iſt aber der Anfang des 
Dienſtverhältniſſes als ſolchen i. S. des § 163 BGB. aufſchiebend 
befriſtet, und es tritt ſomit ſeine Wirkung als Dauerrechtsverhält⸗ 
nis in entſprechender Anwendung des § 158 BGB. regelmäßig, 
ſoweit nicht etwas anderes vereinbart iſt, erſt mit dem Eintritt 
dieſes Zeitpunktes ein. Damit muß aber eine „Kündigung“, welche 
gemäß ihrer beſonderen Bedeutung die Auflöſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes als ſolchen für die Zukunft bezweckt und eine Wirkung 
für die Vergangenheit nicht haben ſoll, von Antritt der Dienſte 
ausgeſchloſſen ſein, weil vor dieſem Wein der abgeſchloſſene 
Vertrag ſeine rechtliche Wirkung, die Leiſtung der Dienſte gegen 
die Fiel der Vergütung herbeizuführen, noch nicht äußern kann. 
In dieſer Beziehung iſt auch zu beachten, daß der Geſetzgeber in 
$ 611 BGB. von dem Abſchluſſe des „Dienſtvertrages“ ſpricht, wäh⸗ 


Zu 1. Die Entſch. ift bemerkenswert, weil das RArbG. da⸗ 
mit der Auffaſſung beitritt, die der Entwurf eines allgemeinen 
ArbVertrG. von 1923 (abgedruckt in Potthoffs Arbeitsrecht 10, 
449 und bei Kreller: Arch ZivPr. 122, 1; 123, 263; 125, 1) zu 
der vorl. Frage eingenommen hat. Der $ 147 des Entwurfes ent⸗ 
hält den in Betracht kommenden Rechtsſatz in der oben in der 
Überſchrift wiedergegebenen Form. 

Die gegenteilige Meinung wird namentlich vertreten von 
Hueck bei Molitor⸗Hueck⸗Riezler: Der Arbeitsvertrag 
und der Entwurf (1925) S. 196 und für das ſchweizeriſche Recht 
(Art. 319, 347 ff. OHR.) von Walther Hug: Das Kündigungs⸗ 
recht nach ſchweizeriſchem und unter Berückſichtigung des deutſchen 
und öſterreichiſchen Rechts Bd. 2 (1927) S. 84. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
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rend § 620 Abſ. 2 BGB. die Löſungsmöglichkeit des „Dienſtver⸗ 
hältniſſes“, welcher Begriff ein gewiſſes tatſächliches Moment um⸗ 
ſchließt, im Wege der Kündigung nach Maßgabe der SS 621—623 
BGB. behandelt. 

Wenn demgegenüber im Schrifttum geltend gemacht wird, 
der Zweck der Kündigungsfriſt ſei nur der, daß jeder Teil ge⸗ 
nügende Zeit vorher von dem Ende des Arbeitsvertrages Kenntnis 
erhalte und für dieſen Zweck der Zeitpunkt des Antritts keine 
Rolle ſpiele, ſo wird ſowohl die Bedeutung des aufſchiebend be⸗ 
friſteten Beginns des Dienſtvertrages, als auch die Bedeutung der 
Kündigung im Gegenſatze zu der des Rücktritts nicht beachtet. 
Auch die Erwägung, daß gerade die Zeit des erſten Einarbeitens 
vielfach für den Arbeitnehmer die ſchwierigſte und zugleich die⸗ 
jenige ſei, in der er für den Arbeitgeber am wenigſten leiſten werde, 
und daß deshalb kein Grund vorläge, gerade für dieſe Zeit eine 
ſtärkere Bindung anzunehmen, verkennt, daß der Abſchluß des Ver⸗ 
trags gem. § 611 BGB., der für den Beginn der Dienſtleiſtungen 
einen erſt in der Zukunft liegenden Zeitpunkt beſtimmt, regelmäßig 
eine rechtliche Bindung der Vertragsparteien dahin bewirkt, daß 
das Dienſtverhältnis als ſolches, d. h. der Austauſch der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen auf Grund eines Dauerſchuldverhältniſſes, tat⸗ 
ſächlich Platz greifen ſoll. Die Zulaſſung einer vorherigen befri⸗ 
ſteten Kündigung würde daher einer Vertragsweigerung gleich⸗ 
kommen, ohne daß die Vorausſetzungen des von der Kündigung 
ſcharf zu unterſcheidenden Rücktrittsrechts (RG. 83, 400; 90, 330) 
vorzuliegen brauchten. 

Vergeblich weiſt die Rev. auf die Löſungsmöglichkeit im Wege 
der friſtloſen Kündigung (§ 626 BGB.) hin. Die befriſtete Kündi⸗ 
gung und die Auflöſung des Vertrages aus wichtigem Grunde 
laſſen ſich nicht miteinander vergleichen und auf die gleiche Stufe 
ſtellen. Letztere wird vom Geſetzgeber gewährt, weil es im all⸗ 
gemeinen Treu und Glauben widerſpricht, eine Vertragspartei an 
einem Dienftverhältnis feſtzuhalten, wenn aus einem wichtigen 
Grunde ihr die Einhaltung desſelben nicht zuzumuten iſt. Es fällt 
deshalb, falls der wichtige Grund vor Antritt der Dienſte eintritt 
und zur Erklärung der friſtloſen Kündigung führt, in Wahrheit 
auch der Beginn der Vertragserfüllung mit der Löſung des nun⸗ 
mehr nicht zuzumutenden Dienſtverhältniſſes zuſammen. 

(RArbck., Urt. v. 5. Juli 1933, RAG 114/33. — Königsberg i. Pr.) 
* 


* 2. 8626 BGB.; Art. 137 Abſ. 2 RVerf. Friſtloſe 
Entlaſſung der auf Lebenszeit angeſtellten Haushälterin 
eines katholiſchen Pfarrers auf Anordnung der vorge- 
ſetzten kirchlichen Behörde. Grenzen der Einwirkung des 
kanoniſchen Rechts auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe. 

Der bekl. kRatholiſche Pfarrer hat auf eine durch einen politiſchen 
Gegner veranlaßte Anordnung des ihm vorgeſetzten Erzbiſchofs die 
in ſeinem Haushalt ſeit 6 Jahren als Pfarrwirtin tätige und ſeit 
1929 auf Lebenszeit angeſtellte, jetzt 42 Jahre alte Kl. am 31. Aug. 
1932 nach vorausgegangener vierwöchentlicher Kündigung entlaſſen, 
weil ſie — was er erſt im Mai 1932 erfahren haben will — vor 
etwa 20 Jahren von einem dann nach 8 Monaten verſtorbenen 
Kinde außerehelich entbunden worden iſt. Die Kl. hält die Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes nicht für berechtigt und begehrt die Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Unwirkſamkeit. 

Beide Vorinſtanzen haben der Klage ſtattgegeben; die Rev. 
führte zur Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Begriff des wichtigen Grundes ſetzt einen Sachverhalt 
voraus, der bei verſtändigem Ermeſſen dem Arbeitgeber die Fort⸗ 
ſetzung des Vertragsverhältniſſes nicht mehr zumutbar erſcheinen 
läßt. Es kommt hierfür nicht darauf an, ob die Umſtände, die 
dieſen Sachverhalt herbeigeführt haben, auf einem Verſchulden des 
Arbeitnehmers beruhen (RAG 145/32 v. 10. Aug. 1932: Bensh⸗ 
Samml. 15, 570; RAG 273/31 v. 9. Dez. 19311). Sie können 
ferner vor Abſchluß des Dienſtvertrages eingetreten ſein, alſo auch 
in dem Vorleben des Arbeitnehmers ihre Stütze finden (RAG 
313/30 v. 13. Dez. 1930: ArbRfpr. 1931, 136) und ſelbſt gegen- 
über einer Anſtellung auf Lebenszeit zur Geltung gebracht werden 
(RG. 384/05 v. 23. März 1906; RG. III 297/08 v. 7. Mai 1909; 
RAG 593/28 v. 10. Mai 1929: BenshSamml. 6, 262) und 
RAG 506/30 v. 21. März 1931: Jurqdſch. 1931, 1339); immer⸗ 
hin genügt — zumal bei einem in dem Vorleben des Arbeit⸗ 
nehmers liegenden Ereignis — nicht die bloß ſubjektive Befürchtung 
des Arbeitgebers, daß ihm durch Unterlaſſung der Kündigung Nach⸗ 
teile entſtehen könnten, auch darf die nachträgliche Ausübung eines 
ſo tief in die Belange des Arbeitnehmers einſchneidenden Rechts⸗ 
behelfs nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen, ſondern es muß 
bei Anlegung eines objektiven Maßſtabs ſich eine erhebliche Be⸗ 
einfluſſung des Vertragsverhältniſſes durch das frühere Vorkommnis 
ergeben, und es kann eine ſolche Beeinfluſſung, je länger das in 
Frage kommende Ereignis zurückliegt, um ſo ſchwerer angenommen 
werden (RG. 122, 38 [41]3); 123, 216 [219] und RAG 237/831 


1) JW. 1932, 3508. 2) JW. 1929, 3036. 5) JW. 1928, 2909. 


v. 14. Nov. 1931 [BenshSamml. 13, 487] i. Verb. m. RG. III 
92/26 v. 8. Dez. 1926). Endlich kann die Geltendmachung auch 
durch ein in der Perſon des Arbeitgebers liegendes Ereignis, insbe]. 
durch einen von dritter Seite auf ihn ausgeübten Druck veranlaßt 
fein, der ihn in die Zwangslage verſetzt, die Kündigung auszusprechen, 
um nicht ſeine eigene Stellung zu gefährden oder gar preiszugeben 
(RAG 221/31 v. 14. Nov. 1931: BenshSamml. 13, 484). 

Geht man hiervon aus, ſo kann dem BG. unbedenklich darin 
beigetreten werden, daß im Hinblick auf die ſonſt völlig einwand⸗ 
freie Führung der Kl. ihr erſt jetzt bekanntgewordener, mehr als 
20 Jahre zurückliegender ſittlicher Fehltritt, der noch dazu deshalb in 
milderem Lichte erſcheint, weil ſeine Folge, die außereheliche Ent⸗ 
bindung, durch den wenige Monate ſpäter eingetretenen Tod des da⸗ 
mals geborenen Kindes längſt aufgehört hat zu beſtehen, für ſich 
allein noch keinen wichtigen Kündigungsgrund bildet. Dagegen 
irrt das BG. inſofern, als es den Zuſammenhang dieſes Fehltritts 
mit der Zwangslage, in welche der Bekl. in ſeiner Eigenſchaft als 
Pfarrer durch ihn geraten und die hier noch durch den auf ihn aus⸗ 
geübten Druck feiner vorgeſetzten kirchlichen Beh. verſtärkt worden 
iſt, überhaupt nicht in Betracht zieht oder doch als völlig unerheblich 
anſieht. Als Pfarrer muß der Bekl. mit Rückſicht auf feine der 
öffentlichen Kritik beſonders ausgeſetzte Stellung in jeder Hinſicht 
einwandfrei daſtehen und daher, gleichgültig wie die Offentlichkeit von 
ihn berührenden Vorgängen Kenntnis erlangt, erforderlichenfalls auch 
eine Handlung vornehmen, die ſonſt nicht gerade notwendig wäre. 
Daß als derartigen Handlung auch die Kündigung eines Arbeit⸗ 
nehmers in Frage kommen Kann, erſcheint nicht zweifelhaft. Was 
der codex juris canonici beſtimmt, iſt für das zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehende bürgerlich⸗rechtliche Dienſtverhältnis an ſich be⸗ 
langlos. Er regelt nur die inneren Beziehungen zwiſchen der katho⸗ 
liſchen Kirche und ihren Angehörigen und iſt nicht etwa, wie die Rev. 
glaubt, durch Art. 137 RVerf. in den Vordergrund gerückt. Dieſe 
Verfaſſungsvorſchr., namentlich ihr vorliegend anzuziehender Abſ. 2, 
beſtimmt vielmehr ausdrücklich, daß jede Religionsgeſellſchaft ihre 
Angelegenheiten „innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Geſetzes ſelbſtändig ordnet und verwaltet“, und das für al le geltende 
Geſetz iſt hier das BGB. Aus dem Geſagten ergibt ſich aber zugleich, 
daß die katholiſche Kirche nicht gehindert iſt, von ihren Angehörigen, 
insbeſ. von ihren geiſtlichen Vertretern, innerhalb der oben be⸗ 
zeichneten Schranken die Beachtung der kirchlichen Regeln zu fordern. 
Zu dieſen Regeln gehören auch die ſtrengen Vorſchr. des codex 
juris canoniei can. 133, welche — wie folgt — lauten: 


§ 1. Caveant clerici ne mulieres, de quibus suspicio esse 


pussit, apud se retineant aut quoquo modo frequentent. 


8 2. Eisdem licet cum illis tantum mulieribus cohabitare, 
in quibus naturale foedus nihil mali permittit suspicare, 
quales sunt mater, soror, amita et huismodi, aut a 
quibus spectata morum honestas, cum provestiore aetate 
conjuncta, omnem suspicionem amoveat. 


$3. Judieium an retinere vel frequentare mulieres, etiam 
las, in quas communiter suspicio non cadit, in pe- 
culiari aliquo casu scandalo esse possit aut inconti- 
nentiae afferre periculum, ad Ordinarium loi pertinet, 
cujus est clericus ab hac retentione vel frequentatione 
prohibere. 


$4. Contumaces praesumuntur concubinarii. 


Wenn nun die katholiſche Kirche, wie das BG. feſtgeſtellt hat, 
dem Bell. durch den ihm vorgeſetzten und nach 83 des can. 133 
dafür zuſtändigen Biſchof nicht nur befiehlt, daß er die bei ihm 
als Pfarrwirtin tätige Kl. mit Rückſicht auf ihren früheren ſittlichen 
Fehltritt und das Argernis, das ſich an dieſe Tatſache knüpfe, aus 
feinem Hauſe entlaſſe, ſondern dem birchlichen Befehl auch noch 
dadurch Nachdruck verleiht, daß dem Bekl. für den Fall der Nicht⸗ 
befolgung die Unterſagung der Vornahme aller pfarrlichen Funktionen 
und nötigenfalls die „volle suspensio à divinis“ angekündigt wird, 
ſo iſt damit eine Zwangslage geſchaffen, welche im Sinne der oben 
angezogenen Rſpr. in Anbetracht der dem Behl. für ſeine eigene 
Stellung drohenden Nachteile an ſich gem. 8 626 BGB. einen wich⸗ 
tigen Grund bedeuten kann, um das Vertragsverhältnis mit der 
Kl. zu löſen. Ob gleichwohl dem Bekl. zuzumuten iſt, an dem 
Vertrage feſtzuhalten, hat nach den beſonderen Umſtänden des Falles 
der Tatrichter abzuwägen. 


Bei der erneuten Verhandlung wird zu prüfen ſein, ob der 
Bekl. ſich nicht dadurch ſelbſt ſchuldhaft in eine Zwangslage gebracht 
hat, daß er vor Abſchluß des Dienſtvertrages oder doch vor deſſen 
Verlängerung auf die Lebenszeit der Kl. geeignete Erkundigungen 
über ihr Vorleben unterließ und daß er überhaupt einen lebens⸗ 
länglichen Dienſtvertrag mit ihr einging, obwohl es nicht aus⸗ 
geſchloſſen war, daß zwiſchen ihnen im Laufe der Zeit weltanſchauliche 
Meinungsverſchiedenheiten entſtänden. Auf der anderen Seite wird 
noch zu erörtern ſein, ob nicht auch der Kl. ein Verſchulden an dem 
jetzt eingetretenen Zuſtand beizumeſſen iſt, insbeſ. ob ſie nicht als 
Katholikin mit der ihr annehmbar bekannten ſtrengen ſittlichen Auf- 
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ſaſſung der katholiſchen Kirche hätte rechnen und deshalb vor Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages mit dem bekl. Pfarrer, zum mindeſten vor 
Annahme des Angebots einer lebenslänglichen Fortſetzung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes ihren, wenn auch weit zurückliegenden, Fehltritt hätte 
offenbaren müſſen. 

(RArbcg., Urt. v. 25. Febr. 1933, RAG 2/33. — Gleiwitz.) 


* 


3. 88 17, 67 Abſ. 2 HGB. Die pekuniäre Verſchlech⸗ 
terung des Verhältniſſes des Arbeitgebers iſt kein aus⸗ 
reichender wichtiger Grund zur Kündigung. — 8 67 Abf. 2 
BOB. iſt einſchränkend dahin auszulegen, daß nur die⸗ 
jenigen abweichenden Vereinbarungen nichtig ſind, die 
den Handlungsgehilfen gegenüber dem Prinzipal un- 
günſtiger ſtellen. f) 

Die Bekl. ſind die Witwe und die Söhne des Kaufmanns Ferdi⸗ 
nand K., der ein Drogengeſchäft betrieb. Der Kl. war bei Ferdi⸗ 
nand K. ſeit dem Jahre 1901 als Handlungsgehilfe tätig und verblieb 
auch im Geſchäft, als nach K.s Tode die Witwe es übernahm. Am 
22. März 1923 vereinbarten die Parteien in einem Vertrage, an 
dem auf der Paſſivſeite Frau K. als Inhaberin der Firma Ferdi⸗ 
nand K. und ihre beiden Söhne perſönlich beteiligt waren, daß das 
Anſtellungsverhältnis des Kl. „abſeiten der Firma, ſolange Frau K. 
oder ihre Söhne Inhaber der Firma ſind“, für die Lebenszeit des Kl. 
(außer bei Arbeitsunfähigkeit) nicht gekündigt werden könne, und 
daß auch der Kl. das Auſtellungsverhältnis bis zum 31. Dez. 1927 
nicht kündigen könne. Im April 1932 hat Frau K. die Firma in 
„Frieda K.“ geändert und zugleich das Geſchäft ſtillgelegt. Etwa 
gleichzeitig haben ihre Söhne unter der Firma „Ferd. K. GmbH.“ 
einen Geſchäftsbetrieb gleicher Art eröffnet. Der Kl. verlangt von 
allen drei Beklagten (der Frau K. und ihren Söhnen) Gehaltszahlung 
für Mai 1932. 2 

Das BG. legt den der Klage zugrunde liegenden Vertr. v. 
22. März 1923, den es als rechtsverbindlich anſieht, in eingehender 
Begr. dahin aus, daß das Wort „Firma“ i. S. dieſes Vertr. nicht, 
wie nach 817 HGB., den „Namen“ des das Unternehmen betrei⸗ 
benden Kaufmanns, ſondern nach der Willensmeinung der Vertrag⸗ 
ſchließenden das Unternehmen ſelbſt im wirtſchaftlichen Sinne 
bedeuten ſolle. Es führt aus, daß das Unternehmen mit unverändertem 
wirtſchaftlichen Zwecke in demſelben Hauſe und zum Teil mit denſelben 

ermögensſtücken fortgeführt werde, und daß auch die Stammein⸗ 
lagen der neuen Inhaber, nämlich der Brüder K., aus dem Ver⸗ 
mögen der bisherigen Inhaberin (ihrer Mutter) ſtammten. Im Sinne 
des Vertr. werde daher dasſelbe Unternehmen fortgeſetzt; wenn auch, 
um die alten Schulden nicht oder nicht in vollem Umfange beglei⸗ 
chen zu müſſen und ſomit den Bekl. eine Exiſtenz zu bieten, in der 
veränderten Form einer GmbH. mit den beklagten Söhnen als ein⸗ 
zigen Geſellſchaftern. Dem Kl. gegenüber könne alſo die Umgründung 
es Unternehmens in eine GmbH. nichts nützen, ſondern auch dieſer 
Fall werde bei ſinngemäßer Auslegung von dem Vertr. v. 22. März 
923 mitumfaßt. 

Die Kündigung des Kl. laſſe ſich auch nicht aus dem Geſichts⸗ 
punkte des wichtigen Grundes rechtfertigen. Der geltend gemachte 
Grund, nämlich die pekuntäre Verſchlechterung der Verhältniſſe auf 
ſeiten des Arbeitgebers, ſei überhaupt nicht als wichtiger Kündigungs⸗ 
grund i. S. des Gef. anzuſehen, wie ſchon daraus folge, daß gerade bei 
der ſtärkſten pekuniären Verſchlechterung — beim Konkurſe — dem 
Arbeitnehmer noch über die Konkurseröffnung hinaus das Gehalt 


— 


lalbigen Grund zur friſtloſen Kündigung eines Angeſtelltenver⸗ 
bältniſſes abgebe. Das NArbG. pflichtet für den vorl. Fall 


in der allgemeinen a die ihm das BG. gegeben, anzuer⸗ 


ei der Verkehrsſitte ergebenden Obligationsinhalt zu tragen hat, 
nicht verſchoben werden darf. Der zur Durchhaltung und pünkt⸗ 


vn darum nicht auf den Gegner abwälzbaren Berufsriſiko. Darum 
„deutet für den Prinzipal keinen Kündigungsgrund die Auf⸗ 
N oder die Veräußerung des Geſchäfts oder die Einſchränkung 
5 1 einerlei, ob die Notwendigkeit zu dieſen Maßnahmen 
geſchäftlicher en 8 en 

15 Uich! glücksfälle oder aus den perſönlichen Verhältniſſen 
5 Prinzipals ergibt (vgl. mein Recht des kaufmänniſchen Per⸗ 


Schlır 5 
e pe: obigen Entſch. kommt das RArbO. in der Form eines 


geſichert werde. Ganz beſonders gelte dies aber regelmäßig bei einer 
Anſtellung auf Lebenszeit. Denn wer einen anderen — unter den hier 
offenbar vorliegenden Umſtänden — auf Lebenszeit anſtelle, bekunde 
damit, daß ihm die Erhaltung ſeiner Arbeitskraft ſo viel wert ſei, 
daß er ſie ſich auf deſſen Lebenszeit ſichern, dafür aber das Riſiko 
einer Veränderung der Verhältniſſe auf ſich nehmen wolle, die ihm das 
hohe Gehalt des lebenslänglich Angeſtellten könne drückend werden 
laſſen. Daher ſei zum mindeſten nach Lage dieſes Falles das Vor⸗ 
liegen eines Grundes zur friſtloſen Entlaſſung zu verneinen. 

Dieſe Erwägungen des BG., die die Rev. bekämpft, beruhen zum 
überwiegenden Teile auf einer Auslegung des Vertr. v. 22. März 
1923, die rechtlich möglich iſt, und auf der weiteren Feſtſtellung, 
daß jedenfalls nach Lage des Falles die pekuniäre Ver⸗ 
ſchlechterung der Verhältniſſe der Geſchäftsinhaber kein ausreichender 
wichtiger Grund zur Kündigung ſei, weil ſie das Riſiko einer Ver⸗ 
änderung der Verhältniſſe durch den Vertr. haben auf ſich nehmen 
wollen. Ein Rechtsirrtum iſt in dieſen Erwägungen nicht zu er⸗ 
kennen, wobei vorliegend dahingeſtellt bleiben kann, ob der weiter⸗ 
gehenden Meinung des LArbG., daß eine pekuniäre Verſchlechterung 
der Verhältniſſe des Geſchäftsinhabers, auch abgeſehen von den Be⸗ 
ſonderheiten des Falles, einen Grund zur vorzeitigen Kündigung 
eines Angeſtellten überhaupt nicht bilden könne, in ihrer Allgemein⸗ 
heit zuzuſtimmen wäre. 

Die Bekl. hatten ſich außerdem gegen die Gültigkeit des Vertr. 
v. 22. März 1923 überhaupt gewandt. Sie meinen, das Dienſtver⸗ 
hältnis ſei auf unbeſtimmte Zeit eingegangen, da es nach dem Vertr. 
durch einen Wechſel in der Inhaberſchaft der Firma beendigt werden 
könne: infolgedeſſen unterfalle es dem § 67 HGB., und die Kün⸗ 
digungsvorſchriften hätten bei Vermeidung der Nichtigkeit für beide 
Teile gleich ſein müſſen, was aber unſtreitig nicht der Fall iſt. Auch 
dieſer Angriff ſchlägt nicht durch. Das Dienſtverhältnis iſt nicht auf 
unbeſtimmte Zeit, ſondern auf Lebenszeit geſchloſſen. Mithin findet 
nicht 8 67 HGB., ſondern § 624 BOB. Anwendung. Überdies iſt 
8 67 Abſ. 2 HGB., ſelbſt wenn man ihn anwenden wollte, einſchrän⸗ 
kend dahin auszulegen, daß nur diejenigen abweichenden Verein⸗ 
barungen nichtig ſind, die den Handlungsgehilfen gegenüber dem 
Prinzipal ungünſtiger ſtellen. Kündigungsbeſtimmungen im Anſtel⸗ 
lungsvertrage, die den Handlungsgehilfen gegenüber dem Prinzipal 
günſtiger ſtellen, ſind dagegen gültig (RG. 68, 137; vgl. auch Urt. 
v. 17. Sept. 1907, III 72/07). Nach dieſer Rſpr., an der feſtzuhalten 
iſt, begegnet auch die Gültigkeit des Vertr. keinem Bedenken. 

(RArbG., Urt. v. 10. Dez. 1932, RAG 359/32. — Hamburg.) 


* 


** 4. 813 Abſ. 3 SchwBeſchG. Schwerbeſchädigte, denen 
aus Anlaß eines Streikes friſtlos gekündigt worden iſt, 
haben keinen Anſpruch auf Wiedereinſtellung nach be⸗ 
endetem Arbeitskampf, wenn fie ſich als Führer oder Mit- 
führer des Streikes betätigt haben. 

Der Bert. will dem Schwerbeſchädigten den Wiedereinſtellungs⸗ 
anſpruch auch dann zubilligen, wenn letzterer den Streik gefördert 
oder mitgeführt habe, unbeſchadet einzig des Falles, daß der Schwer⸗ 
beſchädigte hierbei perſönlich „Ausſchreitungen begangen“ habe oder 
wie es an anderer Stelle heißt, wenn „bei der Übernahme der Füh⸗ 
rung Ausſchreitungen vorgekommen ſind, für die der Führer ver⸗ 
antwortlich zu machen iſt“. — Zur Begründung dieſer Meinung 
führt der Ber R. aus: die Geſetzesworte ſeien nicht eindeutig; für 
ihre Auslegung laſſe ſich auf die Rſpr. zurückgreifen, die das 


ſchließt ſich hier der Rſpr. des RG. an, wonach die von dieſem 
Paragraphen geforderte Parität der Kündigungsbedingungen ein⸗ 
ſchränkend dahin aufzufaſſen ſei, daß nur ſolche Verſchtedenherder 
nichtig ſeien, die den Handlungsgehilfen gegenüber dem Prinzipal 
ungünſtiger ſtellen. Sicherlich hat der Geſetzgeber in 867 Abſ. 2 
HGB. in erſter Linie an den Schutz des Gehilfen gedacht. Im 
Geſetz zum Ausdruck gekommen iſt aber dieſe Beſchränkung nicht, 
obwohl ſie ſpielend leicht zum Ausdruck hätte gebracht werden kön⸗ 
nen. Und da der Schutz des Gehilfen nicht dadurch vereitelt wird, 
daß er auch dem Prinzipal, für den er ebenfalls von Wert ſein 
kann, zuteil wird, ſo beſteht kein Anlaß, von dem klaren, beide 
Parteien mit gleichem Maße meſſenden Wortlaut des Geſetzes ab⸗ 
zugehen (vgl. auch Art. 347 Abſ. 3 Schweizeriſches Obligationen⸗ 
recht: „Für Dienſtherren und Dienſtpflichtigen dürfen keine ver⸗ 
ſchiedenen Kündigungsfriſten vereinbart werden“). Nur muß natür⸗ 
lich in jedem Falle, wo infolge von Disparität die Kündi⸗ 
gungsabrede nichtig iſt, dafür geſorgt werden, daß nicht an die 
Stelle der ungültigen Kündigungsabrede ohne weiteres die ge⸗ 
ſetzliche Kündigungsfriſt tritt. Vielmehr ſind an die Stelle der 
nichtigen Friſten und Termine diejenigen Zeiträume zu ſetzen, die 
unter den geſetzlich zuläſſigen den von den Parteien im Vertrag 
gewählten am nächſten kommen (wegen des Näheren vgl. meine 
Ausführungen a. a. O. S. 683 f.). 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 
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1970 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


RArbG. in Auslegung der ſog. Friedensklauſel, des Maßregelungs⸗ 
verbots und der darauf beruhenden Wiedereinſtellungspflicht ent⸗ 
wickelt habe. Dieſe Rſpr. mache keinen Unterſchied zwiſchen den⸗ 
jenigen Arbeitern, die ſich nur von der Arbeit ferngehalten haben, 
und den Führern oder Leitern der Streikbewegung. 

Mit Recht bekämpft die Rev. die Heranziehung dieſer anders 
gearteten Fälle zum Vergleich mit der Belt. des 813 Abſ. 3 
SchwBeſchcd. 

§ 13 Abſ. 3 gewährt dem Schwerbeſchädigten einen gefeglichen 
Wiedereinſtellungsanſpruch, beſchränkt durch die Vorausſetzung, daß 
der Schwerbeſchädigte lediglich aus Anlaß des Streiks friſtlos ge⸗ 
kündigt worden iſt. Die vom BerR. erwähnten ſog. Friedens⸗ 
abkommen beruhen auf Parteiwillen, und ihr Inhalt bemißt ſich 
lediglich nach dem, was die vertragſchließenden Teile als Inhalt ihres 
Abkommens feſtſetzen. Dabei haben die beiden einander gegenüber⸗ 
ſtehenden Teile und die hinter ihnen ſtehenden Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber Gelegenheit und Anlaß, ihren Standpunkt zu vertreten 
und wenn möglich durchzuſetzen. Selbſt wenn das Friedensabkom⸗ 
men auf Schlichterſpruch beruht, kommen doch in aller Regel die 
beteiligten Parteien vorher zum Wort. Beide verhandelnden Teile 
Können alſo Einfluß darauf nehmen, ob alle Streikenden aus⸗ 
nahmslos wiedereingeſtellt werden ſollen oder ob gewiſſe Ausnahmen, 
und welche, gemacht werden ſollen, insbeſ. ob die Streikführer oder 
Perſonen, die „Ausſchreitungen“ begangen haben, von der Wieder⸗ 
einſtellung auszunehmen ſeien. Nur wenn die Arbeitgeberſeite ſolche 
Ausnahmen nicht in Vorſchlag gebracht oder vielleicht nicht durch⸗ 
zuſetzen vermocht hat, ſind alle ſtreikbeteiligten Arbeitnehmer ohne 
Unterſchied wieder einzustellen. Aber ſelbſt in dieſem letzteren Falle 
enthält das Friedensabkommen regelmäßig nicht den beſonderen Zu⸗ 
ſatz, daß diejenigen wiedereinzuſtellen ſind, die lediglich aus Anlaß 
des Streiks entlaſſen ſind. Gerade das Wort „lediglich“ zeigt, daß 
§ 13 Abf. 3 des Gef. ſich nicht ohne weiteres mit dem ſog. Frie⸗ 
densabkommen vergleichen läßt. Das ſog. Friedensabkommen wird 
ſich regelmäßig in der Tat auf alle am Streik beteiligt geweſenen 
Arbeiter erſtrecken, ſoweit ſich nicht aus ſeinem eigenen Inhalt Aus⸗ 
nahmen ableiten laſſen. Die in Abſ. 3 a. a. O. gemachte geſetzliche 
Einſchränkung könnte einem Friedensabkommen nur dann inne⸗ 
wohnen, wenn letzteres ſich ausnahmsweiſe gerade dieſer geſetzlichen 
Ausdrucksweiſe bedienen würde. Gerade an dieſe geſetzliche Aus⸗ 
drucksweiſe „lediglich aus Anlaß des Streiks“ knüpft ſich aber die 
Meinungsverſchiedenheit, die hier zur Entfch. ſteht. Deshalb ift der 
vom BerR. gezogene Vergleich hinfällig. Es bleibt nichts übrig, als 
die geſetzliche Vorſchr. des Abſ. 3 ohne Rückſicht auf die „Maß⸗ 
regelungsverbote“ aus ſich ſelbſt heraus auszulegen. 

Hat demgemäß die ſchuldrechtliche Wiedereinſtellungspflicht aus 
Anlaß eines Friedensabkommens außer Vergleich zu bleiben, ſo 
reichen die ſonſtigen Gründe des BerR. nicht aus, ſeine Entſch. zu 
tragen. Mit Recht geht der BerR. davon aus, daß die maßgebenden 
Geſetzesworte Zweifel offenlaſſen, mithin auslegungsbedürftig ſind. 
Die weitgehende Auslegung, die der BerR. dem Geſetze zuteil 
werden läßt, mag an ſich möglich ſein. Aber auch eine engere Aus⸗ 
legung iſt möglich, und die letztere verdient den Vorzug. Wie ſchon 
das Urt. R ArbG. 9, 302 1) unter Heranziehung der Geſetzesmaterialien 
eingehend dargelegt hat, bezweckte das Geſetz mit § 13 Abſ. 3, es 
dem Schwerbeſchädigten zu ermöglichen oder zu erleichtern, in Reih 
und Glied mit ſeinen Mitarbeitern auch an einem Streik teil⸗ 
zunehmen, d. h. der Arbeit ſich fernzuhalten. Die gemeinſchaftliche 
Fernhaltung von der Arbeit iſt das Weſen des Streiks; eine Teil⸗ 
nahme dieſer Art ſollte auch dem Schwerbeſchädigten ohne den Nach⸗ 
teil endgültigen Verluſtes der Arbeitsſtelle ermöglicht werden. Dem 
Schwerbeſchädigten mag auch unter dem Geſichtspunkt des § 13 
Abſ. 3 nicht verwehrt fein, im perſönlichen Verkehr mit ſeinen 
Nebenarbeitern ſeine Stellung wie jeder andere zum Ausdruck zu 
bringen, z. B. ſich für die Fortſetzung des Streiks auszuſprechen oder 
bei einer Abſtimmung ſeine Stimme dementſprechend abzugeben 
od. dgl. Er überſchreitet aber dieſe Linie und tritt aus Reih und 
Glied der Streikenden heraus, wenn er eine auf ihn fallende Wahl 
zum Führer oder Mitführer des Streiks annimmt und ſich denr⸗ 
gemäß in dieſer gehobenen Stellung betätigt und den ihm hieraus 
erwachſenden Einfluß auf die hinter ihm ſtehenden Leute i. S. der 
Durchführung des Streiks geltend macht. Ein Verhalten dieſer 
letzteren Art kann nicht mehr als durch die Worte „lediglich aus 
Anlaß des Streiks“ gedeckt angeſehen werden. — Dieſes Ergebnis 
entſpricht der Sachlage und den Geſetzesabſichten. Es führt zugleich 
zu der erwünſchten einfachen und zuverläſſigen Abgrenzung des Ge⸗ 
ſtatteten und damit zu einer einfacheren Möglichkeit der Entſch. 
im Streitfall. 


(RArbch., Urt. v. 1. April 1933, RAG 44/33. — Duisburg⸗Hamborn.) 


1) JW. 1932, 968. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsdißiplinarhof. 
Berichtet von RA. Dr. Görres, Berlin. 


1. Rechtliche Stellung der ins Saargebiet beur- 
laubten Reichsbeamten. 


Der Angeſch., der ſeit dem 1. Sept. 1919 in Saarlouis als 
Snare der in Stellung war, iſt von der RegKomm. des 
Saargeb. in den dortigen Poſtdienſt übernommen und am 6. Jan. 
1921 gem. 8 6 des bereits erwähnten Beamtenſtatuts v. 29. Juli 
1920 vereidigt worden. Solche Beamte gelten als in den Dienſt 
der RegKomm. des Saargeb. ohne Gehalt beurlaubt, behalten 
aber grundſätzlich die aus ihrer Stellung als Reichsbeamte ſich er⸗ 
gebenden Rechte und Pflichten (Ziff. 1 des Beſchl. d. Reichskabi⸗ 
netts v. 28. Sept. 1920 betr. die Beamten des Saargeb.). Etwaige 
von den Behörden des Saargeb. ausgehende diſziplinariſche Maß⸗ 
nahmen ſind auf die Rechtsſtellung der Beamten zum Reich an 
ſich ohne Einfluß; „ſie werden von den Heimatsbehörden überprüft 
und hinſichtlich des ihnen zugrunde liegenden Tatbeſtandes wird 
nach Maßgabe des RBG. verfahren werden“ (Ziff. 4 des er⸗ 
wähnten Beſchl. des Reichskabinetts v. 28. Sept. 1920; vgl. auch 
das Abk. zwiſchen Deutſchland und der RegKomm. des Saar⸗ 
geb. betr. die der RegKomm. des Saargeb. vorübergehend zur Ver⸗ 
er geſtellten Beamten v. 21. Dez. 1925, in Kraft jeit 16. Juni 


(RDiH., Urt. v. 5. Juli 1932, F 104/32.) 
* 

2. Strafmaß. 

Allerdings kann im Dienſtſtrafverfahren gegen einen Tele⸗ 
graphenbeamten, der einen Dritten rechtswidrig vom Inhalt einer 
der Telegraphenanſtalt anvertrauten Depeſche benachrichtigt und 
ſich hierdurch eine Strafe wegen des bezeichneten Vergehens zuge⸗ 
zogen hat, von der Strafe der Dienſtentlaſſung nur abgeſehen 
werden, wenn gewichtige Gründe für eine mildere Beurteilung 
vorliegen. Strenge Anforderungen müſſen hierbei gerade um des⸗ 
willen aufgeſtellt werden, weil ſich die Erfahrung aufdrängt, daß 
da und dort eine für die ſtaatliche Sicherheit gefährliche, leichte 
Auffaſſung der Pflicht zur Geheimhaltung unter den Beamten 
Platz gegriffen hat. Auch verlangt ein Mißbrauch, der irgendwie 
mit dem parteipolitiſchen Streit zuſammenhängt, regelmäßig eine 
beſonders ernſte Betrachtung. Im übrigen ſind aber immer die 
Umſtände des einzelnen Falles maßgebend. 


In der gegenwärtigen Unterſuchung häufen ſich die Tat⸗ 
ſachen, die eine mildere Beurteilung erheiſchen. Sie gehen aus 
dem äußeren Ereignis, aus dem Beweggrund des Angeſch. und 
vornehmlich aus deſſen perſönlichen Verhältniſſen hervor. Die 
Nachricht, die der Angeſch. preisgab, war, was er allerdings nicht 
wußte, ſchon zuvor durch die Ankündigung in einer Zeitung öffent⸗ 
lich bekanntgemacht worden. Ein Schaden für einen anderen 
konnte aus der Preisgabe nicht erwachſen. Der Angeſch. wollte 
auch niemand ſchädigen. In erſter Reihe war es ihm darum zu 
tun, daß er ſich durch eine ſcheinbar wichtige Mitteilung vor den 
örtlichen Führern ſeiner Partei auszeichne. Daneben beeinflußte, 
wie ihm nicht widerlegt werden kann, auch die Erwägung ſeinen 
Entſchluß, daß die Nachricht dazu dienen werde, ſeine Partei⸗ 
genoſſen zur Vorſicht zu mahnen und vor der Verwicklung in eine 
Schlägerei zu bewahren. 


Vor allem aber — und dies muß zugunſten des Angeſch. 
entſcheidend ins Gewicht fallen — beſtand bei ihm eine durch den 
Kriegsdienſt hervorgerufene körperliche und ſeeliſche Verfaſſung, 
die ſeine innere Widerſtandskraft erheblich beeinträchtigte. 


Der R Diſz H. kann es nicht für billig erachten, daß ein Be⸗ 
amter, nachdem er ſeine Geſundheit in der Tätigkeit eingebüßt 
hat, die als der ſchwerſte Dienſt fürs Vaterland gekennzeichnet iſt, 
dauernd aus dem Amt entfernt werde, weil er erſtmals — freilich 
in überaus ſchwerer Art, aber doch weder durch eine Unredlichkeit 
noch aus Roheit oder ehrloſer oder unſittlicher Geſinnung, ſondern 
unter der Einwirkung der ihm infolge der Kriegsverletzung anhaf⸗ 
tenden Schwäche — unüberlegt von der Dienſtpflicht abgewichen iſt. 
Er erkennt deshalb in Abänderung der angefochtenen Entſch. auf 
Strafverſetzung und die dem geringen Einkommen des Angeſch. 
angemeſſene Geldſtrafe von 50 Rn. 


(A Diſzo., Urt. v. 5. Juli 1932, F 106/32.) 


62. Jahrg. 1933 Heft 35 


Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 1, 2 Abſ. 2, 6 Abſ. 1 Halbſ. 1 Verſ StG. Zur 
Frage, ob ein Vertrag, durch den ſich ein inländiſcher 
Kraftfahrzeugverein aus Anlaß der Ausgabe von Grenz⸗ 
übertrittsſcheinen an ſeine Mitglieder von einer Verſiche⸗ 
rungsanſtalt Schadloshaltung zuſichern läßt, unter den 
Bürgſchafts⸗ oder unter den Verſicherungsbegriff fällt. 5) 
Wenn ein Kraftfahrzeng ins Ausland fahren will und die 
Grenze überſchreitet, verlangt die ausländiſche Zollbehörde ent⸗ 
weder Entrichtung des Zolles oder, wenn das Kraftfahrzeug inner⸗ 
halb gewiſſer Zeit zurückkehren will, Hinterlegung eines beſtimm⸗ 
ten Betrages zur Deckung von Zoll- und anderen Forderungen 
der Zollbehörde. Dieſe Hinterlegung kann der Kraftfahrzeughalter 
vermeiden, wenn er einen Grenzübertrittsſchein vorlegt, der von 
dem Kraftfahrzeugverein des Auslandes ausgegeben iſt. Durch den 
Grenzſchein übernimmt der ausländiſche Verein ſeiner Zollbehörde 
gegenüber die Bürgſchaft für die Erfüllung der von dem Inhaber 
etwa geſchuldeten Zollzahlungen auf den Fall, daß dieſer nicht 
rechtzeitig zurückkehrt. Der ausländiſche Verein ſtellt derartige 
Grenzſcheine dem Allgemeinen Deutſchen Automobilklub (ADAC.) 
zur Verfügung, damit dieſer ſie ſeinen Mitgliedern aushändigt, 
die in das Ausland fahren wollen. Der ADAC. tritt hinwiederum 
in die vom ausländiſchen Verein übernommene Bürgſchaft ein. 
Der ADAC. verlangt grundſätzlich von den Mitgliedern, die einen 
Grenzſchein zu erhalten wünſchen, die Bürgſchaft einer Großbank 
für die Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen aus dem 
Grenzſchein. Da das den meiſten Mitgliedern nicht möglich iſt, hat 
der ADAC. mit der Beſchwerdegegnerin am 27. Okt. 1929 ein 
Abkommen getroffen, deſſen § 1 lautet: 
„Der ‚Lloyd‘ übernimmt dem ADAC. gegenüber, pünkt⸗ 
liche Gebührenzahlung laut § 5 dieſes Vertrags vorausgeſetzt, 
für alle demſelben aus der Abgabe von Grenzpaſſierſcheinen an 
feine Mitglieder erwachſenen Jollzahlungen unter Verzicht auf 
die Einrede der Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage 
(88 770, 771 8GB.) ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Für die an 
ſeine Mitglieder innerhalb eines Kalenderjahrs verausgabten 
Grenzpaſſierſcheine wird dieſe vom Lloyd' übernommene Garantie 
mit einem Betrage von 1000 000 %% begrenzt. Dieſer mit 
1000 000 % begrenzte Garantiebetrag ſetzt ſich zuſammen aus: 
a) Zollzahlungen, ; 
b) Reſerven für Zollreklamationen, 
c) Bearbeitungskoſten.“ 
Der ADAC. iſt verpflichtet, falls die Beſchwerdegegnerin 
eine Zollzahlung leiſtet, ſeine Forderung, die er gegen das Mit⸗ 
glied auf Grund der von dieſem abgegebenen Verßflichtungserklä⸗ 
rung hat, an die Beſchwerdegegnerin abzutreten. Für jeden Grenz⸗ 
ſchein und jedes Fahrzeug iſt eine Gebühr an die Beſchwerde⸗ 
gegnerin zu zahlen, deren Höhe zwiſchen 2,50 und 10 l ſchwankt. 
. Am 13. Aug. 1931 wurde für B. ein Grenzübertrittſchein, 
gültig für Oſterreich, gegen eine Gebühr von 5 , ausgeſtellt. 
Das gab dem Fin A. Veranlaſſung, die beſchwerdeführende AktG. 
nach § 6 Abſ. 1 Halbf. 1 VerjSt®. zur Steuer in Höhe von /00 X 
5 0,30 A heranzuziehen. f 
„Die Herangezogene legte Einſpruch ein und machte geltend, 
daß kein Verſicherungs⸗, ſondern ein Bürgſchaftsverhältnis be⸗ 
gründet ſei. Läge ein Verſicherungsverhältnis vor, ſo würde es 
ſich ihrer Meinung nach um eine ſteuerfreie Rückverſicherung han⸗ 
— Der Einſpruch wurde als unbegründet zurückgewieſen. Die 
RE hatte Freiſtellung zur Folge. Hiergegen richtet ſich die 
Beſchw. des Fin A. 
Dem Rechtsmittel war ſtattzugeben. 
Das FinGer. geht von der Vorſchr. des VerſStG. § 2 Abſ. 2 
aus, wo es heißt: 
tr „Als Verſicherung i. S. dieſes Geſetzes gilt nicht ein Ver⸗ 
5 ag, durch den der Verſicherer ſich verpflichtet, für den Verſiche⸗ 
ungsnehmer Bürgſchaft oder ſonſtige Sicherheit zu leiſten.“ 
Es beſtehen drei Möglichkeiten, den Sachverhalt zu würdigen: 
J. Es liegen Verträge i. S. des § 2 Abſ. 2 Verſ St. vor. 
—— 


Ju 1. Der Entſch. ift zuzuſtimmen. Das KG. hatte ſich in 
sn Art. v. 8. Okt. 1932, 5, U 5174/32 (ZurRdfhPrXerf. 33/27), 
Bea Dur ein gleichartiger Vertrag mit einer Verſicherungs⸗ 
rg zugrunde lag, mit derſelben Frage befaßt. Der Senat 
te den Vertrag der Parteien als einen ſolchen eigener Art 
run X eyer einer Kreditverſicherung als einer Haftpflichtverſiche⸗ 
Aan gu. Entſcheidend ift, daß er jedenfalls „nach verſiche⸗ 
gsrechtlichen Gründen zu beurteilen ijt“. 
RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin 
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II. Die Beſchwerdegegnerin hat durch das Abk. v. 27. Okt. 
1929 dem ADAC. gegenüber die Haftung für alle Nachteile über⸗ 
nommen, die dem ADAC als Schuldner aus feinen Beziehungen 
zu den ausländiſchen Vereinen und Zollbehörden erwachſen. 

III. Die Beſchwerdegegnerin hat die Haftung für die Schä⸗ 
den übernommen, die der ADAC. als Gläubiger dadurch erleidet, 
daß er von ſeinen Mitgliedern nicht das erſetzt erhält, was er an 
die auslandiſchen Stellen zu leiſten hat. 


I. 


Die Beſchwerdegegnerin hat vor allem die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß § 2 Abſ. 2 einſchlage. Dabei hat fie nicht ſowohl den 
Vertrag v. 27. Okt. 1929 zugrunde gelegt, als vielmehr die Ver⸗ 
pflichtungserklärung, die das Mitglied des ADAC. auszuſtellen 
hat. Dieſe lautet in ihren weſentlichen Teilen: „. . verpflichtet ſich 
der Unterzeichnete, die von den Zoll⸗ oder ſonſtigen Behörden 
von dem ADAC. infolge der von ihm erfolgten Ausſtellung der 
Grenzkarte zur Erhebung gelangenden Gebühren und ſonſtigen, 
insbeſ. wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorſchr. erhobenen 
Beträge inkluſive der dem ADAC. oder dem Lloyd erwachſenen 
Speſen (ſoll wohl heißen: Gebühren) und Auslagen ſofort nach 
Bekanntgabe unmittelbar an den ADAC. oder deſſen Rückbürgen, 
den Lloyd, einzubezahlen. Der Unterzeichnete übernimmt ſowohl 
dem ADAC. wie dem Lloyd gegenüber die Haftung für alle durch 
Zuwiderhandlungen gegen Zoll⸗ oder Steuergeſetze, ſei es durch 
ihn oder Dritte, infolge Ausſtellung der Grenzkarte erwachſenen 
oder erwachſenden Schulden. Der ADA. nimmt zugleich in 
Vollmacht des Lloyd die Verpflichtungserklärung des Unterzeich⸗ 
neten an.“ 

82 Abſ. 2 ſetzt dem Wortlaute nach ein Verſicherungsverhält⸗ 
nis oder wenigſtens ein verſicherungsähnliches Geſchäft voraus. 
Wie die Begr. zum Entw. des VeriSt®. ergibt, ſollten insbeſ. die 
ſog. Kautions⸗ und Bürgſchaftsverſicherungen ſteuerfrei geſtellt 
werden, deren Verſicherungseigenſchaft zweifelhaft ſei. Es handelt 
115 z. B. darum, daß ein Angeſtellter (Verſicherungsnehmer) 
ei einer Verſicherungsanſtalt (Verſicherer) zugunſten ſeines Arbeit⸗ 
gebers (des Verſicherten) eine Verſicherung gegen Verluſte nimmt, 
die dieſem durch ſein Verhalten zugefügt werden könnten. 

Selbſt wenn im vorl. Falle durch Unterſchreiben des Ver⸗ 
pflichtungsſcheins und Übergabe an den ADAC. ein Vertrag zwi⸗ 
ſchen dem Fahrzeughalter und der Beſchwerdegegnerin 
zuſtande kommt, jo iſt doch nicht erſichtlich, daß das ein Verſiche⸗ 
rungsvertrag iſt. Zweck des Verpflichtungsſcheins iſt in erſter 
Linie jedenfalls, dem Fahrzeughalter gegenüber feſtzuſtellen, daß 
er dem ADAC. für alles haftet, was dieſer aus Anlaß der Aus⸗ 
gabe des Grenzſcheins aufzuwenden hat. Soweit der Fahrzeug⸗ 
halter ſich gegenüber der Beſchwerdegegnerin unmittelbar verpflich⸗ 
tet, bedeutet das nur, daß er auch ihr gegenüber für alles haften 
will, was die Beſchwerdegegnerin dem ADA. zu leiſten verpflich⸗ 
tet iſt. Das iſt eine rechtswirkſame Verpflichtung, die aber nichts 
darüber beſagt, ob die ADAC. zur Beſchwerdegegnerin in einem 
Bürgſchafts⸗ oder in einem Verficherungsverhältnis ſteht. Nähme 
man Bürgſchaft an, ſo würde es einer beſonderen Verpflichtung 
nach § 774 BGB. nicht bedürfen. Das gleiche gilt, wenn die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin als Verſicherer anzuſehen iſt (8 67 VerſVertrG.). 


II. 


Dagegen iſt der zu II bezeichnete Fall gegeben. Wenn ſich der 
ADAC. en feiner Eigenſchaft als Schuldner des ausländiſchen 
Vereins oder der ausländiſchen Zollbehörde bei der Beſchwerde⸗ 
gegnerin Sicherheit verſchaffen wollte, ſo iſt das keinesfalls eine 
Bürgihaft. Denn die Bürgſchaft ſetzt einen Vertrag mit dem 
Gläubiger voraus (5 765 BGB.). Nur ein Verſicherungsver⸗ 
hältnis kommt in Frage, und zwar iſt anzunehmen, daß eine Art 
Haftpflichtverſicherung vorliegt, da die Beſchwerdegegnerin ver⸗ 
pflichtet iſt, dem A DAC. die Leiſtung zu erſetzen, die dieſer auf 
Grund ſeiner Verantwortlichkeit für eine während der Verſiche⸗ 
rungszeit eintretende Tatſache an einen Dritten zu bewirken hat 
(8149 Verſ Vertr.). Auch in dieſem Falle iſt eine Steuer von 5% 
zu erheben (§5 Abſ. 1 Nr. 8 VerſVertrGl.). Entſcheidend iſt hier⸗ 
bei, daß die Beſchwerdegegnerin, wenn ſie für ein ins Ausland 
gefahrenes und nicht rechtzeitig zurückgekehrtes Kraftfahrzeug eine 
Zollzahlung zu leiſten hat, einen Erſatzanſpruch gegen den ADAC. 
ſelbſt dann nicht geltend machen kann, wenn ſie auf den ihr von 
dem ADAC abgetretenen Erſatzanſpruch gegen das Mitglied von 
dieſem keine Zahlung erhält. Hätte ſie im Auftrage des ADAC. 
der Zollbehörde oder dem ausländiſchen Verein lediglich „Bürg⸗ 
ſchaft“ geleiſtet (§S 775 BGB.), jo würde ihr ein folder Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den ADAC. zuſtehen. 


III. 


Wäre ein Fall der zu II bezeichneten Art nicht als gegeben an⸗ 
zuſehen, ſo bliebe nur die Möglichkeit zu III übrig. Hier wäre die 
Annahme denkbar, daß die Beſchwerdegegnerin dem ADAC. gegen⸗ 
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über eine wahre Bürgſchaft dahin übernommen hat, daß fie für 
die Erfüllung der Verbindlichkeiten der Mitglieder des ADAC. 
einſtehen will. Die Bürgſchaft wäre für jeden einzelnen Fall ſchon 
durch den Vertrag v. 27. Okt. 1929 unter der Bedingung über⸗ 
nommen, daß ein Mitglied die Verpflichtungserklärung unter⸗ 
ſchreibt. Der Wortlaut des Abk. v. 27. Okt. 1929 ſteht indeſſen 
einer ſolchen Annahme entgegen, da dort nur von den dem ADAC. 
erwachſenen Zollzahlungen uſw. die Rede iſt, alſo von den Zah⸗ 
lungen, die ihm als Schuldner obliegen. 

Aber auch wenn man als Sinn des Vertrags annimmt, daß 
die „Bürgſchaft“ für Schulden der Mitglieder übernommen 
ſein ſollte, daß alſo der ADAC. den Vertrag in ſeiner Eigenſchaft 
als Gläubiger geſchloſſen hat, ſo wäre gleichwohl in Wahrheit 
keine Bürgſchaft abgeſchloſſen, ſondern ein Verſicherungsverhältnis 
entſtanden, das unter $5 Abſ. 1 Halbf. 1 fiele. 

Die Bürgſchaft kann man als Einzelgeſchäft bezeichnen, weil 
ſie in der Regel für jeden einzelnen Fall je nach deſſen Beſchaffen⸗ 
heit vereinbart wird. Der Bürge will dem Hauptſchuldner zu Hilfe 
kommen. Handelt es ſich um geſchäftsmäßige Bürgſchaft, ſo wird 
er in der Regel die enn de des Hauptſchuldners prüfen 
und ſich von ihm Sicherheit beſtellen laſſen. Ausgeſchloſſen iſt es 
nicht, daß jemand nicht nur in einzelnen Fällen als Bürge auf⸗ 
tritt, ſondern für eine große Menge gleichartiger Fälle die Bürg⸗ 
ſchaft übernimmt. So können z. B. Banken das Bürgſchaftsgeſchäft 
in größerem Umfang betreiben. Das für geſchäftsmaßige Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme geleiſtete Entgelt wird, zumal wenn Sicherheit 
geleiſtet wird, im weſentlichen nur die Verwaltungskoſten und 
den erſtrebten Gewinn in ſich ſchließen. Anders die Verſicherung. 
Sie kann im allgemeinen nur betrieben werden, wenn eine große 
Zahl gleichartiger Geſchäfte beim Verſicherungsunternehmer zu⸗ 
ſammentreffen. Handelt es ſich um eine e b gegen Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten von Schuldnern, fo findet bei dem Verſiche⸗ 
rungsunternehmen ein Ausgleich der Einzelwagniſſe ſtatt. Die 
Verſicherungsanſtalt übernimmt das mit den Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten verbundene Wagnis, ohne daß ſie ſich Sicherheit beſtellen 
läßt. Für die Übernahme des Wagniſſes, das kein allgemeines 
Geſchäftswagnis, ſondern das eigenartige Verſiche⸗ 
rungswagnis iſt, erhebt ſie ein in der „Prämie“ ſteckendes 
Entgelt, das im übrigen auch Gewinn und Verwaltungskoſten in 
ſich ſchließt, und das iſt das Weſentliche. 

Bürgſchaft und Verſicherung können ineinanderfließen und 
find nicht immer leicht zu unterſcheiden. Im borl. Falle ſpricht 
alles überwiegend zugunſten der Feſtſtellung, daß der ADAC. mit 
der Beſchwerdegegnerin Verſicherungen abschließt. Wenngleich es 
an ſich Sache der Mitglieder des ADAC. iſt, dem ADAC. für die 
gegenüber dem ausländiſchen Verein übernommene Verpflichtung 
Sicherheit zu leiſten, ſo ſieht der ADAC. doch davon ab, wenn 
das Mitglied einen beſtimmten Betrag zahlt, der den A DAC. in 
die Lage verſetzt, ſich bei der Beſchwerdegegnerin ſchadlos zu hal⸗ 
ten. Nicht das Mitglied tritt an die Beſchwerdegegnerin heran, 
ſondern der ADAC. Dieſem gegenüber hat die Beſchwerdegegnerin 
durch den Vertrag v. 27. Okt. 1929 die Zahlung für die aus den 
Grenzübertrittsſcheinen zu gewärtigenden Schäden übernommen, 
und zwar bis zum Geſamtbetrage von 1000 000.2. jährlich für 
eine in jedem Einzelfalle von dem ADAC. zu entrichtende Gebühr. 
Die Gewährleiſtungspflicht iſt ſchon mit dem Vertrage begründet; 
ſie wird nicht etwa für jeden einzelnen Fall beſonders übernom⸗ 
men. Das ergibt ſich klar aus dem Wortlaut des Vertrages. 

Schließlich ſei noch auf das Urt. des ROG. v. 26. März 
1872 (Bd. 5 S. 922) verwieſen. Dort heißt es: „Fällt ſchon jede 
entgeltliche Verbürgung inſofern unter den Aſſekuranzbegriff, als 
der Bürge die Gefahr einer fremden Forderung auf ſein Vermögen 
nimmt, ſo gilt dies ſicherlich von ſolchen Verbürgungen, welche 
nach feſtem Geſchäftsplan gewerblich oder auf dem Gegenſeitig⸗ 
keitsfuße nach den für Verſicherungen üblichen Grundſätzen über⸗ 
nommen werden.“ Das trifft hier zu. Wenngleich es möglich iſt, 
daß eine Verſicherungsgeſellſchaft Bürgſchaften als Nebengeſchäfte 
übernimmt, ſo iſt doch der Umſtand, daß gerade eine Verſicherungs⸗ 
anſtalt hier die Zahlung übernommen hat, nicht ganz ohne Be⸗ 
deutung. 

(R ö., 2. Sen., Urt v. 17. Mai 1933, II A 601/32.) 


* 


2. 88 Abſ. 1 UmfSt6. Gibt ein Kaufmann feinen 
Kunden entſprechend dem Werte der von ihnen im Wirt- 
ſchaftsjahr getätigten Einkäufe Gutſcheine, die nur in 
Waren bei ihm einlösbar ſind, ſo iſt einerſeits ein umſatz⸗ 
ſteuerrechtlicher Abzug von den für die urſprünglichen 
Warenlieferungen vereinnahmten Entgelten unzuläſſig, 
anbererfeit3 find die bei Einlöſung der Gutſcheine ſich 
vollziehenden Umſätze — Ware gegen Gutſchein — nicht 
nochmals zu verſteuern. 

(RFH-, 5. Sen., Urt. v. 14. Juni 1933, VA 336/32 8.) 


* 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


3. 88 12 Abſ. 2, 1 Nr. 3 UmſSt G. 1930. 

1. Überſteigt der Geſamtumſatz einer Stadtgemeinde 
aus allen ihren Betrieben i. S. des § 12 Abſ. 2 Umi&tG, 
i. d. Faſſ. v. 15. April 1930 eine Million , fo kommt ihre 
erhöhte Steuerpflicht für Entgelteinnahmen aus einem 
einzelnen Betrieb auch dann in Betracht, wenn der Geſamt⸗ 
a. in dieſem einzelnen Betrieb die Grenze nicht über- 

eigt. 

2. Auch der Erlös aus der Verſteigerung von Pfändern 
des ſtädtiſchen Leihamts iſt jedenfalls dann unter den 
Vorausſetzungen des § 12 erhöht ſteuerpflichtig, wenn die 
Stadtgemeinde ſelbſt Verſteigerer iſt. 

(RFG., 5. Sen., Urt. v. 14. Juni 1933, V A 799/32 8.) 


Reichspatentamt. 


1. Jede Beſchw. in Warenzeichenangelegenheiten iſt 
befriſtet und gebührenpflichtig; $ 16 PatG. findet keine 
Anwendung. 

Zwar verweiſt der § 10 Abſ. 1 Wbzcß. im allgemeinen 
auf das für Patentangelegenheiten maßgebende Verfahren. Indeſſen 
it durch den Abſ. 2 des 8 10 a. a. O. die Beſchwerde in allen 
Warenzeichenangelegenheiten, insbeſ. gegen die Zurückweiſung von 
Anträgen jeder Art beſonders geregelt. Danach gibt es nur eine 
befriftete Beſchwerde, jo daß die Anwendung des 8 16 PatG. 
entfällt. Das RPat A. hat wiederholt und in ſtändiger Übung der 
Auffaſſung Ausdruck gegeben, daß ſämtliche Beſchwerden im Waren⸗ 
zeichenverfahren den Vorſchr. des 8 26 Patch. unterworfen find (vgl. 
Nu. 1915/16, 395 und 1917/18, 222; jo auch Hagens S. 176; 
Pinzger⸗ Heinemann S. 191). Die unter Berufung auf 8 16 
PatG. erhobene Beſchwerde iſt deshalb unzuläſſig. 

(R Pal A., Beſchl. v. 20. Dez. 1932, W 44 5251/3 b Wz IIIa B 426/32.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zi elke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


OI. 88 1234, 1242 RVO. Das Ruhegeld, das ein zur 
Zeit des Verſicherungsfalls gemäß 88 1234, 1242 RBO. 
verſicherungsfreier früherer Angeſtellter einer deutſchen 
Privateiſenbahn, der während ſeiner Beſchäftigung bei 
der Penſionskaſſe für Beamte Deutſcher Privateiſen⸗ 
bahnen in Ber lin verſichert war, auf Grund dieſer Ver⸗ 
ſicherung von der Penſionskaſſe bezieht, iſt ein Ruhe⸗ 
gehalt auf Grund einer Beſchäftigung nach 88 1234, 1242 
RVO. i. S. der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931, Teil 5 Kap. IV 
Abſchn. 1 8 10 Abſ. 1 (RG Bl. I, 699, 723). Der Umſtand, 
daß der Beſchäftigte und ſein Arbeitgeber Verſicherungs⸗ 
beiträge an die Penſionskaſſe geleiſtet haben, ſteht dieſer 
Beurteilung nicht entgegen. 

Der Kl. war Schaffner bei einer Lokalbahn⸗AktGG. Dieſe iſt 
Mitglied der Penſionskaſſe für Beamte Deutſcher Privateiſenbahnen, 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts, in Berlin. 

Der Kl. iſt auf Antrag der Arbeitgeberin vom Vorſtand der 
bekl. LVerſAnſt. mit Wirkung v. 1. Aug. 1929 von der In⸗ 
validenverſicherungspflicht befreit worden. Er hat weiterhin frei⸗ 
willige Beiträge geleiſtet. 

Nachdem er dienſtunfähig geworden war, erhielt er von der Pen⸗ 
ſionskaſſe ein Ruhegeld und auf ſeinen Antrag von der LVerſAnſt. 
eine Invalidenrente bewilligt. Der Streit der Parteien geht darum, 
ob die Invalidenrente auf Grund der 4. NotVO. 5. Teil Kap. IV 
Abſchn. 1 5 10 bis auf einen auf die freiwilligen Beiträge ent⸗ 
fallenden Betrag von 2 AM mit Rückſicht auf die Leiſtung der Pen⸗ 
ſionskaſſe ruht. Das RVerſA. hat dieſe Frage bejaht. 

Die Entſch. hängt davon ab, ob das von der Penſionskaſſe ge⸗ 
zahlte Ruhegeld ein ſolches iſt, das auf Grund einer Beſchäftigung 
nach 88 1234, 1242 RVO. geleitet wird. Das OVerſ A. hat dieſe 
Frage verneint, weil das Ruhegeld als Folge eines privaten Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes gewährt werde. Dieſe Begründung trifft nun 
ſchon inſofern nicht zu, als die Beiträge nicht ausſchließlich von den 
Angeſtellten, ſondern zu einem erheblichen, wenn auch geringeren 
Teil von den Arbeitgebern geleiſtet werden. Die Verſicherung bei 
der Penſionskaſſe für Beamte Deutſcher Privateiſenbahnen unterſchei⸗ 
det ſich von einer privaten Verſicherung aber ferner dadurch grund⸗ 
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ſätzlich, daß der Angeſtellte nicht in der Lage iſt, wie ein Privatver⸗ 
ſicherter die Beitragszahlung jederzeit einzuſtellen und dadurch ſeine 
Rechte aus dem Vertrage aufzugeben oder die Verſicherung in eine 
prämienfreie umzuwandeln, ſondern daß er, ſolange das Beſchäf⸗ 
tigungsverhältnis bei einer der Penſionskaſſe angeſchloſſenen Bahn 
andauert, gezwungen iſt, ſich die Abzüge vom Gehalt und ihre Ab⸗ 
führung an die Penſionskaſſe gefallen zu laſſen. Kraft dieſer eigen⸗ 
artigen Geſtaltung des Beſchäftigungsverhältniſſes, welche zwangs⸗ 
läufig zu einer Verſicherung der Beſchäftigten und zum Erwerb von 
Anwartſchaften auf Ruhegeld und Hinterbliebenenfürſorge führt, ſind 
die auf Grund einer ſolchen Verſicherung gewährten Ruhegehälter 
an Verſicherte, die zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls 
nach 88 1234, 1242 RVO. verſicherungsfrei waren, als Ruhegehälter 
auf Grund einer Beſchäftigung nach 88 1234, 1242 i. S. der oben 
bezeichneten Vorſchr. des § 10 der 4. NotBO. v. 8 Dez. 1931 an⸗ 
zuſehen. Dieſe Auslegung ſteht auch im Einklang mit dem Sinn und 
Zweck der NotVO., welche die LVerfAuſt. in möglichſt weitgehender 
Weiſe zuungunſten ſolcher Perſonen entlaſten wollte, die bereits 
anderweit eine Verſorgung erhalten. Sie entſpricht auch der dem 
Beamtenverhältnis angenäherten Stellung der bei der Penſionskaſſe 
verſicherten Angeſtellten von Privateiſeubahnen, und es liegt kein 
Grund vor, ſie günſtiger zu ſtellen als Beamte; denn wenn dieſen 
auch trotz der ihnen und ihren Hinterbliebenen in Ausſicht ſtehenden 
Ruhegeld⸗ und Hinterbliebenenbezüge keine Abzüge vom Gehalt ge⸗ 
macht werden, ſo iſt doch die Höhe der Gehälter bereits um die Be⸗ 
träge gekürzt, die zur Anſammlung der für die Auszahlung der 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge nötigen Summen erforder⸗ 
lich find (vgl. Brand, Das RBG., 3. Aufl., S. 218 Anm. 8 
Abſ. 3 zu $ 34; Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze für Preußen, 
Bd. 8 S. 497 Nr. 8 Abſ. 2). Endlich mag noch darauf hingewieſen 
werden, daß auch andere Bezüge, zu deren Erwerb entweder der Ver⸗ 
ſicherte oder ſein Arbeitgeber Beiträge geleiſtet hat, wie Kranken⸗ 
geld und Verletztenrente aus der Unfallverſicherung, nach der an⸗ 
geführten Vorſchr. der NotVO. das Ruhen der Invalidenrente her⸗ 
beiführen. 

(RVerſA., 9. Rev Sen., Urt. v. 3. März 1933, IIa 4292/32.) [K.] 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräf. Geh. Reggt. 5 on Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. PrPol Verw. v. 1. Juni 1931. Die Rechtmäßig⸗ 
keit einer gegen den Grundſtückseigentümer zur Abſtel⸗ 
lung eines polizeiwidrigen Zuſtandes gerichteten Pol Verf. 
wird durch die nachträgliche Aufgabe des Eigentums am 
Grundſtück während des hierüber ſchwebenden Verw6tr- 
Verf. nicht berührt. 

Die Anſicht des BezAusſch., daß die polizeiliche Vfg. gegen 
O. deshalb aufzuheben ſei, weil das Eigentum an den Grund⸗ 
ſtücksteilen, auf welchen ſich die Mauer befände, im Verlauf des 
Berwaltungsſtreitwerfahrens aufgegeben jet, iſt rechtsirrtümlich. 
Bereits nach dem früheren Rechtszuſtand war, abgeſehen von 
einer bei Baugenehmigungen geltenden Ausnahme, eine polizei⸗ 
liche Big. nach feſtſtehenden Rechtsgrundſätzen nur nach Lage 
derjenigen tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe zu beurteilen, 
welche bei ihrem Erlaſſe, d. h. bei ihrer Zuſtellung, vorhanden 
waren. Das zur Veröffentlichung beſtimmte Urt. des OB. v. 
2. Okt. 1932, IV C 91/32 führt aus: „Bei dem nach §s 127, 
128 PreVG. bis zum Inkrafttreten des PrPolVerwG. v. 1. Juni 
1981 gegebenen Rechtsmittelzuge gegen polizeiliche Vfg. war es 

ache der Verwaltungsgerichte, zu prüfen: 

A4) ob der angefochtene Beſcheid durch Nichtanwendung oder 
den Ves Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſ. der von 
zen Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen VO., den 
Kl. in feinem Rechte verletze; 
ie ob die tatſächlichen Vorausſetzungen vorhanden feien, 
3 die Polizei zum Erlaß ihrer Pfg. berechtigt haben 
. en. Der für dieſe Prüfung in rechtlicher und tatſächlicher 
Stitcht maßgebende Zeitpunkt war der Zeitpunkt der 
Füſtellung der Verfügung (OVG. 81, 242). An dieſer 
Rurgrenzung der Aufgabe der Verwaltungsgerichte iſt durch das 

ol Verw. v. 1. Juni 1931 nichts geändert worden. § 50 des 
da ehe beſtimmt: „Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, 
. angefochtene Beſcheid den Kl. in ſeinen Rechten beein⸗ 
richt ge, weil der Beſcheld das geltende Recht verletze. Eine un⸗ 
me Anwendung der geltenden Geſetze liegt auch dann vor, 

die Tatſachen nicht gegeben ſind, die ein Einſchreiten der 


Behörde gerechtfertigt haben würden. Die Begr. (Druckſ. 
Nr. 245 des Preuß. Staatsrats von 1930 Sp. 42) bemerkt hierzu: 
Die als weiteres Glied des Rechtsmittelzuges vorgeſehene Klag 
beim BezAusſch. ſoll, wie das ſchon bisher gem. SS 127, 
128 LVG. rechtens war, nur darauf geſtützt werden kön⸗ 
nen, daß der angefochtene Beſcheid den Kl. durch Verletzung der 
geltenden Geſetze in ſeinen Rechten beeinträchtige, und zwar ent⸗ 
weder durch Außerachtlaſſung oder durch unrichtige Anwendung 
des beſtehenden Rechts, insbeſ. auch der von den Behörden inner⸗ 
halb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen VO. Eine unrichtige An⸗ 
wendung der geltenden Geſetze liegt auch dann vor, wenn die 
Tatſachen nicht gegeben ſind, die ein Einſchreiten der Behörde 
gerechtfertigt haben würden. Die Anderung des Entwurfs 
gegenüber dem Wortlaut des LVG. hat in dieſer Hinſicht ledig⸗ 
lich redaktionelle Bedeutung.“ Auch die Entſch. des 
3. Sen. v. 29. Dez. 1932, III C 74/2 beſagt, „hier iſt lediglich 
darüber zu befinden, ob die angefochtene Pfg. z. Z. ihres Er⸗ 
laſſes gerechtfertigt war“. Die Entſch. erklärt hiernach den Ein⸗ 
wand, daß ſich die Verhältniſſe im Laufe des Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens zugunſten der klagenden Partei geändert hätten, für 
unbeachtlich. Auch Scholz, Handb. des geſ. öffentl. Grund⸗ 
buchrechts, ſagt auf S. 41: „Gibt ein Grundeigentümer das 
Eigentum an ſeinem Grundſtück auf, ſo enden damit ſeine ihn 
verpflichtenden Rechtsbeziehungen zu demſelben. Er wird dadurch, 
ſoweit er nicht zugleich Urheber iſt und als ſolcher haftbar bleibt, 
ſeiner Pflichten zur Erhaltung des polizeimäßigen Zuſtandes le⸗ 
dig . .. Dabei iſt jedoch hervorzuheben, daß eine polizeiliche Vfg. 
grundſätzlich nach den Verhältniſſen z. Z. ihres Erlaſſes beurteilt 
wird, und daß daher eine Aufgabe des Eigentums, welche erſt 
nach Erlaß einer polizeilichen Vfg. an den Eigentümer er⸗ 
folgt, die Rechtmäßigkeit der Verfügung nicht be⸗ 
rührt, wenn auch die Zweckmäßigkeit ihrer Vollſtreckung viel⸗ 
fach zweifelhaft ſein mag“. Von dieſem Grundſatz ſind an ſich 
auch die von dem erſten Richter erwähnten polizeilichen Vfg., 
welche eine dauernde Wirkung ausüben, nicht ausgenommen. 
Beiſpielsweiſe würde, wie in der oben erwähnten Entſch. des 
OVG. v. 27. Okt. 1932 dargelegt wird, eine polizeiliche Ent⸗ 
ziehung der Fahrerlaubnis auf die Dauer gegenüber einem Kraft⸗ 
fahrer, wenn ſie nur z. Z. ihres Erlaſſes begründet war, im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren aufrechtzuerhalten ſein. Eine Beſon⸗ 
derheit der ſog. Dauerverfügungen, die auch ſchon vor Erlaß des 
PolVerwG. v. 1. Juni 1931 beachtet wurde, liegt lediglich darin, 
daß der Betroffene bei Vfg., die eine fortdauernde Wirkung aus⸗ 
üben, nach Fortfall der Vorausſetzungen für ihre Aufrechterhal⸗ 
tung bei der Polizei die Aufhebung der Verfügung verlangen 
darf und die Ablehnung der Aufhebung als polizeiliche Vfg. gilt 
und beſonders angefochten werden kann (§ 43 Pol Verw.). 

Wie das OVG. und das RG. übereinſtimmend anerkennen 
(OVG. 89, 120 und RG. 82, 74), erlöſchen nach erklärtem Ver⸗ 
zicht eines Eigentümers auf ſein Grundſtückseigentum gegen⸗ 
über dem GBA. und nach Eintragung des Verzichts in das 
Grundbuch gem. § 928 Abſ. 1 BGB. feine Rechtsbeziehungen zu 
dem Grundſtück endgültig mit der Folge, daß das Grundſtück 
herrenlos wird. Falls alſo der Fiskus von ſeinem Aneignungs⸗ 
recht hinſichtlich der herrenlos gewordenen Grundſtücke gem. § 928 
Abf. 2 BGB. keinen Gebrauch machen ſollte (vgl. OVG. 89, 120), 
käme für die Zukunft u. U. eine Sicherung der Mauer 
durch die Polizeibehörde auf Koſten der Gemeinde als Trägerin 
der mittelbaren Polizeikoſten in Frage (vgl. Anſchütz, Ver⸗ 
waltungsarchiv, Bd. 5 S. 419). Hier ſind aber die polizeilichen 
Verfügungen zwar nach der tatſächlichen und rechtlichen Lage z. Z. 
ihres Erlaſſes zu prüfen. 

(PrOG., 4. Sen., Urt. v. 1. Juni 1933, IV C 134/32.) 


* 


2. 88 40, 57 Abſ. 2 PrPol Verw. Die Aufforderung 
aus Ziff. 60 pr. Ausf Anw. z. R6ewd. iſt regelmäßig keine 
poliz. Verf. Bei einer mit Strafandrohung verbundenen 
poliz. Verf. wird durch die Aufhebung der Strafandrohung 
die zugrunde liegende poliz. Verf. nicht gegenſtandslos, 
ſon dern muß im Falle ihrer Unrechtmäßigkeit auch auf⸗ 
gehoben werden. 

In Ziff. 60 Pr Ausf Anw. zur RGewoO. v. 1. Mai 1904 iſt be» 
ſtimmt, daß im Falle $ 35 RGewd. der Gewerbetreibende zur Ein⸗ 
ſtellung des Gewerbebetriebes aufzufordern iſt, wenn ſich Tatſachen 
ergeben, die eine Unterfagung des Gewerbebetriebes notwendig er⸗ 
ſcheinen laſſen. Kommt der Gewerbetreibende der Aufforderung nicht 
nach, jo iſt, wie die Anweiſung fortfährt, die Klage auf Unterfagung 
des Gewerbebetriebes im VerwStrVerf. zu erheben. 

Die Rev. irrt zunächſt, wenn ſie der Auffaſſung iſt, daß der 
Klage auf Unterſagung eines Gewerbebetriebes die in Ziff. 60 vor⸗ 
geſehene Aufforderung zwingend vorausgehen müſſe. Zu den ger 
fetzlichen Erforderniſſen der Unterſagungsklage gehört, wie ſich 
aus den 88 35, 40 Abſ. 2, 20, 21 RGewd. und § 119 Prauftß, 
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ergibt, die in Ziff. 60 Ausf Anw. angeordnete Aufforderung nicht, 
da es ſich bei der Ausf Anw. nur um eine innere Dienſtanordnung 
handelt. Die Klage kann daher zuläſſig auch erhoben werden, ohne 
daß die in der Ausf Anw. vorgeſehene Aufforderung zur Einſtellung 
des Gewerbebetriebes erfolgt ift. 

Die Aufforderung der Polizei zur Einſtellung eines Gewerbe⸗ 
betriebes nach Ziff. 60 a. a. O. ſtellt ſich regelmäßig nicht als eine 
polizeiliche Verfügung dar. Denn zum Weſen der polizeilichen Ver⸗ 
fügung gehört, daß die Polizei gewillt iſt, die von ihr erlaſſene An⸗ 
ordnung mit den ihr zu Gebote ſtehenden Zwangsbefugniſſen durch⸗ 
zuſetzen (Brauchitſch, 22. Aufl., Bd. 2, 1. Halbbd., Anm. 1b zu 
$ 40 PolVerwG.). Bloße Mahnungen der Polizei, etwas zu tun oder 
zu unterlaſſen, ohne daß die Polizei dabei erkennbar macht, daß ſie 
für den Fall der Zuwiderhandlung mit ihren polizeilichen Machtmit⸗ 
teln eingreifen werde, fallen nicht unter den Begriff der Polizeiver⸗ 
fügung i. S. des 8 40 Pol VerwG. (Urt. des OVG. v. 24. April 1924 
und v. 19. März 1931 [PrVerwBl. 45, 435 und OVG. 87, 272). 
Im allgemeinen aber will die Polizei, wenn ſie eine Aufforderung 
nach der genannten Ziff. 60 ergehen läßt, für den Fall, daß dieſer 
Aufforderung nicht nachgekommen wird, von ihren ordentlichen 
Zwangsbefugniſſen keinen Gebrauch machen, ſondern, wie allein zu⸗ 
läſſig iſt und der genannten Anweiſung entſpricht, zur Klage im Verw⸗ 
StrVerf. auf Unterfagung des Gewerbebetriebes ſchreiten. Die Auf⸗ 
forderung zur Einſtellung des Gewerbebetriebes aus Ziff. 60 Ausf⸗ 
Anw. iſt daher, wenn aus ihr im Einzelfalle nicht etwas anderes er⸗ 
hellt, als polizeiliche Verfügung nicht anzuſehen (vgl. auch Urt. des 
OVG. v. 16. Febr. 1928: R.⸗ u. PrVerwBl. 49, 705, im GenArch. 
25, 538). 1 

Die hier zur Rede ſtehende Verfügung des Amtsvorſtehers weicht 
indeſſen von der Regel ab, da in ihr unter Berufung auf 8 55 Pol⸗ 
Verw. für den Fall der Nichtbefolgung der Aufforderung, den Ge⸗ 
werbebetrieb zu unterlaſſen, die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes ange⸗ 
droht wird. Damit hat die an den Kl. gerichtete Aufforderung des 
Amtsvorſtehers den Charakter einer Polizeiverfügung angenommen. 
Denn durch die Androhung eines Zwangsgeldes hat der Amtsvorſteher 
klar erkennbar zum Ausdruck gebracht, daß er ſeinem an den Kl. 
erlaſſenen Gebot, den Gewerbebetrieb einzuſtellen, nötigenfalls mit 
den ihm zu Gebote ſtehenden Zwangsmitteln Geltung zu verſchaffen 
gewillt ſei. In dem Aufforderungsſchreiben des Amtsvorſtehers iſt da⸗ 
her eine polizeiliche Verfügung im Rechtsſinne zu erblicken. 

Eine polizeiliche Verfügung wird nun ihrer Natur als ſolcher 
nicht dadurch entkleidet, daß die mit ihr verbundene und auf ihr be⸗ 
ruhende Strafandrohung wieder aufgehoben wird. Iſt in einer Ver⸗ 
fügung der Polizei deren Abſicht, den Willen des Empfängers nötigen⸗ 
falls mit ihren Machtmitteln zu beugen, erkennbar in Erſcheinung ge⸗ 
treten, ſo hat dieſe Verfügung die Eigenſchaft einer Polizeiverfügung, 
und zwar mit und ohne Zwangsgeldandrohung, und behält ſie auch 
nach Wegfall der Androhung, wie denn ja auch polizeiliche Verfügung 
und Zwangsgeldandrohung nicht miteinander verknüpft zu werden 
brauchen, ſondern für ſich allein erlaſſen werden können. Iſt die 
polizeiliche Verfügung unrechtmäßig, wie hier, weil zur Durchſetzung 
der Eiuſtellung des klägeriſchen Gewerbebetriebes nur die Klage der 
Ortspolizei vor den VerwGer. gegeben iſt, jo iſt der von ihr 
Betroffene durch die Polizei rechtswidrig beſchwert und hat, gleich⸗ 
viel ob die Androhung in Wegfall gebracht iſt oder nicht, einen unbe⸗ 
dingten Anſpruch auf die Beſeitigung der einen unerlaubten Eingriff 
in ſeine rechtliche Bewegungsfreiheit darſtellenden und ſelbſt ohne An⸗ 
drohung deswegen noch gegenſtändlichen Polizeiverfügung, die nicht 
im BeſchwVerfahren in eine bloße Aufforderung nach Ziff. 60 a. a. O. 
umgedeutet werden kann. 

Auch aus der Beſt. des $ 57 Abf. 2 Pol Verw., daß im Falle 
der Verbindung von Zwangsgeldandrohung und polizeilicher Ver⸗ 
fügung nur beide gemeinſam angefochten werden können, folgt mit⸗ 
telbar die Unrichtigkeit der von der Rev. vertretenen Anſicht, daß 
eine polizeiliche Verfügung unter Umſtänden als ſolche zu beſtehen 
aufgehört habe, wenn die Ungültigkeit der in ihr enthaltenen und 
auf ſie gegründeten Strafandrohung ausgeſprochen worden iſt. Denn 
dann würde die geſetzliche Beſt., die im Falle der Verbindung von 
beiden ſtets ausſchließt, daß die Strafandrohung ohne die polizeiliche 
Verfügung angefochten werden kann, in ihrer Ausſchließlichkeit keine 
hinreichende Erklärung finden können. Und wenn die Anfechtung 
nicht getrennt erfolgen darf, ſo kann auch bei der Entſch. über die 
Anfechtung der eine Einheit bildenden polizeilichen Verfügung und 
Zwangsgeldandrohung die erſtere nicht ausgeſchieden werden. 

(PrOVG., 3. Sen., Urt. v. 15. Dez. 1932, III C 90/32.) 
* 


3. Baupolizei. Eine polizeiliche Verfügung, die von 
einem Hauseigentümer die Erhaltung des Hauſes durch 
eine wirtſchaftlich nicht zu rechtfertigende Ausbeſſerung 
fordert, iſt widerrechtlich und muß aufgehoben werden, 
auch wenn der Eigentümer die Räumung nicht als anderes 
gleichartiges Mittel zur Beſeitigung des polizeiwidrigen 
Zuſtandes angeboten hat. 

Eingehender Nachprüfung bedarf die Behauptung des Kl., 


die von der Polizei angeordnete Ausbeſſerung der Wohnung 
würde eine unwirtſchaftliche Maßregel darſtellen, aus 
dieſem Grunde hätte nur eine Räumung zur Beſeitigung des 
polizeiwidrigen Zuſtandes in Betracht kommen können. 

Kl. hat das Vorhandenſein der beanſtandeten Schäden nicht 
in Abrede geſtellt. Er hat aber ausweislich der Vorgänge von 
Anfang an betont, die verlangten Ausbeſſerungsarbeiten ſeien un⸗ 
wirtſchaftlich und konnten ihm deshalb nicht zugemutet werden. 
Nur eine gründliche, umfaſſende und über die Forderung der an⸗ 
gefochtenen Verfügung hinausgehende Ausbeſſerung des Hauſes, 
die aber erſt nach deſſen Räumung, ſo wie es nötig ſei, durch⸗ 
führbar ſei, konne den polizeiwidrigen Zuſtand beſeitigen, ohne 
dem Eigentümer immer wieder von neuem unwirtſchaftliche Aus⸗ 
gaben aufzuerlegen. Dieſe Einwendungen ſind beachtlich. Nach 
der Rſpr. des OVG. hat die Polizei, falls mehrere Mittel zur 
Beſeitigung eines polizeiwidrigen Zuſtandes gegeben ſind, das⸗ 
jenige zu wählen, das bei hinreichender Wirkſamkeit den Be⸗ 
troffenen am wenigſten belaſtet (OVG. 78, 431). Sie darf nur 
das anordnen, was zur Erreichung nötig iſt, nicht mehr; und nur 
das den Verpflichteten am wenigſten belaſtende Mittel unter 
mehreren iſt nötig, den polizeilichen Zweck zu erreichen. Wobei ſie 
allerdings nicht verpflichtet iſt, nachzuforſchen, welches Mittel dem 
Verpflichteten von ſeinem Standpunkte aus als das weniger be⸗ 
laſtende erſcheint (OVG. 79, 371/73). Dieſe letztere Einſchränkung 
entbindet die Polizei indeſſen nicht ſchlechthin von der Verpflich⸗ 
tung, zu beachtlichen Einwendungen des in Anſpruch Genom⸗ 
menen von Amts wegen Stellung zu nehmen, auch wenn es der⸗ 
11 an einem gültigen Angebote eines anderen gleichwertigen 

ittels zur Beſeitigung des polizeiwidrigen Zuſtandes fehlen läßt. 
Denn obenan ſteht immer der Grundſatz, daß nur dasjenige Mittel 
die nötige Anſtalt zur Erreichung des polizeilichen Zweckes dar⸗ 
ſtellt, das bei hinreichender Wirkſamkeit den Betroffenen am we⸗ 
nigſten belaſtet. In Sonderheit iſt beim Vorliegen mehrerer mög⸗ 
licher Mittel die polizeiliche Verfügung dann als widerrechtlich zu 
erachten, wenn die Folgeerſcheinungen des von der Polizei ge⸗ 
forderten Mittels für den Betroffenen in einem derartigen Miß⸗ 
verhältnis zu dem zu erzielenden Erfolge ſtehen, daß ſeine Durch⸗ 
führung nach der allgemein herrſchenden Rechtsüberzeugung eine 
größere Störung des geordneten Gemeinſchaftslebens mit ſich 
bringen würde als die zu bekämpfende Gefahr. Derartige in ihrer 
praktiſchen Auswirkung über jedes nach allgemeiner Rechtsüber⸗ 
zeugung annehmbare Maß hinausgehende Anordnungen erhalten 
die öffentliche Ordnung nicht, ſondern ſtören ſie; ſie verſtoßen 
ſelbſt gegen das Ziel des § 10 IT 17 ALR. und find deshalb wider⸗ 
rechtlich (Drews a. a. O. S. 59). Die gleiche Rechtslage iſt 
nach Anſicht des Gerichtshofs auch da anzuerkennen, wo der Be⸗ 
troffene der polizeilichen Anordnung den Einwand entgegenſetzt, 
ihre Durchführung würde zwar den polizeiwidrigen Zuſtand be⸗ 
ſeitigen, in ihrer Geſamtwirkung aber eine für ihn wirtſchaftlich 
ungeeignete und deshalb im Endergebnis ſinnloſe Maßregel dar⸗ 
ſtellen. Iſt dieſer Einwand richtig, würde das polizeiliche Ziel auf 
dem angeordneten Wege nur unter Außerachtlaſſung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Belange des Inanſpruchgenommenen erreicht werden, 
ſo iſt es Pflicht der Polizei, ihre Anordnung zu ändern, auch wenn 
der Betroffene verſäumt, ſeinerſeits ein anderes, gleichwertiges 
Mittel anzubieten. Daß es in einem ſchwammverſeuchten Hauſe 
zu einem wirtſchaftlich unhaltbaren Zuſtande führen kann, wenn 
die Schäden mit alljährlich wiederkehrenden unzulänglichen Mit⸗ 
teln bekämpft werden, wo eine gründliche Erneuerung des Hauſes 
erfolgen müßte, läßt ſich nicht verkennen. Es kann deshalb gegen⸗ 
über dieſer Erwägung nicht darauf ankommen, ob der Kl. es 
nicht verſtanden hat, die Räumung des Hauſes als anderes gleich⸗ 
wertiges Mittel zur Beſeitigung des polizeiwidrigen Zuſtandes in 
gültiger Weiſe anzubieten, oder ob er die Räumung nicht erreicht 
hat. Wollte die Polizei allein deshalb auf einer Anordnung, die 
ſich in ihren wirtſchaftlichen Folgen für den Betroffenen unheil⸗ 
voll auswirken muß, beharren, und würden die zur Nachprüfung 
berufenen BVerwG. dieſelbe beſtätigen, jo würde dadurch die 
öffentliche Ordnung nicht erhalten, ſondern geſtört werden. Soweit 
die Vorgänge erkennen laſſen, haben es ſowohl Polizei wie auch die 
Beſchwerdebehörden an einer Prüfung des Falles unter dieſem 
Geſichtspunkte fehlen laſſen. Erſt auf die Verfügung des OVG. 
an den beklagten Ober Präſ. v. 16. Juni 1931 hat dieſer eine 
Berechnung der Polizei über die Rentabilität des Grundſtücks des 
Kl. beigebracht, durch die deſſen Behauptungen widerlegt werden 
ſollen. Abſchrift dieſer Berechnung iſt ausweislich der Vorgänge 
vom Bezirksausſchuß, an den die Sache wegen der mit Inkraft⸗ 
treten des Pol Verw. veränderten Zuſtändigkeit vom OVG. in- 
zwiſchen abgegeben worden war, dem Kl. nicht mitgeteilt worden. 
Der Bezirksausſchuß wird das zunächſt nachholen und den Kl. zu 
einer eingehenden ziffernmäßigen Begr. ſeiner gegenteiligen Be⸗ 
hauptung auffordern müſſen. 

(PrOBE., 4. Sen., Urt. v. 30. Juni 1932, IV C 31/32.) 
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4. Baupolizei. PrPol Verw. v. 1. Juni 1931. Gegen 
die Erteilung einer Baugenehmigung ſteht einem Dritten 
in der Regel nur die Beſchwerde im Aufſichtswege zu. 
Wenn dagegen die Baugenehmigung durch eine mit der 
Zulaſſung des Baues verknüpfte Auflage in die Rechte 
des Dritten eingreift, ſo ſind für den Dritten die Rechts⸗ 
mittel der SS 46 ff. Pol Verw. gegeben. 

Es war die Frage der Zuläſſigkeit der Anfechtung einer 
einem Dritten erteilten Baugenehmigung im Wege der gegen 
polizeiliche Vfg. gegebenen Rechtsmittel zu prüfen. Gegen eine 
polizeiliche Vfg., durch welche ein Baukonſens erteilt wird, ſteht 
einem Dritten auf die Behauptung hin, die Zulaſſung des Baues 
enthalte einen Eingriff in ſein Rechtsgebiet, und zu dem Zwecke, 
die Behörde zur Verſagung des Konſenſes oder zur Beifügun 
einſchränkender Baubedingungen zu veranlaſſen, der Regel na 
nur die Anrufung der Aufſichtsbehörde, nicht aber der Weg der 
Beſchw. und Klage offen (OVG. 14, 378). Die Entſch. 14, 383 
wirft aber mit Recht die Frage auf, ob nicht aus Veranlaſſung 
beſonderer mit der Zulaſſung des Baues verbundener polizeilicher 
Auflagen, bei denen alſo die Entſtehung einer Anlage nicht ſo⸗ 
wohl in der geduldeten freien Entſchließung des Unternehmers 
als vielmehr in einer poſitiven Anordnung der Polizei einen 
Grund hat, der Dritte u. U. dennoch zur Einlegung der Rechts⸗ 
mittel gegen polizeiliche Vfg. (früher 88 127 ff. PreVG. jetzt 
S 45, 47, 49 PrYolBeriv®.) befugt iſt. Dieſe Frage iſt im 
Einverſtändnis mit Baltz⸗Fiſcher, Preuß. Baupolizeirecht, 
5. Aufl. S. 247 zu bejahen, weil in dieſem Falle die Durchfüh⸗ 
rung der polizeilichen Auflage in die Rechte des Dritten unmit⸗ 
telbar eingreift ($ 45 Pol Verw.). In dieſer Hinſicht iſt im 
gegenwärtigen Falle durch die Anordnung der Schließung der 
Offnungen in der der Kl. und der R. Erbengemeinſchaft je zur 
Hälfte gehörenden Brandmauer das Recht der Kl. berührt und 
damit das Recht der Anfechtung dieſer Vfg. inſoweit gegeben. 

(ROBE,, 4. Sen., Urt. v. 11. Mai 1933, IV C 143/32.) 

* 


5. 815 Abf. 1 PrGrVerm St.; § 24 Abſ. 1 Buchſt. g 
Prͤomm AbgG. Die Verleihung der Rechte einer Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts an Religionsgeſellſchaften 
nach Art. 137 RVerf. v. 11. Aug. 1919 kann in Preußen durch 
Beſchl. des Staatsminiſteriums erfolgen. Religionsgeſell⸗ 
schaften, denen die Rechte einer Körperſchaft des öffent- 
lichen Rechts verliehen ſind, ſtehen i. S. der Steuerbefrei⸗ 
ungsvorſchriften des $ 24 Abſ. 1 Buchſt. g Komm Abg G. den 
mit Körperrechten verſehenen Religionsgeſellſchaften 
gleich. +) 

Nach 824 Abſ. 1 Buchſt. g Komm Abg. i. Verb. m. § 15 Abſ. 1 
GrVermStG. ſind von der Beſteuerung befreit die „Kirchen, Kapellen 
und anderen dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmeten Gebäude ſowie 
die gottesdienſtlichen Gebäude der mit Korporationsrechten verſehenen 
Religionsgeſellſchaften“. Nach 8 24 Abſ. 3 KommAbgG. ſind auch 


d Zu 5. Die Entſch. nimmt zu zwei bedeutſamen Fragen des 
deutſchen Staatskirchenrechts Stellung. Die eine Frage betrifft den 
Begriff der „Körperſchaften des öffentlichen Rechtes“ i. S. des 
Art. 137 Y R Verf. Diefe Frage kompliziert ſich im vorl. Falle 
noch durch den Fortbeſtand des älteren Begriffs der „Korpora⸗ 
been Ihn verwendet die Geſetzesſtelle, welche für die Entſch. 
den Ausgangspunkt zu bilden hat. Auf die (m. E. zu bejahende) 
Bus einzugehen, ob die „öffentlich⸗rechtlichen Körperichaftsrechte” 
es neueren den „Korporationsrechten“ des älteren Staatskirchen⸗ 

delt entſprechen, beſtand für das Gericht kein Anlaß. Es genügte 
lic Nachweis und die Feſtſtellung, daß der Umfang der „öffent- 
zien Körperſchaftsrechte“ mindeſtens jo weit geht wie der Um⸗ 
N er „Korporationsrechte“, Hieran kann kein Zweifel beftehen. 
2 Art en fallen die e pere Religſonsgeſellſchaften 

ſcha 137 RWVerf., und zwar die übernommenen wie die neuge⸗ 
zu ffenen, gewiß unter das Beſteuerungsprivileg des § 24 Abſ. 1 
en und abi. 3 KommAdg®. Zu bejahen ift aber auch die zweite 
mäß ob die Biſchöfliche Methodiſtenkirche in Preußen recht⸗ 
Noro in den Beſitz ihrer öffentlichen Körperſchaftsrechte bzw. 
Rechteſatſonsrechte gelangt ſei. Die ſtaatliche Verleihung ſolcher 
5 R ſtellung iſt ihrer Natur nach ein Verwaltungsakt. Sie war 
akt uch in der preußiſchen Monarchie, als dieſer Verwaltungs⸗ 
Ar, gent. Art. 13 PrVerfUrk. v. 31. Jan. 1850 (i. Verb. m. 
ele EGBGB.) der Geſetzesform bedurfte; ſolche Geſetze 
krakttu, ormelle, nicht materielle Geſetze dar. Seit dem Außer⸗ 
Art. 187 jener VerfUrk. bedarf es der Geſetzesform nicht mehr. 
Länder Verf. verlangt die Geſetzesform nicht und läßt den 
ee Freiheit, in welcher Rechtsform ſie „anderen Religions⸗ 
zieht ihnlten auf ihren Antrag gleiche Rechte“ gewähren wollen; ſie 
an die a nur materiell eine Schranke, indem ſie die Verleihung 
ihre Ne rausſetzung bindet, daß ſolche Religionsgeſellſchaften „durch 
Berfaſſung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der 


Grundſtücke und Gebäude, für die dieſe Vorausſetzungen nur teilweiſe 
zutreffen, zu dieſem Teile von der Steuer freizuſtellen. Die Frei⸗ 
ſtellung der „Kirchen, Kapellen und anderen dem öffentlichen Gottes⸗ 
dienſte gewidmeten Gebäude“ bezieht ſich nach der ſtänd. Rſpr. des 
OVG. nur auf die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchen⸗ 
geſellſchaften (8 17 II 11 AL R.), zu denen die Biſchöfliche Methodiſten⸗ 
kirche nicht gehört (vgl. OVG. 81, 1). Es kann ſich demnach nur 
darum handeln, ob die Biſchöfliche Methodiſtenkirche in Preußen zu 
den mit Korporationsrechten verſehenen Religionsgeſellſchaften i. S. 
der angef. Steuerbefreiungsvorſchrift gehört, ſeitdem ihr durch den 
Beſchl. des preuß. Staatsmin. v. 5. Sept. 1930 die Rechte einer Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts verliehen ſind. Dieſe Frage iſt entgegen 
der Auffaſſung der Vorinſtanzen zu bejahen. 

Wie das OVG. in feiner Entſch. v. 14. Jan. 1927: PrVerwBl. 
48, 560/61 ausgeführt hat, ift die Befreiungsvorſchrift des Komm Abgch. 
in ihrem erſten Teile aus den früheren Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗ 
geſetzen übernommen. Demgemäß liegen hier die Begriffsbeſtimmungen 
des ALR. zugrunde. Nach 8 20 JI 11 ALR. genießen die Religions⸗ 
geſellſchaften, welche der Staat nicht ausdrücklich aufgenommen hat, 
nur die Befugniſſe geduldeter Geſellſchaften, die im § 11 II 6 ALR. 
auch als erlaubte Geſellſchaften bezeichnet werden. Dieſe zugelaſſenen 
Religionsgeſellſchaften ſtellten im Verhältnis zu anderen außenſtehen⸗ 
den Perſonen keine „moraliſchen Perſonen“ dar (§ 13 II 6 a. a. O.), 
d. h. nach dem heutigen Sprachgebrauch keine juriſtiſchen Perſonen. 
Dieſe Rechtsſtellung konnten ſie nur durch ſtaatliche Genehmigung er⸗ 
langen, durch die fie „Korporationen“ (8 25 II 6) und damit „in den 
Geſchäften des bürgerlichen Lebens eine moraliſche Perſon“ wurden. 
Die Verleihung der Korporationsrechte gehörte im abſoluten Staat 
zur Kompetenz des Landesherrn. Dieſer Rechtszuſtand erfuhr durch 
Art. 13 PrVerf. v. 31. Jan. 1850 eine Anderung dahin, daß Religions- 
geſellſchaften, welche keine Korporationsrechte hatten, ſolche nur durch 
beſondere Geſetze erlangen konnten. Dabei ging der Geſetzgeber davon 
aus, daß die Verleihung von Korporationsrechten an ſich einen Akt 
der Verwaltung darſtellte, hielt aber gerade bei den Religionsgeſell⸗ 
ſchaften und geiſtlichen Geſellſchaften ein Zuſammenwirken der geſetz⸗ 
gebenden Faktoren für erforderlich (Sten Ber, der I. Kammer S. 773, 
775, der II. Kammer S. 1761). Demgemäß iſt auch die Delegation 
zur Erteilung der Korporationsrechte für Mennoniten⸗ und Baptiſten⸗ 
gemeinden an die Min. der Juſtiz, des Innern und der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten beide Male durch beſondere Geſetze vorgenommen worden, 
in denen die Bedingungen für die Verleihung entſprechend Art. 31 
PrVerf. v. 31. Jan. 1850 näher umſchrieben wurden (Gef. v. 12. Juni 
1874 u. v. 7. Juli 1875 [GS. 1874, 238; 1875, 374). 

Der Art. 13 PrVerf. v. 31. Jan. 1850 iſt durch Art. 137 RVerf. 
v. 11. Aug. 1919 beſeitigt. Nach Abſ. 4 daſ. erwerben Religionsgeſell⸗ 
ſchaften die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorſchr. des bürger⸗ 
lichen Rechts, nach Ab. 5 find ihnen auf Antrag die Rechte der Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechtes zu gewähren, wenn ſie durch ihre Ver⸗ 
faſſung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. 
Soweit die Durchführung dieſer Vorſchr. eine weitere Regelung er» 
fordert, iſt fie der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Die neue PrVerf. 


Dauer bieten“. Nun hat allerdings Preußen, ohne eine nach Art. 137 
VIII mögliche allgemeine Regelung dieſer Frage vorzunehmen, 
die Verleihung von öffentlichen Körperſchaftsrechten an Religions⸗ 
geſellſchaften in einigen Fällen im Wege der Geſetzgebung bewirkt. 
Beiſpiele bei Gieſe, Staat und Kirche im neuen Deutſchland, in 
Jahrb. d. öff. Rechts 13, 1925, 303; 20, 1932, 139, 141. Dieſe for⸗ 
mellen (nur, ſoweit über den Verleihungsakt hinaus Rechtsnormen 
enthaltend, auch materiellen) Geſetze begründen aber keine materielle 
Geſetzesvorſchr. des Inhalts, daß die Form des Geſetzes auch in 
Zukunft gewählt werden müſſe. Vielmehr kann auch die berufene 
Verwaltungsſtelle den Verwaltungsakt erlaſſen. Somit handelte 
das Preuß. Staatsminiſterium, als es durch Beſchl. v. 5. Sept. 
1930 der Biſchöfl. Methodiſtenkirche in Preußen die Rechtsſtellung 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts verlieh, zuſtändig und 
rechtswirkſam. Es iſt das beſondere Verdienſt der Entſch., das 
Weſen ſolcher Verleihung als Verwaltungsaktes klar herausgeſtellt 
zu haben. Bei alledem könnte ſchließlich noch die Frage geſtellt 
werden, ob denn Art. 137 RVerf. unter dem neuen Verfaſſungs⸗ 
recht des Reiches der nationalen Erhebung noch in Kraft ſtehe. 
Dieſe Frage berührt aber den vorl. Fall deshalb nicht, weil dieſer 
die konkrete Rechtsfrage einer chriſtlichen Religionsgemeinſchaft 
zum Gegenſtande hat. Es kann deshalb hier unerörtert bleiben, 
wieweit das Grundprinzip des Art. 137 I RVerf. durch die neueſte 
legislative Entwicklung modifiziert iſt (ogl. Köttgen: R.⸗ u. 
PrVerwBl. 1933 Nr. 27 S. 521 ff.). Es braucht ferner nicht zu 
der (m. E. zu verneinenden) Frage Stellung genommen zu werden, 
ob die Möglichkeiten des Art. 137 RVerf. noch zugunſten nicht⸗ 
chriſtlicher Religionsgeſellſchaften oder gar Weltanſchauungsver⸗ 
einigungen gehandhabt werden können. Doch wäre eine Feſtſtellung 
der neuen Rechtslage, welche die alte Monopolſtellung der chriſt⸗ 
lichen Religionsgeſellſchaften erneuert hat, ſehr zu begrüßen. 
Prof. u. KonſRat. Dr. Friedrich Gieſe, Frankfurt a. M. 
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v. 30. Nov. 1920 enthält eine dem Art. 13 Verf. v. 31. Jan. 1850 
entſpr. Vorſchr., wonach etwa die Gewährung der Rechte der Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts an Religionsgeſellſchaften nur im Wege 
der Geſetzgebung erfolgen dürfte, nicht mehr. Da es ſich auch bei der 
Verleihung der Rechte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts um 
einen Verwaltungsakt handelt, ſo iſt anzuerkennen, daß der Beſchl. 
des preuß. Staatsmin. v. 5. Sept. 1930, durch den der Biſchöflichen 
Methodiſtenkirche in Preußen dieſe Rechte verliehen find, im Rahmen 
der Zuſtändigkeit des Staatsmin. ergangen und deshalb rechtswirkſam iſt. 

Es bleibt demnach zu prüfen, ob der Verleihung der Rechte der 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſteuerrechtlich dieſelbe Bedeutung 
beizumeſſen iſt wie der Verleihung von Korporationsrechten i. S. des 
9 24 Abſ. 1 Buchſt. g Komm Abg. Dies muß bejaht werden. Die 
Verleihung von Korporationsrechten erſchöpfte ſich nach außen hin im 
weſentlichen im Erwerb bürgerlicher Rechtsfähigkeit, ſoweit nicht bei 
der Verleihung beſondere Privilegien vorgeſehen wurden, die aber an 
ſich nicht notwendig im Begriff der Korporationsrechte enthalten find. 
Demgegenüber enthält die Verleihung der Rechte einer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes — ohne daß auf eine Klarſtellung dieſes Be⸗ 
griffs in ſeinem vollen Umfange Wert gelegt werden müßte — jeden⸗ 
falls weitergehende Bedeutung. Denn es iſt damit nicht nur die 
Schaffung einer juriſtiſchen Perſon verbunden, ſondern dieſer wird 
auch gleichzeitig zufolge Art. 137 Abſ. 6 RVerf. das Recht zur Steuer⸗ 
erhebung gewährt. Da es ſich bei der Verleihung der Rechte einer 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts jedesmal um einen Einzelakt einer 
Ver Beh. handelt, trifft auch hier der eine Geſichtspunkt nicht zu, 
aus dem der Gerichtshof in der ſchon gen. Entſch. v. 14. Jan. 1927: 
PrVerwBl. 48, 560/61 abgelehnt hat, eine Religionsgeſellſchaft, die 
Rechtsfähigkeit nach den Vorſchr. des bürgerlichen Rechtes erworben 
hatte, als Religionsgeſellſchaft mit Korporationsrechten anzuerkennen. 
Denn bei dieſem Verwaltungsakt iſt der Berückſichtigung öffentlich 
rechtlicher Geſichtspunkte in ausreichendem Maße Spielraum gegeben. 


(PrO G., 6. Sen., Urt. v. 7. März 1933, VI D 173/32.) 


Heſſen. 
Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Hans Horch, Mainz. 


6. Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 3e HeſſcemUmlG. v. 7. Aug. 1920. 
Grundſtücke eines Erziehungsheims dienen dann unmittel- 
bar gemeinnützigen Zwecken, wenn ſie zur Ausbildung der 
Zöglinge beſtimmt ſind. 

Eine Erziehungsanſtalt beantragt, ihre landwirtſchaftlichen 
Grundſtücke ſowie von ihr betriebene Werkſtätten und Mühlen als 
unmittelbar gemeinnützig von der Grundſteuer freizuſtellen. Die 
landwirtſchaftlichen Grundſtücke ſeien dazu beſtimmt, den ſpäter in 
die Landwirtſchaft übertretenden Zöglingen das Erlernen land⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeiten zu Amiöglnhen, während in den Werk⸗ 
ſtätten und der Mühle die Zöglinge eine handwerksmäßige Ausbil- 
dung für verſchiedene Berufszweige erfahren. Die Erträgniſſe der 
landwirtſchaftlichen Grundstücke würden zur Ernährung der In⸗ 
ſaſſen der Anſtalt verwandt. Unter Aufhebung der gegenteiligen 
Entſch. des FinGer. hat der VGH. von der Steuer freigeftellt. 

Wenn die Erziehungsanſtalt die landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke und die techniſchen Einrichtungen in den Gebäuden in erſter 
Linie unterhält, um ihren Zöglingen darin ein Erlernen land⸗ 
wirtſchaftlicher und handwerklicher Arbeiten zu ermöglichen, dann 
dienen auch dieſe Anſtaltsgrundſtücke und Anſtaltsgebäude unmit⸗ 
telbar dem Zweck der gemeinnützigen Anſtalt, nämlich der Für⸗ 
ſorge der in der Anſtalt untergebrachten Zöglinge. Denn Beſſe⸗ 
rungsanſtalten erblicken ihren Beſſerungszweck nicht nur darin, 
ihre Zöglinge in der Anſtalt zu verwahren, ſondern auch ihnen 
durch Beſchäftigung mit nutzbringender Arbeit eine Grundlage zu 
geben, damit ſie nach ihrer Entlaſſung aus der Anſtalt imſtande 
ſind, durch die in der Anſtalt erlernte Beſchäftigungsart in der 
Außenwelt einen Beruf zu ergreifen. Die Fürſorge der Beſſe⸗ 
rungsbedürftigen beſteht ſomit darin, daß ihnen die Erziehungs⸗ 
anſtalt neben ihrer ſittlichen und moraliſchen Stärkung eine Be⸗ 
rufsausbildung auf ihren Lebensweg mitgibt. Dieſer Fürſorge⸗ 
zweck wird ganz unmittelbar dadurch erreicht, daß die Anſtalt die 
zur Erlernung der Berufsarten erforderlichen Grundſtücke und 
Gebäude beſitzt (fo auch Pr OVG. zu § 24, 1 h Preuß Komm Abg.; 
vgl. Nohl⸗-Freund⸗Suren, 1931, S. 214). 

(Heſſ BH., Urt. v. 25. Febr. 1933, Nr. VGH 62/32.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und Derwaltungs: 
gerichte. 


Preußen. 
Preußiſcher Dienſtſtrafhof. 
Berichtet von RA. Dr. Görres und Senpräſ. Pleſſer, Berlin. 


1. Geſchlechtsverkehr einer verlobten Lehrerin mit 
einem unverheirateten Lehrer. 7 


(Pr Dienſtſtro., Urt. v. 2. Juni 1932, D 15/32.) 
Abgedr. JW. 1933, 16871. 


Berichtigungen. 


Die JW. 1933, 1760 abgedruckte Beſprechung des Buches 
Brandi: Urkunden und Akten iſt von Herrn Prof. Dr. Hans 
Planitz (nicht Hanitz), Köln, verfaßt. 

D. S. 


Die zu dem Auffag Schneider⸗Neuenburg, Düſſel⸗ 
dorf, „Die Untreue des Bevollmächtigten“ JW. 1933, 1701 ff. an⸗ 
gegebenen Fußnoten werden wie folgt richtiggeſtellt. 

Es muß heißen in Fußnote: 

. 1930, 1403 ſtatt 1433; 

. 1931, 207 ſtatt 1930; 

. 1933, 609 ſtatt 193, 609; 

. 1932, 1383 ftatt 1928, 
ee BER) tan Bil, 
1931, 207 ſtatt 267; 

. 1930, 1973 ftatt 1933; 

. 1931, 1366 ftatt 1766; 
1932, 1746 ftatt 1764; 

. 1930, 1404 ſtatt 1440 

. 1932, 1383 jtatt 1928; 

. 1928, 2258 jtatt 2250; 

. 1931, 3559 ſtatt 35, 59. 

D. S. 


JW. 1933, 1793 rechte Spalte Zeile 35 von oben muß es 
ſtatt Beſchädigung heißen „Beſchäftigung“. D. S. 


Zu 1. Die Entf. läßt außer acht, daß bei der Beurteilung 
der Frage, ob ein außerdienſtliches Verhalten ein Dienſtvergehen 
darſtellt, auch die Art der bekleideten Amter zu berückſichtigen iſt. 
Gerade im Dienſtſtrafrechte iſt in weitgehendem Maße der Ga 
ſatz durchzuführen: „Wenn zwei dasſelbe tun, iſt es noch längſt 
nicht dasſelbe.“ Handlungen können z. B. bei einem höheren Be⸗ 
amten dienſtlich ſtrafbar ſein, auch wenn niemand ſie einem un⸗ 
teren Beamten verargen wird; es wäre unzweifelhaft ein Dienſt⸗ 
vergehen, wenn etwa ein en LGPräſ. auf der von einem 
ſchwerreichen LGR. veranſtalteten Geſellſchaft als Lohndiener mit⸗ 
wirken würde, während niemand dies einem Juſtizwachtmeiſter ver⸗ 
übeln kann Dies ift anerkannten Rechtes und im Geſetze auch da⸗ 
durch zum Ausdruck gelangt, daß vom einzelnen Beamten die Ach⸗ 
tung, das Anſehen und das Vertrauen zu wahren iſt, welches fein 
Beruf erfordert. Da es zu den Obliegenheiten einer Lehrerin — 
vollends in einem Landſchulheim! aber auch ſchlechthin — gehört, 
erzieheriſch auf die Kinder einzuwirken und ihre Sittlichkeit 
nach Kräften zu fördern und zu heben, ſo wird das Vertrauen, 
welches ihr Beruf erfordert, durch ſittliche Verſtöße ſchon weit eher 
verletzt als etwa bei einer Kanzliſtin in einer großſtädtiſchen Be⸗ 
hörde. 

All dieſe Umſtände hat der PrOienftSt$. in feinem Urt. v. 
2. Juni 1932 nicht berückſichtigt; er hat vielmehr den Standpunkt 
eingenommen, als ſei eine Lehrerin ſchlechthin nur eine Beamte 
nach Art einer Regiſtratorin od. dgl. Nur dadurch war es möglich, 
daß er zu einer derartig fehlerhaften Entſch. kommen konnte, daß 
außerehelicher Geſchlechtsverkehr einer verlobten Lehrerin mit 
einem Dritten kein Dienſtvergehen an ſich darſtelle. 

NA. Dr. v. Bowin, Potsdam. 
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